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(A) 


(C) 


21. Sitzung 


Bonn, den 24. März 1977 

Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Carstens: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die 
Tagesordnung möchte idi gern ein paar Worte zu 
den Römisdien Verträgen sagen. Vor 20 Jahren, am 
25. März 1957, wurden in Rom von den Regierungen 
der sechs Partnerstaaten die Verträge unterzeichnet, 
die der Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft 
zugrunde liegen. Der Deutsche Bundestag hat den 
Römischen Verträgen wenige Monate danach, am 
5. Juli 1957, mit sehr großer Mehrheit zugestimmt. 

Im EWG- Vertrag werden nicht nur wirtschaftliche, 
sondern auch weiterreichende politische Ziele ge- 
nannt. So heißt es in der Präambel, daß durch diesen 
fBJ Zusammenschluß Frieden und Freiheit gewahrt und 
gefestigt werden sollen und daß die Gründung einer 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in dem festen 
Willen der Vertragspartner erfolge, die Grundlagen 
für einen immer engeren Zusammenschluß der euro- 
päischen Völker zu schaffen. 

Wir werden in diesen Tagen gefragt, wie weit in 
den zurückliegenden 20 Jahren dieser mit den Ver- 
trägen gegebene politische Ansatz genutzt worden 
ist, ob wir den Zielen nähergekommen sind oder ob 
wir sie verfehlt haben. Das Urteil wird unterschied- 
lich ausfallen, je nachdem, welches von den aufge- 
stellten Zielen wir dabei besonders ins Auge fassen. 
Trotz einer durchaus berechtigten Kritik dürfen die 
Erfolge nicht übersehen werden. In diesen zwei 
Jahrzehnten sind auf zahlreichen Teilgebieten wie 
der Verwirklichung der Zollunion, des freien Wett- 
bewerbs, der freien Wahl des Arbeitsplatzes, der 
Niederlassungsfreiheit, der Handelspolitik und 
schließlich — bei allen damit weiterhin verbundenen 
Schwierigkeiten — auch der Agrarpolitik zum Teil 
große Fortschritte erzielt worden. Diese Fortschritte 
werden erst deutlich, wenn man sich in Erinnerung 
ruft, daß die Länder, die sich zusammenschlossen, in 
der Vergangenheit nationalwirtschaftlich geprägte 
Vorstellungen hatten und vielfach sogar dem Ge- 
danken der Autarkie verhaftet waren. 

Ein eindrucksvoller Beweis für das Vertrauen in 
die Gemeinschaft waren der Beitritt Großbritan- 
niens, Dänemarks und Irlands und das Ergebnis der 
Volksabstimmung in Großbritannien zugunsten des 
Beitritts zum Gemeinsamen Markt. Die Anziehungs- 


kraft, die die Gemeinschaft weiterhin besitzt, zeigt 
sich in dem Bemühen weiterer Staatem um Vollmit- 
gliedschaft. 

Der im vergangenen Jahr gefaßte Beschluß, 1978 
direkte, allgemeine Wahlen für das Europäische 
Parlament abzuhalten, ist eine Entscheidung von 
großer politischer Tragweite. Sie wird von allen im 
Deutschen Bundestag vertretenen Parteien getragen. 
Durch die direkten Wahlen werden politische Kräfte 
innerhalb der Gemeinschaft aktiviert werden. Nur 
sie, die aus der Bevölkerung hervorgehenden poli- 
tischen Kräfte, können Europa das geben, was es 
braucht: einen demokratisch begründeten, unmittel- 
bar auf die europäischen Angelegenheiten ausge- 
richteten politischen Willen und schließlich ein de- 
mokratisch kontrolliertes europäisches Entschei- 
dungszentrum. 

Trotz allem ist Europa von der politischen Union, 
die wir alle als das große Ziel anstreben, noch weit 
entfernt. Ich verkenne nicht, daß die Europäische 
Politische Zusdammenarbeit, EPZ, Fortschritte ge- 
macht hat. Dennoch ist sie nur ein Schritt auf dem 
Wege zu einer europäischen politischen Union. 

Trotz aller Schwierigkeiten dürfen wir, so meine 
ich, uns nicht entmutigen lassen. Für uns Deutsche 
ist die europäische Idee nicht nur deswegen bedeut- 
sam, weil wir in ihr die überzeugendste Überwin- 
dung eines engen nationalistischen Denkens sehen, 
das unser Land und mit ihm viele andere in der Ver- 
gangenheit ins Unglück gestürzt hat, sondern wir 
erblicken in der friedlichen Einigung Europas zu- 
gleich einen Weg zur Überwindung der Teilung un- 
seres Landes und damit zur Erreichung unseres Zie- 
les, auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzu- 
wirken, bei dem das deutsche Volk in freier Selbst- 
bestimmung seine Einheit wiedererlangt. 

Folgende 

amtlidie Mitteilungen 

werden ohne Verlesung in den Stenographisdien Bericht aufge- 
nommen : 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat mit Schreiben vom 16. März 1977 mitgeteilt, daß 
der Ausschuß gegen die nachstehenden, bereits verkündeten Vor- 
lagen keine Bedenken erhoben hat: 

Richtlinie des Rates zur zwölften Änderung der Richtlinie 
64/54/EWG des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über konservierende Stoffe, die in Le- 
bensmitteln verwendet werden dürfen (Drucksache 7/5265) 
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Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 827/68 über die gemeinsame Marktorganisation 
für bestimmte in Anhang II des Vertrages aufgeführte Er- 
zeugnisse (Drudcsadie 7/5624) 

Verordnung (EWG) des Rates zur dritten Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1876/74 über den Zusatz von Alkohol zu 
Erzeugnissen des Weinsektors (Drucksache 7/5916) 

Der Vorsitzende des Innenaussdiusses hat mit Schreiben vom 
16. März 1977 mitgeteilt, daß der Ausschuß gegen die nachste- 
henden, bereits verkündeten Vorlagen keine Bedenken erhoben 
hat: 

Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der Regelung 
der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die in Geel- 
Mol (Belgien) dienstlich verwendet werden (Drucksache 
7/5947) 

Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der Rege- 
lung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle mit 
Dienstort in Fetten (Niederlande) (Drucksache 8/73) 

Mit Schreiben vom 16. März 1977 hat der Vorsitzende des 
Innenausschusses ferner mitgeteilt, daß der 

Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Anpassung des 
auf die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten und 
sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften in 
Italien anzuwendenden Berichtigungskoeffizienten (Drucksache 
7/5914) 

vom Rat der Europäischen Gemeinschaften zwischenzeitlich end- 
gültig abgelehnt wurde und sich eine Berichterstattung an das 
Plenum somit erübrigt. 


Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
16. März 1977 mitgeteilt, daß der Ausschuß . gegen die nach- 
stehenden, bereits verkündeten Vprlagen keine Bedenken er- 
hoben hat: 

Richtlinie des Rates (6. Richtlinie) zur Änderung der Richt- 
linie 72/464/EWG betreffend die anderen Steuern auf den 
Verbrauch von Tabakwaren als die Umsatzsteuern (Druck- 
sache 7/5649) 

Verordnung des Rates zum Abschluß des Zollübereinkom- 
mens über den internationalen Warentransport mit Carnets 
TIR (TIR-Übereinkommen) vom 14. November 1975 in Genf 
sowie 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur vorzeitigen 
Anwendung der Bestimmungen der Technischen Anlagen so- 
wie zur vorzeitigen Verwendung des Musters des Carnet TIR 
des Zollübereinkommens über den internationalen Waren- 
transport mit Carnets TIR (TIR-Übereinkommen) vom 14. No- 
vember 1975 in Genf (Drucksache 7/5704) 

Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie des Rates 
vom 15. März 1976 über die gegenseitige Unterstützung bei 
der Beitreibung von Forderungen im Zusammenhang mit 
Maßnahmen, die Bestandteil des Finanzierungssystems des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft sind, sowie von Abschöpfungen und Zöllen (Druck- 
sache 7/5844) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 97/69 über die zur einheitlichen Anwendung des 
Schemas des gemeinsamen Zolltarifs erforderlichen Maßnah- 
men (Drucksache 7/5892) 

Richtlinie des Rates über eine Ausnahmeregelung für das 
Königreich Dänemark bei den im grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr geltenden Vorschriften für die Umsatzsteuern 
und Sonderverbrauchsteuern (Drucksache 8/22) 


Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit 
Schreiben vom 16. März 1977 mitgeteilt, daß der 

Vorschlag der EG-Kommission für eine Verordnung zur Auf- 
stockung des für das Jahr 1976 eröffneten Gemeinschaftszoll- 
kontingents für Ferrochrom mit einem Gehalt an Kohlen- 
stoff von 4 Gewichtshundertteilen oder mehr der Tarifstelle 
ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs (Drucksache 7/5894) 
vom Rat der Europäischen Gemeinschaften zurückgezogen wurde 
und sich eine Berichterstattung an das Plenum somit erübrigt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit Schrei- 
ben vom 16. März 1977 mitgeteilt, daß der Ausschuß gegen die 
nachstehenden, bereits verkündeten Vorlagen keine Bedenken 
erhoben hat: 

Verordnung des Rates betreffend Abschluß eines Abkom- 

mens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Föderativen Republik Brasilien über den Handel mit 

Textilerzeugnissen (Drucksache 7/5731) 

Verordnung des Rates betreffend Abschluß eines Abkom- 

mens zwisdien der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Kolumbien über den Handel mit Textilerzeug- 
nissen (Drucksache 7/5744) 

Verordnung (EWG) des Rates zur vollständigen oder teil- 
weisen Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung 
in der Türkei (1977) (Drucksache 7/5842) 

Verordnung des Rates über die Einfuhrregelung für be- 

stimmte Textilerzeugnisse mit Ursprung in der Republik 
Singapur (Drucksache 7/5873) 


Verordnung des Rates über die Einfuhrregelung für bestimm- (Q 
te Textilerzeugnisse mit Ursprung in Malaysia (Drucksache 
7/5874) 

Verordnungen (EWG) des Rates 

zur Festsetzung der Richtplafonds und zur Einrichtung einer 
gemeinschaftlichen Überwachung der Einfuhren bestimmter 
Erzeugnisse mit Ursprung in Österreich (1977) 

zur Festsetzung der Richtplafonds und zur Einrichtung einer 
gemeinschaftlichen Überwachung der Einfuhren bestimmter 
Erzeugnisse mit Ursprung in Finnland (1977) 

zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwachung der 
Einfuhren bestimmter Erzeugnisse mit Ursprung in Island 
(1977) 

zur Festsetzung der Richtplafonds und zur Einrichtung einer 
gemeinschaftlichen Überwachung der Einfuhren bestimmter 
Erzeugnisse mit Ursprung in Norwegen (1977) 

zur Festsetzung von Richtplafonds und zur Einrichtung einer 
gemeinschaftlichen Überwachung der Einfuhren bestimmter 
Erzeugnisse mit Ursprung in Portugal (1977) 

zur Festsetzung der Richtplafonds und zur Einrichtung einer 
gemeinschaftlichen Überwachung der Einfuhren bestimmter 
Erzeugnisse mit Ursprung in Schweden (1977) 

zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwachung der 
Einfuhren bestimmter Erzeugnisse mit Ursprung in der 
Schweiz (1977) 

Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl zur Einrichtung einer Überwachung der Einfuhren 
bestimmter Erzeugnisse mit Ursprung in Österreich (1977) 

Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl zur Einrichtung einer Überwachung der Einfuhren 
bestimmter Erzeugnisse mit Ursprung in Schweden (1977) 
(Drucksache 7/5819) 

Verordnung des Rates zur Verlängerung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 1509/76 und 1522/76 über die Einfuhr von Sardi- 
nenzubereitungen oder -konserven mit Ursprung in Tunesien 
bzw. Marokko in die Gemeinsdiaft (Drucksache 7/5875) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr einiger Er- 
zeugnisse des Weinbaus mit Ursprung in Griechenland in die 
drei neuen Mitgliedstaaten (Drucksache 7/5876) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Aufrechterhaltung der 
Genehmigungspflicht für die Einfuhr von Glühlampen mit 
Ursprung in verschiedenen europäischen Staatshandelslän- 
dern nach Italien (Drucksache 8/18) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung (D) 
und Verwaltung eines Gemeinschaf tszollkontingents für 
Ferrochrom mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 4 Ge- 
wichtshundertteilen oder mehr der Tarifstelle ex 73.02 E I des 
Gemeinsamen Zolltarifs und über die Ausdehnung dieses 
Kontingents auf bestimmte Einfuhren von Ferrochrom mit 
einem Gehalt an Kohlenstoff von 3 bis 4 Gewichtshundert- 
teilen (Jahr 1977) (Drucksache 8/39) 

Verordnung (EWG) Nr. 2994/76 des Rates vom 9. Dezember 
1976 zur Aufstockung des durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2876/75 für das Jahr 1976 eröffneten Gemeinschaftszollkon- 
tigents für bestimmtes Sperrholz aus Nadelholz der Tarif- 
nummer ex 44.15 des Gemeinsamen Zolltarifs 

Meine Damen und Herren, wir treten nun in die 
Behandlung der Tagesordnung ein. Idi rufe die 
Punkte 4 a) und b) der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Jahresgutaditens 1976/77 des 
Sadiverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

— Drucksache 7/5902 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschüß für Wirtschaft (federführend) 

Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Jahreswirtsdiaftsberichtes 1977 
der Bundesregierung 

— Drucksache 8/72 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Haushaltsausschuß 

Zur Begründung und als erster Redner in der 
Aussprache hat der Herr Bundesminister für Wirt- 
schaft das Wort, 

Dr. Frlderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Sehr verehrte Damen! Meine Herren! 

Die Bundesregierung hat den Jahreswirtschaftsbe- 
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ridit 1977 termingerecht Ende Januar verabschiedet 
und den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet. 
Sie hat zugleich, wie das Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetz es vorschreibt, zum Jahresgutachten 1976/77 
des Sachverständigenrates Stellung genommen, des- 
sen Mitgliedern ich an dieser Stelle ausdrücklich für 
die geleistete Arbeit Dank sagen möchte. Dank be- 
sonders dafür, daß der Rat mit seinem Gutachten 
dazu beigetragen hat, die wirtschaftspolitische Dis- 
kussion auch in einer breiteren Öffentlichkeit über 
den kurzfristigen Aspekt hinaus auf das zu lenken, 
was in mittelfristiger Sicht notwendig und erforder- 
lich ist. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Der Jahreswirtschaftsbericht basiert auf dem In- 
formationsstand von Ende Januar dieses Jahres, und 
das heißt: auf dem Datenbild von Dezember bzw. No- 
vember des vergangenen Jahres. Die seitdem hin- 
zugekommenen statistischen Informationen lassen 
die konjunkturelle Perspektive für 1977 insgesamt 
nicht ungünstiger erscheinen. Zwar weisen die Ja- 
nuar-Zahlen beim Auftragseingang saisonbereinigt 
einen Rückgang auf; wegen der zu Jahresbeginn von 
den statistischen Ämter vorgenommenen Umstellung 
muß dieses Monatsergebnis aber mit einer besonde- 
ren Vorsicht gewertet werden. Im Zweimonatsver- 
gleich, den wir ja üblicherweise anstellen — • nämlich 
Dezember und Januar zusammen gegenüber den 
beiden Vormonaten — , ergibt sich im übrigen sai- 
sonbereinigt noch immer ein — wenn auch nur 
leichter — Anstieg. 

Auch die jüngsten Konjunkturprognosen der mei- 
sten wirtschaftswissenschaftlichen Institute und auch 
des Internationalen Währungsfonds bestätigen weit- 
gehend die Grundlinien des Jahreswirtschaftsbe- 
richts, und sie befinden sich — von geringen Ab- 
weichungen in Einzelaspekten selbstverständlich ab- 
gesehen — im Einklang mit der angestrebten ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung, wie sie in der 
Jahresprojektion der Bundesregierung niedergelegt 
ist. 

Gleichwohl sind noch nicht alle dort genannten 
Risiken beseitigt, die der Realisierung der gesamt- 
wirtschaftlichen Ziele entgegenstehen könnten. Trotz 
des wieder deutlicher gewordenen Aufwärtstrends 
der konjunkturellen Antriebskräfte bestehen sowohl 
vom außen- als auch vom binnenwirtschaftlichen 
Bereich her noch Unwägbarkeiten hinsichtlich der 
Nachhaltigkeit und der Dichte des zukünftigen 
Wachstumsprozesses. Die Bundesregierung will 
diese Unsicherheiten weder wegdiskutieren noch 
unter den Tisch kehren; jedoch, meine Damen und 
Herren, sind auf der anderen Seite ebensowenig 
Schwarzmalerei und Verunsicherung angebracht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Angesichts dieser Lage hat die Bundesregierung 
in den vergangenen Wochen Initiativen, die Regie- 
rungserklärung und Jahreswirtschaftsbericht bereits 
angekündigt hatten, zur Kabinettsreife gebracht und 
in den vergangenen Tagen auch beschlossen. In die- 
sem Zusammenhang sind zu nennen: das Investi- 
tionsprogramm zur Wachstums- und umweltpoli- 


tischen Vorsorge, das auf einen mehrjährigen Zeit- (Q 
raum angelegt ist, aber auch bereits in diesem Jahre 
die Beschäftigungs- und Nachfrageperspektiven ver- 
bessern wird; das Steuerpaket, das vor allem durch 
seine Erleichterungen bei den ertragsunabhängigen 
Steuern zur dauerhaften Stärkung der Investitions- 
fähigkeit und damit zur Verbesserung der Beschäf- 
tigungssituation beitragen wird; die Grundlinien 
und Eckwerte der zweiten Fortschreibung des Ener- 
gieprogramms, die entstandene Unsicherheiten über 
den zukünftigen Weg unserer Energiepolitik so 
weit wie möglich beseitigen und in diesem Bereich 
die Dispositionsmöglichkeiten der Wirtschaftenden 
verbessern sollen. Dies sind sämtlich Vorhaben, die 
auf einen mittelfristigen Zeithorizont ausgerichtpt 
sind, die beitragen werden, die noch bestehenden 
Risiken einzugrenzen, und die zur schrittweisen 
Stärkung und Festigung der Erwartungen führen 
werden. 

Es ist gerade die Diskussion der vergangenen Wo- 
chen über die Ausrichtung unserer Energiepolitik, 
die mich veranlaßt, nunmehr die auf ein Jahr bezo- 
gene Perspektive des Jahreswirtschaftsberichts, der 
heute zur Debatte steht, bewußt zu verlassen und 
mich den längerfristigen grundlegenden Problemen 
zuzuwenden. Wir sollten versuchen, diesen Weg ge- 
meinsam zu gehen. Der Bericht liegt vor, und ich 
unterstelle, daß die Abgeordneten des Hohen Hau- 
ses ihn gelesen haben und daß wir vielleicht anders 
als im letzten Jahr uns nicht primär um die Frage 
streiten, wie wir 4 oder 5 Vo Wachstum erreichen 
können, während wir am Ende doch mehr hatten, wie 
es jedenfalls im vergangenen Jahr war. (D) 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zur mittelfristigen Frage: Auf der einen Seite 
wird die Frage gestellt, ob ein weiteres Wirtschafts- 
wachstum überhaupt wünschenswert sei, eine Frage, 
die bei einigen wenigen ausdrücklich in die Forde- 
rung umgemünzt wird, künftiges wirtschaftliches 
Wachstum bewußt einzuschränken oder sogar ganz 
darauf zu verzichten. In dieser seinerzeit vom Club 
of Rome entfachten, von den Auswirkungen der Re- 
zession in den vergangenen Jahren zunädist ins Ab- 
seits gedrängten Diskussion schwingt zwar viel Emo- 
tionales mit; dessen bin ich mir bewußt. Diese Dis- 
kussion spiegelt aber auch berechtigte Sorgen vieler 
Bürger wider, Sorgen hinsichtlich der Umweltbela- 
stung in einem dicht besiedelten Industriestaat, Sor- 
gen hinsichtlich der Erschöpfung von Rohstoffvor- 
räten sowie möglicher Hypotheken für künftige Ge- 
nerationen, die mit wirtschaftlichem Wachstum ver- 
bunden sein könnten. Wir sollten uns dieser Frage- 
stellung und Diskussion auch hier nicht entziehen. 

(Wehner [SPD]: Sehr richtig!) 

Dies aber ist nur die eine Seite in der öffentlichen 
Auseinandersetzung. Auf der anderen Seite steht 
nicht minder gewichtig die Vielzahl konkreter Forde- 
rungen und Probleme, die in den kommenden Jahren 
nicht aufgeschoben werden dürfen, sondern gelöst 
werden müssen: 

Erstens eine schrittweise Verbesserung der Lage 
auf dem Arbeitsmarkt. Dabei geht es nicht nur dar- 
um, die zur Zeit hohe Zahl Arbeitsloser kontinuier- 
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(A) lieh abzubauen, sondern ebenso darum, die Einstel- 
lung der heranwachsenden Jugendlichen zu ermög- 
lichen sowie die vorhandenen Arbeitsplätze auch 
für die Zukunft abzusichern. 

Zweitens die Erhaltung der Leistungsfähigkeit un- 
seres Systems der sozialen Sicherung. Angesichts 
der sich langfristig verschiebenden Altersstruktur 
unserer Bevölkerung ist trotz der durch die Bundes- 
regierung eingeleiteten Konsolidierungsmaßnahmen 
nicht mit einer wesentlichen Abschwächung beim An- 
stieg der Sozialleistungen im Vergleich zu den ver- 
gangenen Jahren zu rechnen, allein auf Grund demo- 
graphischer Entwicklung; es sei denn, wir würden 
uns zu tiefgreifenden Schnitten in das jetzige System 
entschließen, was, wenn ich es richtig beobachte, in 
diesem Haus niemand will. 

Drittens die Finanzierung der notwendigen öffent- 
lichen Aufgaben: Trotz notwendiger Konsolidierung 
des strukturellen Defizits der öffentlichen Haushalte 
werden die öffentlichen Aufgaben und Ausgaben 
auch in Zukunft tendenziell zunehmen. Die Durchfüh- 
rung notwendiger Infrastrukturvorhaben und der 
große Anteil der Personalausgaben an den öffent- 
lichen Leistungen sind zwei Stichworte, die diese An- 
nahme plausibel machen. 

Viertens; Es gilt, neue verteilungspolitische Hypo- 
theken zu vermeiden. Aber bei Stagnation des So- 
zialprodukts ist mit schweren gesellschaftlichen Kon- 
flikten zu rechnen, wenn eine Änderung von Ver- 
teilungsrelationen erforderlich erscheint. Denn dann 
würde die Begünstigung eines Personenkreises eine 
CBJ direkte absolute Belastung einer anderen Gruppe 
bedeuten, und dies würde zu gesellschaftspolitischen 
Erosionen führen. 

Und fünftens zur Begründung notwendigen Wachs- 
tums: Wir haben uns unseren internationalen Ver- 
pflichtungen gegenüber unseren europäischen Nach- 
barn und besonders gegenüber den Ländern der 
Dritten und der Vierten Welt zu stellen. Ich bin fest 
davon überzeugt, daß wir den Frieden in dieser 
Welt auf Dauer nur werden erhalten können, wenn 
wir zu einem verstärkten Ressourcentransfer in die 
Entwicklungsländer bereit sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber, meine Damen und Herren, auch innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft werden wir uns der 
Verpflichtung zum Abbau struktureller Ungleich- 
gewichte nicht entziehen können. Der Römische Ver- 
trag setzt die Herstellung gleichartiger Lebensbedin- 
gungen voraus. 

Dieser Transfer kann nur auf zweierlei Weise 
wirksam werden: einmal durch die Hergabe eines 
Teiles des von uns erstellten Sozialprodukts und 
zum anderen durch die Erhöhung des Anteils am 
Weltsozialprodukt, den sich die Entwicklungsländer 
selber erarbeiten können, für den sie aber auch bei 
uns Absatzmöglichkeiten finden müssen. 

Die anderen Industrieländer erwarten von uns zu- 
dem in den nächsten Jahren ein relativ hohes Wirt- 
schaftswachstum. Die Presse hat ja hinreichend über 
die Erwartungen der Amerikaner und anderer 
OECD-Länder berichtet. Diese Erwartungen werden 


nicht nur in Verlautbarungen aus einigen Ländern 
sichtbar, sondern, meine Damen und Herren, das ist 
auch das Ergebnis der internationalen Konferenzen 
z. B. im Rahmen der OECD oder der letzten Sitzung 
der Wirtschafts- und Finanzminister der Euro- 
päischen Gemeinschaft. Denn manche Länder um 
uns herum können ihre Probleme nicht bewältigen, 
wenn wir uns — anders als in den vergangenen 
Jahren — einem solidarischen Handeln entziehen 
sollten. Daß diese Probleme auf uns als export- 
abhängiges Land mit voller Kraft zurückwirken 
würden, braucht hier wohl nicht weiter erläutert zu 
werden. 

Wie kann nun dieser Konflikt zwischen der Not- 
wendigkeit eines ausreichenden Wachstums und 
den ernst zu nehmenden Problemen, die mit diesem 
Prozeß verbunden sind, gelöst werden? Wachstum 
ist auf der einen Seite aus den genannten Gründen 
notwendig; seine Begrenzungen oder Probleme auf 
der anderen Seite ergeben sich durch Rohstoffe, Um- 
welt- und andere Belastungen. Ich glaube, dieser 
Prozeß kann nicht gelöst werden, indem zugunsten 
extremer Positionen der einen oder anderen Rich- 
tung entschieden wird. Deshalb: Kein Verzicht auf 
wirtschaftliches Wachstum, aber auch kein blinder, 
auf die Maximierung von Zuwachsraten ausgerich- 
teter Wachstumsfetischismus! Bei dem einzuschla- 
genden Weg müssen wir bedenken, daß eine mo- 
derne Volkswirtschaft ein lebender, höchsensibler 
Organismus ist, der, wird die Belastung zu extrem 
und einseitig, sehr leicht kollabieren könnte. Die 
These von einem Nullwachstum wäre daher selbst- 
mörderisch. (D) 

Worauf es ankommt, ist, eine Optimierungsstra- 
tegie zu definieren, die, so meine ich wenigstens, 
angesichts unserer derzeitigen Situation an folgen- 
den Orientierungspunkten auszurichten ist. 

Erstens. Ich bin der Überzeugung, daß dieser Kon- 
flikt nur im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ord- 
nung ausgetragen werden kann und muß. Ich will 
dies begründen, weil mir sonst sehr leicht der Vor- 
wurf gemacht wird, ich hielte dieses System für 
eine Ideologie. Die Vorstellung, daß unsere Markt- 
wirtschaft auf rein quantitatives wirtschaftliches 
Wachstum angelegt sei und aus dem System heraus 
qualitative Aspekte, d. h. vor allem Nebenwirlcun- 
gen auf Umwelt und Gesundheit, vernachlässige, ist 
schlechthin ein Irrtum. Im Gegenteil; Starrt man 
nicht auf ein reines Utopia, so zeigt sich, daß sich 
andere Wirtschaftsordnungen dieser Herausforde- 
rung bei weitem schlechter stellen. Unser Wirt- 
schaftssystem ist darauf ausgerichtet, daß möglichst 
viele einzelne Wirtschaftsbürger möglichst Viel 
Spielraum haben, selbständig Entscheidungen zu 
treffen. Dabei gehören grundsätzlich Kompetenz 
und Haftung zusammen. Bei diesem Handeln ergibt 
sich im allgemeinen wirtschaftliches Wachstum, 
nicht jedoch aus einer speziellen Zielsetzung des 
Systems heraus. 

Nun ist unbestritten, meine Damen und Herren, 
daß nicht alle Beziehungen im arbeitsteiligen Pro- 
zeß über den Markt geregelt sind, daß sich auch 
nicht alle über den Markt regeln lassen. Das ist der 
Fall, Wenn Interessen Dritter, z. B. durch Umweltbe- 
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(A) lastungen, beeinträchtigt werden. Diese negativen 
externen Wirkungen können letztlich nur vermieden 
werden, wenn Anbieter bzw. Nachfrager ebenfalls 
extern zu ihrer Vermeidung angehalten werden. 
Hier aber liegt nach den Regeln unseres Systems die 
Aufgabe demokratisch legitimierter Instanzen, also 
von Legislative und Exekutive. Auf Grund ihrer 
Kompetenz, Rahmenbedingungen für wirtschaftli- 
ches Handeln zu setzen, ist es nur systemgerecht, 
unerwünschte externe Wirkungen des Marktverhal- 
tens durch Auflagen und Kostenzurechnungen, aber 
auch durch finanzielle Belastungen und Anreize in 
die Marktentscheidungen einfließen zu lassen, so 
wie wir es auch durch unsere Umweltgesetzgebung, 
in der Raumordnung usw. tun. Doch auch in diese. 
Entscheidungen — das ist unabdingbar — muß das 
Wissen über die Kosten eingehen, d. h. das Wissen 
darüber, daß ein Mehr hier ein Weniger dort bedeu- 
tet. 

Einen weiteren Orientierungspunkt im angestreb- 
ten Optimierungsprozeß sehe ich in folgendem: Wir 
müssen unsere Wirtschaft für Strukturveränderun- 
gen offenhalten. Die Wirtschaftsstruktur der Zukunft 
wird nicht die gleiche sein wie die der Vergangen- 
heit; das ist sicher. Diese Erkenntnis kann und darf 
jedoch nicht dazu verleiten, die ganze Hoffnung, 
wie es vielfach geschieht, z. B. auf den Dienstlei- 
stungssektor zu lenken. Es ist zwar richtig, daß sich 
der Standort Bundesrepublik weiter in Richtung auf 
eine know-how-intensive Produktion mit einem ent- 
sprechenden Dienstleistungsanteil wandeln wird, 
ich kann aber nur davor warnen, die Bundesrepu- 

(Bj blik Deutschland zu einer großen Denkfabrik umge- 
stalten zu wollen, die nur noch Patente, Verfahrens- 
techniken und Blaupausen exportiert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es wäre meines Erachtens ein Holzweg für unsere 
dynamische, inzwischen in der Spitze des technolo- 
gischen Fortschritts marschierende Volkswirtschaft, 
andere Strukturziele für die Zukunft verbindlich 
festzuschreiben, übernähme der Staat eine solche, 
die Strukturziele festschreibende Aufgabe, dann lie- 
ße er sich darauf ein. Unmögliches zu versprechen. 
Denn wegen des bisher nicht gelösten und wohl 
auch nicht lösbaren Prognoseproblems können we- 
der Forschungs- noch Strukturpolitik eine zuver- 
lässige Positivliste der Wadistumsindustrien ange- 
ben. Nicht einmal eine hinreichende Negativliste ist 
möglich. Zwar gibt es Bereiche, bei denen nach der- 
zeitigem Informationsstand der Anpassungdruck 
auch längerfristig anhalten wird, aber diese Erkennt- 
nis kann nicht nur rasch hinfällig werden, sondern 
sie bedeutet vor allem auch keinesfalls, daß in 
diesen Bereichen keine Investitionen mehr sinnvoll 
sind. 

Viele haben, um ein anderes Beispiel zu nennen, 
vor einigen Jahren den Niedergang der Automobil- 
industrie vorhergesagt und sind heute froh, daß die- 
ser Bereich wesentliche Stütze von Wachstum und 
Beschäftigung ist. Denn wo stünden wir heute, wenn 
wir diesen Propheten mit einer entsprechenden 
Strukturplanung gefolgt wären?! Es bleibt also da- 
bei: Für die meisten Bereiche gilt, daß ihre Ent- 
wicklung offen ist. 


über diesen generellen Informationsengpaß kann 
logischerweise auch keine Strukturentwicklungspla- 
nung, keine branchenspezifische Wachstumspolitik 
oder gar eine entsprechende staatliche Lenkung 
hinweghelfen. Der zweifellos notwendige Struktur- 
wandel wird nicht dadurch gefördert, daß man ihn 
durch direkte Eingriffe lenkt, sondern er wird da- 
durch gefördert, daß man ihm Hindernisse, auch ge- 
setzlicher und administrativer Art, aus dem Weg 
räumt imd Anpassungsprozesse sozial abfedert, aber 
nicht aufhält. Wir werden allerdings weiter daran- 
gehen, die Förderung der wirtschaftswissenschaftli- 
chen Forschung auf diesem Gebiet zu verstärken. 
Ziel dieser Initiative ist es, der Wirtschaft und der 
Politik durch miteinander konkurrierende Analysen 
und Prognosen der unabhängigen Forschungsinsti- 
tute mehr Informationen über mögliche Entwicklun- 
gen zu geben. 

Eng mit dem vorherigen Aspekt hängt der dritte 
Punkt zusammen. Wir können nicht in einem be- 
stimmten Bereich, z. B. dem Energiesektor, autonom 
restriktive Entscheidungen fällen und meinen, an- 
sonsten könne alles weitergehen wie bisher. Eine 
starke Beschneidung des Energiewachstums würde 
bedeuten, daß unsere Wirtschaft nur in dem Maße 
wachsen kann, wie die Ausweitung von energie- 
intensiven Wachstumsbereichen im Strukturwandel 
durch Schrumpfung in anderen Bereichen oder durch 
Energieeinsparung kompensiert wird. In diesem Eng- 
paß bliebe ein hoher Beschäftigungsstand auf der 
Strecke. Die dabei entstehenden Friktionen wären 
mit Risiken für unser gesamtes wirtschaftiches und 
gesellschaftliches Gefüge verbunden, die ich für 
größer und gewichtiger erachte, als z. B. mit der 
Kernenergie zu leben. 

Deshalb muß weiterhin gelten: Wenn die Sicher- 
heit der Bevölkerung gewährleistet werden soll, muß 
das Energiewachstum von der zentralen Entschei- 
dung über das gesamtwirtschaftliche Wachstum ab- 
hängig bleiben, und diese Entscheidung muß, wenn 
wir unsere Demokratie nicht in Frage stellen wollen, 
weiterhin in den dafür demokratisch legitimierten 
Institutionen gefällt werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Und noch ein vierter und letzter Punkt für die 
einzuschlagende Optimierungsstrategie: Besonders 
in den kommenden Jahren dürfen wir die demogra- 
phische Entwicklung in unserem Lande nicht aus den 
Augen lassen. Bis 1990 werden etwa 800 000 bis 
900 000 deutsche Erwerbspersonen zusätzlich in das 
Erwerbsleben eintreten. Wir müssen daher inner- 
halb des nächsten Jahrzehnts der Beschäftigungs- 
frage ein besonderes Gewicht einräumen. 

Unter diesen Aspekten läßt sich eine erfolgver- 
sprechende Strategie vom quantitativen Ansatz her 
wie folgt skizzieren. Bis 1980 werden wir einen 
Wachstumsprozeß mit einer real Jahres durchschnitt- 
lichen Sozialproduktszunahme von mindestens 4 
bis 5 Vo benötigen, danach, in den 80er Jahren, 
könnte die Rate auf 3 bis 4 ®/o pro Jahr zurück- 
gehen. Diese Wachstumsperspektiven setzen eine 

I entsprechende Entwicklung der Investitionen und 
des Produktionspotentials voraus. Im Perspektivzeit- 
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(A^) raum bis 1980 müßte die Investitionstätigkeit real 
um mindestens 5 ®/o pro Jahr zunehmen, in der ge- 
werblichen Wirtschaft um etwa 8®/o. Das Produk- 
tionspotential 'würde dann jährlich um rund 3 ®/o 
wachsen. Damit würde sich auch die Auslastung 
normalisieren. 

Das erfordert generell eine deutliche Erhöhung des 
Anteils der realen Investitionen im Untemehmens<* 
bereich zu Lasten — man soll immer gleich beides 
sagen — des privaten und des öffentlichen Konsum- 
anteils. Dabei wird der Dienstleistungsbereich selbst- 
verständlich weiter wachsen müssen, auch dort — 
was leider meist übersehen wird — , wo er statistisch 
dem sekundären Sektor zugeredinet wird; denn es 
ist ja kein Geheimnis, daß der Dienstleistuhgsbereich 
in einem Produktionsunternehmen statistisch im 
Sekundärbereich geführt wird. Der Streit um die 
Prozente in der Statistik ist daher weniger sinnvoll 
als die genaue Untersuchung der Struktur, 

Aber wir können auch nicht auf ein entsprechen- 
des Wachstum des industriellen Produktionssektors 
verzichten. Das bedeutet: das sogenannte postindu- 
strielle Zeitalter müssen wir meines Erachtens auf 
das nächste Jahrtausend verschieben. 

Schließlich hat dieses Bild auch eine verteilungs- 
politische Seite. Die Veränderung der Verwendungs- 
struktur des Bruttosozialprodukts zugunsten der In- 
vestitionen müßte von der Einkommens- und Finan- 
zierungsseite abgesichert werden. Das braucht je- 
doch nicht zwangsläufig einen Vermögenszuwachs 
bei den bisherigen Eigentümern des Produktivkapi- 

(B) tals zu bedeuten, wenn die vermögenspolitischen Ini- 
tiativen, die die Bundesregierung in der Regierungs- 
erklärung dargelegt hat, konsequent weiterentwik- 
kelt werden. 

Viele stellen nun angesichts der in den vergange- 
nen Jahren veränderten wirtschaftlichen Bedingun- 
gen die berechtigte Frage, ob dieser notwendige 
Wachstümsprozeß überhaupt realisierbar ist, zumal 
— und das soll nicht verschwiegen werden — die 
unterstellten Annahmen bei unserer mittelfristigen 
Produktion durchweg ehrgeizig sind. Hinzu kommt, 
daß es nicht nur Infiations- und Rezessionserfahrun- 
gen zusammen mit der schockartigen Anhebung der 
Energiepreise sind, die die wirtschaftliche Umwelt 
und das Verhalten der wirtschaftenden Menschen 
verändert haben. Auch die nationalen und interna- 
tionalen Absatzmärkte sind im Verhältnis zu frühe- 
ren Perioden unsicherer geworden. Das hat eine 
Reihe von Gründen. Ich möchte sie bewußt einmal 
darlegen, weil in mancher Debatte dieses Hauses 
der Eindruck entstehen könnte, als ob die äußeren 
Bedingungen genauso wie in den fünfziger und 
sechziger Jahren wären, als ob es nur an nationalen 
Entscheidungen liege, daß die Wachstumsperspek- 
tiven andere seien. Wo liegen also die Gründe? 

Es sind die veränderten Wediselkursrelationen zu 
unseren wichtigsten Handelspartnern. Sie können 
auch einfach sagen: keine Subventionierung des Ex- 
ports über falsche Wechselkursrelationen wie bis 
1969. Im Gegensatz zu den sechziger Jahren gibt es 
kaum noch Liberalisierungsfortschritte, wie sie da- 
mals beachtliche Impulse hervorgebracht haben, 


sondern es ist eher die Gefahr von Protektionismus (C) 
im internationalen Handel zu verzeichnen, die mit 
dem ungelösten Problem der Defizitländer zu- 
sammenhängt. Hinzu kommt die Unsicherheit über 
die möglichen Auswirkungen einer drohenden 
neuen dirigistisdien Weltwirtschaftsordnung, aber 
auch eine größere Flexibilität der Verbrauchernach- 
frage als Folge des erreichten Niveaus der Massen- 
einkommen und wohl auch auf Grund von partiel- 
len, meist vorübergehenden Sättigungserscheinun- 
gen. Wir sehen das bei der Verwendung der Ein- 
kommen sehr deutlich. 

Angesichts des insgesamt riskanter und schwieri- 
ger gewordenen Suchprozesses am Markt, der aus 
diesen gewandelten Strukturbedingungen resultiert, 
sind Investitionen generell risikoreicher geworden. 
Zudem wird die Kapitalintensität auch in Zukunft 
weiter steigen, und es wäre fahrlässig, diese ver- 
änderten Bedingungen nicht zu beachten. Zwar ist 
das Aufspüren neuer Investitionschancen Bestand- 
teil unternehmerischen Risikos; die Investoren wer- 
den aber kaum bereit sein, die insgesamt größer 
gewordenen Risiken zu übernehmen, wenn sie nicht 
eine entsprechend höhere Risikoprämie in Form von 
ausreichenden Erträgen erwarten können. Dieses 
simple Einmaleins der Ökonomie kann nun einmal 
mit keinem Patentrezept aus den Angeln gehoben 
werden. 

Als eine weitere Komponente der Ungewißheit — 
das ist nicht zu leugnen — kommt für manchen die 
Frage hinzu, wie der Staat selbst mit der vielfältig 
gewandelten Situation in seinem eigenen Bereich 
fertig wird, d. h., ob es uns, den Politikern, gelingt, 
auf Fragen, wie die der Sicherung der Energiever- 
sorgung oder der Konsolidierung der Sozialver- 
sicherung, auf Dauer tragfähige Antworten zu fin- 
den und diese unserer Bevölkerung auch verständ- 
lich und einleuchtend darzulegen. 

Diese nicht nur objektiv, sondern vielmehr auch 
in der Einschätzung des einzelnen veränderte wirt- 
schafts- und gesellschaftspolitische Landschaft ist 
jedoch nach meinem Urteil kein Grund zu Unsicher- 
heit, zu Pessimismus oder gar zu Resignation. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese veränderte Landschaft ist vielmehr an sich 
eine Herausforderung an die Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik, und — das würde ich angesichts gewis- 
ser Erscheinungen der letzten Monate gern hinzu- 
fügen — sie ist auch eine Herausforderung an das 
parlamentarische System als Ganzes und nicht nur 
an Teile desselben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die demokratisch legitimierten Institutionen in un- 
serem Lande haben die Aufgabe und die Verpflich- 
tung, entsprechend der Rollenverteilung im Parla- 
ment und entsprechend der Rollenverteilung zwi- 
schen Exekutive und Legislative diejenigen poli- 
tischen Entscheidungen zu treffen, die nach ihrer 
Auffassung für das Leben unseres Volkes in der 
Gemeinschaft mit den anderen Ländern erforderlich 
sind. Von diesen Entscheidungen wissen wir, daß 
sie zumeist nicht nur für die Gegenwart, sondern 
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audi für morgen, ja auch für das Leben zukünftiger 
Generationen bestimmt sind. Diese Entscheidungen 
sind nicht nur zu fällen, sondern wir müssen für 
diese Entscheidungen auch die politische Verant- 
wortung übernehmen. Ich bin jedenfalls dazu bereit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich sage das unter Bezugnahme auf die Diskussion 
der letzten Monate und die gestrige Entscheidung 
des Kabinetts in einem Sektor, der Energie. 

Lassen Sie mich hinzufügen: Politische Führung 
und Verantwortung heißt zwar sicher nicht, auf 
Biegen und Brechen vorgefaßte Ideen gegen den 
Willen der betroffenen Bevölkerung durchzupau- 
ken, 

(Wehner [SPD]: So ist es!) 

heißt aber auch nicht, nur die Hand an den de- 
moskopischen Puls zu halten, Emotionen nachzu- 
laufen und auf Gestaltung der politischen Entwick- 
lung nach Vernunfts- und Gemeinwohlkriterien zu 
verzichten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zweifellos wird nicht jeder mit den Beschlüssen 
übereinstimmen, die auf diese Weise durch parla- 
mentarische Mehrheiten zustande gekommen sind. 
Wenn jedoch unser repräsentatives demokratisches 
System nicht gefährdet werden soll, dann müssen 
diejenigen, die eine andere Meinung vertreten, 
versuchen, in den dafür vorgesehenen demokrati- 
schen Bahnen ihre Meinung durchzusetzen. 

^ (Beifall bei der FDP und der SPD) 

Bürgerinitiativen ebenso wie gesellschaftliche 
' Gruppen — in den letzten Wochen hatten wir uns 
noch mit einer anderen Gruppe auseinanderzuset- 
zen — können nur dann Respekt verlangen, wenn 
sie die Grundregeln unseres freiheitlichen Systems 
achten. Das heißt, auch sie müssen versuchen, im 
demokratischen Prozeß der Wahlen eine politische 
Mehrheit für ihre Ansicht zu gewinnen. 

Die zweifellos vorhandenen Probleme in der 
Wirtschaftspolitik sind allerdings nicht durch ein- 
fache Patentrezepte oder durch wirtschaftspoliti- 
sche Roßkuren zu lösen. Solche Vorstellungen 
haben zwar häufig recht große Anziehungskraft, 
weil sie simpel darzustellen sind, sie halten jedoch 
einer ernsten ökonomischen Prüfung kaum stand. 

Erstens. Große, neue Konjunkturprogrammer wie 
sie zum Teil auch vom Ausland von uns gefordert 
werden, würden sidi als kurzatmig erweisen und 
wenig zu einer nachhaltigen Verbesserung der Ge- 
samtsituation beitragen. Sie könnten im Gegenteil 
kontraproduktiv sein, da sie die Erwartungen eher 
unsicherer machen würden. Die Unternehmen könn- 
ten auf das nächste, vielleicht sogar auf das noch 
bessere Angebot der Wirtschaftspolitik warten, und 
neue Inflationserwartungen könnten die Unsicher- 
heit eher vergrößern. 

Dieser Auffassung widersprechen auch nicht die 
Ergebnisse der Unternehmensbefragungen, die das 
Ifo-Institut vor Jahreswende zusammen mit dem 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
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durchgeführt hat. In der Presse war kürzlich nur ^ ^ 
die Schlußfolgerung der Untersuchung veröffent- 
licht worden, nämlich daß bei hinreichender Güter- 
nachfrage Industrie und Bauwirtschaft kurzfristig 
mehr als 900 000 zusätzliche Arbeitskräfte aufneh- 
men könnten. Nicht erwähnt war, daß in der ent- 
sprechenden Frage an die Unternehmen die länger- 
fristige Vollauslastung der vorhandenen techni^ 
sehen Kapazitäten als Voraussetzung genannt war. 
Nicht erwähnt Var die der Untersuchung unter- 
stellte Nebenbedingung, daß sich die Nachfrage- 
strukturen von Waren und Dienstleistungen sek- 
toral wie regional der gegebenen Produktionsstruk- 
tur anpassen. Landläufig sollte man eigentlich 
einen gegenläufigen Anpassungsprozeß als Annah- 
me erwarten. Die Schlußfolgerung, das Ergebnis der 
Umfrage ließe sich durch kurzfristig nachfragestei- 
gernde Maßnahmen erreichen, kann also aus der 
Gesamtuntersuchung nicht gezogen werden. Zwar 
ist eine ausreichende Entwicklung der Nachfrage- 
perspektive eine notwendige Voraussetzung dafür, 
daß sich der Erholungsprozeß fortsetzt Diese Vor- 
aussetzung läßt sich jedoch nicht primär durch 
staatliche Nachfrage selbst schaffen. Es gilt viel- 
mehr, die Erwartungen und gesamtwirtschaftlichen 
Bedingungen längerfristig und nachhaltig zu ver- 
bessern, so daß sich Nachfrage und Investitions- 
tätigkeit durch einen spontanen Prozeß am Markt 
verstärken. 

Zweitens. Eine stärkere Ausweitung des monetä- 
ren Rahmens würde zwar vielleicht — ich unter- 
streiche das in diesem Wörtchen „vielleicht" lie- 
gende Fragezeichen — vorübergehend die Zinsen ^ ^ 
senken, das anschließende Aufleben neuer Infla- 
tionserwartungen aber würde das Wirtschaftsklima 
von neuem belasten und damit die Wachstums- und 
Beschäftigungsaussichten sehr rasch wieder ver- 
schlechtern. 

Um nicht mißverstanden zu werden: Ich bin für 
ein weiteres Sinken des Kapitalmarktzinses, aber 
nicht durch eine reichhaltige Geldmengenexpan- 
sion, sondern durch eine weitere Verbesserung der 
Bedingungen am Kapitalmarkt selbst und durch 
Verhinderung neuer Inflationserwartungen. 

Drittens. Eine forcierte Reduzierung der Arbeits- 
zeit — diese Frage wird ebenfalls diskutiert — 
würde auch bei einem Verzicht auf Lohnausgleich 
nicht automatisch zu einer entsprechend steigenden 
Nachfrage nach Arbeitskräften führen. Dem steht 
nämlich einmal die Qualifikationsstruktur der Ar- 
beitslosen entgegen, zum anderen würden viele 
Unternehmen auf die bei diesem Prozeß sich den- 
noch ergebenden Kostensteigerungen mit vermehr- 
ten Rationalisierungsanstrengungen antworten. Eine 
andere Frage ist, ob bei einem tatsächlichen Wunsch 
der Arbeitnehmer nach kürzerer Arbeitszeit im Rah- 
men einer mittelfristigen Strategie entsprechende 
Vereinbarungen zwischen den Tarifvertragsparteien 
getroffen werden sollten. Hier ist zu bedenken: 
Wenn es richtig ist, daß wir aus beschäftigungs- 
politischen und anderen Gründen auf absehbare 
Zeit ein überdurchschnittliches Wachstum der Inve- 
stitionsgüterproduktion brauchen — ich persönlich 
bin davon überzeugt — , wenn wir also im Vergleich 
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zum Verbrauch mehr arbeiten, mehr leisten müs- 
sen — denn nur so kann das notwendige Kapital , 
gebildet werden — , dann kann eine gleichmäßigere 
Verteilung der vorhandenen Arbeit kaum die Lö- 
sung sein. Gleichmäßigere Verteilung kann nämlich 
die notwendige Dynamik und das notwendige 
Wachstum erschweren, weil sie die Flexibilität und 
Anpassung der Wirtschaft beeinträchtigt. Es geht 
nicht um eine bessere Verteilung des Mangels, son- 
dern der Mangel an Arbeit selbst muß behoben 
werden. 

Viertens. Vollkommen untauglich wäre meines Er- 
achtens die Forderung, die Regierung oder Bran- 
chenausschüsse müßten zu einem direkten Lenkungs- 
system für den Sektor der privaten Investitionen 
übergehen. Diese Forderung setzt staatliche Projek- 
tionen für einzelne Branchen voraus und zieht damit 
unweigerlich ein staatliches Obligo für unternehme- 
rische Fehlentscheidungen nach sich. Der Staat 
würde dann eine Verantwortung übernehmen, die 
er angesichts der Schwierigkeit, den Markt richtig 
einzuschätzen, überhaupt nicht übernehmen kann. 
Ein solches System würde außerdem ein wett- 
bewerbsschädliches Verhalten der Branchenmitglie- 
der geradezu provozieren, z. B. durch Investitions- 
absprachen und Produktionsquoten. Dadurch würden 
ohne Zweifel notwendige Anpassungsprozesse ten- 
denziell behindert. Eine soldie Politik würde zu 
einer erheblichen Fehlleitung volkswirtschaftlicher 
Produktionsmittel führen und das Verlangen nach 
weiteren dirigistischen Eingriffen zur Folge haben. 

Die noch vorhandenen Abweichungen vom opti- 
malen Expansionspfad der Wirtschaft können also 
nicht radikal durch einen einmaligen Kraftakt, son- 
dern nur behutsam korrigiert werden, können nicht 
durch pimktuelle Eingriffe beseitigt werden, sondern 
nur durch geduldige und systematische Verbesse- 
rungen der gesamtwirtschaftlichen Bedingungen, so 
daß sich neue, spontane Marktkräfte entfalten kön- 
nen. Das bedeutet vor allem: die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik muß an einem mittelfristigen Zeithori- 
zont ausgerichtet sein. Die Rahmenbedingungen 
müssen für alle, die am Wirtschaftsprozeß beteiligt 
sind, so weit wie möglich kalkulierbar sein. Das gilt 
sowohl für den nationalen als auch für den inter- 
nationalen Bereich, erfordert also eine enge Abstim- 
mung mit unseren wichtigsten Handelspartnern. Was 
wir somit anstreben, ist, durch eine Politik der Ver- 
stetigung der wdrtschafts- und finanzpolitischen Rah- 
menbedingungen das Vertrauen in die zukünftige 
Entwicklung von neuem zu stärken und zu festigen. 

Auf nationaler Ebene muß sich diese Politik an 
folgenden Eckpunkten orientieren. Wichtiger Be- 
standteil des Verstetigungskonzepts ist die inzwi- 
schen zur Übung gewordene Festlegung der jähr- 
lichen Zuwachsrate der Geldmenge durch die Bun- 
desbank. Diese Geidmengensteuerung muß einer- 
seits finanziellen Spielraum für ein kräftiges 
Wachstum des Sozialprodukts schaffen, andererseits 
gleichzeitig weitere Fortschritte bei der Preisstabili- 
sierung ermöglichen. Sie ist insofern Orientierung 
für Staat und Tarifvertragsparteien. 

Im Bereich 'der öffentlichen Haushalte und der 
sozialen Sicherungssysteme dürfen wir einerseits 


das Ziel einer weiteren Konsolidierung nicht aus 
dem Auge verlieren; aber dieser Weg muß ande- 
rerseits im richtigen konjunkturellen Zeitpunkt be- 
schritten werden, und das darf nicht kurz- und mit- 
telfristig zu Deflationseffekten führen. Deshalb ist 
das noch hohe staatliche Defizit auch 1977 konjunk- 
turgerecht, wie wir in der Haushaltsdebatte auch 
darzulegen versucht haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Ein Sperrvermerk bei den Investitionsausgaben in 
Höhe von 10 ®/o im Jahre 1977, wie ihn das Land 
Baden- Württemberg in seinem diesjährigen Haus- 
halt ausgebracht hat, entspricht mit Sicherheit nicht 
dieser Anforderung, sondern hat deutlich prozykli- 
schen Charakter. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist doch geradezu grotesk, daß wir uns hier be- 
mühen — Bund und Länder und Kommunen gemein- 
sam — , ein mittelfristiges Infrastrukturprogramm zu 
erarbeiten, um die investiven Ausgaben insbeson- 
dere zur Zeit zu erhöhen, wenn gleichzeitig eines 
der finanzstärksten Länder der Bundesrepublik 
Deutschland einen Sperrvermerk bei 10®/o seiner 
Investitionsausgaben ausbringt. In welchem Gesamt- 
staat leben wir denn eigentlich?! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Trotz notwendiger Konsolidierungsstrategie im 
öffentlichen Gesamthaushalt müssen wir für eine 
ausreichende öffentliche Investitionstätigkeit sor- 
gen, um für die erforderlichen privaten Investitio- 
nen bessere Voraussetzungen und notwendige Er- 
gänzungen zu schaffen. Auch diesem Ziel gilt das 
gestern verabschiedete mehrjährige Öffentliche In- 
vestitionsprogramm zur Wachstums- und umwelt- 
politischen Vorsorge. Es konzentriert sich unter Be- 
rücksichtigung einer ausgewogenen regionalen 
Streuung auf einige besonders zukunftweisende 
Schwerpunkte im Bereich von Wasserversorgung, 
Verkehrssicherheit, Wohnwelt und Energieeinspa- 
rung. Damit wird dieses Programm auch in qualita- 
tiver Sicht die mittelfristigen Wachstumsmöglichkei- 
ten verbessern und zu dauerhaften investiven Nach- 
frageimpulsen führen. Das Volumen von rund 16 
Milliarden DM kann unter Berücksichtigung von 
Multiplikatorwirkungen das Sozialprodukt mittelfri- 
stig um gut 30 Milliarden DM erhöhen. Bezogen auf 
das Sozialprodukt von 1976 bedeutet dies, die ge- 
samtwirtschaftliche Nettoproduktion wird in diesem 
Zeitraum um gut 2 V 2 Vo ausgeweitet. Dies führt auch 
zu einem erheblichen Beschäftigungseffekt, der je- 
doch nicht seriös quantifiziert werden kann. 

Mit dieser Dimension des Programms, die größer 
ist, als wir sie zunächst ins Auge gefaßt haben, wer- 
den wir auch den berechtigten Erwartungen gerecht, 
die von unseren Partnern in der Welt an die Bun- 
desrepublik als Beitrag zur wachstumspolitischen 
Vorsorge in die Bundesrepublik gesetzt werden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte an dieser 
Stelle den Ländern, die sich zu einer Mitwirkung 
bereitgefunden haben, für die bisherige, wenn auch 
nicht immer ganz reibungslose Zusammenarbeit bei 
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der Vorbereitung des Programms danken und die- 
sen Dank mit der Hoffnung und Erwartung verbin- 
den, daß alle Beteiligten zu einer baldigen und er- 
folgreichen Realisierung der geplanten Investitionen 
beitragen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das Programm allein bringt noch keine Aufträge 
und Beschäftigung, sondern erst seine Umsetzung 
in Aufträge und Produktion, und darauf kommt es 
jetzt an. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Die Art und Weise aber, wie Bund und Länder diese 
Aufgabe gemeinsam bewältigen, wird gleichzeitig 
eine Antwort darauf geben, inwieweit unser födera- 
listisches System in der Lage ist, angesichts kom- 
plexer übergreifender Zukunftsaufgaben seine Hand- 
lungsfähigkeit zu beweisen. Diese Chance zur Be- 
währung sollte — und dies ist meine Bitte — nicht 
an regionalen Scheuklappen und provinzieller Kirch- 
turmspolitik scheitern. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, es 
ist sehr zu begrüßen, daß sich der Saal in den letz- 
ten Minuten gefüllt hat. Ich bitte aber die hinzuge- 
kommenen Kollegen um ihre uneingeschränkte Auf- 
merksamkeit für den Redner. Ich bitte Sie auch 
freundlichst, die Zeitungen, die Sie bisher gelesen 
haben, erst dann wieder zu lesen, wenn Sie den 
Saal verlassen haben. 

(Vereinzelter Beifall — Dr. Kohl [CDU/ 

CSU]: Sehr gut! — Zischen, vor allem bei 
der SPD) 

Dr, Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: In 
der Steuerpolitik, meine Damen und Herren, kommt 
es nicht allein auf die Gesamtbelastung an, sondern 
auch auf die Struktur des Steueraufkommens. Dieser 
Aspekt steht nach Einführung des Verlustrücktrags 
und nach Inkrafttreten der Körperschaftsteuerreform 
auch im Vordergrund des vom Kabinett gestern ver- 
abschiedeten Steuerpakets. Neben einer so ausge- 
richteten Geld- und Finanzpolitik haben wir ange- 
sichts der vorhandenen Beschäftigungsprobleme 
flankierende arbeitsmarktpolitische Maßnahmen er- 
griffen, und zwar, wie es das Programm vom No- 
vember vorigen Jahres ausweist, besonders zugun- 
sten der Problemgruppen des Arbeitsmarktes. 

Auch die Energiepolitik muß in die angestrebte 
mittelfristige Strategie eingebunden sein. Daher 
haben wir gestern die Grundlinien und Eckwerte 
für die zweite Fortschreibung des Energieprogramms 
verabschiedet; denn die Beschlüsse von heute be- 
stimmen die Energieversorgung der 80er Jahre, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sehr 
richtig!) 

Wenn wir davon ausgehen, daß das Energie- 
wachstum durch die zentralen gesellschafts- und 
wirtschaftspolitischen Entscheidungen bestimmt ist. 


muß die Energiepolitik bestrebt sein, eine ausrei- ^ ^ 
chende Versorgung zu sichern, und zwar zu Preisen, 
bei denen die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft nicht in Frage gestellt ist. 

Nun ist zwar das Verhältnis zwischen dem An- 
wachsen des Energieverbrauchs und dem Wirt- 
schaftswachstum nicht starr; es ändert sich durch 
technischen Fortschritt, Veränderung der Preisrela- 
tionen, Sättigungstendenzen sowie durch verstärkte 
Anstrengungen zur Energieeinsparung. Die Bundes- 
regierung hat deshalb die Grundzüge eines Pro- 
gramms zur rationellen und sparsamen Energiever- 
wendung beschlossen. Nach Schätzungen von wirt- 
schaftswissenschaftlichen Instituten müssen wir aber 
trotz einer forcierten Einsparpolitik selbst in den 
späten 80er Jahren mit einem Koeffizienten von 
etwa 0,7 für das Verhältnis von Primärenergiever- 
brauch zu gesamtwirtschaftlichem Wachstum rech- 
nen. Im Vergleich dazu betrug der Durchschnitt der 
Jahre 1960 bis 1973 1. 

Von diesen Prämissen ausgehend, kommen wir 
um die Feststellung nicht herum, daß wir in den 80er 
Jahren zur Deckung des Primärenergiebedarfs im 
Verstromungsbereich einen beträchtlichen Beitrag 
von seiten der Kernenergie benötigen. Dieser ist 
zwar geringer, als wir in der ersten Fortschreibung 
im Jahre 1974, also vor der Rezession, angenommen 
haben. Angesichts der Grenzen, die sich als Faktum 
aus der Verfügbarkeit oder politischem Sachzwang 
für den Einsatz alternativer Energien ergeben, und 
angesichts der Notwendigkeit, die Stromversorgung 
in den 80er Jahren zu sichern, beträgt die unter den 
genannten Prämissen erwünschte und auch notwen- 
dige Kernkraftwerksleistung im Jahre 1985 dennoch 
30 000 Megawatt. 

Ich will kurz die Gründe für diese Entscheidung 
darlegen. Erstens. In überschaubarer Zukunft kön- 
nen wir weder von der Sonnenenergie noch aus der 
Wind- und Gezeiten- und geothermischen Energie 
angesichts unserer geographischen Lage nennens- 
werte Beiträge zur Stromerzeugung erwarten. 

Zweitens. Die Bundesregierung hielte es für un- 
vertretbar, die Versorgungsrisiken im Mineralöl- 
bereich und beim Erdgas zu erhöhen. Sie wird des- 
halb die bisherige Verstromungspolitik, d. h. eine 
Politik des begrenzten Einsatzes für diese Energie- 
träger, fortsetzen. Zudem ist die Menschheit ver- 
nünftigerweise gehalten, dieimmer knapper werden- 
denden Erdölvorräte zu schonen und sie nicht zur 
Stromerzeugung, sondern als Rohstoff einzusetzen. 

Drittens. Bei der deutschen Braunkohle ist bis 1985 
geplant, ihren Beitrag zur Stromerzeugung um 10 Vo 
zu erhöhen. Ein darüber hinausgehender Einsatz 
findet jedoch seine Grenzen durch die Umweltbela- 
stungen im dichtbesiedelten rheinischen Revier. 
Auch hier sollten wir die Vorräte schonen, da Braun- 
kohle nach bisherigem Erkenntnisstand am geeig- 
netsten für moderne Kohlevergasungstechnologien 
ist. 

Viertens. Es bleibt die Verstromung von deutscher 
Steinkohle und Importkohle. Schon der Bau von 
Steinkohlekraftwerken, der auf Grund des bisheri- 
gen Kohlezubauprogramms notwendig ist, stößt in 
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Verdicht^ngsgebieten, wie das Beispiel Voerde zeigt, 
auf Schwierigkeiten. 

Wenn wir auf den geplanten Einsatz der 
Kernenergie ganz oder teilweise verzichten, 
müßte zudem der Zubau an Kohlekraftwer- 
ken an revierfernen Standorten erfolgen, da die dann 
entstehende Kapazitätslücke vor allem in Süd- 
deutschland auftreten würde und unser Verbund- 
netz einen entsprechenden regionalen Ausgleich 
nicht mehr leisten könnte. Die Folge wäre eine ver- 
größerte regionale Disparität bei den Strompreisen 
mit zwangsläufigen Beeinträchtigungen der Wettbe- 
werbsfähigkeit der dort ansässigen Industrie. 

Aber auch unsere Volkswirtschaft insgesamt 
hätte in diesem Fall wesentlich höhere Stromkosten 
zu tragen und müßte zudem gleichwohl mit erheb- 
lichen Stromdefiziten fertig werden. 

Was wären die Folgen? Betroffen wären nicht nur 
die 115 000 bis 120 000 Menschen, deren Arbeits- 
plätze nach einer Analyse des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung in Berlin und nach Bestä- 
tigung der betroffenen Wirtschaftskreise in der kern- 
kraftwerkebauenden Industrie und in den direkt und 
indirekt mit ihr verbundenen Wirtschaftsbereichen 
aufs höchste gefährdet wären. 

Unsere Kernkraftwerks industrie würde zudem 
den Anschluß an die internationale Technik und da- 
mit auch ihre Exportmöglichkeiten verlieren. 

Nach dem bisherigen Milliardenaufwand staatli- 
cher Förderung wäre dieses Ergebnis nicht gerade 
ein Musterbeispiel vorausschauender staatlicher Po- 
litik. 

(Bi 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das neben der Energiesicherung angestrebte Ziel, 
unsere Wirtschaftsstruktur in Richtung auf know- 
how-intensive Bereiche zu verändern, wäre in die- 
sem Sektor ebenfalls total verfehlt. 

Die Kumulation der negativen Folgen würde je- 
den Menschen in diesem Land unerbittlich treffen. 
Die in den vergangenen Jahren und noch jetzt er- 
lebten Auswirkungen der weltweiten Rezession wä- 
ren nach meiner Meinung dagegen als harmlos zu 
bezeichnen, von der Erfüllung der Aufgaben, denen 
wir im nationalen und internationalen Bereich ge- 
genüberstehen, ganz zu schweigen. Ihre Lösung 
würde durch uns nicht mehr möglich sein. 

Deshalb ist der Verzicht auf den weiteren Ausbau 
der Stromversorgung durch Kernkraft für die fried- 
liche Nutzung in der Bundesrepublik für die Bundes- 
regierung eine nicht vertretbare Strategie. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Besondere Verantwortung für die mittelfristige 
Beschäftigungs- und Wachstumsperspektive hat nicht 
zuletzt die Einkommenspolitik der Tarifvertragspar- 
teien. Die Lohnpolitik entscheidet nun einmal über 
den wichtigsten Kostenfaktor in unserer Wirtschaft, 
der allerdings auf der anderen Seite auch für den pri- 
vaten Verbrauch Bedeutung hat. 

Wichtig ist daher, daß sich das Vertrauen in eine 
lohnpolitische Leitlinie weiter festigen kann, die — 
wie es der Sachverständigenrat formuliert hat — 
„. . . in den Erwartungen der Unternehmen Spiel- 


raum für ertragreiche, die Beschäftigungschancen (Q 
verbessernde Investitionen läßt". Dies erfordert frei- 
lich auch ein entsprechendes preispolitisches Verhal- 
ten der Unternehmen. Preiserhöhungsspielräume 
dürfen in einer solchen Lage eben nicht rigoros aus- 
genutzt werden. Die von der Bundesregierung ge- 
planten wettbewerbspolitischen Initiativen können 
und werden in dieser Hinsicht mittelfristig einen 
wichtigen Beitrag leisten, indem sie den Leistungs- 
wettbewerb stärken und einer Vermachtung der 
Märkte entgegenwirken. 

Die so angelegte mittelfristig orientierte Politik 
auf nationaler Ebene gilt es mit unseren wichtigsten 
Handelspartnern abzustimmen. Das dritte Gipfeltref- 
fen der Staats- und Regierungschefs am 7./8. Mai in 
London wird dazu Gelegenheit geben. 

Wirtschaftspolitisch stellen sich bei diesem Treffen 
folgende Hauptaufgaben: 

Erstens. Allen Handelsrestriktionen muß auch wei- 
terhin entschlossen entgegengetreten werden. Wir 
streben an, das handelspolitische Stillhalteabkom- 
men in der OECD wiederum zu erneuern. Ferner 
sollte die Liberalisierung in der Tokiorunde des 
GATT möglichst rasch, entsprechend der Erklärung 
von Rambouillet, nachhaltig vorangetrieben werden? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
denn Stillstand bedeutet hier Rückschritt. 

Zweitens. Die bereits länger anhaltenden Fehlent- 
wicklungen in den makroökonomischen Schlüsselre- 
lationen können in keinem Land kurzfristig korri- 
giert werden, sondern nur in einem langfristig inter- 
national abgestimmten Prozeß beseitigt werden. 
Auch dies bedeutet eine Gratwanderung. 

In zahlungsbilanzschwachen Ländern muß das 
Schwergewicht der Anstrengungen auf dem Abbau 
der Inflationstendenzen und der Zahlungsbilanzdefi- 
zite liegen. Der notwendige Restriktionskurs in die- 
sen Ländern darf allerdings nicht überzogen werden, 
wenn es nicht zu Deflationsprozessen, internen so- 
zialen Spannungen und damit auch international zu 
einer neuerlichen ökonomischen Destabilisierung 
kommen soll. Zahlungsbilanzstarke Länder — wie 
auch die Bundesrepublik — haben auf der anderen 
Seite eine besondere Verantwortung, zu einem 
nachhaltigen Wachstumsprozeß beizutragen. Dieser 
Rolle hat sich die Bundesregierung in den vergange- 
nen Jahren nicht entzogen. So hatten wir nach Anga- 
ben der OECD zwischen 1973 und 1975 mit 7 ^/2 Pro- 
zentpunkten die höchste Veränderung im öffentli- 
chen Finanzierungssaldo von allen großen Industrie- 
ländern. Defizitländer haben von uns multilaterale 
und bilaterale Zahlungsbilanzhilfen erhalten. Dar- 
über hinaus haben wir in den vergangenen drei Jah- 
ren unseren Leistungsbilanzüberschuß auf rund ein 
Viertel reduziert, und zwar durch eine sehr dyna- 
mische Einwicklung der Einfuhr. 1975 haben wir mit 
unserer Einfuhr deutlich günstiger als alle Nachbar- 
länder gelegen. Wir haben also frühzeitig durch 
spürbare Initiativen zur Konjunkturbelebung unse- 
rer Partner beigetragen, und wir wollen diese Rich- 
tung auch in Zukunft weiterverfolgen. Eine Zahlen- 
reihe mag dies erhellen. Im Jahre 1976 betrug 
das reale Wachstum des Sozialprodukts 5,6 ®/o; Welt- 
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(A) handeis Volumen: plus 11 ‘^/o, deutsche Einfuhr: plus 
17®/o. Damit ist unser Beitrag in einer einzigen 
Zahlenreihe charakterisiert. 

Meine Damen und Herren, ein überziehen in 
expansiver Richtung würde jedoch einen nachhalti- 
gen soliden Wadistumsprozeß nicht fördern, sondern 
vielmehr das Schwungrad der Inflation beschleuni- 
gen und den bisher erfolgreichen Erholungsprozeß 
aus der Bahn werfen. 

Drittens brauchen wir vor allem innerhalb der 
Europäisdien Gemeinsdiaft, aber auch mit den an- 
deren wichtigen Handelspartnern eine konzertierte 
Anstrengung, um die nationalen Politiken besser 
auf die gesamtwirtschaftlichen und gemeinsdiaftli- 
dien internationalen Erfordernisse abzustimmen. Die 
Fortschritte während der ersten beiden Jahrzehnte 
der europäischen Integration sind unter den vergan- 
genen Schwierigkeiten leider eher in Desintegra- 
tionsersdieinungen übergegangen. Die Bundesregie- 
rung ist bereit, die bestehenden Koordinierungs- 
vorschriften der Gemeinschaft präzise einzuhalten 
und das Instrumentarium zur Abstimmung und Ko- 
ordinierung der Wirtsdiafts- und Finanzpolitik eben- 
so strikt anzuwenden. Kurzfristig durchschlagende 
Erfolge wird es nicht geben können, doch werden 
wir bestrebt sein, auch im europäischen Rahmen die 
wirtschaftlichen Zukunftsexwartungen schrittweise 
wieder zu verbessern und zu festigen. Was in 
Europa not tut, sind letztlich nicht große Aktionen 
oder neue Programme und erst recht keine Dekla- 
mationen über neue Zielvorstellungen in der Wirt- 
schaftspolitik. Vielmehr muß es in Europa darum 
gehen, im Rahmen unserer mittelfristigen Gesamt- 
strategie viele kleine konkrete Schritte beharrlich 
zurückzulegen. 

Die Bundesregierung hat ihre Wirtschaftspolitik 
an einem Konzept der Stetigkeit auf mittel- und 
längerfristige Perspektiven ausgerichtet. Sie erwar- 
tet keine kurzfristigen spektakulären Fortschritte. 
Sie erwartet aber, daß wir auch in diesem Jahr der 
angestrebten Kombination der wirtschaftlichen 
Hauptziele ein gutes Stück näherkommen. Das wer- 
den wir aber nur dann erreichen, wenn wir gezielt 
die Anpassungsfähigkeit und Flexibilität unseres 
Wirtschaftssystems stärken, denn nur so wird es ge- 
lingen, die vorhandene Unsicherheit und Skepsis bei 
Konsumenten und Investoren zu überwinden und 
zu einer neuen Dynamik unseres Wirtschaftssystems 
und unserer Wirtschaft zu gelangen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich eine 
Schlußbemerkung an den Teil des Parlaments rich- 
ten, der zur Opposition gehört. Diese Einführung 
in die heutige Debatte ist ein Angebot, aber auch 
ein Appell zu einem konstruktiven und kritischen 
Dialog über diese mittelfristig angelegte Optimie- 
rungsstrategie, Verzichten wir doch in einer in un- 
serer Bevölkerung — für die Arbeitnehmer und für 
die Unternehmer — so wichtigen Frage einmal einen 
Moment darauf, kurzsichtig parteipolitische Vorteile 
zu suchen, wenn es um existentielle Fragen geht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, seien wir uns der Tat- 
sache bewußt, daß die heutige Debatte in Inhalt 


(CI 

und Form auch auf die Stimmung im Lande ihren ^ 
Einfluß haben wird. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wenn wir die Verunsicherung nicht wollen, sollten 
wir auch den Mut haben, zu ihr nicht beizutragen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Strauß. 

Strauß (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktion der Christlich-Demokra- 
tischen/Christlich-Sozialen Union ist der grundsätz- 
lichen und auch der parlamentarischen Gewohnheit 
und Erfahrung entsprechenden Auffassung, daß der 
Bundeskanzler bei einer Debatte dieser Art, bei der 
Diskussion über den Jahreswirtschaftsbericht der 
Bundesregierung, persönlich anwesend sein sollte. 

PräsidSfit Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Wehner? 

Strauß (CDU/CSU): Ich weiß, was Sie sagen wol- 
len; ich sage es selbst, Herr Kollege Wehner. 

(Heiterkeit und Beifoll bei der CDU/CSU) 

Man hat uns heute morgen um 9 Uhr mitgeteilt, 
der Bundeskanzler würde ab 11 Uhr an der De- 
batte teilnehmen. Man hat uns um 9.30 Uhr mit- 
geteilt, er sei leider erkrankt und könne überhaupt (P) 
nicht teilnehmen. Es wäre vielleicht zweckmäßig ge- 
wesen, wenn man dann die ganze Aussprache auf 
einen anderen Termin verschoben hätte, 

(Oh-Rufe von der SPD — Friedrich [Würz- 
burg] [SPD]: Geschäftsführer!) 

denn wenn es um die ordnungspolitischen Grund- 
sätze unseres Gesellschaftssystems geht, ist der Rah- 
men überschritten, der vom Wirtschafts- und vom 
Finanzminister ausgefüllt werden kann. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wehner? 

Strauß (CDU/CSU): Wenn Sie, Herr Kollege Weh- 
ner, sich sonst so sehr wie hier des Bundeskanzlers 
annehmen würden, wäre vielleicht manches in 
Ihren Reihen wesentlich besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lebhafte Zu- 
rufe von der SPD) 

Wehner (SPD): Sehr verehrter Herr Kollege Dr. 
h. c. Strauß, 

(Heiterkeit bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

würden Sie, nachdem Sie sogar vorher wußten, was 
ich sagen wollte, sich bitte daran erinnern, daß es 
hier in diesem Bundestag — und da waren Sie und 
auch ich Mitglied — einmal die Situation gegeben 



1268 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. März 1977 


Wehner 

hat, in der sogar unser damaliger Bundeskanzler 
Konrad Adenauer eine Regierungserklärung durch 
den damaligen Bundeswirtschaftsminister Ludwig 
Erhard vortragen ließ und die damalige Opposition, 
die SPD, dies nicht zum Gegenstand einer Erörte- 
rung solcher Art hat werden lassen? Erinnern Sie 
sich? 

StrauB (CDU/CSU): Ich erinnere mich sehr genau; 
nur sind bei Ihnen immer wieder fast 50 Vo richtig 
und 50 ®/o falsch. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD]: Na, dann ist es ja gut!) 

Es steht selbstverständlich dem Bundeskanzler zu, 
krank sein zu dürfen, und wenn Konrad Adenauer 
in seinem sehr hohen Alter einmal über mehrere 
Wochen hinweg erkrankt war — was bei ihm aller- 
dings sehr selten der Fall war — , hatte selbstver- 
ständlich das Parlament nicht die Möglichkeit, mit 
der Diskussion der anstehenden Probleme zu war- 
ten, bis er zurückkam. 

(Wehner [SPD]: Werden Sie dann, wenn 
der Kanzler Schmidt in sehr hohem Alter 
ist, genauso tolerant sein?) 

Darum hat damals der stellvertretende Bundeskanz- 
ler, der Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard, 
an seiner Stelle die Aussprache bestritten. — Ich 
sage ja nicht mehr und nicht wenige^ Herr Kol- 
lege Wehner, als daß man uns um 9 Uhr gesagt 
hat, er käme um 11 Uhr, kurz darauf aber, er käme 
nicht. Und wenn wir das Ganze vorher gewußt hät- 
cBi ten, hätten wir uns zusammensetzen sollen, um zu 
überlegen, ob wir nicht diese Aussprache gemein- 
sam in einer Besetzung durchführen, bei der der 
Bundeskanzler auch die Möglichkeit hat, persönlich 
in die Diskussion einzugreifen; 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Wolf- 
ram [Recklinghausen] [SPD]: Sie selbst 
sind doch fast nie da! — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

denn es handelt sich hier um Probleme, die über 
den Rahmen der Zuständigkeiten des Wirtschafts- 
und des Finanzministers hinausgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Unruhe bei 
der SPD) 

— Wenn Sie glauben, daß Sie durch diese Art Stör- 
manöver Ihr schlechtes Gewissen beweisen müssen, 

(Zurufe von der SPD) 

dann geben Sie mir durch Ihr Verhalten in meiner 
sehr maßvoll vorgetragenen Kritik noch mehr recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Weitere Zu- 
rufe von der SPD) 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat hier Auf- 
fassungen und Grundsätze vertreten, denen wir 
weitgehend zustimmen können. Aber dieses aus- 
führliche und von uns in weiten Teilen begrüßte, 
mit Zustimmung aufgenommene Kolleg sollte er 
eigentlich vor bestimmten nicht einflußlosen Grup- 
pierungen der Regierungsparteien halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Denn die Verunsicherung kommt nicht von denen, 
die das bestehende Gesellschaftssystem bejahen 
und seine allmähliche Unterminierang kritisieren, 
sondern von denen, die ständig eine andere Repu- 
blik, einen anderen Staat und eine andere Gesell- 
schaft verlangen. Von dort kommt die Verunsiche- 
rung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Idi nehme nidit an, daß der Herr Bundeswirtsdiafts- 
minister etwa die Opposition gemeint hat, als er 
sagte, man solle nicht durch Verunsicherung die be- 
stehenden Probleme verschärfen. Ich nehme an, er 
hat hier ganz andere Adressaten gemeint. Es wäre 
aber gut, wenn er sie einmal ganz offen anspre- 
chen würde. Auch das gehört zur Regierungspflicht. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghau- 
sen] [SPD]) 

— Wenn Sie es nicht wissen, werden Sie es heute 
noch von mir hören! 

Die wirkliche Konjunkturlage — aus dem Jahres- 
wirtschaftsbericht nicht zutreffend erkennbar — 
läßt sich etwa wie folgt kurz charakterisieren: Die 
konjunkturelle Schwäche ist nicht überwunden. 
Mangelndes Vertrauen kann nicht durch Propaganda 
in Zuversicht umgezaubert werden. Dazu genügen 
auch nicht die unter Verfassungsbruch für Wahl- 
propaganda verschwendeten Millionen von Steuer- 
geldern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD: Bayern!) 

— Ich könnte Ihnen auf diesen Zwischenruf sehr 
eingehend antworten. 

(Zuruf von der SPD: Tun Sie es doch!) 

— Sie haben mit dem Stil begonnen, Millionen von 
Steuergeldern für Wahlpropaganda zum Teil zur 
Täuschung der Wähler — siehe Rentenfrage — ein- 
zusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß es sich um ein Problem des Mangels an Ver- 
trauen handelt, geht auch aus einem heute veröf- 
fentlichten Bericht eines der bekanntesten und be- 
deutendsten Wirtschaftsforschungsinstitute hervor, 
nämlich des Ifo-Instituts — dessen Glaubwürdigkeit 
wohL nicht deshalb geringer ist, weil es zufällig in 
München seinen Sitz hat. Darin heißt es: Nur sehr 
schwache Zunahme der Investitionen; Stimmung der 
Industrie wird immer schlechter. 

Die regierungsamtliche Diagnose: „Dem Patienten 
Wirtschaft geht"«s gut — besser, als er selbst es 
merkt" hat ihre Glaubwürdigkeit verloren. Sicher — 
da gebe ich Ihnen recht — , die Stimmung ist schlech- 
ter als die Lage. Aber die Lage bemüht sich jetzt 
allmählich, sich der Stimmung anzupassen. 

(Zuruf von der SPD: Dafür sorgen Sie 
schon!) 

Wir haben den dritten Winter mit mehr als einer 
Million Arbeitsloser hinter uns. Die Zahl der Dauer- 
arbeitslosen ist höher als je zuvor. Das Problem 
der Jugendarbeitslosigkeit ist ungelöst. Immer mehr 
junge Menschen, ob Lehrlinge, Abiturienten oder 
Akademiker, müssen nicht zuletzt als Folge einer 
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verfehlten Bildungspolitik damit redinen, daß sie 
keinen Ausbildungsplatz oder nach dem Absdiluß 
der Ausbildung keinen Arbeitsplatz haben. Vom 
Sdiülerberg zum Lehrerberg, vom Arbeitslosenberg 
zum Rentnerberg — alles Folgen einer falsch konzi- 
pierten ReformpoUtik und auch Folgen zunehmender 
sozialistischer Systemveränderung; Meilensteine 
auf dem Weg der gesellschaftspolitischen Wander- 
düne, die seinerzeit Willy Brandt als „linke Mitte" 
bezeichnet hat. 

„Die konjunkturelle Entwicklung, die im Früh- 
jahr und Sommer viel von ihrem Schwung verloren 
hatte, hat sich bislang nicht wieder erholt. In eini- 
gen Zweigen ist sie sogar weiter erlahmt; in an- 
deren ist sie in sich zusammengefallen. Offensicht- 
lich ist die Zuversicht auf einen nachhaltigen Auf- 
schwung noch nicht gefestigt. Vermutlich fehlt den 
Unternehmern das Vertrauen, daß es gelingen 
werde, die Fehlentwicklung auf dem öebiet der Ein- 
kommensverteilung und im Bereich der öffentlichen 
Finanzen sachgerecht und dauerhaft zu korrigieren." 

Diese Ausführungen sind nicht meine Formulie- 
rungen, sondern — wofür ich den Herrn Präsiden- 
ten um Verständnis und Nachsicht bitte — ein Zitat 
aus dem Frühjahrsgutachten des Rheinisch-Westfä- 
lischen Instituts für Wirtschaftsforschung. 

Der Präsident des vorhin erwähnten Ifo-Instituts, 
Herr Oppenländer, hält noch auf Jahre hinaus ein 
Millionenheer von Arbeitslosen für wahrscheinlich. 
Er geht davon aus, daß sich die Verhältnisse am 
(B) Arbeitsmarkt bis 1980 kaum ändern. Damit ändert 
sich auch das Mißverhältnis nicht, daß im Jahr etwa 
10 Milliarden DM Unterstützungszahlungen für ar- 
beitswillige und arbeitsfähige, aber zur Unproduk- 
tivität verurteilte Menschen erfolgen müssen und 
daß auf der anderen Seite insgesamt, wenn man die 
Arbeitgeberleistungen einbezieht, 10 Milliarden DM 
weniger an Steuern und Beiträgen hereinkommen. 
Solange dieses Problem nicht gelöst ist, wird es 
auch keine dauerhafte Sanierung des Problems der 
Rentenfinanzierung geben. Hier ist der Hebel anzu- 
setzen, und hier haben die Fehler und Versäumnisse 
die ohne Zweifel auch so bestehende Problematik 
beinahe bis zur Unlösbarkeit verschärft. 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit, Josef 
Stingi, sieht bis 1980 1 Million Arbeitsplätze als be- 
droht an und fordert: 

Will man nicht nur die gegenwärtige Arbeits- 
losigkeit beseitigen, sondern auch die ver- 
mehrte Zahl der Erwerbstätigen unterbringen, 
so brauchen wir bis 1980 zusätzlich etwa 2 Mil- 
lionen Arbeitsplätze. 

Hinzu kommt IG Metall. Siehe „Welt" und „Han- 
delsblatt" von gestern! Nach dieser Veröffent- 
lichung eines der führenden wissenschaftlichen Mit- 
arbeiter von IG Metall, die ja heute die Diktion und 
Gedankengänge ihrer Führungspersönlichkeiten be- 
stimmen, die weitgehend in Umkehrung des Ver- 
hältnisses „his master’s voice" geworden sind 

(Wehner [SPD]: An vielen Stellen der Ge- 
sellschaft ist das heute so!) 


— Daß das bei Ihnen nicht so ist, wissen wir, Herr (Q 
Wehner. 

(Wehner [SPD]: Ich sage ja: „an vielen 
Stellen"!) 

— Ich sage ja: Daß es bei Ihnen nicht so ist, hätte 
ich auch ohne Ihren Zwischenruf gewußt. 

Nach der Äußerung von IG Metall müßten in der 
Bundesrepublik Deutschland 3 Millionen Arbeits- 
plätze geschaffen werden, wenn alle Arbeitslosen 
wieder Arbeit erhalten sollen. Es heißt dort, die 
derzeit registrierte Arbeitslosenzahl von 1,2 Millio- 
nen sei nur die halbe Wahrheit. Außerdem sagt der 
im Jahre 1976 eingetretene unzureichende und lei- 
der wieder durch das Gegenteil abgelöste Abbau 
der Arbeitslosen nicht viel aus, da auch die Zahl 
der Arbeitsplätze fast gleichzeitig mit einem gering- 
fügigen Abbau der Arbeitslosigkeit ebenfalls abge- 
nommen hat, und zwar durch Abwanderung der 
Gastarbeiter, früheren Eintritt in das Rentnerleben, 
Umschüler usw. 

Bedenklich ist nur, daß man offensichtlich nicht 
bereit ist, aus Fehlern und Versäumnissen der Ver- 
gangenheit etwas zu lernen, daß immer wieder die- 
selben abergläubischen, unfughaften Fehlrezepte zur 
Lösung der Probleme angeboten werden. Wenn man 
glaubt, daß man durch Inflation als gewissermaßen 
systematische Institution ausreichendes Wachstum 
und Vollbeschäftigung sichern kann und dafür Bei- 
spiele wie Italien, England oder Brasilien anführt, 
dann hört hier natürlich, wie es in dem Artikel der 
IG Metall geschehen ist 

(Zuruf des Abg. Dr. Graf Lambsdorff [FDP]) 

— Ich habe die Quelle ja vorhin genannt. Das ist 
immerhin die mächtigste und größte Gewerkschaft, 
die es in der Bundesrepublik gibt. Das ist auch nicht 
auf diesen einen Herrn beschränkt. Es ist doch ein 
weit verbreiteter Unfug, auch heute wieder an die 
allein seligmachende Kraft inflationärer Prozesse zu 
glauben, um mit ihnen die Lösung der bestehenden 
Übelstände zu erhoffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 

Aber Sie wissen doch, daß der Bundeskanz- 
ler dazu überhaupt keine Neigung hat!) 

— Ja, wenn der Bundeskanzler die Politik der SPD 
bestimmen würde, dann wüßten wir vielleicht, was 
die Politik der SPD auf diesem Gebiet in Wirklich- 
keit darstellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] ; 

Die Gewerkschaften muß er nicht auch noch 
regierend bestimmen!) 

Hier im Parlament gibt es für jeden Redner das 
Recht, über die wirtschafts- und ordnungspolitischen 
Einstellungen und Vorstellungen der großen gesell- 
schaftlichen Kräfte, deren Existenz und Aufgaben 
wir uneingeschränkt bejahen, ebenfalls offen zu 
sprechen. Wo wären wir denn sonst! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 

Sehr wahr!) 

Angesichts des weit verbreiteten und tiefsitzen- 
den Pessimismus in der Wirtschaft, der vielen durch 
Firmenpleiten für immer vernichteten Arbeitsplätze 
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— im Jahre 1976 gab es 9 300 Konkurs- und Ver- 
gleichsverfahren — , angesichts der Verunsicherung 
der Arbeitnehmer durch die skandalöse Arbeits- 
marktlage ist es zwangsläufig, daß das Mißtrauen 
gegenüber der zukünftigen Entwicklung so nicht 
überwunden werden kann. 

Auf dem Hintergrund dieser Situation ist schon die 
Zielprojektion der Bundesregierung, wie bereits bei 
anderer Gelegenheit im Parlament diskutiert, im 
Jahres wirtschaftsbericht 1977 mit erheblichen Un- 
sicherheiten belastet, wenn sie nicht schon zum 
Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung überhaupt weitge- 
hend überholt war. Im Jahreswirtschaftsbericht heißt 
es: 

In der Jahresprojektion wird davon ausgegan- 
gen, daß 1977 eine Zunahme der Bruttolöhne und 
-gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer in der 
Größenordnung des Vorjahres, d. h. um 7,5 Vo, 
sowohl der gesamtwirtschaftlichen Situation die- 
ses Jahres als auch den mittelfristigen Erforder- 
nissen am besten gerecht werden würde. 

Wir haben — das gilt auch für mich — bei mehre- 
ren Gelegenheiten zum Ausdruck gebracht, daß wir 
nicht Anhänger einer negativen Lohnpolitik, auch 
nicht Anhänger einer restriktiven Lohnpolitik sind, 
sondern daß die Überwindung der konjunkturellen 
Probleme eine Lohnentwicklung voraussetzt, die 
einerseits keine neuen inflationären Impulse schafft, 
die aber andererseits einen Anreiz für Konsum gibt. 
Denn wir brauchen nicht nur einen Investitionsan- 
reiz. Wir brauchen heute auch wieder einen Konsum- 
|Bj anreiz, der durch die Vorgänge der letzten Jahre 
und ihre psychologischen Wirkungen weitgehend 
verlorengegangen ist. 

Es heißt im Monatsbericht der Deutschen Bundes- 
bank: 

Die kürzlich für 3,5 Millionen Beschäftigte in 
der Metallindustrie getroffene Vereinbarung 
von plus 6,9 ®/o 

über diese Vereinbarung gab es ja innerhalb der 
Regierung merkwürdige Dissonanzen: Während sich 
der Herr Bundesfinanzminister sehr befriedigt über 
diesen Vorgang zeigte, meinte der Bundeswirtschafts- 
minister das Gegenteil. Aber der Herr Bundesfinanz- 
minister machte diesen Wettbewerbsvorsprung wie- 
der zunichte, als er sagte, er hätte auch so geurteilt 
wie der Bundeswirtschaftsminister, wenn ihm von 
vornherein die Gesamtheit aller damit verbundenen 
Regelungen bekannt gewesen wäre. Diese öffent- 
lichen Lernprozesse namhafter Mitglieder der Bun- 
desregierung sind auch ein Stück Bildungspolitik 
und ein Anreiz für die nachwachsende Generation. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Steger 
[SPD]: Die lernen im Gegensatz zu Ihnen 
wenigstens noch etwas!) 

— Bei manchen nützt es allerdings gar nichts, da ha- 
ben Sie recht. — In dem Bericht der Bundesbank 
heißt es, daß diese Vereinbarungen bei Einrechnung 
der im Jahre 1976 vereinbarten Leistungen 1977 mit 
rund 8 ®/o bis 8,5 ®/o über denen des Jahres 1976 lie- 
gen. Wörtlich heißt es dort: 


Diese Lohnerhöhungen liegen erheblich über 
den in der JahresprojektioiT der Bundesregie- 
rung für 1977 angenommenen Lohnsteigerungen, 

Es geht hier nicht darum, die Tarifautonomie einzu- 
schränken oder zur Tarif au tonomie Stellung zu neh- 
men. Vielmehr geht es hier lediglich darum, vom 
Bundeswirtschaftsminister zu verlangen, daß seine 
Jahresprojektion auch auf diesem Gebiete, auf dem 
sie für den wirtschaftlichen Verlauf von entschei- 
dender Bedeutung ist, der tatsächlichen Entwicklung 
gerechter wird, als es bei Veröffentlichung des Be- 
richts der Fall gewesen ist. Im Jahreswirtschaftsbe- 
richt sind die 7,5 ®/o für die effektiven Durchschnitts- 
verdienste der Arbeitnehmer angesetzt. Dies würde 
nur erreicht, wenn sich das Niveau der Tarifver- 
dienste 1977 erheblich weniger erhöhen würde. Denn 
regelmäßig ist in der konjunkturellen Aufschwung- 
phase, von der die Regierung ausgeht, eine positive 
Lohndrift in Rechnung zu stellen. Das steht ebenfalls 
im Bericht der Deutschen Bundesbank. 

Mit diesem Tarifabschluß, der für alle übrigen Be- 
reiche Signalwirkung hat, ist eine der wichtigsten 
Annahmen des Jahres Wirtschaftsberichts und sind 
alle darauf aufgebauten Schlußfolgerungen hinfällig. 

Die Bundesregierung strebt für 1977 einen realen 
Zuwachs beim Bruttosozialprodukt von 5 ®/o an. Da- 
mit schätzt die Bundesregierung die Entwicklungs- 
aussichten für 1977 günstiger ein als der Sachver- 
ständigenrat. Die Bundesregierung kann sich bei 
ihrer Projektion zwar auf das im Herbst vorigen Jah- 
res erstattete Gemeinschaftsgutachten der Wirt- 
schaftsforschungsinstitute berufen — dies ging von P) 
einer realen Wachstumsrate in Höhe von 5,5 ®/o im 
laufenden Jahr aus — , aber den damaligen Opti- 
mismus hat sich heute nur noch ein Institut bewahrt: 
das Institut für Wirtschaftsforschung in Berlin. Alle 
anderen Institute vertreten zur Zeit weniger optimi- 
stische Prognosen, so etwa das Rheinisch- Westfäli- 
sche Institut in Essen, das in der Zwischenzeit auf ein 
Plus von 3,5 ®/o heruntergegangen ist. Wenn auch 
dieses wesentliche Eckdatum nicht der wirtschaft- 
lichen Entwicklung entspricht, sind die von Herrn 
Friderichs angezeigten Prognosen abermals weitge- 
hend hinfällig. 

(Reuschenbach [SPD]: Ihre eigenen Prog- 
nosen haben Sie doch noch gar nicht ent- 
wickelt!) 

Der wichtigste Sonderfaktor im Vorjahr war der 
Umschwung der Lagerentwicklung; denn nach einem 
Vorratsabbau von nominal 3,6 Milliarden DM er- 
folgte nach Überwindung des Abbaues wieder eine 
Zunahme von 13,2 Milliarden DM. Das waren also 
insgesamt 16,8 Milliarden DM. Dieser Vorgang ist 
abgeschlossen. Von ihm ist keine konjunkturelle 
Erholung, keine Steigerung der Aufträge mehr zu 
erwarten. 

Auch der zweite Sonderfaktor des Jahres 1976, 
nämlich die Exp ortent Wicklung, gibt keinen Anlaß, 
von ihr eine wesentliche Zunahme des Sozialpro- 
duktes zu erwarten. Im Vorjahr wurde eine Steige- 
rungsrate des Exportes von 13,8 Vo erreicht. Eine 
derartig hohe Exportsteigerung kann aber für das 
laufende Jahr nicht wieder erwartet werden. Um 
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(A) ihren Wachstumsoptimismus zu untermauern, muß 
die Bundesregierung jetzt auf die entscheidenden 
Träger der Inlandsnachfrage setzen, nämlich den 
privaten Verbrauch .und die Unternehmensinvesti- 
tionen. 

Hinsichtlich des privaten Verbrauches rechnet die 
Bundesregierung mit höheren Lohnsteigerungen als 
im vergangenen Jahr und einer wieder zunehmen- 
den Beschäftigung, wodurch das verfügbare Einkom- 
men der privaten Haushalte stärker als im vergan- 
genen Jahr ansteigen soll; ferner mit einem weiteren 
Absinken der Sparquote der privaten Haushalte auf 
ca 14®/o, nach 14,7 ®/o im Jahresdurchschnitt 1976 
und sogar 15,8 ®/o im Jahresdurchschnitt 1975. Hier- 
zu sollen vor allen Dingen die 1977 verstärkt frei- 
werdenden Gelder aus Sparverträgen im Zusammen- 
hang mit der Vermögensbildung beitragen. 

Aus diesen Überlegungen leitet die Bundesregie- 
rung eine nominale Konsumsteigerung von 8 bis 9 ®/o 
und bei einer angenommenen Preissteigerungsrate 
für den privaten Verbrauch von unter 4 ®/o — eine 
ebenfalls unter Unsicherheit leidende Prognose — 
ein reales Ansteigen des privaten Konsums von 4 
bis 5 ®/o ab. Aber auch diese Rechnung ist mit Un- 
sicherheit behaftet; denn angesichts der über das 
erwartete Ausmaß hinausgehenden Lohnsteigerun- 
gen dürfte die Aufnahmefähigkeit der privaten Wirt- 
schaft für zusätzliche Arbeitskräfte gering sein. Zu- 
dem kann auch ein weiteres Absinken der Spar- 
quote nicht mehr mit Sicherheit erwartet werden. 

Die saisonbereinigten Vierteijahreszahlen derBun- 
desbank weisen nämlich aus, daß es sich hier nicht 
um einen kontinuierlichen Prozeß des Rückganges 
handelt, wie es aus dem Jahreswirtschaftsbericht zu 
vermuten wäre; vielmehr lag die saisonbereinigte 
Sparquote im vierten Quartal 1975 und in den ersten 
beiden Quartalen 1976 bei 14,5 ®/o. In den beiden 
letzten Quartalen des Jahres 1976 stieg sie aber 
wieder auf 15 ®/o an. Auch dieses Eckdatum ist des- 
halb kein Pfeiler, der die Annahmen stützen kann. 

Der größte Unsicherheitsfaktor, mit dem wir uns 
am meisten zu beschäftigen haben, dürfte aber bei 
der Projektion für die Bnittoanlageinvestitionen 
liegen. Hier geht die Bundesregierung ohne Berück- 
sichtigung des geplanten Investitionsprogramms von 
einer nominalen Zuwachsrate von 9 bis 10 ®/o aus, 
nach 7,2 ®/o in dem von der Investitionszulage be- 
günstigten Jahr 1976. Zwar rechnet die Bundesre- 
gierung in diesem Jahr mit einem geringfügigen 
Anstieg der öffentlichen Investitionen um 1,2 ®/o, 
nach einem Rückgang von 3 ®/o im vergangenen Jahr. 
Trotzdem müssen die Unternehmensinvestitionen 
überproportional zunehmen, wenn ein durchschnitt- 
licher Zuwachs für alle Anlageinvestitionen von no- 
minal 9 bis 10®/o erreicht werden soll; denn die 
privaten Anlageinvestitionen beliefen sich im ver- 
gangenen Jahr nur auf 82 ®/o der gesamten Anlage- 
investitipnen. Hierin sind aber auch die Investitio- 
nen für den Wohnungsbau enthalten, bei denen die 
Bundesregierung — aus gutem Grunde — auch nur 
mit einem unterdurchschnittlichen Wachstum rech- 
net. Der Unternehmenssektor im engeren Sinne 
müßte eine nominale Investitionssteigerung von 
13 ®/o erbringen, wenn sich die Projektion der 


Bundesregierung bewahrheiten sollte. Ich glaube 
nicht, daß der Herr Bundeswirtschaftsminister hier 
mit Anspruch auf Glaubwürdigkeit die Prognose 
abgeben kann, daß diese Wachstumsrate von 13®/o 
für die nominalen Investitionssteigeningen der Wirt- 
schaft zugrunde gelegt werden kann. Wie diese Stei- 
gerungen angesichts der in der Wirtschaft weit ver- 
breiteten Vertrauensdefizite, des weit verbreiteten 
Mißtrauens hinsichtlich der weiteren Konjunktur- 
aussichten errreicht werden kann, ist völlig offen. 
Erreicht die Bundesregierung das von ihr ange- 
strebte Wachstum nicht — ich habe die Unsicher- 
heitsrisiken kurz aufgezählt — , bleibt auch der hier 
erwartete geringfügige Beschäftigungsanstieg aus, 
verstärkt sich die Unsicherheit auch bei den Kon- 
sumenten. Damit ist nicht mehr die Voraussetzung 
für das gegeben, was der Herr Bundeswirtschafts- 
minister einen stetigen, stabilen Gesundungsprozeß 
nannte. Wir sind in einer Krise, die ihre besonde- 
ren Ursachen hat, und wir werden aus dieser Krise 
ohne eine grundsätzliche Wende in der Einstellung, 
im Denken und in den politischen Konsequenzen 
nicht mehr herauskommen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ist schon die Zielprojektion der Bundesregierung 
mit erheblichen zweckoptimistischen Unsicherhei- 
ten belastet, so kommt entscheidend hinzu, daß 
auch dieser Jahres wirtschaftsbericht keine wirklich 
zureichenden und richtungweisenden wirtschafts- 
und steuerpolitischen Rahmendaten setzt. Sie sind 
aber nach unserer Auffassung wirklich unerläßliche 
Voraussetzung für eine erfolgreiche mittelfristige 
Wachstumspolitik. Auch die jetzt endlich nach p) 
langer Unsicherheit erfolgten Steuerbeschlüsse der 
Bundesregierung sind kein ausreichender Schritt 
auf dem richtigen Wege. Im Jargon der Regierung 
ist das vielleicht ein Schrittchen auf dem richtigen 
Wege; das ist das Gegenstück zu „Problemchen". 

Es bleibt bei der nach wie vor drastischen Belastung 
durch die Substanzbesteuerung. Diese Substanz- 
besteuerung verbaut nach wie vor den Weg zu 
einer gesunden ausreichenden Eigenkapitalausstat- 
tung. Diese ist bei steigendem Wettbewerb drin- 
gend erforderlich. Ebenso werden die Einkommen 
der breiten Schichten unseres Volkes von der immer 
steiler werdenden Progression der Einkommen- und 
Lohnsteuer immer stärker belastet. Die heimlichen 
Steuererhöhungen sind Keulenschläge gegen Lei- 
stungsanreize, Leistungswillen und Leistungsbereit- 
schaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Belastung würde durch die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer noch zusätzlich steigen. Ich gehe 
auf dieses Thema im Rahmen des Jahreswirtschafts- 
berichtes nicht ein, weil im Laufe des Monats April 
bei der ersten Lesung des Steuerpakets genug Gele- 
genheit sein wird, sich mit dieser Frage eingehend 
zu befassen. 

Der Weg in Richtung auf immer mehr Staat wird 
weiter beschritten, unser freiheitliches Ordnungs- 
system wird durch immer stärkere Einengung der 
Freiheitsspielräume, durch ständig wachsende Ab- 
gaben- und Steuerbelastung und die damit verbun- 



1272 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. März 1977 


Strauß 

(A) dene Bürokratisierung vieler Lebensbereiche be- 
droht. 

Vor wenigen Jahren meinte man noch, der 
Marxismus als Lehrmeinung bedeute eine Gefahr 
für die soziale Marktwirtschaft. Seit viele Marxisten 
Professoren geworden sind, hat er aufgehört, eine 
geistige Kraft in unserem Lande zu sein. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das begreifen nur die Jusos und ihre geistigen 
Ziehväter nicht. Die ernstere Gefahr des Sozialis- 
mus kommt von der Bürokratisierung sämtlicher 
Lebensvorgänge in Gesellschaft und Wirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit komme idi zu einem Wort zu den ord- 
nungspolitisdien Problemen und den ordnungspo- 
litischen Gefahren. Die deutsdie Wirtschaft ist seit 
Beginn der siebziger Jahre von Fehlentwicklungen 
geprägt, von denen jede einzelne schwere Probleme 
enthält, aber deren Wirkungen zusammengezählt 
werden müssen. Diese Fehlentwicklungen berühren 
gleichermaßen die Konjunkturpolitik wie alle Daten, 
die der Staat in seiner Ordnungs-, Finanz-, Struktur- 
und Vermögensbildungspolitik stellt. Aus dem Früh- 
jahr sgutachten des Rheinisch-Westfälischen Instituts 
für Wirtschaftsforschung, das hier oft kritischen 
Würdigungen unterzogen wird, ist aber zu entneh- 
men — ich darf wörtlich zitieren — : 

Werden die Mechanismen der Marktwirtschaft 
zuerst durch überzogene Lohnerhöhungen blok- 
kiert, dann ihre Fähigkeit, die Probleme der Ar- 
beitslosigkeit zu lösen, in Zweifel gezogen und 
als Ausweg staatliche Dirigismen bis zur In- 
vestitionslenkung gefordert, dann trägt auch 
dies sicherlich nicht dazu bei, die Risikobereit- 
schaft der Unternehmen zu steigern. 

Unter diesen Bedingungen erscheint es insbesondere 
für kleine und mittlere Unternehmen in vielen Fäl- 
len vorteilhafter, Erträge, statt sie im eigenen Be- 
trieb zu investieren, kurz- oder mittelfristig in 
Schatzbriefen und öffentlichen Anleihen anzulegen; 
denn dann erhalten sie ohne jedes Risiko einen 
vertraglich vereinbarten Nominalzins von zur Zeit 
7Vo, der in den vergangenen Jahren sogar wesent- 
lich höher gewesen ist. 

Wir haben eine Politik zu verzeichnen, bei der 
nicht durch einen revolutionären Akt — wir sind 
hier keine Schwarzseher oder Panikmacher — , 

(Lachen bei der SPD) 

sondern durch eine Vielzahl einzelner Maßnahmen 
die Freiheitsspielräume des einzelnen immer mehr 
eingeengt werden und unser Ordnungssystem lang- 
sam gewandelt und verändert wird. Die Marktwirt- 
schaft wird schrittweise unterlaufen. 

Zu dieser Fehlentwicklung gehört zunächst die 
Minderung des Leistungsanreizes und des Leistungs- 
willens. Die Belastung der Arbeitnehmer durch Steu- 
ern, Sozialabgaben und Preissteigerungen hat ein 

Ausmaß erreicht, das den Leistungsanreiz beseitigt 
und den Leistungswillen drosselt. Diese Besteuerung 
wird zur Staatsverdrossenheit und zum Leistungs- 


verzicht führen, wenn sie sich weiterhin so entwik- 
kelt wie bisher. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Lohnabschlüsse führen dazu, daß immer mehr 
Arbeitnehmer in die Progressionszone des Einkom- 
mensteuertarifs hineingeraten und dort mit immer 
höheren Progressionstarifen belastet werden. 

Das Lohnsteueraufkommen ist der entsprechende 
Beweis dafür. Es betrug im Jahre 1964 14 Milliarden 
DM, im Jahre 1969 24 Milliarden DM und im Jahre 
1974, also weitere fünf Jahre später, 71 Milliar- 
den DM. Dann kam der Knick mit der sogenannten 
Steuerrreform 1975. Das Lohnsteueraufkommen wird 
aber schon 1977 wieder ansteigen auf 92 Milliar- 
den DM. Damit haben wir ein Wachstum von 1976 
auf 1977 um 13,2 ®/o. Das Lohnsteueraufkommen 
macht heute bereits ein Drittel aller Steuereinnah- 
men der öffentlichen Hand aus. 

Stark steigende Steuern und Sozialabgaben sind 
die Ursache dafür, daß von jeder zusätzlich verdien- 
ten Mark immer weniger übrigbleibt. Während 1970 
von jeder zusätzlich verdienten Mark etwa 30 Pf 
für Steuern und Sozialabgaben abgeführt werden 
mußten, zahlt der Arbeitnehmer im Jahre 1977 von 
jeder zusätzlich verdienten Mark bereits 48 bis 49 Pf. 
Die durchschnittliche Abgabenbelastung stieg von 
23 ®/o im Jahre 1970 auf 29,6 ®/o im Jahre 1976 und 
wird im Jahre 1977 bereits etwa 31 ®/o der Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme betragen. 

Diese Entwicklungen spielen eine größerer Rolle 
als manche statistischen Prognosen oder statistischen 
Diagramme, mit denen man versucht, eine Wirtschaft- 
liehe Entwicklung als günstig darzustellen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Hier liegen die eigentlichen ordnungspolitischen 
Probleme. Hier aber hat die Bundesregierung bisher 
so gut wie nichts getan. 

(Beifall bei dei CDU/CSU) 

Seit der Steuerreform 1975 — wobei ein anspruchs- 
volles Wort für eine relativ kleine Maßnahme her- 
halten muß — sind zwangsläufig erneut heimliche 
Steuererhöhungen eingetreten, die sich besonders 
auf Grund der steilen Progression der Einkommen- 
und Lohnsteuer in den unteren und mittleren Ein- 
kommensbereichen ergeben. Diese heimlichen Steu- 
ererhöhungen wird man nicht zu hoch ansetzen, 
wenn man sie für das Jahr 1976/77 mit 4 Milliarden 
DM angibt. Das ist die unterste Grenze. Es gibt auch 
andere Schätzungen; bei der Untergrenze von 4 Mil- 
liarden DM bleibt man aber sicherlich noch inner- 
halb der Wahrheit. 

ln dem Tarifbericht der Bundesregierung selbst 
wird ja darauf hingewiesen, daß der geltende Ein- 
kommensteuertarif im Eingangsbereich unbefriedi- 
gend sei. Ich sage: Er entspricht nicht den Grund- 
sätzen der Besteuerung nach der steuerlichen Lei- 
stungsfähigkeit. Die steile Progression wird beson- 
ders durch den Sprung des Grenzsteuersatzes von 
0 ®/o auf 22 Vo und durch den Beginn des Progres- 
sionstarifes mit 30,8 ®/o bewirkt. Wie lange will die 
1 Bundesregierung diese gravierende Steuerbelastung 
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der mittleren und unteren Einkommenssciiiciiten auf- 
reciiterhalten? Das ist keine sozial gereciite Be- 
steuerung. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Wenn die Bundesregierung an ihren Plänen, die 
Mehrwertsteuer zu erhöhen, festhält — wir sagen in 
dieser Situation grundsätzlicii nein zu allen Steuer- 
erhöhungen — , 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

dann sollte sie zumindest den gesamten Mehrertrag 
für die Beseitigung sozialer Ungereditigkeiten und 
wirtsdiaftsfeindlidier Bestimmungen in der heutigen 
Steuerstruktur statt für Mehrausgaben zur Deckung 
der Defizite im Haushalt verwenden. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Bis 1980 wird die Belastung der Arbeitnehmerein- 
kommen nach Berechnung des „Arbeitskreises 
Steuerschätzung" von 30®/o auf 40®/o um weitere 
10 Prozentpunkte steigen. Das heißt, daß wir nicht 
etwa nur für die vergangenen sechs Jahre diese Fehl- 
entwicklung zu verzeichnen haben; vielmehr läßt 
die Bundesregierung diese Fehlentwicklung ange- 
sichts ihrer Planlosigkeit, auch ihrer Hilflosigkeit, 
vielleicht sogar ihrer Resignation gegenüber diesen 
Vorgängen, die nur durch erhebliche politische Maß- 
nahmen, die schwierige Diskussionen in den eigenen 
Reihen hervorrufen, bewältigt werden können, ein- 
fach weiter gedeihen. Wenn sich diese Quote von 
30 auf 40 ®/o erhöht, so ist das ein Stück in Richtung 
sozialistischer Staats- und Gesellschaftsordnung, so 
ist das ein Stück konfiskatorischer Besteuerung, so 
pj) ist das auch ein Stück Einengung des Freiheitsspiel- 
raums, der auch in der freien Verfügung über das 
im Arbeitsleben erworbene Einkommen bestehen 
muß. 

(Wehner [SPD]; Der Beifall fällt ausl) 

— Wir haben hier eine Sachdebatte, keine große 
politische Debatte. 

(Wehner [SPD]: Wenn Sie Beifall kriegen, 
weiß man: das war kein Sachbeitragl) 

— Herr Wehner, ich gehe nicht von Beifall aus. Sie 
haben neulich schon dem Kollegen Bangemann in 
der bei Ihnen üblichen, ich darf sagen, manchmal 
sehr schäbigen Weise 

(Wehner [SPD]; Sehr schön!) 
vorgeworfen, daß es ihm nur um den Beifall gehe. 

(Wehner [SPD] : Endlich kommen Sie wieder 
auf Touren!) 

Ich bin zwar in der Sache nicht der Meinung des 
Herrn Bangemann; aber ich achte die Lauterkeit und 
Ehrlichkeit seiner Motive. Ihm hier zu unterstellen, 
es gehe ihm um Beifall, Herr Wehner, ist einer der 
üblichen Tricks, mit denen Sie Ihre parlamentarische 
Erfahrung beweisen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD]: Jetzt haben Sie Beifall! Sehen Siel) 

— Darauf lege ich bei Ihnen gar keinen Wert. 

Diese zusätzliche Entwicklung zum Steuer- und 
Abgabenstaat muß unterbunden werden, wenn nicht 
Eigenverantwortung und Leistungswillen als Grund- 


lagen unseres gesellschaftlichen Ordnungssystems 
zerstört werden sollen. Diese Grundprobleme gilt es 
stufenweise anzupacken, statt Beruhigungsmittel zu 
verschreiben, Beschwichtigungslügen zu verbreiten 
und kurzfristige, hektische Auswege zu suchen, im 
übrigen nach dem jeweiligen Sündenbock zu suchen, 
den man für den Volkszorn braucht, um damit von 
eigenen Fehlern und Versäumnissen ablenken zu 
können. Wir kennen das ja: „Aktion Gelber Punkt", 
die Makler, die Unternehmer, die Handwerker, die 
Ärzte, die Opposition selbstverständlich, 

(Lenders [SPD]: Das ist das Allerletzte, 

kann man wohl sagen! Prüfen Sie mal, wie 
oft Sie das schon gesagt haben!) 

die nicht regierungsfrommen Journalisten als 
Schreibtischtäter. Wir haben hier ja schon reichhal- 
tige Erfahrungen. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Ein zweiter wesentlicher Schritt zur Änderung 
unseres gesellschaftlichen Ordnungssystems ist die 
Abwürgung weiterer mittelständischer Schichten. 

Die fiskalischen und nichtfiskalischen Mehrbelastim- 
gen der deutschen Wirtschaft seit 1969 sind wesent- 
liche Ursachen für die Gefährdung und Zerstörung 
mittelständischer Existenzen, für die mangelnde In- 
vestitionsfähigkeit und Investitionsbereitschaft der 
Unternehmer und den daraus folgenden Mangel an 
Arbeitsplätzen. Dadurch sind in den letzten vier 
Jahren mehr als 1 Million Arbeitsplätze zerstört 
worden. Die zusätzliche Belastung der Wirtschaft 
mit Steuern und Abgaben führt für die acht Jahre (D) 
von 1969 bis 1976 zu einem Gesamtbetrag von nahe- 
zu 87 Miliarden DM. Ich verhehle nicht, daß selbst- 
verständlich auch die von einem Arbeitsminister der 
CDU/CSU zur Bewältigung des Rentendefizits vor- 
geschlagenen Maßnahmen in diesen Zahlen enthal- 
ten sind. Wir haben hier aber die Gesamtentwick- 
lung aufzuzeigen. Die Zusatzbelastung von 87 Mil- 
liarcien DM innerhalb von acht Jahren spricht eine 
deutliche Sprache. Die Belastung der Wirtschaft mit 
ertragsunabhängigen Steuern, was weitgehend Sub- 
stanzbesteuerung gerade im rhittelständischen Be- 
reich heißt, beträgt für 1976 zirka 13 Milliarden DM. 

Die Umsatzrentabilität der deutschen Aktienge- 
sellschaften betrug 1975, am unteren Ende der Skala 
aller Industrieländer stehend, 1,3 ®/o und erreichte 
damit einen absoluten Tiefpunkt. Die höchste Um- 
satzrentabilität der letzten Jahre wurde im Jahre 
1973 mit 2,4 ®/o erreicht. 1974 betrug die Aktienren- 
dite 4,36 ®/o, 1975 3,52 ®/o. Diese sehr langweiligen 
Zahlen, Herr Wehner, hier darzulegen ist schon 
deshalb reizvoll, weil es aus dem Munde des Herrn 
Bimdeskanzlers nunmehr sehr kräftige Plädoyers 
für höhere Erträge und höhere Gewinne gibt. Nur 
ist auch hier die Adresse immer die falsche. Er hätte 
nach Hamburg gehen müssen zum Kongreß der 
Jungsozialisten und hätte die dort über die volks- 
wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische Bedeutung 
höherer Erträge und Gewinne aufklären müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 

Endlich haben Sie die Spur!) 
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Vielleicht wäre seine Rolle als Lehrer aller Völker 
gerade hier besonders erforderlich gewesen. 

(Wehner [SPD]: Jetzt wird es lebendig!) 

— Bei mir ist es immer lebendig, Herr Wehner, aber 
Sie werden allmählich langweilig mit Ihren Zwi- 
schenrufen. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

1974 erwirtschaftete ein Unternehmer aus seinem 
im Betrieb eingesetzten Kapital 6,3 ®/o, während 
seine Geldanlage in Staatsanleihen eine fast 4^2 ®/o 
höhere Rendite abgeworfen hat. Auch heute ist es 
noch so, daß eine Anlage in festverzinslichen Wert- 
papieren eine höhere Rendite erbringt als im eige- 
nen Unternehmen eingesetztes Kapital. Dabei plä- 
diere ich nicht etwa für eine gleiche Rendite. Man 
kann sie nicht künstlich herbeiführen. Bei dem im 
Unternehmen eingesetzten Kapital müssen zwei 
Dinge berücksichtigt werden» einmal das Risiko, 
das eingegangen wird, das auch mit der Vernichtung 
des Kapitals enden kann — das ist aber unterneh- 
merisches Risiko — , und zweitens die Notwendig- 
keit, immer kostspieligere Investitionen vornehmen 
zu müssen. Solange die Kapitalrendite unter der 
Rendite für festverzinsliche Wertpapiere liegt, ist 
mit einer nachhaltigen Erholung unserer Wirtschaft 
durch Belebung der Investitionstätigkeit nicht zu 
rechnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

1965 bis 1969 gab es 18 745 Insolvenzen, eröffnete 
Konkurse und Vergleichsverfahren. 1972 bis 1976 — 
(B) wieder fünf Jahre — gab es 36 368. Dazu kommen 
die freiwilligen Betriebsaufgaben. Die Insolvenzen 
haben allein in den drei Jahren 1974, 1975 und 1976 
die atemberaubende Höhe von insgesamt 26 278 
erreicht. Hier liegt die Zerstörung von einer Million 
Arbeitsplätzen, hier liegt die unerwünschte Ver- 
schiebung der Struktur unserer Wirtschaft. Wir ha- 
ben nie einen Zweifel daran gelassen, daß wir den 
Großbetrieb für geeigneter halten, sich selbst finanzie- 
ren zu können, sich refinanzieren zu können, Bela- 
stungen durch die öffentliche Hand auf die Preise 
abwälzen zu können. Der kleine und mittlere Un- 
nehmer kann das nicht. Er bleibt auf der Strecke. 
Damit erleben wir einen Prozeß, bei dem die Groß- 
betriebe immer mehr syndikalistisch bürokratisiert 
werden und die Kleinbetriebe allmählich systema- 
tisch eliminiert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich rede hier nicht vom sterbenden Mittelstand oder 
vom Untergang des Mittelstandes, aber ich rede hier 
von einer Entwicklung, die zu einer ungesunden 
Struktur unserer Wirtschaft und der Zusammenset- 
zung der Unternehmensgrößen führen muß. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Jede Ordnungspolitik muß sich mit diesen Proble- 
men befassen. 

Dabei sind es nicht nur die Belastungen durch 
Steuern und Abgaben. Für die Unternehmungen 
kommen zusätzliche Belastungen aus dem Bereich 
des Umweltschutzes, der Gewerbeaufsicht, der wach- 
senden Dauer behördlicher Genehmigungsvorgänge 


und der steigenden Kosten durch behördliche Auf- 
lagen, durch kommunale Sondervorschriften und Ab- 
gaben hinzu. Es gibt viel zuviele Gesetze und Ver- 
ordnungen und viel zuviele, die dafür bezahlt wer- 
den, sie immer noch zu vermehren und komplizier- 
ter zu gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß auch mit dem Unfug aufhören, für jeden 
auftretenden Einzelfall, der einen Mißstand darstel- 
len kann, eine allgemeingültige Gesetzes- oder Ver- 
ordnungsnorm schaffen zu wollen. Wir haben eine 
ungeheuere Gesetzesflut. Nach einer Veröffentli- 
chung der Zeitschrift „Junge Wirtschaft" haben sich 
die bundesrechtlichen Vorschriften, die den unter- 
nehmerischen Spielraum zusehends einengen, in den 
vergangenen Jahren zu einer Lawine entwickelt. Auf 
dem Gebiet des Steuerrechts sind es allein 120 Ge- 
setze und Verordnungen. Dazu kommt der Verwal- 
tungsaufwand zugunsten des Staates. Die Unterneh- 
mungen leisten Verwaltungsdienste im Jahr bis zu 
einer Größenordnung von 4 Milliarden DM. Allein 
die 138 statistischen Enqueten, die sie jährlich be- 
dienen müssen, gehören hier erwähnt. 

In diesem Zusammenhang hat die Bimdesregie- 
rung noch nicht einmal begonnen, an die vom Bun- 
deskanzler im Zusammenhang mit seiner Gas- und 
Stromrechnung geforderten Vereinfachung heran- 
zugehen. Auch hier: große Ankündigung, dann das 
große Schweigen und die Fortsetzung des vorher als 
unhaltbar bezeichneten Zustandes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen uns hier auch ehrlicherweise einge- 
stehen, daß manche Bestimmungen, die eine bessere 
soziale Sicherung schaffen sollten, sich in Wirklich- 
keit durch zunehmende soziale Unsicherheit ausge- 
wirkt haben. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Es gibt eine ganze Reihe von Bestimmungen dieser 
Art. Hierüber sollte man unideologisch, wirklich- 
keitsnah und erfahrungsorientiert diskutieren kön- 
nen. Wir bieten der Bundesregierung unsere Mit- 
hilfe dabei an, aber sie muß vorausgehen, und sie 
muß den Mut haben, einmal den Finger auf die 
Wunden zu legen, die zum Teil von ihr selbst ge- 
schaffen worden sind. 

(Wehner [SPD]: Von einem Vierteljahr hun- 
dert solcher Versäumnisse, einverstanden!) 

1976 hatte die deutsche Wirtschaft unter den sechs 
größten westlichen Exportländern die höchsten Ar- 
beitskosten zu tragen. Wir haben insgesamt — mit 
Lohn- und Lohnnebenkosten — heute eine Bela- 
stung, durch welche die Arbeitsstunde in der Bundes- 
republik sich auf 17 DM beläuft. 

(Reuschenbach [SPD]: Und wie erklären Sie 
den Exportüberschuß?) 

In den USA sind es 16 DM; dann geht die Skala 
immer weiter herunter. 

Ich verhehle nicht, daß alle diese Bestimmungen 
ihren guten Sinn haben, daß wir zum Teil an ihrer 
Gestaltung mitgewirkt haben. Aber wir sind ja nicht 
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(A) dazu da, hier nur Fronten aufzureißen — das will 
idi gar nidit, Herr Wehner — , sondern um Miß- 
stände, die durch Übertreibungen noch schlimmer 
geworden sind, hier aufzuzeigen und in der Über- 
windung und im Abbau dieser Mißstände zusam- 
menzuarbeiten. Daß Sie das nicht allein können, 
wissen wir. Wir sind ja bereit, daran mitzuwirken. 
Aber Sie müssen den Mut haben, an diese Probleme 
auch innerhalb Ihrer eigenen Reihen heranzugehen. 
Auch hier gibt es keine Tabus. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD]: Also nicht „Saustall", sondern 
„Mißstände"!) 

Die Bundesregierung hat natürlich Marktwirt- 
schaft versprochen, für die Zukunft gelobt, aber ihre 
Funktionsfähigkeit vermindert und damit den Sy- 
stem veränderen! Auftrieb gegeben. Wer eine an- 
dere Republik und eine sozialistische Gesellschafts- 
ordnung will, der wird eben immer die Belastungs- 
fähigkei't der Wirtschaft bis zur Grenze erproben 
wollen. 

Dieses Problem, daß die Bundesregierung Markt- 
wirtschaft gelobt, für die Zukunft versprochen hat, 
aber trotzdem den Systemveränderern Auftrieb ge- 
geben hat, kommt ja heute am deutlichsten zum 
Ausdruck in den Rezepten oder Vorsdilägen, die 
wir im Zusammenhang mit der Überwindung der 
Arbeitslosigkeit erleben. Ich kann nur beschwörend 
davor warnen, die Arbeit zu kontingentieren und 
wie eine Ware in Notzeiten verteilen zu wollen, 
Arbeit ist genug da, wenn wieder genug Auftrieb 

(B) da ist und wieder die Mittel vorhanden sind, um 
mehr zu produzieren und mehr zu investieren als 
Voraussetzung für eine höhere Produktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Vorschläge, die Arbeitszeit zu kontingentieren 
— zum Teil mit, zum Teil ohne Lohnausgleich — , 
führen doch nur dazu, daß unser freies Gesellschafts- 
system, das vornehmlich auf der Marktwirtschaft 
beruht, systematisch eingeschränkt wird. 

Ich möchte hier auch in aller Deutlichkeit sagen, 
daß es sich dabei nicht ergeben darf, die Funktions- 
fähigkeit der Marktwirtschaft zu bezweifeln und 
drohende Erklärungen abzugeben, wenn die Markt- 
wirtschaft nicht in der Lage sei, ihre Probleme zu 
lösen, z. B, Vollbeschäftigung im Auftrag des Stabi- 
litäts- und Wachstumsgesetzes zu gewährleisten, 
dann müssen sie sich eben in Frage stellen lassen. 
Mit der Infragestellung der Marktwirtsdiaft kommt 
eine weitere schleichende Veränderung unseres Ge- 
sellschaftssystems zur Diskussion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht nicht darum, die Funktionsfähigkeit der 
Marktwirtsdiaft im letzten Viertel dieses Jahrhun- 
derts zu bezweifeln, sondern der Marktwirtschaft 
wieder den Lebensraum, die Atmosphäre und die 
materiellen Rahmendaten zu geben, in denen sie 
ihre Aufgabe erfüllen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es war doch nicht leichter in den Jahren nach dem 
zweiten Weltkrieg — auch wenn es da einen unge- 


heuren Nachholbedarf gab — , viele Millionen Ar- (Q 
beitslose von der Straße zu holen, aus einem zer- 
störten Produktionsapparat, der noch von den Welt- 
märkten abgeschnitten war, die zweitstärkste Wirt- 
schaftsmacht der freien Welt von damals zu ma- 
chen, die Bundesrepublik zusammen mit den USA 
an die Spitze der Exportländer zu bringen. 

Wenn die Marktwirtschaft diese Aufgabe unter 
ungünstigsten Rahmenbedingungen lösen konnte, 
dann wird sie mit der einen Million Arbeitsloser 
und den damit verbundenen Problemen fertig wer- 
den, wenn man endlich wieder die richtigen ord- 
nungspolitisdien Rahmendaten setzt, in denen sie 
gedeihen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben nun einmal eine Investitionslüdte. Sie 
mag auf 110 Milliarden DM berechnet werden, wenn 
man von 6 ®/o Zuwachs ausgeht. Sie mag auf 170 Mil- 
liarden DM berechnet werden, wenn man von 9 ®/o 
realem Zuwachs ausgeht. Aber diese Investitions- 
lücke ist doch nicht durch Zufall entstanden. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie ist nicht durch die Schuld der Unternehmer ent- 
standen. Sie ist doch nicht durch die Opposition, 
etwa mit dem Ziel der Verunsicherung, herbeige- 
führt worden. Sie ist doch nicht aus hintergründigen 
konspirativen Gründen zustande gekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hätte Herr 
Wehner gern gewollt!) 

Sie ist seit dem Jahre 1971 systematisch erzeugt und 
erweitert worden, weil der Wirtschaft Rahmendaten 
gesetzt worden sind, in denen sie ihre Aufgabe, Voll- 
beschäftigung zu garantieren und durch ständig stei- 
gende Investitionen auch für die Zukunft sichern, 
nicht mehr erfüllen konnte. Hier muß angesetzt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun hat die Bundesregierung ein staatlidies In- 
vestitionsprogramm vorgelegt. Dieses Investitions- 
programm wird zwar nicht für Arbeitsbeschaffung 
ausgewiesen, sondern für Zukunftssicherung. Aber 
es hat natürlich konjunkturpolitische Bedeutung. 

Ich möchte mich hier nach einer vorläufigen Prü- 
fung selbstverständlich nicht gegen ein öffentliches 
Investitionsprogramm wenden. Ich möchte nur vor 
dem Aberglauben warnen, daß vermehrte Auftrags- 
erteilung der öffentlichen Hand die konjunkturellen 
Probleme, auch das Problem der Arbeitslosigkeit, das 
Problem des Wachstums lösen kann. Zusätzliche 
Konjunkturprogramme der öffentlichen Hand sollen 
die Aufgabe haben, eine Initialzündung zu geben, 
um die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen. Aber 
diese Konjunkturprogramme verpuffen — und wir 
haben jetzt schon das vierte oder fünfte dieser Art, 
wenn auch immer in unterschiedlicher Höhe — , 

(Wehner [SPD]: Auch in unterschiedlicher 

Qualität! Dies ist kein Konjunkturpro- 
gramm!) 

wenn nicht die Grundsatzbedingungen der Wirt- 
schaft geändert werden, und zwar sowohl die atmo- 
sphärischen wie die materiellen. 
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(M Man sollte hier ruhig einmal auch an einige Tabus 
herangehen. Man sollte z. B. an eine Verbesserung 
der degressiven AfA denken, wie wir sie früher ein- 
mal hatten, aber dann aus Gründen der Konjunktur- 
dämpfung — wir dachten: nur vorübergehend — 
eingeschränkt haben. Man sagt dann: Das kostet 
Geld! Ja, das kostet Geld. Das sind Eiunahmever- 
zichte, vielleicht allerdings nur vorübergehender 
Art. Es ist besser, die Grundlagen der Wirtschaft 
psychologisch und materiell zu verbessern, als durch 
öffentliche Auftragsprogramme allein eine Wende 
der Dinge herbeiführen zu wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Grafen Lambsdorff? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Strauß, 
können Sie mir bitte erklären, wie der Widerspruch 
aufzuklären ist, der doch wohl darin liegt, daß die 
Großindustrie, die nach ihrer Ansicht in der Lage ist, 
ihre Kosten und Steuern abzuwälzen, von degressi- 
ven Abschreibungen mehr begünstigt wird als der 
von Ihnen beklagte Mittelstand, der die Gewinne 
gar nicht hat — wie Sie sagen — , von denen er ab- 
schreiben könnte? 

Strauß (CDU/CSU): Dieser Vorschlag, Graf 
Lambsdorff, ist nicht der einzige Vorschlag unseres 
Pakets. Ich habe von der Notwendigkeit gesprochen, 
den Steuertarif zu ändern, um einen Konsumanreiz 
zu schaffen, um den Leistungsanreiz zu erhöhen. 

(B) Wir haben ein Bündel steuerlicher Maßnahmen — 
Sie kennen sie jaj ich habe sie hier nur nicht im 
einzelnen wiederholt — auf dem Gebiet der Vermö- 
gensteuer — gut, dort geschieht jetzt einiges — und 
auf dem Gebiet der Gewerbesteuer vorgeschlagen. 
Ich scheue mich nicht, zu sagen; Man soll doch ein- 
mal darangehen, die Gewerbekapital- und die Lohn- 
summensteuer abzubauen. Die eine ist unterneh- 
mensfeindlich; die andere ist arbeiterfeindlich. Es ist 
doch ein Unfug, daß heute die Eigenkapital- oder 
Fremdkapitalausstattung noch zusätzlich besteuert 
wird, daß der Unternehmer, der nicht Arbeitskräfte 
entläßt, sie nicht durch Maschinen ersetzt, durch 
eine Sondersteuer noch belastet wird. 

(Vorsitz; Vizepräsident Stücklen) 

Hier würde ich, wenn man schon an eine Sanierung 
der Grundlagen unseres Wirtschaftssystems heran- 
geht, einen Teil der Finanzmittel, die für Auftrags- 
programme der öffentlichen Hände verwendet wer- 
den, dafür heranziehen, in unserem Steuersystem 
wieder die Grundsätze der wirtschaftlichen Vernunft 
und unserer ordnungspolitischen Grundeinstellung 
einkehren zu lassen. Sie sind doch zunehmend ver- 
lorengegangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß sich die Großbetriebe bei Abschreibungen 
leichter tun als Kleinbetriebe, ist klar. Ich spreche 
hier doch aber nicht als ein Lobbyist etwa des Mit- 
telstandes und als Vorkämpfer gegen den Groß- 
betrieb. Der Großbetrieb hat sein natürliches Recht, 
hat seine unentbehrliche Position. Wir wollen aber 


nicht, daß der Großbetrieb die Kleinbetriebe mehr 
und mehr verdrängt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darum müssen Sie uns unterstützen. Gerade die 
Substanzbesteuerung hat im Bereich der Kleinbe- 
triebe zu Zehntausenden von Insolvenzen, zu Zehn- 
tausenden von Betriebsaufgaben geführt. Das kann 
allein durch öffentliche Investitionsprogramme leider 
nicht in Ordnung gebracht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir fallen Ihnen hier ja nicht etwa in den Arm. 

Wir behindern Sie ja nicht bei der Durchführung 
Ihrer Konjunkturpolitik. Sie müssen in den Regie- 
rungsparteien aber einmal darangehen, innerhalb 
Ihrer eigenen Reihen die ordnungspolitischen Grund- 
sätze einer funktionierenden Marktwirtschaft wie- 
der zum allgemeinen überzeugungsgut zu machen. 

Was nützt es, wenn die Älteren hier Bekenntnisse 
zur Marktwirtschaft ablegen, die von ihnen heran- 
gebildete jüngere Generation aber die Abschaffung 
dieser Marktwirtschaft als Voraussetzung für eine 
bessere Gesellschaftsordnung verlangt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das sage ich nicht nur im Hinblick auf die eine 
Koalitionspartei. Dies trifft auch für die andere 
Koalitionspartei zu, weil ein großer Teil der Jung- 
demokraten die Playboy-Variante der Jusos dar- 
stellt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb ist es unsere gemeinsame Aufgabe, die ^ 
Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft wiederher- 
zustellen, das verlorengegangene Vertrauen wieder- 
aufzubauen, die Investitionsbereitschaft wieder zu 
schaffen, die Erträge wieder so zu verbessern, daß 
die Investitionstätigkeit wieder gestärkt werden 
kann. 

In den gleichen Zusammenhang gehört auch ein 
Vorgang, den ich hier als dritten nennen möchte 
und über den hier auch schon oft gesprochen worden 
ist. Ich meine die ständige Ausweitung des Staats- 
anteils. Sicherlich unterliegt der Staatsanteil gewis- 
sen Schwankungen. Man kann nicht eine einmalige 
Spitzenhöhe als eine katastrophale Situation be- 
zeichnen und glauben, daß sich die Erhöhung so in 
die Zukunft hinein weiter entwickelt. Aber, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, wenn der Staats- 
anteil tendenziell, in seiner Trendlinie steigt, und 
wenn er in den letzten Jahren 48®/o, 49 ®/o erreicht 
hat — es gibt auch noch höhere Schätzungen; diese 
beziehen sich aber auf Ausnahme- und Moment- 
situationen — , so ist dies ebenfalls eine Verküm- 
merung der ordnungspolitischen Grundlagen einer 
funktionierenden Marktwirtschaft und eines freien 
Gesellschaftssystems. Wenn die Hälfte einer jeden 
Mark durch die öffentlichen Kassen geht, von Funk- 
tionären und Beamten verplant und ausgegeben 
wird 

(Zuruf von der SPD: In Bayern!) 

— Bayern ist ein Bundesstaat, der auch für die 
Dummheiten aufkommen muß, die hier von Ihnen 
gemacht werden. 

(Heiterkeit imd Beifall bei der CDU/CSU) 
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(A) Seit Jahren steigen dodi die Zuwachsraten der 
öffentlichen Haushalte weit über die Zuwachsraten 
des Bruttosozialprodukts hinaus. Das ist doch keine 
gesunde Entwicklung. Von 1970 bis 1976 stieg der 
Staatsverbrauch um 147 ®/o. Das nominale Brutto- 
sozialprodukt — ich rede gar nicht vom realen — 
stieg um 87 ®/o. Die Struktur der öffentlichen Haus- 
halte hat sich von Jahr zu Jahr verschlechtert. Das 
inflatorische Wachstum des Staatskonsums — beson- 
ders der Personalausgaben — ist ja eine der Ur- 
sachen für die Zerrüttung unserer Staatsfinanzen, für 
die Enge unseres Bewegungsspielraums. 

Die Bundesregienuig hat die Aufgabe, nicht nur 
unverbindliche Eckwerte in die Welt zu setzen, son- 
dern echte Prioritäten zu setzen und ein langfristiges 
Stufenprogramm zu entwickeln, mit dem diese Prio- 
ritäten wieder schrittweise eingeführt und dann ein- 
gehalten werden sollen. 

Diese drei Dinge, von denen ich gesprochen habe, 
sind elementare Probleme einer freien Gesellschafts- 
ordnung und elementare Probleme einer funktionie- 
renden Marktwirtschaft. Die Vertrauenskrise der 
Wirtschaft — wobei ich unter Wirtschaft Arbeitge- 
ber und Arbeitnehmer verstehe — gegenüber die- 
sem Staate hat ja von Jahr zu Jahr zugenommen, ge- 
genüber einem Staat, der sich sozialliberal nennt, 
der sich aber immer antiliberaler gebärdet und der 
immer mehr Sozialismus statt immer mehr Freiheit 
bietet. 

(Zuruf von der FDP: Mir kommen die Trä- 
nen!) 

® Ich brauche wiederum nur an die Programmdiskus- 
sionen der letzten Wochen und Tage zu denken. 

So geht es doch einfach nicht an, meine sehr ver- 
ehrten Damen imd Herren, daß wir hier hören, wie 
unentbehrlich Kernenergie ist. Wir stimmen Ihnen 
ja zuf unsere Ministerpräsidenten haben sich ja bis 
zur Selbstverleugnung politisch hingestellt, um die 
von der Bimdesregierung als notwendig bezeichne- 
ten Fragen auf diesem Gebiet zu klären. Es waren 
Kräfte aus den Reihen der Regierungsparteien, die 
aufgestanden sind, und dann Kräfte an den radikalen 
Rändern — mit ihrer weiteren Verlängerung. Die 
Bürgerkriegsprobe in Grohnde ist doch eine Heraus- 
forderung an einen liberalen Staat! Ein liberaler 
Staat muß ein starker Staat sein, und ein liberaler 
Staat muß auch seine Lebensnotwendigkeiten für die 
Bürger durchsetzen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn er sie nicht durchsetzen kann, wird er im 
Laufe der Zeit unregierbar. 

Ich möchte die Hamburger Vorgänge nicht drama- 
tisieren, Herr Wehner. Aber daß ein Vertreter des 
Stamokap-Flügels nunmehr mit Mehrheit — wenn 
auch mit knapper Mehrheit — die große Jugendbe- 
wegung der Sozialdemokratischen Partei führt, ist 
doch für Sie eine Provokation — eine politische 
Richtung, die der heutigen Regierung nach sieben 
Jahren Amtstätigkeit vorwirft, sie sei mit den Groß- 
monopolen der Wirtschaft zu einem Stamokap- 
System zusammengewachsen, eine Jugendbewegung, 
die Zusammenarbeit mit den Kommunisten, Aufhe- 


bung des Radikalenerlasses — auch in seiner heuti- 
gen verwässerten Form — , Zusammenarbeit mit den 
Kommunisten in Komitees für Frieden und Abrü- 
stung, totale Verstaatlichung und Vergesellschaftimg 
aller Produktionsmittel verlangt! Wie lange wollen 
Sie sich hier eigentlich noch dieser Auseinanderset- 
zung entziehen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe mich von diesem Platz aus über solche 
Fragen schon manchmal geäußert, Herr Wehner; 

(Wehner [SPD]: Ja, ja!) 

wenn ich daran denke, wie Ihnen der SDS davon- 
gelaufen ist, der sozialistische Studentenbund 

(Wehner [SPD]: Mir?) 

— Ja, Ihnen! Sie sind für mich hier die Verkörpe- 
rung der SPD, weil Sie Fraktionsvorsitzender sind. 
Daß Sie ihm nicht angehört haben, weiß ich, aber 
das liegt auch am Alter. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Ich habe daran erinnert, wie Ihnen der sozialdemo- 
kratische Hochschulbimd davongelaufen ist, der 
SHB; 

(Wehner [SPD]: Ja, ja!) 

und heute ist es doch so, daß Sie sich dieser Aus- 
einandersetzung aus Gründen der demokratischen 
Ehrlichkeit luid des Grundkonsensus in den Gnmd- 
werten unseres Staats- und Gesellschaftssystems 
nicht mehr entziehen können. Hier müssen Sie 
jetzt einmal Farbe bekennen! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Aber Sie sind doch nicht um die SPD be- 
sorgt, sondern möchten diese Sache ja gern 
hochtreiben, nicht?) 

— Ich habe sie bestimmt nicht hochgetrieben; wie- 
weit Sie im Laufe der letzten Jahre dazu beige- 
tragen haben, 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 
ist Ihre Angelegenheit, nicht die imsere! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]; 
Wunderbar!) 

Sie würden Ihren sonst so guten politischen In- 
stinkt verleugnen, Herr Wehner, wenn Sie mir lui- 
terstellen würden, wir hätten an dieser Ausein- 
andersetzimg deshalb ein Interesse, weil wir uns 
davon eine Schwäche der SPD erwarteten. 

(Zuruf von der SPD: Sie Unschuldslamm!) 

— Ich bin kein Unschuldslamm luid Sie noch we- 
niger! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Darum geht es hier nicht; aber Sie können davon 
ausgehen, daß wir als überzeugte Anhänger einer 
funktionierenden parlamentarischen Demokratie 
auch das, was Sie „demokratischen Sozialismus" 
nennen — ein Widerspruch in sich selbst, aber das 
ist heute nicht das Thema — , daß wir eine funk- 
tionsfähige Sozialdemokratische Partei als unent- 
behrlichen Bestandteil einer demokratischen Par- 
teienlandschaft anerkennen imd respektieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
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Das haben wir immer getan — trotz der Heftigkeit 
des parlamentarischen Kampfes und der wahlpoli- 
tischen Auseinandersetzungen. 

(Wehner [SPD]: Sie kommen auch nicht drum 
herum!) 

Wir haben aber auch Anspruch, weil Sie ja Staats- 
partei manchmal sein und spielen wollen, daß in- 
nerhalb dieser Staatspartei nicht die Gegensätze 
zwischen Freunden und Anhängern der Freiheit 
einerseits und Gegnern und Feinden der Freiheit 
andererseits unter den Teppich gekehrt werden. Das 
ist ein Anliegen aller Demokraten in unserem Lande, 
nicht ein Anliegen etwa nur Ihrer Partei oder unse- 
rer Partei. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 

Wehner [SPD]) 

Wir haben die Notwendigkeit, über die Eckdaten 
und Projektionsziele der Bundesregierung, wie sie 
heute dargeboten worden sind, hinaus uns über 
fünf Punkte zu unterhalten. 

Zunächst geht es um die geistige Sicherung einer 
freiheitlichen Ordnung. Die geistige Sicherung einer 
freiheitlichen Ordnung ist eine der Grundvoraus- 
setzungen für die Lösung der wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme mit freiheitlichen Methoden und 
in freiheitlicher Gesinnung. 

Es geht zweitens um ein europäisches Programm 
zur Absicherung des Gemeinsamen Marktes gegen 
sozialistische Unterwanderung. 

Es geht um die Sicherung von Stabilität und 
Wachstum gegen den Fatalismus in der Hinnahme 
der Arbeitslosigkeit und gegen den Aberglauben 
an die Vollbeschäftigungsgarantie durch Inflation. 

Es geht auch um die Stabilisierung der Konjunk- 
tur der Europäischen Gemeinschaft. 

Und es geht nicht zuletzt um eine marktwirt- 
schaftliche Alternative zur sogenannten Neuen 
Weltwirtschaftsordnung, die die drohende Gefahr 
enthält, daß Zwangswirtschaft und Planwirtschaft, 
die im Inland noch abgelehnt werden, auf diesem 
Umweg über die Hintertreppe durch Bewirtschaftung 
der Rohstoffe und durch Bildung von Rohstoffkartel- 
len sich hier zwangsläufig breitmachen können. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Sie haben — das wollte ich dem Herrn Bundes- 
kanzler sagen; es kann ihm ja berichtet werden — 
durch Ihre Versprechungen Hoffnungen erweckt, 
die Sie nicht erfüllen können. Sie haben mit diesen 
Hoffnungen Erwartungen ausgelöst, die in Enttäu- 
schungen umgeschlagen sind, und Sie haben mit 
diesen Enttäuschungen weitgehend auch Empörung 
ausgelöst. Sie haben von mehr Demokratie gespro- 
chen, mehr Information, mehr Durchsichtigkeit der 
Regierungs Vorgänge. Das ist ja ein Hohn, wenn 
man an die Diskussion der letzten Wochen denkt. 
Sie haben von mehr Mitbestimmung für die Bürger 
gesprochen. Sie haben die Fragen der Sicherheit 
nach innen und außen sowohl wirtschaftlich-sozial 
wie auch innen- und außenpolitisch zu leicht genom- 
men — angefangen von der Bürgerkriegsprobe in 
Grohnde bis zur zwielichtigen Haltung bei den 


Wiener Verhandlungen, über die anderswo zu reden (Q 
sein wird. Sie haben das Problem der Energiever- 
sorgung bis jetzt verbal behandelt. Daß der Bundes- 
kanzler einen Kreis führender Persönlichkeiten 
zusammenholt, um über die Kernenergie zu spre- 
chen, ist eine gute Sache. 

(Wehner [SPD]: Schade, daß Sie gestern 
nicht dabei waren!) 

— Sie werden mir nicht übelnehmen, daß ich bei 
der Beerdigung eines Kollegen, der seit 1961 die- 
sem Haus angehört hat, persönlich teilgenommen 
habe, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 

Ich sage ja: Es war schade!) 

Aber wir erleben doch, daß der Bundeskanzler 
nicht Stellung bezieht. Er ist U-Boot-Fahrer gewor- 
den; vielleicht deshalb die Mütze. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Er ist aber eher Kapitän eines sinkenden Schiffes, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Regierung hat Geister und Kräfte mobilisiert, 
deren sie heute nicht mehr Herr wird. 

Wir haben ja aus dem Mund des Bundeskanzlers 
gehört, daß er die Maßnahmen seines Staatssekre- 
tärs und die Maßnahmen des Bundesinnenministers 
deckt. Man kann uns wirklich nicht mehr vorwer- 
fen, als daß wir uns als Opposition bis zur Selbst- 
verleugnung zurückgehalten haben. Aber wenn wir 
nun aus dem Mund eines langjährigen Bundesmini- 
sters, des heutigen Hauptgeschäftsführers der SPD 
hören, der „Spiegel" habe Unrecht aufgedeckt, dann 
muß doch der Bundeskanzler als stellvertretender 
Vorsitzender der SPD hier einmal für geistige und 
für rechtspolitische Klarheit sorgen, was nun eigent- 
lich Unrecht und was nicht Unrecht ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vielleicht sollte Herr Bahr die Stiftung eines Or- 
dens — Bundesverdienstkreuz mit goldenem Eichen- 
laub, Schwertern und Brillanten — für Publika- 
tionsorgane anregen, die Unrecht aufdecken. Aber 
wohin sind wir denn eigentlich gekommen, wenn 
man einerseits z. B. die Redaktionsräume der 
„Quick" tagelang durchsuchen läßt, weil sie seiner- 
zeit den Rücktrittsbrief eines Bundesministers ver- 
öffentlicht hat, aber hier bei der Veröffentlichung 
von Akten die an die Grundfesten der inneren 
Sicherheit rührt, eine solche diffuse und kontra- 
diktorische, schizophrene Haltung einnimmt! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich hat Herr Maihofer die Bonner Passions- 
spiele durch einen Schleiertanz bereichert, indem 
er die Rolle der Salome und des Johannes gleich- 
zeitig gespielt hat. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Idi habe am 17. Dezember eine Warnung vor der 
Unregierbarkeit des Staates ausgesprochen, wie sie 
in einigen europäischen Ländern in zunehmendem 
Maße zu beobachten ist. Ich kann dem Bundeskanz- 
ler hier die Kritik nicht ersparen, daß er auf dem 
Wege, an dessen Ende die Unregierbarkeit der Bun- 
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desrepublik stehen würde, durch seine Passivität 
und durch seine Fehler und Versäumnisse erheb- 
liche Fortschritte erzielt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 

Aber Sie haben gesagt; „würde"!) 

— Ja, das habe 'ich genau gesagt. Ich beherrsche 
auch den Konjunktiv, nicht nur den Indikativ: 

(Wehner [SPD]: Ich weiß? ich wollte mich 
auch nur noch einmal vergewissern!) 

an dessen Ende die Unregierbarkeit stehen würde. 

Zu der Unregierbarkeit gehört die Nichtlösüng der 
wirtschaftlichen Probleme Arbeitslosigkeit, Wachsr 
tum, Stabilität. Zur Unregierbarkeit gehört das 
Nichtfertigwerden mit antidemokratischen Kräften; 
siehe Bürgerkriegsprobe in Grohnde. Zur Unregier- 
barkeit gehört es, wenn die zur Sicherheit des Staa- 
tes notwendigen inneren und äußeren Maßnahmen 
vor einem Forum so ausgebreitet werden, daß in 
Zukunft niemand mehr bereit ist, als Beamter oder 
Polizeioffizier echte Verantwortung zu übernehmen, 
wenn er für den Auftrag, den er im Interesse der 
Bürger zu erfüllen hat, nicht von oben her gedeckt 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Regierung ist am Ende. Sie hält sich noch 
durch eine zum Wrack deformierte Koalition. Sie ist 
ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit zur 
gegenseitigen Absicherung geworden. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Das ist nichts 
Schlechtes!) 

Die Regierung will diese Probleme auch gar nicht 
mehr anpacken, weil sie die damit verbundenen 
Schwierigkeiten innerhalb ihrer eigenen Reihen 
nicht zu bewältigen vermag. 

Die Regien? ng kann diese Probleme auch nicht 
mehr lösen, weil sie nicht mehr das Vertrauen einer 
Mehrheit des Volkes hinter sich weiß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Wehner, der Rest Kredit vom 3. Oktober 1976 
ist verspielt worden. Wir haben Ihnen dieses Spiel, 
die Lüge gegenüber dem Bürger mit der Lage der 
Rentenfinanzen, noch nicht vergessen. So darf man 
mit dem Vertrauen der Bürger nicht Schindluder 
treiben, wie es hier geschehen ist. 

ßeifall bei der CDU/CSU) 

Sie wissen doch, daß es auch noch kleinere Problem- 
chen gibt. Als ich im Wahlkampf Nordrhein-Westfa- 
len sagte, daß die Bundesregierung eine Mehrwert- 
steuererhöhung plant, kam prompt das Dementi: 
Haltlose Spekulationen! Wenige Wochen später kam 
der Plan, die Mehrwertsteuer schon am 1. Januar 
1977 um 2 ®/o zu erhöhen. 

Als die „Bild" -Zeitung im Januar schrieb, die Re- 
gierung bzw. die Bundesbahn plane eine Erhöhung 
der Tarife, besonders der Sozialtarife, kam prompt 
das Dementi, daran sei kein Wort wahr. Aber ge- 
stern ist es bekanntgegeben worden. 

Mit dieser Methode können Sie sich immer nur 
kurzfristig wieder retten. Auf die Dauer kriegen Sie 


aber die Zeche, wie Sie jetzt auch die Zeche in Hes- (Q 
sen bezahlen müssen, und zwar mit gutem Recht 
bezahlen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückien: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wehner? 

Strauß (GDU/CSU): Bitte sehr, Herr Wehner. Ich 
gönne mir gern das Vergnügen, meine Schlußformel 
auf Sie anzuwenden. 

Wehner (SPD): Ja, das wäre schön. Ich wollte 
Ihnen ja auch die Chance geben, das Trittbrett, wis- 
sen Sie! Nur — ich komme auf die Frage zurück; 
es wäre sonst unanständig — ; weil Sie an letzte 
Jahre erinnern, frage ich: Habe ich mich da geirrt, 
wenn ich den Eindruck hatte, daß Sie der Meinung 
waren, vor der Landtagswahl in Nordrhein-West- 
falen sei die Chance, diese Regierung zu stürzen, 
ehe die wirkliche Wahl 1976 stattfinden werde? 
Habe ich mich da geirrt? Und werden Sie sich selber 
wieder so täuschen? 

Strauß (CDU/CSU): Ein Politiker der Opposition 
hat das Recht, die Aufgabe und die Freiheit, es der 
Öffentlichkeit mitzuteilen, wenn er von Steuer- 
erhöhungsplänen der von ihm zu kritisierenden und 
zu überwachenden Regierung hört, dies um so mehr, 
als doch auch dieser Wahlkampf, Herr Wehner, im 
Zeichen der Unwahrheit geführt worden ist. „Wir P) 
wählen den Aufschwung" hieß es. Aber von Auf- 
schwung war gar keine Rede. Die Zahl der Arbeits- 
losen hat noch zugenommen. Sie haben alle Politiker 
— darunter auch mich — , die Steuererhöhungen als 
unvermeidliche Folge vorausgesagt haben, der Un- 
wahrheit, der Panikmache und der Hetze bezichtigt. 

Der Bundeskanzler hat uns in unzähligen Wahlre- 
den falsches Zeugnis vorgeworfen, weil wir die Zer- 
rüttung der Finanzgrundlagen der Rentenversiche- 
rung angesprochen haben. Wenn das nicht mehr 
Themen des Wahlkampfes sein dürfen, dann hätten 
wir keine Demokratie mehr. Dann wären wir auf 
dem Boden der Volksdemokratie. Das aber werden 
wir verhindern. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückien; Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Dazu, Herr 
Kollege Strauß, brauchten Sie den Bundeskanzler?! 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, auch uns tut es leid, daß 
der Herr Bundeskanzler an dieser Debatte nicht teil- 
nehmen kann. Wir wünschen ihm gute Besserung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber ich habe vorhin doch darüber nachgedacht, 

Herr Kollege Strauß, ob Sie denselben Drang ver- 
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spüren würden, den Kanzler ins Parlament zu rufen, 
wenn Herr Kohl der Bundeskanzler und Sie der 
Finanzminister gewesen wären. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU]: Der wäre 
dann dageweseni) 

— Bei Krankheit wahrscheinlich auch nicht, Herr 
Althammer. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat zum Schluß 
seiner Rede dazu aufgefordert, hier einen kritischen 
und konstruktiven Dialog zur soeben dargelegten 
Wirtschaftspolitik der Regierung zu führen und 
nicht einseitige parteipolitische Vorteile zu suchen. 
Herr Kollege Strauß, das fällt natürlich dann schwer, 
wenn man weiten Bereichen der Ausführungen des 
Bundeswirtschaftsminister offensichtlidi gar nicht 
zugehört hat. 

(Beifall bei der FDP imd der SPD) 

Alles, was Sie über die Gefahren der Inflation, über 
die Folgen der Inflation, über die Notwendigkeit 
ihrer Bekämpfung gesagt haben, können Sie beim 
BundeswirtsÄaftsminister nachlesen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Aber dies ist ja keine neue Erfahrung, Herr 
Strauß, die wir mit Ihnen machen. Sie erscheinen 
hier nur punktuell und nehmen an den Debatten, in 
denen wir all das diskutiert haben — ich komme im 
einzelnen auf einige dieser Punkte noch zurück — , 
(B) nicht teil. So haben wir in der Haushaltsdebatte 
und in der Debatte zur Regierungserklärung über 
die Frage der Insolvenzen, über den Bericht des 
Mittelstandsinstituts aus Köln, dem übrigens einer 
Ihrer Parteifreunde als Kuratoriumsvorsitzender 
vorsteht, über Fragen der Kapital rendite in genau 
derselben Diktion gesprochen, wie Sie es uns hier 
vortragen. Aber Sie kommen nicht und meinen 
dann. Sie müßten hier in einem Rimdumschlag alles, 
einschließlich Abhöraffäre — was hat die eigentlich 
mit dem Jahres wirtschaftsbericht zu tim?, vor zehn 
Tagen stand sie auf der Tagesordnung — , noch ein- 
mal aufrollen. Ich halte dies für eine Zumutimg ge- 
genüber den Kollegen, aber auch gegenüber dem 
Publikum draußen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich verstehe selbstverständlich, meine Damen und 
Herren, daß Sie das Stichwort Hessen aufgeworfen 
haben, Herr Strauß. Sie erfreuen sich an der Hes- 
senwahl und ihrem Ergebnis. Das verstehen wir. 

(Breidbach [CDU/CSU]: Das ist ja auch ver- 
nünftig!) 

Aber ich würde es nicht überschätzen. Ich bin der 
Überzeugung daß Sie dort nicht gewonnen haben, 
weil Sie gut sind, sondern weil Sie zur Zeit weni- 
ger schlecht sind als wir. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der FDP und der SPD) 

Das will ich ganz selbstkritisch sagen. Aber ich 
kann Ihnen versichern: Dies wird sich ändern. Die 


Koalition betrachtet Hessen sozusagen als den letz- (Q 
ten Verweis des Stimmbürgers und Wählers 

(Wehner [SPD]: Sehr wahr!) 
und wird sich zusammenreißen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Auch hier gilt: Wer zuletzt lacht, lacht am besten. 
Also, erfreuen Sie sich weiter. Wir gönnen Ihnen 
die Freude an einer erfolgreichen Kommunalwahl. 

Bei uns schwingt ja die Freude an der erfolgreichen 
Bundestagswahl noch nach. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Strauß 
[CDU/CSU] : Wissen Sie, was black humour 
ist? — Lachen und weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Ja, das weiß ich sehr wohl. Dies ist allerdings 
kein schwarzer Humor, sondern ein wohlbegründe- 
ter Humor. — Sie werden nicht erwarten, daß wir 
Sie beglückwünschen. Allenfalls beglückwünschen 
wir den Kollegen Wallmann, der sich inzwischen 
wahrscheinlich von seinem Schrecken erholt hat. 

(Heiterkeit bei der FDP imd der SPD) 

Es ist uns durch Trommelwirbel aus einem ande- 
ren Kontinent angekündigt worden, daß der Kollege 
Strauß hier zum Jahreswirtschaftsbericht sprechen 
wolle. So schnell sind die Rangordnungen in CDU/ 
CSU offensichtlich doch nicht in ein überschaubares 
Muster zu bringen, Herr Kohl; denn der wirtschafts- 
politische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion ist ja 
wohl der Kollege Dollinger. Wir debattieren heute 
den Jahreswirtschaftsbericht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Kohl [CDU/CSU]) 

Wir werden immerhin das Vergnügen haben, heute 
nachmittag den Kollegen Barzel, den neuen Vorsit- 
zenden des Wirtschaftsausschusses, zu erleben, es 
sei denn, wir hätten es heute mit einem finanzpoli- 
tischen Thema zu tun — den Eindruck habe ich 
nicht. In Wahrheit, Herr Strauß, ist es die von 
Ihnen usurpierte Allzuständigkeit, Ihr Führungs- 
anspruch, Herr Kohl, und seine Führungskraft. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir wollen die Erwartimgen, Herr Strauß, nicht 
zu hoch schrauben. Wir haben das dumpfe Grollen 
Ihrer Ausführungen gehört. Das ist wohl im we- 
sentlichen auf Ihre Gefühlslage zurückzuführen. 

(Wehner [SPD]: Sehr wahr!) 

Ich betone die Gefühlslage deswegen, weil ich sel- 
ten einen rationaleren und emotionsfreieren Bericht 
im Plenum gehört habe als den des Bundeswirt- 
schaftsministers. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Strauß 
[CDU/CSU]: Wir reden ja über Zustände, 
nicht über Berichte!) 

— Herr Strauß, nur keine Aufregung. 

(Strauß [CDU/CSU]: Ihretwegen rege ich 
mich nicht auf!) 

— Ich würde mich auch nicht aufregen. Sie werden 
sonst noch vom Verwaltungsgericht Freiburg wegen 
mangelnden Berstschutzes verboten. 

(Heiterkeit) 
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Wer heute auf Aufklärung gewartet hat, ist aller- 
dings enttäuscht worden. So hätten wir gerne ein 
Wort zur Mehrwertsteuer gehört — Sie haben das 
aber auf die Debatte zu den Steueränderungsgeset- 
zen verschoben — , pb es da nun bei Ja, Nein, Viel- 
leicht bleiben wird. Herr Barzel, da besteht heute 
noch Möglichkeit, zu sagen: „So nicht und jetzt 
nicht". Man kann dieses Thema noch anreichem. | 
Vielleicht werden wir uns zu späterer Zeit darüber 
verständigen können, ob Sie sich in diesem Punkt 
einigen konnten. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sie laufen heute 
langsam an, Graf Lambsdorff!) 

Aber, Herr Strauß, auch alte Fragen sind nicht be- 
antwortet worden. Auch die alte Frage nach den 
Steuererhöhungen aus den Zeiten des Bundesfinanz- 
ministers Franz Josef Strauß, die wir mehrfach auf- 
geworfen haben, wird von Ihnen diskret und zart- 
fühlend verschwiegen. Dafür kriegen wir zu hören: 
Hilflosigkeit, Planlosigkeit. Das Stichwort Staats- 
bankrott hat heute gefehlt. Das hätte in den relativ 
alten Stichworten, die Sie für Ihre Rede verwandt 
haben, doch noch auffindbar sein müssen. 

Sie zitieren, Herr Strauß — das ist nun ein Punkt, 
wo man ernsthaft Kritik an der Verfahrensweise 
üben muß — das Ifo-Institut. Sie berichten über die 
Stimmung, die heute in dem Aufsatz im „Handels- 
blatt" wiedergegeben worden ist. Sie verschweigen 
dabei selbstverständlich den Schluß dieser Darstel- 
lung, wonach das Ifo-Institut zu dem Ergebnis 
kommt: 

(B) ... eine Fortsetzung des Aufschwungs sei letzt- 

lich nur dann möglich, wenn die Unternehmen 
hinsichtlich der weiteren Entwicklung wieder 
optimistischer . . . würden. Ein Ansatzpunkt da- 
für sei, daß die Exportaussichten im Februar 
wieder etwas günstiger beurteilt würden. Auch 
die Belebung des privaten Verbrauchs zähle zu 
den positiven Faktoren. 

So das Ifo-Institut; das ist am Schluß. Es empfiehlt 
sich immer, auch den letzten Absatz mitzulesen, 
Herr Kollege Strauß. 

Sie zitieren ausgiebig das Rheinisch-Westfälische 
Institut für Wirtschaftsforsdiang. Sie zitieren kor- 
rekt, und zwar insofern, als das tatsächlich geschrie- 
ben worden ist. Aber Sie verschweigen dabei, daß 
das die Minderheitsmeinung eines Instituts zum Ge- 
meinschaftsgutachten vom Herbst 1976 gewesen ist. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Und Sie verschweigen dabei natürlich auch — aber 
da gebe ich Ihnen recht: das brauchen Sie nicht. Sie 
sind nicht gehalten, das hier zu zitieren — , was wir 
dazu gesagt haben. Ich darf mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten die zwei Sätze vorlesen, die ich 
seinerzeit für die FDP-Fraktion zu dieser Minder- 
heitenmeinung geäußert habe: 

Das Minderheitenvotum des RWI überrascht 
nicht, weil schon der letzte Konjunkturbericht 
des gleichen Instituts diese Tendenz erkennen 
ließ. Es kann nicht geleugnet werden, daß die 
Prognose richtig sein kann, wenn alle Daten so 
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imgünstig Zusammentreffen, wie es die Essener 
Konjunkturforscher unterstellt haben. 

Niemand hat das jemals bezweifelt. 

Was wir bezweifeln, ist, ob denn die Entwicklung 
der Eckwerte und der Daten in der Tat so verläuft, 
wir das der Kollege Strauß unterstellt hat. Auch 
hier kann und will ich nicht das wiederholen, was 
wir in der Haushaltsdebatte — denn auch dafür 
sind ja genau dieselben Eckwerte die Grundlage — 
ausführlich dargestellt und miteinander diskutiert 
haben, notabene am 3. März dieses Jahres, also vor 
nur drei Wochen, hier an gleicher Stelle. Ich frage 
mich, ob dieses Negativurteil über die deutsche 
wirtschaftliche Situation — deren kritische Punkte 
ich nicht verkenne und auf die ich zü spre- 
chen kommen werde — , das Sie im Ausland 
gewonnen haben, darauf beruht, daß Sie die fal- 
schen Gesprächspartner gehabt, daß Sie sich am 
falschen Ort unterhalten oder daß Sie nicht recht 
zugehört haben. Denn wie stellt sich die internatio- 
nale Diskussion und Situation der Wirtschaftspoli- 
tik der Bundesrepublik für uns dar? Für die Vertre- 
ter der Koalition ist sie ebenso schwierig wie er- 
freulich. Im Ausland müssen wir die Bundesrepu- 
blik davor schützen, zu gut beurteilt zu werden, 
und zu Hause müssen wir sie davor schützen, von 
Ihnen zu schlecht beurteilt zu werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich sage, dies ist erfreulich, weil Kritik aus ver- 
schiedenen Richtungen einem Anlaß zur Überprü- 
fung gibt und weil überprüfungszwang zum Aus- 
balancieren führt. Ausbalancieren bedeutet in die- P) 
sem Zusammenhang, die Verantwortung der Bun- 
desrepublik nach innen und nach außen zu sehen. 

Dies ist bei näherer Betrachtung kein Gegensatz; 
denn die Bundesrepublik Deutschland — darin 
stimmen wir überein; das nehme ich jedenfalls an, 
Herr Strauß — lebt nicht allein in dieser Welt, sie 
ist eingebettet in ihre Verantwortung als eines der 
großen Industrieländer der Welt, und zwar sowohl 
gegenüber ihren industriellen Partnern als auch ge- 
genüber den Ländern der Dritten und Vierten Welt. 

Wir sind uns dieser Verantwortung bewußt. Aber 
nun kommt die Position, die wir draußen vertreten 
müssen: daß wir auch die Grenzen unserer Möglidi- 
keiten sehen und unseren Partnern die Grenzen un- 
serer Möglichkeiten klarzumachen haben. Das ist 
doch zur Zeit die Unterhaltung mit der neuen ame- 
rikanischen Regierung. Auch dieses Thema ist in 
der Haushaltsdebatte besprochen worden. Es ist die 
Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland durch 
weitere Defizite zum Ankurbeln der Weltwirtschaft 
beitragen kann. Herr Strauß, es sei hier noch ein- 
mal gesagt: Die Verschuldung und die Defizite der 
Haushalte der Jahre 1975 und 1976 — 1977 hätten 
wir es mit einer schon vorhandenen Mehrwert- 
steuererhöhung lieber etwas anders gesehen — wa- 
ren notwendig, um der Rezession zu begegnen. Wir 
wären überhaupt nicht in der Lage, uns gegenüber 
ausländischen Forderungen erfolgreich zur Wehr 
zu setzen, wenn wir auf diese Politik der vergange- 
nen Jahre, die wir gegen ihren Widerspruch durch- 
geführt haben, nicht verweisen könnten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 



1282 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. 

Dr. Graf Lambsdorff 

(A) werden diese Position — ich fordere die Bun- 
desregierung im Namen der FDP-Fraktion dazu auf 
— aufrechterhalten. 

Daß wir inflationsfrei unsere weitere wirtschaftli- 
che Entwicklumg finanzieren wollen, steht im Jah- 
reswirtschaftsbericht, das ist uns im Sachverständi- 
gengutachten selbstverständlich anempfohlen, es ist 
von uns unterstützt worden. Wir teilen nicht — 
dies kann ich für die FDP-Fraktion mit aller Deut- 
lichkeit sagen, das ist aber auch die Auffassung der 
Bundesregierung — die Meinung, wie sie in der 
Äußerung der IG Metall deutlich geworden ist, daß 
Inflation und Stabilität nur ein derivatives Thema 
sei. Wir sehen die Gleichgewichtigkeit der neben- 
einanderstehenden Forderungen des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes. Wir wissen mit anderen, daß 
dauerhafte Inflation dauerhafte Arbeitslosigkeit 
produziert. Darüber gibt es keine unterschiedliche 
Meinung. 

Ich fordere die Bundesregierung auch auf, sich in 
dieser internationalen Diskussion nicht nervös ma- 
chen zu lassen. Man muß sich manchmal fragen, 
woher Zeitungsberichte, auch in deutschen Zeitun- 
gen, über Berichte aus dem amerikanischen Senat 
kommen, die angeblich heftige Kritik an der Wirt- 
schaftspolitik der Bundesregierung üben. Ich habe 
mir diesen Bericht kommen lassen und ihn durch- 
gesehen. Da steht kein Wort von Kritik, da stehen 
Tatsachenfeststellungen. Dieser Bericht ist neutral 
und objektiv geschrieben. Es läßt sich überhaupt 
nichts dagegen einwenden. 

Wie (Schon in der Haushaltsdebatte sei hier noch 

(Bj einmal gesagt: Dieser Haltung der Bundesrepublik 
Deutschland muß aber auf der anderen Seite die 
Bereitschaft entsprechen, ihrer internationalen Ver- 
antwortung als ein Land mit starker Leistungsbi- 
lanz gerecht zu werden. Dies ist geschehen, dies 
wird auch weiter geschehen. Das Stichwort lautet: 
Wo es notwendig ist, sollten Zahlungsbilanzbeihil- 
fen geleistet werden. Andererseits, meine Damen 
und Herren von der Opposition, ist es völlig illu- 
sionär, von der Bundesregierung zu verlangen — 
und zu glauben, daß man dies nicht nur nach innen 
durchsetzen, sondern vor allem nach außen tragen 
kann — , den Bundeshaushalt etwa global um 5 Mil- 
liarden DM zu kürzen. Sie könnten dann keine in- 
ternationale Diskussion mit unseren Freunden in 
dieser Frage mehr bestehen. 

Die FDP-Fraktion teilt das Urteil des Bundeswirt- 
schaftsministers im Jahreswirtschaftsbericht. Ich 
brauche dies hier nicht zu widerholen; ich will Sie 
nicht langweilen. Der Bundeswirtschaftsminister 
selber ist in exzellenter Form auf Daten, Vorausset- 
zungen und Grundlinien eingegangen. 

Selbstverständlich sind solche Prognosen — Herr 
Strauß, auch darüber ist hier gesprochen worden — 
nicht frei von Risiken. Selbstverständlich basieren 
sie auf Eckwerten, die wir annehmen, die wir ein- 
bauen müssen und die sich ändern können. Ich fra- 
ge mich, warum Sie mit dieser These als scheinbar 
von Ihnen neu entdeckt hier auftreten, nachdem sie 
doch an dieser Stelle zwischen uns und der Opposi- 
tion mehrfach diskutiert worden ist. Wir wissen, 
daß das „Standbein" Verbrauchemachfrage, also 
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Konsumentenverhalten, keineswegs gesichert ist. (Q 
Ich habe von dieser Stelle aus die Zahlen zitiert, 
die Sie heute über das vierte Quartal 1976 mit der 
Sparquote gebracht haben. Aber natürlich verges- 
sen Sie hinzuzufügen — und dieses „vergessen" ist 
ein milder Vorwurf — , daß in diesem Jahre 30 Mil- 
liarden DM steuerbegünstigte Sparkonten frei wer- 
den und daß es von daher einen zusätzlichen Kon- 
sumanstoß geben wird, von dem wir allerdings 
auch noch nicht wissen, in welcher Größenordnung 
er wirklich in den Konsum 

(Strauß [CDU/CSU]: Das habe ich ja er- 
wähnt! Sie haben nicht zugehört!) 

— Entschuldigung — und inwieweit er in die Wie- 
deranlage gehen wird. Wir wissen auch, daß die 
Welthandelssituation Risiken birgt, die wir nicht 
übersehen können, die von uns nicht einmal maß- 
geblich und ganz gewiß nicht allein beeinflußt und 
gegebenenfalls zum Positiven gewandt werden kön- 
nen. 

Aber, Herr Strauß, noch einmal: Prognosen sind 
unerläßlich für jeden, der Wirtschaftspolitik betrei- 
ben will. Sie sind auch unerläßlich für den, der Ih- 
rer Forderung nachkommen will — die wir ja tei- 
len — , möglichst verstetigte, möglichst langfristige 
Daten zu geben, um der Wirtschaft die Gelegenheit 
zu bieten, sich danach auszurichten und von dem 
stop and go kurzfristiger Interventionspolitik weg- 
zukommen. 

Lassen Sie mich für die Prognosekunst des Kolle- 
gen Franz Josef Strauß mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten zwei Zitate vortragen. Am 5. November P) 
1975 sagte er im Deutschen Bundestag: 

Sie haben Annahmen über den zukünftigen 
Wirtschaftsablauf zugrunde gelegt, darauf Ihre 
Rechnung der staatlichen Einnahmen und mög- 
lichen Ausgaben geplant und haben hier ein 
Luftschloß errichtet. Wie glauben Sie denn zu 
5 ®/o Wachstum zu kommen? 

Zweites Zitat, Deutschlandfunk, 4. Januar 1976 — 
also immerhin nach dem Ende des Jahres 1975 — ; 

Was der Kanzler und seine Minister Apel und 
Frideridis sowie andere besoldete Konjunktur- 
propheten zu diesem Thema 

— nämlich zum Thema Aufschwung — 

sagen, hat sich im Laufe der letzten Jahre mehr 
als Astrologie oder als Singen im Walde 
zwecks Vermeidung der Furcht erwiesen denn 
als zuverlässige, nüchterne Prognose. 

Ich werfe Ihnen, Herr Strauß, nicht vor, daß man 
sich bei Prognosen irren kann. Aber lassen Sie es 
doch bitte bleiben, uns hier jedesmal beckmesse- 
risch vorzuhalten, wenn die eine oder andere Pro- 
gnose nicht aufgeht, sondern teilen Sie unsere Aus- 
gangsposition und Überzeugung, daß wir dieses Ri- 
siko gemeinsam übernehmen müssen, bei sorgfäl- 
tigster Abwägung und Erarbeitung der Zahlen, die 
wir solchen Prognoisen zugrunde legen! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Einer der Eckwerte, die hier zur Diskussion stehen, 
waren auch die Tarif entwicklung, die Einkommens- 
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tA) entwicklung und die abgeschlossenen Tarifrunden 
im Jahre 1977. 

Aber ehe ich näher darauf eingehe, lassen Sie 
mich noch die Feststellung vorausschicken, daß es 
einige Einzelrisiken gibt, über die wir gern mitein- 
ander sprechen wollen, und zwar wirtschaftliche 
Einzelrisiken, branchenbezogen, in der Bundesrepu- 
blik, Diesen Schwierigkeiten gehört unsere Auf- 
merksamkeit und selbstverständlich auch die der 
Bundesregierung. 

Wir haben Besorgnis hinsichtlich der Entwick- 
lung Im Hochbau in der Bundesrepublik. Ich glau- 
be, wir alle miteinander müssen ernsthaft darüber 
nachdenken, was dazu beigetragen und dazu ge- 
führt hat, daß es heute kaum noch einen Privat- 
mann gibt, der sich daranmacht, im Mietwohnungs- 
bau selbständig tätig zu werden und etwas zu er- 
richten. Nun sagen Sie bitte nicht, das sei eine drei 
oder vier Jahre alte Entwicklung! Dies ist eine Ent- 
wicklung, die in Deutschland seit 1920 eingeleitet 
worden ist. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Einmal miteinander darüber nachzudenken, wie wir 
diese Entwicklung in den Griff bekommen und zu 
Lösungen kommen können, und zwar bald, halte 
ich für wesentlich. Wir sehen in dieser Branche — 
ich äußere mich hier sehr zurückhaltend — laufen- 
de Tarifverhandlungen. Forderung und Angebot 
sind so weit' auseinander wie noch nie zuvor, gera- 
de in dieser Branche. Ich beneide weder die Tarif- 
parteien noch die Schlichter in dem Konflikt zwi- 
(B) sehen weiteren Betriebsaufgaben und der gerade 
bei dieser Gewerkschaft sehr verständlichen Unge- 
duld nach Jahren des Maßhaltens. Für um so be- 
grüßenswerter halte ich es, daß das Wirtschaftska- 
binett den Beschluß gefaßt und den Auftrag gege- 
ben hat, unverzüglich Lage und Perspektiven der 
Bauwirtschaft — einschließlich der Probleme in der 
Wohnungswirtschaft — zu analysieren, zu prüfen 
und Konsequenzen vorzuschlagen, und zwar termi- 
niert auf Ende April. 

(Wehner [SPD]: Sehr gut!) 

Mein dringlicher Appell an die Bundesregierung 
lautet, hier wirklich Maßnahmen zu ergreifen, die 
ordnungspolitisch, finanzpolitisch vertretbar sind 
und uns von Schwierigkeiten befreien. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Weh- 
ner [SPD]: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, man kann sicher ei- 
nige Worte zu abgeschlossenen Tarifnin- 
den des Frühjahrs 1977 sagen. Das ist keine Beein- 
trächtigung der Tarif autonomie. Der Kollege Bie- 
denkopf kann heute nicht hier sein. Er hat uns — 
das hat mich im übrigen interessiert, Herr Kohl — 
am 20. Januar in der Debatte über den Haushalt 
vorgeworfen, daß wir keine Lohnleitlinien gäben. 
Andererseits hat er gesagt, Herr Schiller sei ein Po- 
sitivist, Herr Schmidt sei isein Schüler, und deswe- 
gen sei er auch ein Positivist. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Ich könnte mir 
vorstellen, daß er dieses Urteil im Augen- 
blick revidiert!) 


— Er ist leider nicht hier, aber wir können uns dar- (Q 
über gelegentlich unterhalten. Im übrigen werden 
wir als Gesetzgeber wohl alle nicht daran vorbeikom- 
men, einen gewissen Wert auf eine grundsätzlich 
positivistische Haltung zu legen. Freischaffend kön- 
nen wir uns wohl alle nicht bewegen. Wir würden 
uns sonst in gefährliche Grenzgebiete wagen. Aber 
das Festhalten am Buchstaben des Stabilitäts- und 
Waebstumsgesetzes zu Lohnleitlinien halte ich für 
Positivismus. Wir sind von Anfang an dagegen ge- 
wesen. All das, was die Bundesregierung seit Jah- 
ren tut, nämlich an die Verantwortung der Tarif- 
partner zu appellieren, Alternativmodelle bezüglich 
der Konsequenzen vorzustellen, bejahen wir, aber 
nicht die Leitlinien. 

Deswegen auch noch ein Wort zu Ihnen, Herr 
Strauß. Die Nachfrage Wirkung beim Abschluß von 
Tarifverträgen hat der Bundeswirtschaftsminister in 
einer im übrigen vielbeachteten Intervention — ich 
empfehle, den Leitartikel der „Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung" dazu zu studieren — hier ganz 
deutlich herausgestellt. Er ist zum Teil sogar dafür 
kritisiert worden, er sei zu weit gegangen. Sie kön- 
nen beim besten Willen nicht behaupten, dies sei 
hier nicht erwogen und nicht gesehen worden. 

Ich glaube, wir haben selbstverständlich das 
Recht, nachträglich zu erfolgten Tarifabschlüssen 
ein Wort zu sagen, und wir haben dieses Recht in 
allererster Linie, was den Abschluß im öffentlichen 
Dienst betrifft; denn hier ist ja die von uns gewähl- 
te Bundesregierung teilweise der Arbeitgeber. Wir 
beurteilen damit auch den Erfolg oder Mißerfolg pj 
unserer Regierung. Ich kann nur sagen, dieser Ab- 
schluß ist in meinen Augen vertretbar. Das Ergeb- 
nis, das die Bundesregierung erzielt hat, können 
wir tragen. Es ist auch finanzpolitisch machbar. Ich 
bin weit davon entfernt, mich der Kennzeichnung 
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung", das Ergeb- 
nis sei ein Skandal, anzuschließen. Ich hoffe, daß 
sich die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" beim 
nächsten Abschluß im Druckgewerbe ihrer Wäch- 
terfunktion ebenso bewußt ist und von ebenso kri- 
tischem Geist erfüllt sein wird. 

Ein zweites Thema. Ich habe mich bereits geäu- 
ßert — der Kollege Reuschenbach hat mich dafür 
heute kritisiert; das ist sein gutes Recht, das ist in 
Ordnung — zum Abschluß in der Metallindustrie. 

Es geht mir nicht um die absolute Höhe, und dazu 
äußere ich mich hier auch nicht — der Bundeswirt- 
schaftsminister hat dies getan — , sondern es geht 
mir um die Frage — diese halte ich allerdings lang- 
fristig für ganz entscheidend wichtig; ich unter- 
streiche das Wort „langfristig" — , ob wir in eine 
Entwicklung geraten, bei der sich die Starken auf 
beiden Seiten zu Lasten der Schwachen auf beiden 
Seiten einigen. Ich habe die Befürchtung, daß das 
hier — auf der einen Seite z. B. die Automobilindu- 
strie zu Lasten kleiner metallverarbeitender Betrie- 
be, auf der anderen Seite diejenigen, die Arbeits- 
plätze haben, zu Lasten derer, die keine haben — 
geschehen ist. Wir sehen solche Entwicklungen in 
weiten Teilen der Welt. Hierüber, meine ich, müß- 
ten wir die Diskussion führen und dazu Fragen 
stellen, statt Kritik zu üben oder irgendein Scher- 
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fA) bengericht zu veranstalten, für das kein Anlaß be- 
steht. Wir müssen die Frage stellen: Wohin führt 
das strukturell auf Dauer gesehen? Wird es dazu 
führen, daß es innerhalb von Branchen Differenzie- 
rungen gibt? Welche Folgen hat das für die Organi- 
sationsstruktur der Tarif Partner? Ich glaube, die 
Antwort auf diese Frage dürfen wir uns nicht 
leichtmachen. Wir müssen uns dieser Frage stellen 
und dürfen uns nicht wieder — wie bei vielen The- 
men der deutschen politischen Diskussion — von 
den Ereignissen überrollen lasisen, um sie hinterher 
in diesem Hause nur noch zur Kenntnis zu nehmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Graf 
Lambsdorff, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage zu- 
zulassen? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Ja, bitte. 

Reuschenbach (SPD): Teilen Sie ipeine Auffas- 
sung, daß es sinnvoller wäre, wenn es um die Frage 
geht, in welchem Umfange tarifpolitische Zielset- 
zungen der Gewerkschaften harmonisiert oder dif- 
ferenziert werden, dieses mit den Betroffenen am 
Tisch zu erörtern und dies nicht mit — nach meiner 
Einschätzung sehr scharfen — Zurechtweisungen 
öffentlich zu tun? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Reu- 
schenbach, erstens möchte ich ganz deutlich ma- 
(B) Chen, es geht in dieser Frage nicht um das Ge- 
spräch mit den Gewerkschaften, sondern um das 
Gespräch mit beiden Tarifpartnem. Tarifverträge 
werden von zwei Seiten unterschrieben, und beide 
tragen die Verantwortung. Zweitens gehört eine 
Frage von, wie ich meine, so großem öffentlichen 
Interesse in dieses Haus und nicht nur hinter ver- 
schlossene Türen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ein weiteres Thema mit Problemen — ich hoffe 
und glaube: nicht mit Risiken — : Seit jeher ist die 
Steinkohle in diesem Lande auch ein politisches 
Thema gewesen. Die Steinkohle als politisches The- 
ma hat durch die energiepolitische Diskussion zu- 
sätzliche Bedeutung erworben. Ich darf an dieser 
Stelle isagen, wir begrüßen es, daß das Kabinett ge- 
stern dazu gekommen ist, eine Ausgangsposition 
für eine Diskxission zu schaffen, indem es die 
Grundlinien zur Energiepolitik verabschiedet hat. 
Ich sage: Ausgangspunkt für eine Diskussion, denn 
die große Anfrage kommt ja noch. Die Fortschrei- 
bung des Energieprogramms ist die Konsequenz, 
und wir werden darüber mit der Bundesregierung 
in diesem Hause und unter uns — das ist auch so 
ein vernachlässigtes Thema — ernsthaft zu reden 
haben. Lassen Sie mich aber ein Wort sagen. Wenn 
wir heute ein Investitions- und Infrastrukturpro- 
gramm vorgelegt bekommen — es ist gestern ver- 
abschiedet worden — , dann muß man darauf hin- 
weisen, daß das Thema Kernenergie nicht nur ein 
Thema der Sidierheits- und Standortfragen ist, 
sondern daß es auch ein Thema der Beschäftigung 
hochqualifizierter Fachkräfte und der Grundlage 


für deutschen Technologieexport ist. Alles muß ge- (C) 
sehen und alles muß abgewogen werden. 

Die FDP-Fraktion begrüßt es und dankt dem Bun- 
deswirtschaftsminister ausdrücklich für seine er- 
folgreiche Vermittlungstätigkeit und den Erfolg, 
daß es nun zwischen den Energieversorgungsunter- 
nehmen und der Steinkohle zu dem Ergebnis ge- 
kommen ist, das wir uns seit zwei Jahren ge- 
wünscht haben, nämlich einer langfristigen Verein- 
barung über die Abnahme von Steinkohle für die 
Erzeugung von Strom. Meine Damen und Herren, es 
fehlt der letzte notarielle Akt — Herr Wolfram, be- 
vor Sie mich mit einer Zwischenfrage beharken, 
darf ich das gleich sagen — , die materielle Eini- 
gung ist erzielt. Ich glaube, wir sind uns darüber 
einig, daß es läuft, und wenn nicht, dann tun wir 
ein bißchen dazu, um die Partner zu umarmen, da- 
mit es laufen muß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, dieses ist immerhin ein 
Wort: 33 Millionen Tonnen Steinkohle in zehn Jah- 
ren machen einen Gegenwert von 25 Milliarden DM 
aus. Dies ist also keine Kleinigkeit, über die hier 
kontrahiert worden ist. Nur sollten wir eines deut- 
lich sehen; Der Verbraucher zahlt, um diesen Ab- 
schluß zu ermöglichen, jährlich 1,5 Milliarden DM. 
Wer also die Erhaltung der Steinkohle will — und 
dies ist wohl die Mehrheitsmeinung in der Bundes- 
republik — , muß sehen, daß das Geld kostet. Das 
bedeutet, daß wir jede geförderte Tonne am Ze- 
chentor mit zusätzlichen 20 DM subventionieren 
oder, um es etwas drastischer zu machen: die letzte 
Tonne Steinkohle, die oben auf die Spitze der so ^ 
geförderten Menge draufgelegt wird, kostet ab 
Werkstor 150 DM und benötigt eine Subvention 
von T70DM. Alles weitere Aufstocken würde sich 
also in solchen Größenordnungen abspielen. Daran 
muß man denken, wenn man nach mehr fragt. 

Ein Weiteres: Mit diesem Abschluß und mit die- 
sem Vorhaben ist das Problem der Kraftwerkskohle 
hoffentlich gelöst. Nicht damit gelöst ist das Thema 
des Ruhrbergbaus und des Saarbergbaus, denn der 
Kokskohleeinsatz hängt von der Entwicklung und 
der Lage der Stahlindustrie in der Bundesrepublik 
ab, und darauf hat eine Bundesregierung kaum Ein- 
fluß, so daß ich befürchte, daß wir im Jahre 1977 
angesichts der unerfreulichen Lage der Stahlindu- 
strie wegen dieser Seite des Problems im Ruhrberg- 
bau doch zu Feierschichten kommen. 

Dies führt mich zu einem Wort zur Stahlindu- 
strie. Auch hier liegt sicherlich ein Problembereich. 
Hier gibt es erhebliche Probleme in einer ohnehin 
zyklischen, ja einer sehr zyklischen Industrie mit 
dem längsten Baissezyklus der Nachkriegszeit, ver- 
stärkt durch technologisch hochwertigen und auf 
einer höheren Produktivitätsbasis erzielten Import, 
insbesondere aus Übersee, aus Japan. 

Was tun in dieser Situation? Hierzu hätte ich 
heute gern den Kollegen Biedenkopf im Hause ge- 
habt. Wir sind in ordnungspolitischen Grundsatz- 
fragen auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik — auf 
anderen Gebieten nicht — nicht weit auseinander. 
Aber ich wüßte gerne, was man unter Einhaltung 
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(A) solcher ordnungspolitischen Grundsätze in einer 
gegebenen Situation tut, in der Tausende von Ar- 
beitsplätzen bedroht sind, in der Überkapazitäten 
— mindestens auf heute berechnet — vorhanden 
sind, in der die Wettbewerber ihre Unternehmen 
hoch subventionieren — in diesem Falle leider die 
Wettbewerb treibenden Staaten — , in der, worüber 
wir uns hoffentlich einig sind, wir die Märkte für 
Importe aus anderen Ländern nicht schließen wol- 
len. Dies ist alleine mit der ordnungspolitisch rei- 
nen Lehre nicht zu bewältigen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Weh- 
ner [SPD]; Sehr wahr!) 

Die Brüsseler Kommission hat vor wenigen Ta- 
gen die Einführung von Mindestpreisen für Beton- 
stahl vorgeschlagen. 

(Zuruf des Abg. Reuschenbach [SPD]) 

Die Bundesregierung hat lange das letzte Boll- 
werk — übrigens gemeinsam mit der deutschen 
Stahlindustrie — gegen diese Einführung gebildet, 
und zwar aus guten Gründen. Der Restrukturie- 
rungsdruck für die Industrie fällt weg, kann weg- 
fallen; die Rationalisierungsanreize sind gleich 
Null; der Kostenvorteil deutscher Werke, wie er 
jetzt besteht, kann nicht mehr genutzt werden; und 
nicht zuletzt: die Preiseinhaltung ist nahezu unkon- 
trollierbar, wenn man sich an einige Bereiche, an 
einige Länder, die mit uns im Wettbewerb stehen, 
erinnert. 

Die Bedenken der Bundesregierung sind deswe- 
gen berechtigt. Aber wir wissen, daß die Brüsseler 
Kommission autonom ist. Deswegen eine Anregung 
an die Bundesregierung: Wenn sich dies schon 
nicht vermeiden läßt, dann bitte unter allen Um- 
ständen auf die Befristung dieser Maßnahme drän- 
gen und sie nicht unbefristet in die Welt setzen las- 
sen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zweitens. Ich glaube, die Bundesregierung wird 
nicht darum herumkommen — auch wenn dies 
nicht in unser Bild paßt, auch nicht in unser ord- 
nungspolitisches Bild — , sich mit der Lage der 
Stahlindustrie, insbesondere an der Saar, aber viel- 
leicht auch in einigen anderen Bereichen, gezielt zu 
beschäftigen. Dazu und unter Berücksichtigung sol- 
cher Umstände hätte ich gerne die auf dem ord- 
nungspolitischen Gewissen des Kollegen Bieden- 
kopf begründete Antwort; denn gar har-t im Raume 
stoßen sich die Sachen. 

Auch die Reden und die Wirklichkeit innerhalb 
der CDU/CSU stoßen sich in diesen Räumen. Ich 
will hier nicht wieder die Mittelstandsvereinigung 
apostrophieren, aber es nehmen eben Kräfte zu, die 
das Verbotsprinzip des Wettbewerbsgesetzes ab- 
schaffen und durch das Mißbrauchsprinzip ersetzen 
wollen. Herr Kollege Köhler, Sie haben vor kurzem 
einen Vortrag über die Fortentwicklung des Wett- 
bewerbsrechts — ich bedanke mich dafür, daß Sie 
mir diesen Vortrag übersandt haben — mit interes- 
santen, aufregenden, aus meiner Position, ich will 
nicht sagen: mir nicht zugänglichen, aber von mir 
nicht zu vollziehenden Gedankengängen gehalten. 
Ich darf daraus einen Absatz zitieren. Es heißt hier: 


Es bleibt zwar das historische Verdienst der (Q 
neoliberalen Schule, den Ordnungscharakter 
des Wettbewerbs erkannt und dem Grundsatz 
privatrechtlicher Vertragsfreiheit eine ord- 
nungspolitische Grenze gesetzt zu haben. Die 
gleichzeitige Ideologisierung des Wettbewerbs 
zum einzigen politischen Ziel der Ordnungspo- 
litik hat jedoch Fehlentwicklungen bewirkt. 

Sie steht heute in einer veränderten Umwelt 
einer ziel- und ergebnisorientierten Ordnungs- 
politik eher im Wege. 

Zum Schluß haben Sie — Herr Köhler, Sie haben 
mich eben darauf aufmerksam gemacht — einen 
aus dem Jahre 1970 stammenden Gesetzentwurf in 
den Abdruck dieses Vortrags eingefügt, in dem es 
unter § 7 zunächst heißt, daß das Gesetz dann und 
dann in Kraft tritt — ich will auf die Einzelheiten 
nicht eingehen, obwohl es Sie, nicht mich, nahe an 
Prognos heranbringt, Herr Köhler — , und dann 
kommt der Satz: 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vom 27. Juli 1957 tritt am gleichen Tage außer 
Kraft. 

Vizepräsident Stückien: Gestatten Sie eine Zwd- 
schenfrage des Herrn Abgeordneten Köhler? 

Dr, Graf Lambsdorff (FDP) : Selbstverständlich. 

Dr, Köhier (Duisburg) (CDU/CSU): Herr Kollege, 
da Sie ja wissen, daß ich mir das Denken von nie- 
mandem, auch nicht von Ihnen, verbieten lasse, er- pj 
laube ich mir folgende Frage: Verstehe ich Ihre 
Ausführungen richtig, daß Sie eine Entwicklung für 
richtig halten, die die Sozialisierungsreife der deut- 
schen Wirtschaft durch weiter zunehmende Kon- 
zentration erhöht und schließlich zu der grausamen 
Alternative Branchenmonopol oder Entflechtung 
führen kann? 

Dr, Graf Lambsdorff (FDP): Herr Köhler, ich habe 
Ihre Ausführungen natürlich gelesen, und ich weiß, 
daß das der Gegenstand Ihrer Besorgnis ist. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: So ist es!) 

Meine Antwort darauf lautet; Natürlich will ich 
nicht Konzentrationen und diese Entwicklung hin- 
nehmen. Aber das Rezept, um dies zu verhindern, 
heißt in meinen Augen nicht: das Wettbewerbsge- 
setz abschaffen, sondern: für mehr Wettbewerb sor- 
gen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stückien: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage? 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Ich möchte 
eine Zusatzfrage stellen: Würden Sie also z. B. Ziele 
wie die größtmögliche Zahl von selbständigen Exi- 
stenzen oder die gleichmäßige Versorgung der Be- 
völkerung mit Waren etwa im Einzelhandel für we- 
niger wichtige Ziele halten als die billigste Versor- 
gung der Verbraucher, die auch ein ganz wichtiges 
Ziel ist? 
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Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Köhler, erstens 
ist die billigste Versorgung der Verbraucher nicht 
das einzige Ziel des Wettbewerbs. Es gibt auch an- 
dere Argumente wie Verbraucherfreundlichkeit, 
wie Standortfragen, die hier durchaus eine Rolle 
spielen. Zum zweiten: Es geht um die Frage, ob wir 
in der Lage sind, die Rahmenbedingungen für die 
mittleren und kleinen Unternehmen so herzustellen, 
so zu erhalten und, wo nötig, iso zu verbessern — 
das ist ein Gegenstand des Steueränderungsgeset- 
zes — , daß diese Entwicklung, die Sie befürchten, 
nicht eintritt. 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU) : Darf ich noch 
eine Zusatzfrage steilen? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Wenn der Herr Präsi- 
dent mir das von meiner Redezeit abzieht, bitte 
schön. 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Herr Kollege, 
darf ich Ihre Ausführungen als eine Aufforderung 
an die Mitglieder des Hauses verstehen, diesen 
Sonderdruck, den ich habe verteilen lassen, auch 
aufmerksam zu lesen? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Köhler, 
dem steht sicherlich nichts im Wege. Ihrer Initiati- 
ve steht ohnehin nie etwas im Wege, — oder viel- 
leicht gelegentlich doch: Glücklicherweise stehen 
z. B. wir dieser hier im Wege, falls das eine Initiati- 
ve werden sollte. Ich möchte aber ergänzend noch 
darauf hinweisen, daß ich der letzte wäre, den aus- 
sichtslosen Versuch zu unternehmen. Ihnen das 
Nachdenken zu verbieten. Ich würde es auch bei 
anderen nicht tun. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nur, wenn man so etwas hört, dann wundert man 
sich nicht mehr gar so sehr über das, was Sie, Herr 
Kohl, in Ahlen — Herr Strauß, haben Sie gehört: in 
Ahlen — gesagt haben. Dort haben Sie, wie die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung" schreibt — ich 
habe die Fernsehaufnahme gehört und finde, dies 
war eine freundliche, wohlwollende Darstellung — , 
mit spöttischem Augenaufschlag von liberalen 
Marktwirtschaftlern gesprochen, als ob Sie sie für 
eine das ganze Jahr über tätige Narrenzunft beson- 
derer Art hielten. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Kohl? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Selbstverständlich, 
Herr Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Kollege Graf Lambs- 
dorff, ich möchte an Sie die Frage .stellen, ob Sie 
wirklich den Text meiner Ahlener Rede gelesen ha- 
ben oder ob Sie es für richtig halten, einfach eine 
Ihnen passende Presseäußerung, die so offenkundig 
falsch ist, so wiederzugeben; denn den Fernsehein- 
druck, den Sie angeblich wahrgenommen haben. 


konnten Sie nicht bekommen haben, weil die For- (C) 
mulierung so nicht war. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Kohl, 
wir sollten uns — ich bin gerne bereit, mich dafür 
zur Verfügung zu stellen — die Übertragung im 
Zweiten Deutschen Fernsehen von diesem Samstag 
mit diesem Ausschnitt Ihrer Rede, in dem dieses 
Stichwort vorkam, gemeinsam vorführen lassen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!) 

Ich sage Ihnen: Ich hatte den Eindruck — ich habe 
dies zu Mitbetrachtern gesagt — , daß Sie verächt- 
lich von liberalen Marktwirtschaftlern gesprochen 
haben. Das war mein sehr subjektiver Eindruck. Ich 
halte Ihnen das nicht vor. Aber wir können diese 
Probe aufs Exempel gern miteinander vornehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zwisdien- 
frage. 

Dr. Kohl (CDÜ/CSU): Herr Kollege Graf Lambs- 
dorff, würden Sie mir zustimmen, daß sich die In- 
tention und der Text einer Rede wohl schwer daran 
messen lassen, was Sie zu Hause subjektiv empfun- 
den haben, wenn Sie einen Bildausschnitt von einer 
halben Minute gesehen haben? Sind Sie bereit, mir 
zuzustimmen, daß es eigentlich dem Inhalt Ihrer 
Rede und dem Anspruch, den Sie als Redner hier 
erheben, entsprechen müßte, daß Sie, bevor Sie 
eine solche Wertung vornehmen, im Blick auf mei- (pj 
ne liberale Grundgesinnung den Text der Rede zur 
Kenntnis genommen haben müßten? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kohl, entschuldi- 
gen Sie, ich habe vergessen, diesen Teil Ihrer er- 
sten Frage zu beantworten. Ich habe den Text Ihrer 
Rede nachgelesen. Ich bin wohl mit Ihnen darin ei- 
nig, daß die Atmosphäre nicht von der Fernseh- 
übertragung bestimmt wird, meine aber, daß sie 
von dem Ort, an dem die Rede gehalten wird, be- 
stimmt wird — und das war Ahlen in Westfalen. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Liberalen — der 
Herr Bundeswirtschaftsminister hat dies heute noch 
einmal dargetan — stehen zur Marktwirtschaft und 
zu ihren ordnungspolitischen Grundsätzen. Wir 
sind aber keine Dogmatiker und wir wissen, daß 
wir nicht im Stande der Unschuld leben, auch was 
den Zustand der Marktwirtschaft und das Ausmaß 
von Marktwirtschaft in der Bundesrepublik angeht. 
Worauf es uns ankommt, ist, bei Beschränkungen 
des Wettbewerbs und bei Schwierigkeiten zunächst 
die Frage zu stellen: Wie kann der Markt wieder- 
hergestellt werden? Dies als erstes. Zweitens: 
Wenn Interventionen unumgänglich sind, wollen 
wir sie räumlich und vor allem zeitlich begrenzt 
wissen, zeitlich begrenzt deswegen, weil ein neuer 
Willensakt hinzukommen muß, um solche Interven- 
tionen zu verlängern. 

In diese von uns bejahte ordnungspolitische 
Landschaft, die immer verbesserungs- und diskussi- 
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(A) onsfähig, -würdig und auch -bedürftig ist und bleibt 
— in diesem Zusammenhang muß ich noch einmal 
sagen, Herr Strauß: Natürlich muß über die Markt- 
wirtschaft diskutiert werden, und natürlich müssen 
wir uns der Kritik und den Fragen stellen; Markt- 
wirtschaft ist kein statischer Vorgang, sondern ein 
dynamischer Prozeß; sonst taugt sie nichts — , paßt 
das öffentliche Investitionsprogramm, das in seinen 
Intentionen den Empfehlungen des Sachverständi- 
genrates genau folgt — alles das ist in dem Gut- 
achten des Sachverständigenrates nachzulesen; im 
übrigen wird sich mein Kollege Haussmann heute 
zu diesen Seiten des Programms äußern. Es ist kein 
kurzfristiges konjunktur- und beschäftigungspoliti- 
sches Programm, sondern ein Programm zur Wachs- 
tums- und umweltpolitischen Vorsorge. Ich weise 
nur auf folgendes hin, meine Damen und Herren: 
Dieses Programm ist die größte finanzielle Anstren- 
gung, die eine Bundesregierung seit dem Jahre 1948 
unternommen hat. Das ist es auch in real terms, 
also in Kaufkraft. 

Es gibt hierbei — dies ist allerdings wesentlich, 
und ich bitte die Bundesregierung, daran festzuhal- 
ten — keinen Konflikt zwischen der Bundesregie- 
rung auf der einen Seite und der Bundesbank auf 
der anderen Seite hinsichtlich der Finanzierung die- 
ses Programms. Dies ist wichtig. Im Konflikt zwi- 
schen diesen beiden Institutionen kann so ein Pro- 
gramm nicht erfolgreich durchgeführt werden. Dies 
geht nur bei engster Abstimmung, bei der Vermei- 
dung von Zinssteigerungen, auf deren Bedeutung 
der Bundeswirtschaftsminister hingewiesen hat, 

( 3 j und ohne Geldmengenerweiterung, die inflations- 
fördernde Problematiken mit sich bringen müßte. Es 
geht außerdem nur, wenn Bund und Länder gemein- 
sam zur Durchführung dieses Programms zusam- 
menstehen und es gemeinsam tragen, wenn sie es 
also nicht nur verabschieden, sondern auch ge- 
meinsam durchführen und für eine beschleunigte 
Durchführung sorgen. 

Ich habe von dieser Stelle aus schon einmal ge- 
sagt — dafür habe ich Kritik erfahren, und diese 
akzeptiere ich auch — , daß ich kein geborener Fö- 
deralist bin. Ich habe aber die Vorzüge dieses unse- 
res staatlichen Aufbaus gesehen und begriffen. 
Dennoch: In letzter Zeit sind einige, wie ich glaub- 
te, vergessene Zweifel wieder wachgeworden. Die 
energiepolitische Diskussion und in deren Rahmen 
insbesondere die Standortfrage sowie das Gerangel 
um das Investitionsprogramm in den letzten Wo- 
chen sind Beispiele dafür 

(Wehner [SPD]: Leider wahr!) 

und führen mich zu der Frage, ob unser Land in 
wirklich ernsten Zeiten, die wir ja gar nicht haben, 
eigentlich so regiert werden kann. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Dies ist wohlgemerkt keine. Aufforderung dazu, den 
Föderalismus einzuschränken oder gar abzuschaf- 
fen. Dies können wir ja auch gar nicht. Wir wissen 
dies. Selbst wer es tun wollte, liefe einem Phantom 
nach. Es ist aber die Aufforderung, in diesem fö- 
derativen Staatsaufbau gemeinsam dafür zu sorgen, 
daß gemeinsame Interessen und gemeinsame Not- 


wendigkeiten erkannt und gemeinsam gehandhabt 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Beurteilung der Wirtschaftspolitik und der 
Finanzpolitik jeder Bundesregierung wird immer 
unterschiedlich ausfallen. Dafür sitzen wir als Re- 
gierungsparteien und als Opposition in diesem 
Hause. Parteibrillen und auch Wunschdenken sind 
dabei nicht verboten; (sie sind beinahe selbstver- 
ständlich. 

Es gibt allerdings einen, wie ich finde, unnach- 
sichtigen Kontrolleur, Herr Kollege Strauß, für das 
Vertrauen in die Wirtschaftspolitik, für das Ver- 
trauen in die Finanz-, Stabilitäts- und Währungspo- 
litik eines Landes. Einer der unnachsichtigsten 
Kontrolleure ist in meinen Augen — sehen Sie mir 
das angesichts meiner beruflichen Vergangenheit 
bitte nach — das Geld. Nichts ist so feige wie 
Geld; beim ersten Anzeichen von Gefahr flieht es. 

Man kann das vielleicht auch etwas wissenschaftli- 
cher ausdrücken; ich gebe das zu und bitte den 
Herrn Präsidenten um die Genehmigung, aus einem 
Buch des Professors Stützei aus Saarbrücken fol- 
gendes zu zitieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, ich zitiere mit Vorliebe Liberale; das gebe 
ich zu. — Es heißt dort: 

Devisenbewirtschaftung immunisiert jeden Fis- 
kus gegen Staatsbankrott. Ohne Devisenbewirt- 
schaftung, bei freiem Emigrationsrecht für Geld CD) 
und Vermögen, stehen die Staaten in ihrem 
Fiskalgebaren unter der beständigen Kontrolle 
potentieller Geldemigration. Sie stehen in be- 
ständiger Konkurrenz, einer Konkurrenz der ' 
Solidität. Die geringsten Anzeichen zu unsoli- 
der Finanz Wirt schlaft lösen die Gefahr der 
Geldflucht aus, der Spekulation gegen die hei- 
mische Währung. Dabei sind die Spekulanten 
— viel verfemt — wie die weißen Blutkörper- 
chen die wichtigsten Kontrolleure. Sie zwingen 
den Staat unter Androhung der Strafe des 
Staatsbankrotts zu solidem Finanzgebaren. 

Dies akzeptieren, meine Dambn und Herren, heißt 
die Frage stellen, ob es eigentlich in der Bundesre- 
publik Deutschland Kapital- und Geldflucht gibt. 

Ich meine: nein; nicht in nennenswertem Umfang. 

Es hat das — lassen Sie mich das sozusagen als hu- 
moristische Erinnerung einflechten — im Jahre 
1969 gegeben. Da meinten einige Leute, nun kämen 
hier bald die Kommunisten, und sie investierten in 
Portugal. Und dann kam die sozialliberale Koalition 
und hat ihnen dabei geholfen, daß die Kommuni- 
sten in Portugal nicht an der Macht blieben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Aber dies, meine Damen und Herren, wie gesagt, 
nur als humoristische Erinnerung. Aber sie stimmt. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Es gehört auch 
viel Humor dazu, diese Geschichtsklitte- 
rung so zu akzeptieren!) 
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— Das ist keine Geschichtsklitterung, Herr Kohl; 
dies sind praktische Erfahrungen, die ich gemacht 
habe. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sie sollten beim 
Bankgeschäft bleiben und nicht in die Au- 
ßenpolitik gehen!) 

— Darf ich das noch einmal hören? 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sie haben es ge- 
hört!) 

— Nein, ich habe es nicht richtig gehört. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Doch, Sie haben es 
schon gehört!) 

— Vielen Dank! Ich glaube, ich habe gehört, Herr 
Kohl, man sollte beim Bankgeschäft bleiben und 
nicht hier tätig sein. War das so richtig? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie!) 

— Ja, ich. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Ich habe das so 
nicht gesagt! — Wehner [SPD]: Es steht 
ja im Stenogrampi!) 

— Gut, in Ordnung; ich habe es nicht gehört. 

Meine Damen und Herren, die deutsche Währung 

— daran gibt es wohl keinen Zweifel — ist in der 
ganzen Welt gesucht. Herr Strauß, wenn Sie nach 
draußen gehen — ich beklage mit Ihnen die man- 
gelnde Investitionsneigung, aber nicht nur in der 
Bundesrepublik, sondern auch in anderen Ländern 

— und die Menschen, die investieren wollen, fra- 
(B) gen: in welches Land gedenkt ihr denn zu gehen, 

wo glaubt ihr denn, daß heute Investitionen ange- 
bracht und möglich sind?, heißt es: Erstens in der 
Schweiz — da kommen wir nur nicht hinein; die 
lassen uns nicht herein — , zweitens in den Verei- 
nigten Staaten, drittens in der Bundesrepublik 
Deutschland. — So schlecht kann die Vertrauensbe- 
urteilung dieser Wirtschaft und dieser Wirtschafts- 
politik nicht sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion teilt 
dieses Urteil. Sie begrüßt das Jahresgutachten, sie 
billigt den Jahreswirtschaftsbericht, und sie ver- 
traut der Wirtschaftspolitik dieser Bundesregie- 
rung. — Ich bedanke mich für Ihr Zuhören. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Weh- 
ner [SPD]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Bundes- 
minister Apel. 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Herr Prä- 
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege Dr. Strauß hatte in einem Nebensatz 
gesagt, er wollte hier über Steuerpolitik nur sehr 
begrenzt reden, weil dies ja in der zweiten April- 
hälfte auf der Tagesordnung stehen würde. Er hat 
dann doch sehr eingehend über die Steuerfragen 
gesprochen. 

(Lenders [SPD]: Weil er nichts anderes weiß!) 


Das liegt natürlich auch daran, Herr Kollege Strauß, 
daß Sie an den Haushaltsberatungen, die wir hatten, 
nicht teilnahmen, weil Sie zu dieser Zeit in Togo 
waren, 

(Wehner [SPD]; Schade! — Weiterer Zuruf 
von der SPD: Was hat er da gemacht?) 

Insofern muß ich doch einiges von dem wiederho- 
len, was ich bereits damals gesagt habe. 

Herr Kollege Dr. Strauß, Sie haben heute gesagt, 
dann, wenn diese Bundesregierung ihr Steuerpaket 
nun schon unbedingt weiterverfolgen wolle — und 
davon können Sie nach dem gestrigen Kabinettsbe- 
schluß ausgehen — , sollten wir wenigstens 100 Vo 
der Mehreinnahmen zurückgeben. Was mir wichti- 
ger erscheint als diese Aufforderung — der wir im 
übrigen nicht nachkommen wollen, weil nach unse- 
rer Meinung Bund, Länder und Gemeinden einen 
Teil der Mehreinnahmen zur Beseitigung der rezes- 
sionsbedingten Defizite brauchen — , ist dies: Wenn 
Sie das schon von uns fordern, bitte ich Sie, die 
nächsten vier Wochen besonders dafür zu verwen- 
den, Ihre gemeinsame Fraktion in die Lage zu ver- 
setzen, am 20. oder 21. April mit uns eine kon- 
sistente Debatte zu führen. 

(Wehner [SPD]: Vielleicht in der Strategie- 
kommission vorbereiten!) 

Schauen wir uns die Zitate an! Dr. Zimmermann: 
„Mit uns kann man auch über die Mehrwertsteuer- 
erhöhung reden." Dr. Filbinger: „Wir lehnen die 
Mehrwertsteuererhöhung ab." Dr. Stoltenberg; „Die 
Mehrwertsteuererhöhung wäre ein letztes Mittel, 
wenn alle Einsparungsmöglichkeiten erschöpft sind." 
Dr. Häfele: „Diesen Schacher machen wir nicht mit." 
Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Opposition, Sie werden die nächsten vier Wochen, 
vor allem die drei Wochen Osterpause, nützen müs- 
sen, um in dieser Frage debattefähig zu werden. 

(Wehner [SPD]: Eier suchen! — Dr. Kohl 

[CDU/CSU]: Ich wäre an Ihrer Stelle ganz 

zurückhaltend mit solchen Ankündigungen! 

Ihre Haut wird im April zum Markte getra- 
gen!) 

— Hochverehrter Herr Fraktionsvorsitzender, ich 
wünsche mir, daß Sie dem von Ihnen ununterbro- 
chen verkündeten Anspruch, eine Alternative zur 
Regierung zu werden, endlich einmal in einer wich- 
tigen Frage gerecht werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Ja, gern. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Sie haben soeben, Herr Bun- 
desfinanzminister, eine Summe von Zitaten gebracht. 
Warum haben Sie nicht die Zitate von mir gebracht, 
in denen ich ganz verbindlich für die CDU/CSU 
Ihnen die Auskunft gegeben habe, die Sie jetzt 
fordern? 
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(Aj Apel, Bundesminister der Finanzen: Also, Herr 

Kollege Dr. Kohl, ich habe mir Ihre Zitate ange- 
schaut. Sie sind vielleicht für die Zeugen Jehovas 
verwendbar, weil sie so auslegungsfähig sind, aber 
nicht unbedingt für eine Parlamentsdebatte. Das ist 
das Problem. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Stückien: Gestatten Sie eine wei- 
tere Zwischenfrage? 

Dr. Apei, Bundesminister der Finanzen: Ja; bitte. 

Dr. Kohi (CDU/CSU): Könnte das daran liegen, daß 
Sie Ihren Ausflug in den Bereich der Zeugen Je- 
hovas deswegen brauchen, weil Sie die Realitäten 
der politischen Situation, in der Ihre Regierung 
steht, nicht mehr zur Kenntnis nehmen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Ach, wis- 
sen Sie, Herr Kollege Dr. Kohl, ich habe eigentlich 
keine Lust, mich auf dieses Niveau zu begeben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 

Kohl [CDU/CSU]: Die Zeugen Jehovas ha- 
ben Sie soeben eingeführt! — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Herr Kollege Dr. Kohl, ich habe Sie gebeten, in Ihrer 
Fraktion eine einheitliche Meinung zu formulieren. 

ß) (Dr. Kohl [CDU/CSU]: Da können Sie sehr 

zufrieden sein!) 

Wenn dies nicht möglich ist, nehmen wir auch das 
zur Kenntnis. 

Damit komme ich zum zweiten Punkt. Ich schließe 
dabei an das an, was ich eben gesagt habe. Der Herr 
Kollege Strauß hat gesagt, die CDU/CSU habe ein 
ganzes Bündel steuerlicher Maßnahmen vorgeschla- 
gen. Er hat hinzugefügt, bei der Vermögensteuer 
bewege sich ja jetzt etyas. Hier könnte man natür- 
lich auch historische Betrachtungen anstellen, über 
viele Jahre hat die Union die Senkung der Vermö- 
gensteuersätze gefordert. Aber sie hat über viele 
Jahre niemals das Instrument eines Gesetzentwurfs 
des Bundesrats zu diesem Thema genutzt, um hier 
etwas in Bewegung zu bringen. Wir bringen es jetzt 
in Bewegung. 

Wenn Sie, Herr Kollege Strauß, sagen, auch bei 
der Gewerbesteuer müsse noch etwas getan werden, 
verweise ich Sie darauf, daß das erstens in den 
Koalitionsbeschlüssen steht und daß wir zum andern 
eine ganz massive Kritik aus der Unionsfraktion 
von Herrn Waffenschmidt bekommen haben, der 
hier vielleicht als Vertreter der dritten Ebene der 
Gebietskörperschaften gesprochen hat, aber uns 
immerhin ganz massiv kritisiert hat, weil das in 
der Tat — und das muß ich zugeben — die Gemein- 
definanzen tangiert. Ich bitte Sie, auch in dieser 
Frage bis zum 20./21. April eine gewisse Klarheit 
zu besorgen. 

(Wehner [SPD]: Schön wär'sl) 


Nun nur noch wenige Sätze zu den Themen Haus- ^ ^ 
halt und Staatsanteil und den von Herrn Strauß hier 
angesprochenen Fragen. Ich finde auf meinem Tisch 
einen Entschließungsantrag der CDU/CSU zum Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz, der wohl heute 
noch behandelt werden soll. Dies ist typisch für 
Ihre Strategie. Darin wird die Bundesregierung auf- 
gefordert, bis zum Herbst 1977 Vorschläge vorzu- 
legen. Ich möchte einfach einige hier genannte 
Ziele zitieren: Verbesserung der durch das Haus- 
haltsstrukturgesetz getroffenen Regelung für Fach- 
vrechsler; Überprüfung der Einbeziehung des Be- 
rufsgrundbildungsjahres in die Ausbildungsförde- 
rung; Anhebung des Elternfreibetrages auf 1 200 DM. 

Das paßt genau in die Linie, die ich als Finanzmini- 
ster in diesem Haus ununterbrochen feststelle. 

Das schließt doch an das an, was Herr Dr. Kohl 
im Deutschen Bundestag am 17. Dezember 1976 ge- 
sagt hat: er fordere ein umfassendes System der 
Exporterlösstabilisierung, genau wissend, daß das 
viel Geld kostet — ich denke wenigstens, daß das 
im Bewußtsein war — , kräftige Steigerung der Ent- 
wicklungshilfe usw. usw. Ich bitte also sehr darum, 
auch in dieser Frage endlich konsistent zu sprechen. 

Entweder geht es darum, nun das zu tun, um was 
ich mich bemühe — und ich muß zugeben: dank der 
Hilfe der Koalitionsfraktionen mit einem gewissen 
Erfolg — , bei den konsumtiven Ausgaben eine ge- 
wisse Zurückhaltung zu gewinnen, um bei den in- 
vestiven Aufgaben etwas tun zu können. Dann gilt 
es, dies von der Opposition zu unterstützen, weil 
es Ihre verbale Forderung ist. Dann, bitte schön, 
aber nicht solche Anträge, die ich als Propaganda- (D) 
anträge abtun muß, meine sehr verehrten Damen 
und Herren von der Opposition! 

(Beifall bei der SPD) 

Nun zu dem von Herrn Strauß erneut und immer 
wieder in die Debatte gebrachten Staatsanteil. Da 
wollen wir dem Bürger doch wenigstens eines hin- 
zusagen: In dem Staatsanteil stecken auch die Ko- 
sten für die Krankenversicherung und die Kosten 
für die Rentenversicherung, d. h. für die Alters- 
sicherung. Hochverehrter Herr Dr. Strauß, wenn 
wir in unserem Land nicht diese Solidarregelungen, 
gesetzliche Kranken- und gesetzliche Rentenver- 
sicherung, hätten, dann müßte jeder Bürger, wenn 
er nur ein Fünkchen an Verantwortung für sich 
und seine Familie hat, dies einzeln privat regeln. 

Das wäre dann im Zweifel teurer. Es würde dann 
zwar nicht zum Staatsanteil gehören, aber das ver- 
fügbare Konsumeinkommen ganz genauso belasten. 
Wenn Sie über Staatsanteil reden, dann reden Sie 
deswegen bitte auch über diesen Anteil! 

Weiter würde ich gern eine Aufklärung bekom- 
men. Ich habe vor etwa drei Wochen — ■ es muß 
Anfang des Monats gewesen sein; wenn mich meine 
Erinnerung nicht trügt, war es am 5. März 1977 — 
im „Münchner Merkur“ gelesen, die Vorstellung 
des Abgeordneten Katzer, man möge doch bei der 
Rentenversicherung lieber den Weg einer Beitrags- 
erhöhung gehen, werde von dem Abgeordneten Dr. 
Strauß geteilt. Dies ist kein wörtliches Zitat. Aber 
es war der Bericht, und das war ja wohl auch die 
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Gefechtslage, von der aus in der Opposition zum 
Thema Rentensanierung debattiert worden ist. Wenn 
es so ist, Herr Kollege Dr. Strauß, daß Sie der Mei- 
nung waren — dagegen ist ja nichts einzuwenden; 
das ist eine Position, die man intellektuell sehr 
wohl einnehmen kann — , man sollte die Renten- 
versicherungsbeiträge anheben, um dem Problem 
beizukommen, dann hören Sie bitte auf, hier un- 
unterbrochen von der Steigerung des Staatsanteils 
zu reden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dann waren Sie nämlich dabei, diesen Staatsanteil 
erneut anzuheben. Umsonst geht doch Herr Kollege 
Ehrenberg nicht einen anderen Weg. Denn auch er 
sieht Belastungsgrenzen, die einzuhalten sind. 

Da will ich hier einige Zahlen in die Debatte ein- 
führen. Ein Arbeitnehmer, der brutto 1 500 DM im 
Monat verdient, hat in der Tat 95 DM Krankenver- 
sicherungskosten und 135 DM Rentenversicherungs- 
beiträge zu tragen. Die gleichen Abgaben muß der 
Arbeitgeber noch einmal erbringen. Das sind für 
diese Verdiensthöhe 460 DM Kosten für zwei wich- 
tige Risiken des Lebens. Aber derselbe Arbeitneh- 
mer zahlt, wenn er Alleinverdiener ist, nur 133 DM 
Lohnsteuer, 

Daran wird Ihnen hoffentlich deutlich, daß Sie, 
wenn Sie über den Staatsanteil so undifferenziert 
reden, nicht nur versuchen, diesen zu Diffamierungen 
zu mißbrauchen, indem Sie die Renten- und die 
Krankenversicherung ins Zwielicht setzen, sondern 
sich dann auch einer sehr undifferenzierten Betrach- 
B) tung schuldig machen; denn die Steuerquote, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, ist in den letz- 
ten Jahrzehnten ziemlich konstant geblieben. Sie 
ist durch die Steuerreform zurückgegangen. 

Ich halte es auch nicht für zulässig, ununterbrochen 
von der Grenzsteuerbelastung zu sprechen. So wich- 
tig dies auch ist, so zählt am Ende doch die durdi- 
sdinittliche Abgabenquote. — Wenn Sie hier mit uns 
einer Meinung sind, dann stimmen Sie bitte nicht 
in den Chor derer ein, die unser Programm der 
Dämpfung der Gesundheitskosten aus naheliegen- 
den egoistischen Gründen kritisieren wollen! Dann 
müssen Sie sich angesichts der Tatsache, daß dies 
in dem sogenannten Staatsanteil der entscheidende 
Brocken ist, mit uns zusammen bemühen und dürfen 
nicht auch hier auf allen Hochzeiten tanzen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich etwas zum Thema Löhne, Arbeits- 
markt sagen. Herr Kollege Graf Lambsdorff hat da- 
zu bereits eine sehr interessante Bemerkung ge- 
macht. Ich kann sie nur unterstreichen. Natürlich 
sind bei uns die Lohnstückkosten gestiegen. Aber 
interessant ist doch, daß wir immerhin noch einen 
hohen, wenn auch — Gott sei Dank — rückläufigen 
Leistungsbilanzüberschuß haben. Ich sage: Gott sei 
Dank rückläufig, weil wir auf Dauer eine Position 
hoher Leistungsbilanzüberschüsse weltweit nicht 
aushalten. 

Aber nun haben wir im Finanzministerium einmal 
gerechnet 

(Strauß [CDU/CSU]: Das kommt also auch 
vor?) 


— der Zwischenruf ist nicht sehr eindrucksvoll, das 
muß ich schon sagen — , gerechnet, um uns eine Vor- 
stellung von dem zu verschaffen, was sich von 1970 
bis heute bei den Lohnstückkosten getan hat. Wir 
haben die Lohnstückkosten — dies ist notwendig, um 
die Exportchancen der deutschen Industrie zu ver- 
gleichen — um die Auf- und Abwertungen der Wäh- 
rungsgebiete gewichtet, in die wir exportieren. Nur 
dann bekommt man ja eine Vorstellung. Dabei hat 
sich ein sehr interessantes Bild ergeben. Dänemark, 
die Niederlande und Belgien — Länder, die mit uns 
in der Währungsschlange sind — , die wir 1970 
gleich 100 gesetzt haben, schwanken 1976 zwischen 
188 Vo und 214 Vo. Die Bundesrepublik, 1970 eben- 
falls gleich 100 gesetzt, hatte 1976 186 Vo. Das heißt 
also, die Lohnstückkosten in unserem Lande sind, 
trotz der Aufwertung der D-Mark bzw. der Abwer- 
tung unserer^ Konkurrenzwährungen immerhin noch 
günstiger als die in einer ganzen Reihe anderer 
Länder. 

(Abg. Dr. Barzel [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Dr. Barzel, darf ich die Tabelle zu 
Ende führen und Sie dann bitten, Ihre Zwischen- 
frage zu stellen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Wenn Sie noch auf 

Italien, USA und Japan hinaus wollen, dann 
brauche ich vielleicht gar nicht mehr zu 
fragen!) 

— Ja, darauf komme ich sofort. Es wäre ja unred- 
lich, es nicht zu tun. Ich bitt' Sie! p) 

Ich darf vielleicht vorher noch Frankreich einfüh- 
ren, weil Frankreich eine sich abwertende Währung 
hat. Frankreich, 1970 gleich 100 gesetzt, hatte 1976 
185 Vo. Das heißt, hier hat die Abwertung des Fran- 
zösischen Franc im letzten Jahr — Frankreich war 
ja zwischendurch eine Zeit Teil des europäischen 
Währungsverbunds — in etwa das an überzogenen 
Lohnstückkosten ausgeglichen, was auf dem Welt- 
markt wettbewerbsschädlich gewesen wäre. So ge- 
sehen ist das also doch ein durchaus beruhigendes 
Bild. Wenn man sich diese Tabelle anguckt, so läßt 
sich feststellen, daß die Lohnstückkosten in den 
letzten Jahren dank der verantwortungsbewußten 
Politik der deutschen Gewerkschaften bei weitem 
nicht mehr so stark gestiegen sind. 

Nun komme ich, Herr Kollege Dr. Barzel, auf die 
von Ihnen vorhin angesprochenen Länder. Italien 
hatte 1976 159 Vo, Großbritannien 151 ®/o, wir hat- 

ten 185 ®/o. Insofern gebe ich Ihnen, Herr Kollege 
Dr. Barzel, ohne weiteres zu, daß die Abwertung der 
Lira und des Britischen Pfundes weit über das hin- 
ausgegangen ist, was ökonomisch geboten wäre. 

Nur, das interessante ist ja, daß sich die Länder mit 
dieser Politik die Inflation massiv ins eigene Land 
geholt haben. Trotz der Wettbewerbsvorteile, trotz 
der komparativen Kostenvorteile waren sie nicht 
in der Lage — England zum ersten Mal in einem 
Monat sehr bescheiden — , Leistungsbilanzüber- 
schüsse zu produzieren. Sie sehen also, daß das, was 
wir soziales Netz, sozialer Friede nennen, eine ent- 
scheidende Ursache mit dafür ist, daß man sich auf 
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den Weltmärkten behaupten kann. Dies bitte idi zu 
beachten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Barzel [CDU/CSU] : Dann ergänzen Sie doch 
bitte einmal die Zahlen für die USA und 
Japan!) 

— Von Japan haben wir insofern keine Zahlen, 
weil — hier muß ich ein bißchen vorsichtig formu- 
lieren — die japanischen Statistiken etwas anders 
gebaut sind. Das kann man nicht so ohne weiteres 
vergleichen. Aber die Zahl für die USA, Herr Kol- 
lege Dr. Barzel, will ich Ihnen gerne geben. Die 
Zahl ist 111. Hier sehen wir in der Tat — zugege- 
ben, zugegeben! — ein Problem, das die Exporte 
der Bundesrepublik in die USA berührt. Das sehen 
wir auch am Rückgang der Automobilexporte. 

Vizepräsident Stückten: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Dr. Barzel? 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Ja. 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Kollege Apel, wür- 
den Sie glauben, daß man auf Grund des Vortrags 
dieser Zahlenreihe sagen kann, wir seien ein „ko- 
stengünstiges Land“? 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Das ist 
doch nicht die Frage. Der Punkt ist doch, daß uns die 
Technologie, Herr Dr. Barzel, die wir produzieren 
und auf den Weltmärkten anbieten, bisher so abge- 
kauft worden ist, daß wir, wenn auch rückläufig, 
jedes Jahr Leistungsbilanzüberschüsse in beträcht- 
licher Größenordnung haben. Das ist doch, wie ge- 
sagt, der Punkt. 

Die weltweite Arbeitsteilung — Herr Kollege Dr. 
Friderichs hat dazu ja Bemerkungen gemacht — , die 
Tatsache, daß wir in der Technologie ganz oben 
stehen, bringt natürlich Strukturprobleme für Bran- 
chen, bei denen das Lohn-Stück-Kostenproblem den- 
noch wirkt — sehr viel weniger gegenüber den In- 
dustrienationen, aber z. B. gegenüber Korea, das 
doch der künftige Konkurrent der deutschen Werft- 
industrie ist. Aber das wissen wir doch. Wenn man 
jedoch mehr an öffentlicher Entwicklungshilfe for- 
dert wie Herr Dr. Kohl, dann heißt das doch wohl 
auch weltweite Arbeitsteilung, dann heißt das auch, 
die Konsequenzen in diesem Lande, soweit es geht, 
durch eine vorausschauende Strukturpolitik zu über- 
winden. Man kann nicht beides haben. Das muß 
sehr deutlich werden. 

Vorletzte Bemerkung zu diesem Thema. Herr Kol- 
lege Strauß, Sie sagen, es sei eine törichte Vorstel- 
lung, die Arbeitslosigkeit durch eine Verteilung des 
Mangels an Arbeitsplätzen, durch Arbeitszeitver- 
kürzung zu beseitigen. Ich halte das auch nicht für 
ein kurzfristiges Rezept. Da stimme ich mit der Er- 
klärung des Kollegen Dr. Friderichs überein. Aber 
vielleicht darf ich Ihnen zu diesem Thema ein Zitat 
liefern: 

Ich glaube, daß die Arbeitslosigkeit nicht allein 
mit Wachstum zu beseitigen ist; denn der tech- 


nische Fortschritt kommt schneller voran, als das (C) 
Wachstum vorankommen kann angesichts ge- 
wisser Sättigungserscheinungen auf dem Bin- 
nenmarkt und angesichts auch einer weltwirt- 
schaftlichen Entwiddung. Wir werden nicht ohne 
Arbeitszeitverkürzung auskommen. 

Das hat nun kein Systemveränderer oder Sozialde- 
mokrat gesagt, sondern Ihr Fraktionskollege Blüm. 

Ich will das gar nicht kritisieren. Nur, wenn Sie pole- 
misieren, können Sie nicht gegen die Regierungser- 
klärung von Herrn Kollegen Dr. Friderichs polemi- 
sieren, sondern müssen auch dieses Mal in der eige- 
nen Fraktion etwas gründlicher debattieren. 

Eine letzte Bemerkung zu diesem Thema: Jugend- 
arbeitslosigkeit ist sicherlich eine schlimme Sache. 
Aber wie steht es denn mit Ihrer Haltung zum Aus- 
bildungsplatzförderungsgesetz? Wie steht es denn 
mit Ihrer Haltung zu einer etwaigen notwendig 
werdenden Anwendung — in diesem Jahre vielleicht 
nicht; ich kann das nicht beurteilen, ich bin auf die- 
sem Gebiet nicht Fachmann — des Gesetzes? Sie 
können doch nicht immer ein Gesetz, das dieses Ziel 
hat, als Ausbildungsplatzverhinderungsgesetz be- 
zeichnen, uns aber überhaupt nicht deutlich machen, 
was Sie wollen, es sei denn den Einsatz von Mil- 
liarden von Steuermitteln, um die Ausbildungs- 
plätze zu subventionieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Aber ich bitte Sie, das ist doch Ihre Alternative 

gewesen, im Bundesrat von Herrn Dr. Filbinger 
präsentiert. Wenn Sie sich nicht einmal zu ihr mehr 
bekennen, haben Sie ja überhaupt keine. P) 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich möchte zu meinem letzten Punkt kommen — 
denn Ihre lange Philippika gegen die Inflation geht 
an den Realitäten vorbei; niemand in diesem Lande, 
der politisch Verantwortung trägt, denkt daran oder 
beabsichtigt, Probleme, die wir haben, über Infla- 
tion zu lösen — : Marktwirtschaft. In der Mannhei- 
mer Erklärung des Bundesvorstandes der CDU lese 
ich zu diesem Thema folgendes — Zitat — : 

Die Soziale Marktwirtschaft 

— und wesentliches Element der sozialen Markt- 
wirtschaft ist ja der Wettbewerb, auch wenn das 
Herr Dr. Köhler vielleicht etwas anders sehen soll- 
te — 

ist die notwendige Entsprechung einer demokra- 
tischen, sozialen und freiheitlichen Staatsord- 
nung . . . Die Grundsätze der Sozialen Markt- 
wirtschaft sind jedoch nicht auf den Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft beschränkt. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist eine alte 
These Ludwig Erhards!) 

Sie sind auch in Bereichen wie dem Gesund- 
heits- und Bildungswesen, dem Umweltschutz 
oder der Energieversorgung anwendbar. 

Hier darf ich Ihnen als Sozialdemokrat sagen, daß 
uns in der Tat Meinungen trennen; denn ich bin 
nicht der Meinung, daß diese Grundsätze auch im 
Bereich des Gesundheits-, Bildungswesens, Umwelt- 
schutzes und der Energieversorgung gelten sollten. 
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(A) Gucken Sie sich doch einmal die Energieversorgung 
an. Wo gibt es denn da Wettbewerb? Wollen wir 
denn da Wettbewerb? Das würde doch unsere Kohle 
vernichten, denke ich. So muß man das wohl sehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier gibt es sicherlich Unterschiede in der Betrach- 
tung. 

Ich halte Marktwirtschaft in der Tat für ein we- 
sentliches Instrument der Erreichung unserer wirt- 
schafts- und gesellschaftspolitischen Ziele, aber nicht 
für ein Ziel. Wenn Sie sich zu diesem Zitat beken- 
nen, Herr Kollege Dr. Kohl — das müssen Sie ja; 
denn das ist eine Erklärung Ihrer eigenen Partei — , 
dann müssen Sie sich darüber im klaren sein, daß 
Sie sich mit dieser Art von Definition der Markt- 
wirtschaft, allumfassend Marktwirtschaft, sprich 
Wettbewerb, auch weittragend in die Zukunft hin- 
ein — Herr Kollege Professor Biedenkopf ist in sei- 
ner Rede ja so weit gegangen, das als ein dauern- 
des, historisch geltendes Prinzip zu erachten 

(Dr. Jens [SPD]: In Sonntagsreden ja, in der 
Praxis nicht!) 

— das sowieso; hier ist der Unterschied zwischen 
Sonntagsreden und Praxis natürlich sehr sichtbar — , 
sehr deutlich von dem absetzen, was die katholische 
Soziallehre zu diesem Thema sagt. Dies müssen Sie 
dann zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kohl [CDU/ 

CSU]: Lesen Sie einmal die Ahlener Rede, 
dann finden Sie genau die Definition!) 

— Ich will Ihnen sehr gerne vorlesen, was maßgeb- 
liche Interpreten der katholischen Soziallehre zum 
Thema Marktwirtschaft sagen. Wenn Sie gestatten, 
Herr Präsident, möchte ich ein etwas längeres Zitat 
einführen: 


Globalsteuerung unserer Wirtschaftsordnung mög- 
lich gemacht haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht jede Ent- 
wicklung geht vorwärts!) 

Es war diese Koalition, die die Marktwirschaft und 
unsere Verflechtung in der Marktwirtschaft in eine 
neue Dimension weltweiter Verantwortung hinein- 
gehoben hat, und die Regierungserklärung geht jetzt 
einen Schritt weiter, indem sie in der Ziffer 16 fol- 
gendes sagt: Für eine besser koordinierte Industrie- 
politik wird eine sektorale Strukturberichterstattung 
entwickelt. Sie soll die wichtigsten Industriesektoren 
umfassen und mit der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung verzahnt sein. Sie soll außerdem die Vor- 
aussetzungen für die in eigener Verantwortung auf- 
zustellenden Branchenprognosen in besonders sen- 
siblen Bereichen schaffen. Sie sehen also, für uns 
ist Marktwirtschaft nicht Finalität, sondern ein In- 
strument, mit dem wir zielbewußt den Auftrag des 
Grundgesetzes, die soziale Demokratie zu verwirk- 
lichen, Schritt für Schritt wollen. Eben diesen Weg 
finden Sie auch in unserem Godesberger Grundsatz- 
programm wieder, daß sich nämlich „der Staat der 
Verantwortung für den Wirtschaftsablauf nicht ent- 
ziehen kann, daß er für eine vorausschauende Kon- 
junkturpolitik verantwortlich ist und daß sich der 
Staat im wesentlichen auf Methoden der mittelbaren 
Beeinflussung der Wirtschaft beschränken soll. Freie 
Konsumwahl und freie Arbeitsplatzwahl sind ent- 
scheidende Grundlagen, freier Wettbewerb und 
freie Unternehmerinitiative sind wichtige Elemente 
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik." Dann wird 
gesagt, „daß totalitäre Zwangswirtschaft die Frei- 
heit zerstört". Es folgt der entscheidende Satz, den 
wir immer wieder für uns als Maxime unseres Han- 
delns annehmen: „Wettbewerb so weit wie möglich, 
Planung so weit wie nötig." Wenn dies so ist, ver- 
stehe ich Ihre Polemik, Herr Dr. Strauß, überhaupt 
nicht mehr. Was soll denn dieses Schießen auf Papp- 
scheiben? über wen reden Sie denn hier? Reden Sie 
hier über die Politik der sozialliberalen Koalition, 
reden Sie über die Programmatik der Sozialdemo- 
kratie, oder worüber reden Sie? Ich sage Ihnen: 
Wenn Sie unsere Einstellung zur Marktwirtschaft 
erfahren wollen, können Sie dies überall erfahren 
und überall nachlesen. Es hat keinen Zweck, in die- 
ser Art und Weise miteinander umzuspringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Köhler? 


Das Modell einer sozialen Marktwirtschaft steht 
für den Versuch eines dritten Weges zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus. Nicht zuletzt die 
katholische Soziallehre hat zur theoretischen 
Fundierung dieses dritten Weges entscheidend 
beigetragen, eines Weges, den gerade christ- 
liche Politiker konsequent Schritt für Schritt ge- 
gangen sind. 

Nun kommt der entscheidende Satz — ich habe das 
Ganze vorgelesen, damit ich nicht unfair bin — : 

Heute stellt sich uns die Aufgabe, diesen Weg 
weiter zu entwickeln, auf der Grundlage der 
Freiheit und der sozialen Verantwortung wei- 
tere Schritte zu tun. 

So sagt Herr Dr. Kronenberg auf einer gesellschafts- 
politischen Großveranstaltung der katholischen Män- 
ner des Bistums Essen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na, eben! — 
Richtig! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Aber bitte, dies ist unsere Auffassung von Markt- 
wirtschaft, wir entwickeln diese Marktwirtschaft 
weiter. Wir waren es gemeinsam, die die Global- 
steuerung in die Debatte eingeführt haben, die die 


Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Ja, bitte. 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Herr Minister, 
würden Sie die Tatsache, daß sich der Anteil der 
Bediensteten im Öffentlichen Dienst in den letzten 
zehn Jahren sehr stark erhöht hat 

(Zuruf der SPD: In den Ländern!) 

und daß sich in der gleichen Zeit die Zahl der Selb- 
ständigen in der Bundesrepublik um eben den glei- 
chen Prozentsatz verringert hat, als eine „Pappschei- 
be" bezeichnen? 
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(A) Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Aber Herr 
Kollege Köhler, ich weiß gar nicht, mit wem Sie hier 
argumentieren. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Lachen Sie doch nicht immer so frühzeitig! Die 
Personalvermehrung hat beim Bund nicht stattge- 
funden. Seit 1970 — das habe ich in meiner Haus- 
haltsrede vorgetragen — gibt es leicht absinkende 
Zahlen im öffentlichen Dienst. Die eklatante Ver- 
mehrung der Zahl der öffentlichen Bediensteten fin- 
det bei allen Ländern und Gemeinden statt — un- 
abhängig davon, wie sie politisch ausgerichtet sind. 
Ich füge hinzu, meine sehr verehrten Damen und 
Herren: Soll ich dies beklagen? Haben wir nicht un- 
unterbrochen gesagt, und sagen Sie nicht au(Ji heute 
— mit gutem Recht — : Wir wollen mehr Lehrer, 
mehr innere Sicherheit, bessere Krankenhausver- 
sorgung? Sollen wir denn nur diese Betonklötze — 
sprich: Definition öffentliche Investitionen — hin- 
klatschen und anschließend das Personal verwei- 
gern? Ist das die Politik? — Im übrigen, Ihre Korre- 
lation ist natürlich total hergesucht. Statistische 
Korrelationen dieser Art gibt es in der Volkswirt- 
schaft immer. Dann können Sie auch plötzlich einen 
Zusammenhang zwischen der Produktion von 
Mauersteinen und der Zahl der Geburten hersteilen. 

(Wehner [SPD]: Vielleicht gibt es den! — 
Heiterkeit bei der SPD) 

Das hat doch nun keinen Wert. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Köhler [Duis- 
bürg] [CDU/CSU]: Darf ich noch eine Zwi- 
schenfrage stellen?) 

— ■ Bitte schön, natürlich. 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Herr Minister, 
würden Sie mir recht geben, wenn ich feststelle, daß 
die stärkere Steigerung der Zahl der Bediensteten 
in den anderen Gebietskörperschaften zu einem gro- 
ßen Prozentsatz eine unmittelbare Folge der Ge- 
setzgebung dieses Hauses ist? 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Dies wird 
immer wieder behauptet, insbesondere von Herrn 
Kollegen Dr. Stoltenberg. Es ist aber natürlich ekla- 
tant falsch. Bei den Gebietskörperschaften ist, wenn 
ich die Zahl richtig im Kopf habe — ich muß das mit 
Vorsicht sagen, weil ich das in der Haushaltsrede 
hatte, und das ist nun schon einige Wochen her — , 
fast jeder zweite öffentliche Bedienstete im Bil- 
dungsbereich tätig, d. h. ist Lehrer. Wenn Sie schon 
dies zur Kenntnis nehmen und wissen, wie gering — 
leider, füge ich hinzu — die Möglichkeiten des Bun- 
desgesetzgebers sind, Bildungspolitik zu machen, 
dann sehen Sie, wo die zentrale Verantwortung 
liegt. Ich beklage das als Vater von schulpflichtigen 
Kindern nicht. Nur, diese Argumentation ist unzu- 
treffend. 

Oder nehmen wir den zweiten Bereich, die sozia- 
len Dienste. Hier gibt es ein breites Spektrum poli- 
tischen Wollens, die sozialen Dienste auszubauen. 
Dies reflektiert sich natürlich auch hier im Deut- 
schen Bundestag. Aber Gesetze — bis auf das Kran- 


kenhausfinanzierungsgesetz und einige wenige an- ^ 
dere — haben wir hier nicht gemacht. Es hat keinen 
Zweck, Schwarzen Peter zu spielen. Sie müssen das 
mit Ihren Landesministerpräsidenten debattieren und 
sich im übrigen, bevor Sie die Vermehrung des öf- 
fentlichen Dienstes kritisieren und beklagen, fragen, 
ob Sie wirklich alles dies weniger wollen: weniger 
Lehrer, weniger Krankenschwestern, weniger Alten- 
pfleger, weniger Polizisten. Wir wollen das nicht. 

Das sage ich Ihnen gleich, damit wir die Fronten ab- 
gesteckt haben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Köhler [Duis- 
burg] [CDU/CSU]: Darf ich, um Sie gegen- 
über dem Kollegen Lambsdorff nicht zu dis- 
kriminieren, Ihnen als Abschlußfrage noch 
eine dritte Frage stellen?) 

— Das wäre nett. Schönen Dank. 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Darf ich aus der 
Länge Ihrer Antwort schließen, daß ich Sie doch in 
Verlegenheit gebracht habe? 

(Lachen bei der SPD) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Heri 
Kollege Dr. Köhler, da es Ihnen anscheinend Trost 
spendet, wenn ich nicht darauf antworte, will ich es 
auch nicht tun. Sie sind zufrieden. Sie freuen sich — 
ich mich auch. 

Lassen Sie mich zu einem letzten Punkt kommen. 

Wir haben gestern dieses Programm für Zukunfts- pj 
investitionen verabschiedet. Das ist in der Tat eine 
einmalige Anstrengung. 16 Milliarden DM Investi- 
tionssumme, fast 14 Milliarden DM öffentliche Mit- 
tel, sind bisher noch nicht mobilisiert worden. Ich 
will dieses Programm nicht im einzelnen würdigen 
und darstellen. Nur eines scheint mir wichtig zu 
sein: Trotz der Schwierigkeiten des Föderalismus 
haben wir in dieses Programm deutliche Konturen 
und Strukturen hineinbekommen. Dies läßt im Ge- 
gensatz zu Graf Lambsdorff, obwohl auch ich zu- 
nehmend Zentralist werde — ich muß das zugeben; 
diese Aussage wird mir in Hamburg sicherlich nicht 
völlig honoriert werden; 

(Wehner [SPD]: Das denke ich auch!) 

ja, Herbert, das werde ich schon zu spüren krie- 
gen — , hoffen, daß dies eine Bewährung unserer 
föderalen Struktur ist. Und wenn wir uns nun noch 
mit dem Lande Bayern 

(Wehner [SPD]: Freistaat!) 

und mit dem Lande Baden- Württemberg — im Lande 
Baden-Württemberg ist das ja besonders merkwür- 
dig; da streiten wir uns um eineinhalb Millionen 
Mark Bundesmittel jährlich — einig werden, dann 
denke ich eben doch, daß dies eine schwergewichtige 
Entscheidung ist, die im übrigen Sie, meine Damen 
und Herren, anschließend in Haushaltstitel um- 
setzen. Wir haben diese Haushaltsmittel gemeinsam 
beschlossen, um am Beginn der Legislaturperiode 
Konturen und Strukturen in öffentliche Ausgaben 
und Ausgabenzuwächse hineinzubringen. Ich bitte 
uns alle nur darum, daß angesichts dieser gewaltigen 
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(A) Anstrengungen niemand anfängt, dies zu minimie- 
ren. 

Daß wir am Ende — dies sagen wir hier auch ganz 
offen — nur einen beachtlichen Anstoßeffekt erzie- 
len, aber natürlich die Probleme des Arbeitsmarktes 
so nicht lösen können, liegt für mich auf der Hand. 
Ich möchte die Damen und Herren von der Oppo- 
sition und alle Abgeordneten bitten, auch nicht zu 
vergessen, in welcher Wirtschaftsordnung wir ei- 
gentlich leben. Dies ist keine Wirtschaftsordnung, 
in der Vater Staat über Beschäftigung bestimmt, 
sondern das tun der Markt und die Unternehmer mit 
ihren Investitionen. Die Unternehmer tragen mit 
uns zusammen eine hohe Verantwortung dafür, daß 
es mit der Beschäftigung wieder nach oben geht. So 
gesehen wird aus diesem Programm auch ein Schuh, 
der paßt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Entsprechend einer inter- 
fraktionellen Vereinbarung treten wir jetzt in die 
Mittagspause ein. Die Sitzung wird um 14 Uhr mit 
der Fragestunde fortgesetzt. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 12.41 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
— Drucksache 8/206 — 

Die in den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern fallende Frage 151 des Abgeordneten 
Dr. Becher (Pullach) wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes auf. Herr Staatsmini- 
ster Wischnewski steht zur Beantwortung der Fra- 
gen zur Verfügung. Aufgerufen ist die Frage 138 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Zimmermann: 

Kann die Bundesregierung die der CDU-Landesgruppe im 
Deutschen Bundestag zugegangene Information bestätigen, wo- 
nach der Staatsminister im Bundeskanzleramt, Wisdinewski, 
dem Generalsekretär der SED, Honecker, einen Besuch machte, 
und fand dieser Besuch bejahendenfalls vor oder nach dem 10. 
März 1977 statt, an dem Staatsminister Wischnewski im Fern- 
sehen auf Frage erklärte, daß er Herrn Honecker noch nicht 
kennengelemt habe, aber nicht bestreiten wolle, daß er von 
seinen Aufgaben her einmal in die »DDR“ zu gehen habe und 
dies für einen völlig normalen Vorgang halte, jedoch ein kon- 
kretes Projekt nicht vorliege? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Wischnewski, Staatsminister beim Bundeskanzler: 
Frau Präsidentin, ich bitte mir zu gestatten, die 
Fragen 138 und 139 zusammen zu beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Wenn der Fragestel- 
ler damit einverstanden ist. — Geht das, Herr Dr. 
Zimmermann? 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU): Ja. 


Vizepräsident Frau Renger: Vielen Dank. Dann (Q 
rufe ich auch noch die Frage 139 des Herrn Abgeord- 
neten Dr. Zimmermann auf: 

Welchen Zweck hatte der in Frage stehende Besuch, und hat 
der Generalsekretär der SED dem Staatsminister im Bundes- 
kanzleramt dabei mitgeteilt, daß, und bejahendenfalls aus wel- 
chen Gründen, die «DDR“ Einreisebeschränkungen der inzwischen 
praktizierten Art verfügen werde oder warum sie solche Be- 
schränkungen verfügt habe? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege Dr. 
Zimmermann, Ihre Information trifft nicht zu. Ich 
habe den Generalsekretär der SED und Staatsrats- 
vorsitzender der DDR, Herrn Honecker, bisher über- 
haupt nicht kennengelernt. Ihre weitere Frage ist 
deshalb gegenstandslos. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Zimmermann. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU): Haben Sie, wenn 
Sie damit sagen wollen, daß Sie mit Herrn Honecker 
nicht gesprochen haben, auch mit keinem seiner 
Beauftragten in der einschlägigen Zeit gesprochen, 
Herr Staatsminister? 

Wischnewski, Staatsminister: Doch, ich habe sicher 
mit einem seiner Beauftragten gesprochen, denn der 
Ständige Vertreter der DDR in der Bundesrepublik, 
Herr Dr. Kohl, ist ja sicher ein Beauftragter, und mit 
ihm werden selbstverständlich ständig die notwen- 
digen Gespräche geführt. Dazu ist er ja hier, Herr 
Dr. Zimmermann. P) 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU): Ich habe eine wei- 
tere Zusatzfrage. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte schön, Herr Dr. 
Zimmermann. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU): Haben Sie außer 
mit Herrn Kohl mit einem unmittelbaren Beauftrag- 
ten von Herrn Honecker in der fraglichen Zeit Ge- 
spräche geführt, Herr Staatsminister? 

Wischnewski, Staatsminister: Nein, habe ich nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz- 
frage, Herr Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
können Sie uns bitte sagen, ob Ihre letzte Zusam- 
menkunft mit Herrn Dr. Kohl auf Ihre Initiative oder 
auf die von Herrn Dr. Kohl zustande gekommen ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Die letzte Zusam- 
menkunft mit Herrn Dr. Kohl ist ganz unbestritten 
auf die Initiative von Herrn Dr. Kohl zustande ge- 
kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 140 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Jaeger auf: 

Welche Wünsche der .DDR“ hat der ‘Generalsekretär der SED 
dem Staatsminister im Bundeskanzleramt bei dem in Frage ste- 
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henden Besudi hinsiditlidi des Verhaltens der Bundesregierung 
auf der bevorstehenden KSZE-Nadifolgekonferenz in Belgrad un- 
terbreitet, und hat hierzu insbesondere der Wunsch gehört, die 
Bundesregierung möge es unterlassen, auf der Konferenz einen 
Katalog über Menschenrechts Verletzungen in Deutschland vor- 
zulegen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Wischnewski, Staatsminister: Ich darf, wenn es ge- 
stattet ist, die Beantwortung beider Fragen zusam- 
menfassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich auch 
Frage 141 des Abgeordneten Dr. Jaeger auf: 

Welche Gegenleistungen an die Bundesrepublik Deutschland 
hat der Generalsekretär der SED dem Staatsminister im Bun- 
deskanzleramt für die Erfüllung dieser Wünsche gegebenenfalls 
angeboten, und hat hierzu insbesondere die in Aussichtstellung 
der ganzen oder teilweisen Rücknahme der jüngsten Verschär- 
fungen in der Einreisepraxis gehört? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe den Gene- 
ralsekretär der SED und Staatsratsvorsitzenden der 
DDR, Herrn Honecker, bisher überhaupt nicht ken- 
nengelernt. Ihre Fragen sind daher gegenstandslos. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage bitte, 
Herr Dr. Jaeger. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Sie mögen insoweit gegen- 
standslos sein, aber hat Ihnen vielleicht der ge- 
nannte Herr Dr. Kohl diese Wünsche vorgetragen? 

Wischnewski, Staatsminister: Es ist selbstver- 
ständlich, daß in Gesprächen mit dem Ständigen Ver- 
treter der DDR alle Fragen behandelt werden, die 
im Verhältnis zwischen den beiden Staaten zur De- 
batte stehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Da ich daraus zu entneh- 
men glaube, daß dieses Problem von Herrn Dr. Kohl 
angesprochen wurde, würde mich Ihre Antwort dar- 
auf interessieren. 

Wischnewski, Staatsminister: Ich möchte jetzt bit- 
ten, mir zu sagen, welches Problem Sie ganz konkret 
meinen. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Daß die Bundesregierung, 
wie ich in meiner Frage dargelegt habe, darauf ver- 
zichten möge, einen Katalog über Menschenrechts- 
verletzungen in Deutschland vorzulegen. 

Wischnewski, Staatsminister: Diese Frage ist von 
Herrn Dr. Kohl überhaupt nicht angesprochen wor- 
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zu- 
satzfragen. 

Ich rufe Frage 142 des Abgeordneten Nordlohne 
auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 


Ich rufe Frage 143 der Abgeordneten Frau Tübler 
auf. — Die Abgeordnete ist nicht im Saal. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Desgleichen ihre Frage 
144. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 145 des Herrn Abgeordneten Schrö- 
der (Lüneburg) auf. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird ebenfalls schriftlich beant- 
wortet, desgleichen seine Frage 146. Auch diese 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 147 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hoffacker auf: 

über weldie Agenturen wurden die in dem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 2. März 1977 (2 BvE 1/76) als ver- 
fassungswidrig festgestellten Publikationen der Bundesregierung 
vertrieben? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär Bölling. 

Bölling, Staatssekretär, Chef des Presse- und In- 
formationsamtes der Bundesregierung: Herr Abge- 
ordneter Hoffacker, Sie werden mir vielleicht zu- 
stimmen, daß das Bundesverfassungsgericht — mit 
Ausnahme von zwei Faltblättern, die kurz vor der 
Bundestagswahl herausgegeben worden sind — die 
Publikationen der Bundesregierung nicht an sich, 
sondern lediglich ihre Verwendung im Wahlkampf, 
insbesondere die Verteilung durch die Regierungs- 
parteien beanstandet hat. 

So scheint es mir nicht gerechtfertigt zu sein, Herr 
Abgeordneter, wenn man generalisierend von Publi- 
kationen spricht, die das Gericht als verfassungs- 
widrig festgestellt habe. Von den im Urteil aus- 
drücklich aufgeführten Publikationen wurde nur (p) 
eine durch eine Agentur vertrieben, nämlich das 
Faltblatt des Auswärtigen Amts mit dem Titel „Ge- 
meinsam weltweite Partnerschaft", das als Beilage 
zu Tageszeitungen verbreitet worden ist. Mit der 
Herstellung und Streuung — wie dasJFachwort heißt 
— dieses Faltblattes war die Agentur TPR, Time 
Public Relations, in Düsseldorf beauftragt. 

Die übrigen genannten Publikationen wurden von 
den Agenturen lediglich gestaltet. Das waren beim 
Faltblatt des Bundespresse- und Informationsamtes 
„Leistung verdient Vertrauen" die ARE, beim „Ar- 
beitsbericht 1976" des Bundespresse- und Informa- 
tionsamtes ebenfalls die ARE und bei der Broschüre 
„Unsere soziale Sicherung" des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung die Agentur ACON 
in Köln. 

Die nicht namentlich genannten 22 Broschüren, 
deren Verteilung durch die Regierungsparteien — 
wie Sie wissen — im Wahlkampf das Gericht bean- 
standet hat, sind ebenfalls nicht über Agenturen 
vertrieben worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär 
Bölling, hält es die Bundesregierung mit dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts, das ihr auch unter- 
sagt, daß sie Mitglieder einer Fraktion bevorzugt, 
für vereinbar, daß Mitglieder der Fraktionen der 
SPD und FDP über die gestrige Kabinettssitzung 



1296 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24 . März 1977 


Dr. Friedmann 

bezüglich der Auswirkungen des Konjunkturpro- 
gramms auf ihren Wahlkreis bevorzugt unterrichtet 
wurden? 

Vizepräsident Frau Renger: Entschuldigen Sie, 
Herr Kollege, das hat mit der hier gestellten Frage 
nichts ZU tun. Sie müssen diese Frage dann schon 
extra einbringen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU] : Frau Präsiden- 
tin, mit dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts !) 

— Nein, Herr Kollege, das hat mit der hier gestell- 
ten Frage nichts zu tun. Sie dürfen nur eine An- 
schlußfrage stellen. Es steht Ihnen aber frei, diese 
Frage bei der nächsten Gelegenheit förmlich zu 
wiederholen. 

(Rawe [CDU/CSU]: Aber es entspricht der 
Wirklichkeit, daß so verfahren wird!) 

Herr Dr. Sperling, Sie haben eine Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, könnte 
man die leidige Agenturenfrage Unter Umständen 
nicht dadurch überwinden, daß sich die Oppositions- 
parteien als bevorzugte Ansprecher bestimmter Ziel- 
gruppen in den Dienst der Informationspflicht der 
Regierung stellten und es möglich machten, daß 
die Bundesregierung bestimmte Publikationen zur 
Information der Bevölkerung mit Hilfe der Opposi- 
tionsparteien vertreiben könnte? 

Bölling, Staatssekretär: Herr Abgeordneter Sper- 
(B) ling, das wäre eine vorzügliche Sache. Es hat ganz 
offenkundig in der Vergangenheit Hemmungen ge- 
geben, wenn auch nicht — wie ich mich erinnere 
und wie ich beweisen kann — bei einigen Gruppen 
der Jungen Union, die sich einiger der Veröffent- 
lichungen des Bundespresse- und Informationsamtes 
zu meiner großen Freude — ich gebe das offen 
zu — auch in Vorwahlzeiten bedient haben. 

(Zuruf von der SPD: Das läßt auf den Nach- 
wuchs hoffen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wä- 
ren Sie bereit, dem Herrn Kollegen mitzuteilen, daß 
gerade das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
diese Möglichkeit für für die Oppositionsparteien 
unzumutbar erklärt hat. 

Bölling, Staatssekretär: Es ist richtig, daß die Ver- 
teilung von Regierungspublikationen nach dem 
Karlsruher Urteil in der Weise, wie sie noch von 
Länderregierungen geübt worden ist, für die Zu- 
kunft unmöglich gemacht wird. Es wird für alle 
Parteien wichtig sein, darüber nachzudenken, wie, 
ohne daß die Kosten wesentlich steigen, die für die 
Wähler aller Parteien wichtigen Informationen künf- 
tig verteilt werden können. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Müller. 


Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, könn- 
ten Sie meine Erfahrung bestätigen, daß bestimmte 
Broschüren, die ich angefordert habe, mir nicht 
mehr zur Verfügung gestellt werden konnten, weil 
sie offensichtlich tonnenweise bereits in andere 
Richtungen transportiert worden waren? 

Bölling, Staatssekretär: Herr Abgeordneter Dr. 
Müller, ich glaube nicht, daß Sie Ihre Bemerkung 
„tonnenweise" zu beweisen in der Lage wären. 
Aber es ist richtig, daß von einer Reihe von Publi- 
kationen des Bundespresseamtes, u. a. „Tips für 
Arbeitnehmer", „Tips für Frauen", die Jugendbro- 
schüre, von vielen Organisationen und keineswegs 
— darauf möchte ich Sie hinweisen — nur von den 
Regierungsparteien große Stückzahlen bestellt wor- 
den sind und daß wir auch denen, die der Regierung 
nahestehen, die Wünsche, die Sie an uns hatten, 
bezüglich des Umfangs nicht immer erfüllen konn- 
ten. Aber ich bedaure im nachhinein, daß Sie damals 
nicht beliefert werden konnten, freue mich jedoch 
darüber, daß Sie überhaupt die Absicht hatten, von 
unseren Publikationen zu profitieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie den Vorschlag des Kollegen Sperling 
so freundlich aufgenommen haben, auch die Oppo- 
sition besser zu beteiligen, möchte ich Sie fragen, 
ob Sie eventuell dann bereit wären, die Opposition 
auch schon bei der Redigierung dieser Schriften zu 
beteiligen. 

(Heiterkeit) 

Bölling, Staatssekretär: Das wäre, Herr Abgeord- 
neter Jäger, eine unzulässige Vermischung von Exe- 
kutive und Legislative. Da Sie Montesquieu sicher- 
lich gut gelesen haben, würden Sie mir wohl auch 
im. Ernst nicht dazu raten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 148 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hoffacker auf: 

In welchem Umfang sind die im Bundeshaushalt 1977 für Öf- 
fentlichkeitsarbeit vorgesehenen Beträge durch das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 2. März 1977 (2 BvE 1/76) un- 
gerechtfertigt geworden, und wird die Bundesregierung im Zuge 
der Haushaltsberatungen die entsprechenden Kürzungen bean- 
tragen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Bölling, Staatssekretär: Herr Abgeordneter Dr. 
Hoffacker, Ihre Frage gibt mir Gelegenheit, noch 
einmal klarzustellen, daß das Bundesverfassungs- 
gericht der Bundesregierung ebenso wie früheren 
Bundesregierungen und Länderregierungen zwar 
vorgeworfen hat, in Wahlzeiten Partei ergriffen zu 
haben, aber die Öffentlichkeitsarbeit der Bundes- 
regierung nicht nur für verfassungsrechtlich zuläs- 
sig, sondern sogar für notwendig erklärt hat. Sie 
werden auch bemerkt haben, Herr Abgeordneter, 
daß das Bundesverfassungsgericht auf Seite 51 des 
Urteils ausführt, daß — , ich zitiere — „der Anteil der 
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(A) von Inhalt und Aufmachung her verfassungsrecht- 
lich zu beanstandenden Druckwerke relativ klein 
ist". 

Das Presse- und Informationsamt wird auch 1977 
und in der Zukunft fortsetzen, was es seit Jahren 
zum Schwerpunkt xier Öffentlichkeitsarbeit gemacht 
hat und was als notwendige Öffentlichkeitsarbeit 
durch das Verfassungsgericht jetzt bestätigt wurde, 
nämlich erstens die Erläuterung von Maßnahmen, 
Vorhaben und künftig zu lösenden Fragen, um die 
Bürger an der politischen Willensbildung teilneh- 
men zu lassen, zweitens, Verständnis auch für un- 
populäre Maßnahmen der Bundesregierung zu wek- 
ken, und drittens die Aufklärung der Bürger über 
gesetzgeberische Maßnahmen, ihre Rechte und 
Pflichten in unserem Staat, damit die Bürger die 
ihnen in manchen Gesetzen eröffneten Möglichkei- 
ten erkennen und gegebenenfalls auch nutzen 
können. 

Die Einschränkung, die das Bundesverfassungs- 
gericht für den Vertrieb von Publikationen durch 
politische Parteien vor Wahlzeiten festgesetzt hat, 
begründen — das durfte ich in der vergangenen 
Woche schon ausführen, Herr Abgeordneter — 
keine Kürzung der Mittel für die Öffentlichkeits- 
arbeit in der Zukunft. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hoffacker. 

fB) Dr. Hoffacker (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
Sie sind also nicht in der Lage, eventuell anfallende 
Kürzungen in DM-Beträgen zu benennen? 

Böiiing, Staatssekretär: Nein, ich habe neulich, 
Herr Abgeordneter, schon ausführen können — in 
dieser Ansicht stimme ich mindestens mit einem 
von mir als Kollegen geschätzten Landespressechef 
einer von der CDU geführten Landesregierung über- 
ein — , daß in den nächsten Jahren eine Fülle von 
Problemen von der Bundesregierung und auch von 
den Landesregierungen zu meistern sein wird, die 
man um so besser wird meistern können, je mehr 
man den Rückhalt der Bürger bei der Lösung hat. 
Aber den wird man nur bekommen, wenn man 
gründlich und umfassend informiert, Herr Abgeord- 
neter. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, es bleibt 
doch aber hoffentlich richtig, daß die Bundesregie- 
rung nicht daran denkt, nun besondere Vertriebs- 
wege zu gründen, weil bestimmte Vertriebswege 
schwieriger geworden sind, so daß Sie nachher da- 
stehen und sagen. Sie wollten noch mehr Geld für 
Öffentlichkeitsarbeit haben? 

Bölling, Staatssekretär: Nein, mit Gewißheit nicht, 
Herr Abgeordneter, wenngleich die Frage des Ver- 
triebs der Publikationen ein schwieriges Problem ist. 


über das wir mit den Landespressechefs aller Re- 
gierungen der Länder sehr genau werden reden 
müssen, eben um zu vermeiden, daß man beispiels- 
weise private Firmen damit beauftragt. Der eng- 
lische Weg scheint mir auch nicht überzeugend zu 
sein. In Großbritannien gibt es, wie Sie wahrschein- 
lich wissen, Regierungsläden, in denen der Bürger 
sich ihn interessierende Publikationen gegen ein 
symbolisches Entgelt holen kann. Diese' Art von 
Informationspolitik scheint mir aber viel zu passiv 
zu sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da 
Sie gerade gesagt haben. Sie wollten den Bürger 
umfassend informieren: Wird in den künftigen Pu- 
blikationen auch für die Stellungnahme der Oppo- 
sition zu den einzelnen Gesetzen, über die Sie den 
Bürger informieren wollen, Platz sein? 

Bölling, Staatssekretär: Herr Abgeordneter Dr. 
Hupka, dies ist kein ganz neues Thema. Hier wird 
unmittelbar die Gefahr einer Vermischung von Le- 
gislative und Exekutive berührt. Als wir vor Jahr 
und Tag einmal eine Broschüre herausgegeben ha- 
ben, in der sich ein Artikel fand, der nach Meinung 
eines Ihrer Kollegen einseitig war, habe idi ihn 
eingeladen, uns eine ausführliche Gegendarstellung 
zu schicken. Offenbar war er durch seine Arbeit so 
belastet, daß er von dieser Einladung keinen Ge- 
brauch machen konnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine letzte Zusatzfra- 
ge, Herr Abgeordneter Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
könnten Sie mir zustimmen, daß es mit dem Grund- 
satz der Gewaltentrennung überhaupt nichts zu tun 
hat, wenn in Ihren Verlautbarungen auch angemes- 
sen die Meinung der Opposition — von Ihnen selbst 
redigiert — dargestellt wird? 

Bölling, Staatssekretär: Nein. Es war seit Anbe- 
ginn dieses Staates, Herr Abgeordneter Dr. Kunz, 
immer Übung, daß das Bundespresseamt die Arbeit 
der Regierung darstellt. Eine Vermischung von 
Oppositions- und Regierungsverlautbarungen in den 
von uns zu verantwortenden Schriften hat es niemals 
gegeben, auch nicht zu der Zeit, Herr Abgeordne- 
ter, als Konrad Adenauer, Kurt-Georg Kiesinger und 
Ludwig Erhard Bundeskanzler waren. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Was hat denn das 
mit Gewaltenteilung zu tun?) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, ich hatte 
schon die letzte Zusatzfrage angekündigt. Ich will 
diese Zusatzfrage aber noch zulassen. Sonst denken 
Sie, ich will sie gerade Ihnen nicht gestatten, zu- 
mal ich vorhin schon eine Frage zurüdcgewiesen 
habe. Bitte, Herr Dr. Friedmann. 
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Dr. Friedmann (CDU/CSU); Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie offensichtlich nicht bereit sind, auf 
Grund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
Kürzungsvorschläge zu unterbreiten, möchte ich Sie 
fragen, ob Sie dann wenigstens Verständnis dafür 
haben, daß die Opposition ihrerseits Kürzungen 
Vorschlägen wird. 

Bölling, Staatssekretär; Ich habe dafür — bitte 
mißverstehen Sie diese Bemerkung nicht — deshalb 
wenig Verständnis, weil es ja auch Ihr Interesse sein 
müßte, eine aktive Informationspolitik, durch die 
Bundesregierung ausgeführt, verwirklicht zu sehen, 
die das allgemeine politische Informationsniveau in 
unserem Lande hebt. Natürlich wird jeder, der mit 
Öffentlichkeitsarbeit beschäftigt ist, über das Karls- 
ruher Urteil kritisch nachzudenken haben. Das tun 
wir. Da können Sie ganz sicher sein. Ich hoffe, daß 
auch die Herren Pressechefs aller Länder in diesem 
Staat kritisch darüber nachdenken. Im Sinne dessen, 
was ich als unsere künftige Aufgabe hier kurz skiz- 
ziert habe, können wir uns aber nicht im Sinne Ihrer 
Fragestellung nunmehr sozusagen selbst demon- 
tieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. Dieser Geschäftsbereich ist damit be- 
endet. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers des Auswärtigen. Herr Staatsminister 
Dr. von Dohnanyi steht zur Beantwortung der Fra- 
gen zur Verfügung. Ich rufe die Frage 152 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Becher auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit ihren Partnern 
in der Europäisdien Gemeinsdiaft Vorkehrungen zu treffen, 
die es ermöglidien, daß audi Volksgruppen bzw. ethnisdie Min- 
derheiten im künftigen Europäisdien Parlament vertreten sind? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, der Ratsbeschluß vom 20. Sep- 
tember 1976, auf Grund dessen die erste Direktwahl 
zum Europäischen Parlament im nächsten Jahr statt- 
finden wird, überläßt es den Mitgliedstaaten, wie sie 
ihr Wahlgesetz im einzelnen gestalten wollen, bis 
dann gemäß den Vorschriften der Römischen Ver- 
träge ein einheitliches Wahlverfahren für die ganze 
Gemeinschaft eingeführt sein wird. Im gegenwär- 
tigen Zeitpunkt betrifft Ihre Frage also ein Anlie- 
gen, das in die Kompetenz der einzelnen Mitglied- 
staaten fällt — und diese betrachten die Frage aus 
verständlichen Gründen unterschiedlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, vermag die Bundesregierung in ihre Erwägun- 
gen nicht gleichwohl den Gedanken einzubeziehen, 
daß die vielzitierte Explosion der Minderheiten, die 
heute eine Hauptursache großer Spannungen in vie- 
len Krisenherden der Welt ist, in der Europäischen 
Gemeinschaft durch rechtzeitige Integration dieser 
Minderheiten in deren exekutive und legislative 
Einrichtungen verhindert werden sollte? 


Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre- (Q 
gierung ist sicherlich daran interessiert, daß diese 
Integration stattfindet. Auf welchem Wege und mit 
welchem Wahl verfahren dies geschieht, muß aber 
sorgfältig beraten werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, wäre die Bundesregierung nicht bereit, zumin- 
dest auf dem Wege dieses Verfahrens in etwa die 
Sicherung der politischen Rechte ethnischer Minder- 
heiten für die Wahl in das Europäische Parlament 
durch Schaffung von Sondermandaten oder durch die 
Aufhebung von Sperrklauseln in Erwägung zu zie- 
hen, wie wir es etwa in Schleswig-Holstein gegen- 
über der dänischen Minderheit in der Bundesrepu- 
blik Deutschland praktizieren? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich glaube, ich habe klarzumachen versucht, daß dies 
ja kein vorrangiges Problem der Bundesrepublik ist. 

In den anderen Mitgliedstaaten gibt es zu dieser 
Frage ernsthafte Überlegungen, aber auch ernsthafte 
Bedenken, und wir werden diese Diskussion abwar- 
ten müssen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Friedrich. 

Friedrich (Würzburg) (SPD): Herr Staatsminister, 
ist es richtig, daß der Vorschlag des Europäischen 
Parlaments dies nicht vorsieht und daß die Unions- 
abgeordneten aus diesem Hause im Europäischen 
Parlament einen entsprechenden Vorstoß nicht unter- 
nommen haben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister; Dies kann ich 
bestätigen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, sind 
Sie mit mir der Auffassung, daß das Problem der 
ethnischen Minderheiten vor allen Dingen in der 
Bundesrepublik Deutschland das Problem der aus- 
ländischen Arbeiter und ihrer Integration und Be- 
teiligung bei entsprechenden Wahlen ist, weil es 
neben der dänischen Minderheit bei uns keine ande- 
ren nationalen Minderheiten gibt, und daß wir uns 
in diesem Zusammenhang deshalb die gesetzlichen 
Erwägungen der Republik Irland ansehen sollten, 
die ein Wahlrecht aller EG-Bürger bei den euro- 
päischen Direktwahlen vorsehen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
im Verlaufe des Verfahrens wird diese Frage sicher 
eine große Rolle spielen. Die Einbeziehung von 
Gastarbeitern in das Wahlverfahren ist auch bei uns 
diskutiert worden. Aber ich möchte noch einmal 
unterstreichen, daß die Fragestellung, wie sie hier 
vom Kollegen Becher vorgetragen wurde, insbeson- 
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(A) dere bezogen auf die ethnischen Minderheiten, eben 
von den verschiedenen Mitgliedstaaten sehr unter- 
schiedlich gesehen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Hennig. 

Dr. Hennig (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
nachdem in der Bundesregierung offensichtlich kon- 
kret darüber nachgedacht wird, nicht nur Parteien, 
sondern auch andere Gruppen an dieser Europawahl 
zu beteiligen, wie es Herr von Schoeler im Bulletin 
Nr. 24 in der letzten Woche mitgeteilt hat, möchte 
ich Sie fragen, an welche Gruppen denn dabei im 
einzelnen gedacht ist. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Dies ist ja zu- 
nächst eine Frage, die sich an die Zusammenführung 
europäischer Parteien richtet. Und dies ist auch die 
Frage, die Herr von Schoeler im Bulletin angeschnit- 
ten hat. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Gruppen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zu- 
satzfragen. 

Ich rufe Frage 153 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

In welcher Weise konnten auf Grund der in den Ostverträgen 
erklärten Übereinstimmung zur Erweiterung der Zusammenar- 
beit im Bereich der kulturellen Beziehungen die kulturellen Be- 
ziehungen erweitert werden, wenn gleichzeitig festgestellt wer- 
den muß, daß .in Osteuropa nicht ein einziges Goethe-Institut 
existiert“ (Bulletin 23/197?)? 

(B) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Unsere kultu- 
rellen Beziehungen mit dem Ausland werden nicht 
nur von den Zweigstellen des Goethe-Instituts ge- 
staltet; neben den Zweigstellen des Goethe-Instituts 
wirkt die Zentrale des Goethe-Instituts auch direkt 
am Kulturaustausch mit. 

Daneben gibt es zahlreiche andere wichtige In- 
stitutionen, die am Kulturaustausch beteiligt sind. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang u. a. an die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft, an den Deutschen 
Akademischen Austauschdienst und die Alexander- 
von-Humboldt-Stiftung erinnern. 

Der Wissenschaftsaustausch konnte durch die be- 
reits genannten Institutionen erweitert werden, ohne 
daß es dazu der Zweigstellen des Goethe-Instituts 
bedurft hätte. Musik- und Theatergastspiele, die von 
der Zentrale des Goethe-Instituts, vom Musikrat 
oder vom Auswärtigen Amt direkt gefördert wer- 
den, können ebenso wie Ausstellungen mit Hilfe un- 
serer Botschaften in Osteuropa angeboten werden. 

Eine Erweiterung der Zusammenarbeit im Bereich 
der kulturellen Beziehungen ist also auch ohne 
Zweigstellen des Goethe-Instituts in einem gewis- 
sen Umfang möglich gewesen. Sicherlich würden 
aber Zweigstellen des Goethe-Instituts in Osteuropa 
— wie umgekehrt auch Kulturinstitute dieser Staa- 
ten bei uns — den Kulturaustausch erleichtern. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr, Hupka. 


Dr. Hupka (GDU/CSU): Herr Staatsminister, wor- 
auf führen Sie es dann zurück, daß Ihre Kollegin 
Frau Staatsminister Hamm-Brücher ausdrücklich er- 
wähnt hat, daß es bisher nicht möglich war, in Ost- 
europa — mit Ausnahme von Jugoslawien und ab- 
gesehen von der Tatsache, daß Verhandlungen be- 
züglich Rumäniens im Gange sind — auch nur ein 
einziges Goethe-Institut zu errichten? Es muß doch 
einen besonderen Sinn haben, dadurch die Bedeu- 
tung der Goethe-Institute herauszustellen. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Wir würden es 
natürlich begrüßen, wenn Goethe-Institute gegrün- 
det werden könnten. Ich habe nur unterstrichen, daß 
auch ohne Zweigstellen bereits die Möglichkeit des 
Kulturaustauschs auch unter Einbeziehung der Zen- 
tralstelle besteht. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatz- 
frage, bitte, Herr Abgeordneter. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wel- 
ches sind denn nun die Gründe, die es bis heute un- 
möglich gemacht haben, nach den Ostverträgen 
Goethe-Institute in den Zentralen Osteuropas — in 
Moskau, in Warschau, in Prag — zu errichten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ständige Institute dieser Art haben natürlich auch 
eine gewisse Ausstrahlung. Wir wissen, daß dort 
noch Bedenken in dieser Beziehung bestehen; das 
Vertrauen muß schrittweise geschaffen und ausge- 
baut werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja, (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wer- 
den in den Durchführungsvereinbarungen zum 
deutsch-polnischen Kulturabkommen in diesem Sinn 
die Aktivitäten ohne jede Diskriminierung nach bei- 
den Seiten gewährleistet sein? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Dies ist das 
Ziel, Herr Kollege Czaja. Ich unterstreiche noch ein- 
mal, daß wir es begrüßen würden, wenn es gelänge, 
solche Institute beiderseitig zu verankern. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Ich rufe die Frage 154 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hupka auf: 

Worauf führt es die Bundesregierung zurück, daß auf dem Ge- 
biet der kulturellen Betätigung nach wie vor «den deutschen 
Aktivitäten in Osteuropa enge Grenzen gesetzt werden“ (Bulle- 
tin 23/19??)? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Unsere kultu- 
rellen Aktivitäten in Osteuropa unterliegen dort, 
wie Sie wissen, der staatlichen Kontrolle. Diese Ab- 
hängigkeit wirkt sich naturgemäß auch restriktiv 
auf unser Angebot aus. Die Gründe dafür sind be- 
kannt. Die kommunistischen Länder Osteuropas 
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schirmen gewisse von ihnen als ideologisch sensi- 
tiv empfundene Bereiche auf diese Weise ab. Das 
führt z. B. zur Ablehnung von manchen einzelnen 
Vorhaben. Administrative Behinderungen verursa- 
chen aber ebenfalls Unzuträglichkeiten, die gele- 
gentlich das Interesse an einem Austausch auf deut- 
scher Seite mindern. Auch die Weigerung der 
Staaten, Künstlerhonorare in Devisen zu bezahlen, 
verringern gelegentlich den Anreiz. Nachteilig wir- 
ken sich auch im Wissenschaftssektor die nach un- 
seren Maßstäben oft schwierigen Lebens- und Stu- 
dienbedingungen in diesen Ländern aus. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, aus 
dem von mir herangezogenen Text einer Rede Ihrer 
Kollegin Frau Hamm-Brücher geht doch hervor, daß 
die Bundesregierung offenbar ganz bestimmte Hoff- 
nungen mit dem Text der Ostverträge verknüpft 
hatte und sich nun in den Hoffnungen getäuscht 
sieht. Das muß doch seine Gründe haben. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, wenn Sie den Kulturaustausch verfolgen, 
werden Sie zugestehen, daß dieser zugenommen hat. 
Selbstverständlich würden wir gern noch mehr in 
dieser Richtung tun. Aber ich unterstreiche noch 
einmal: Das Vertrauen muß schrittweise geschaffen 
werden. Niemand konnte je erwarten, daß nach einer 
so langen Vereisung die Dinge über Nacht in Ord- 
nung kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatz- 
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Sie sagen, daß das nach 
einer so langen Vereisung nicht schnell in Ordnung 
kommen kann. Wie erklären Sie sich dann den Satz 
von Frau Hamm-Brücher: „Die Bundesregierung 
wird die bevorstehende KSZE-Folgekonferenz in 
Belgrad zum Anlaß nehmen, die genannten Proble- 
me zur Sprache zu bringen. Man ist auch bilateral 
um deren Lösung bemüht." — Dann ist das doch 
„Zukunftsmusik". 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die vor uns lie- 
gende Konferenz in Belgrad liegt in der Zukunft, 
Herr Kollege Hupka; das ist richtig. Selbstverständ- 
lich werden wir auf dieser Konferenz die Probleme 
anspredien, von denen wir meinen, daß sie zur wei- 
teren Annäherung in Europa beitragen können. Da- 
zu gehört natürlich der Kulturaustausch. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Trotz der Vereisung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Werden Sie, Herr Staats- 
minister, im Sinn von Korb III, Ziffer 4, Buchstabe e 
der Schlußakte von Helsinki dabei auch die Einbe- 
ziehung der Deutschen in den Oder-Neiße-Gebieten 


in diesen Kulturaustausch ansprechen, da in dieser 
Vorschrift der KSZE ausdrücklich von der Einbezie- 
hung der Regionalkulturen und nationalen Min- 
derheiten in diesen Austausch die Rede ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Czaja, zu- 
nächst möchte ich unterstreichen, daß die Bundes- 
regierung es begrüßt, daß auch Sie sich jetzt auf die 
Schlußakte von Helsinki beziehen und darauf Ihre 
Politik gründen wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zum zweiten habe ich Herrn Hupka eben schon ge- 
sagt, daß nach einer langen Zeit der Vereisung bis 
zum Beginn einer Entspannungspolitik in Europa 
natürlich auch Zustände entstanden sind, die nicht 
über Nacht verändert werden können. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Ich habe Sie gefragt, 
ob Sie etwas tun werden!) 

Der Punkt, den Sie besonders angesprochen haben, 
ist natürlich in diesem Zusammenhang gesondert 
zu betrachten. Wir werden den Versuch machen, die 
Begegnung so breit wie möglich anzulegen. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das habe ich gefragt!) 

Vizepräsident Frau Renger: Die letzte Zusatzfrage 
stellt der Herr Abgeordnete Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Staatsmi- 
nister, sieht die Bundesregierung im Zusammenhang 
mit den hier zitierten kulturellen Betätigungen in 
den Hauptstädten der Ostblockstaaten z. B. die Ver- 
anstaltung deutscher Buchausstellungen in Prag, 
Warschau und anderen Städten vor, um dort die Re- 
präsentation des deutschen Buchs nicht nur Ost- 
Berliner Stellen zu überlassen? 

Dr, von Dohnanyi, Staatsminister: Ich habe vor 
einiger Zeit von dieser Stelle aus über eine Buch- 
ausstellung in Moskau berichtet. Selbstverständlich 
sind wir an solchen Buchausstellungen interessiert. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 155 
des Herrn Abgeordneten Dr. Müller auf: 

Sind der Bundesregierung die Gründe für die Tatsache be- 
kannt, daß der Verteidigungsausschuß der WEU nicht nur seinen 
Aufenthalt in den Vereinigten Staaten verkürzt, sondern auch 
den Besuch der Basis der Luftwaffe in Arizona vom Programm 
gestrichen hat, und welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Der Bundesre- 
gierung sind Pressemeldungen bekannt, wonach der 
Grund für eine Programmverkürzung beim Besudi 
des Verteidigungsaussdiusses der WEU Wer Samm- 
lung in den USA im März dieses Jahres darin zu se- 
hen ist, daß dem Ausschuß zwei kommunistische Ab- 
geordnete aus Italien angehören. Die Durchführung 
derartiger Informationsbesuche liegt bei den Re- 
gierungsstellen des Gastlandes, in diesem Fall lag 
sie also in den Händen der amerikanischen Regie- 
rungsstellen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Müller. 

Dr. Müiier (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie 
würde die Bundseregierung handeln, wenn dieser 
Ausschuß, was in der Vergangenheit ja schon öfter 
der Fall war, einen Besuch in der Bundesrepublik 
macht? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre- 
gierung würde diesen Fall betrachten, wenn sich ihr 
diese Frage stellt. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Ich rufe die Frage 156 des Abgeordneten Dr. Mül- 
ler auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere Arbeit in der 
WEU, nachdem in wichtigen Ausschüssen der WEU neuerdings 
Mitglieder marxistisch-leninistischer Parteien vertreten sind? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die im Dezem- 
ber 1976 erfolgte Bildung einer kommunistisdien 
Fraktion in der WEU- Versammlung, die aus sechs 
Abgeordneten der KPI und zwei Abgeordneten der 
KPF sowie aus deren Stellvertretern besteht, spie- 
gelt das innenpolitische Kräfteverhältnis in den bei- 
den WEU-Mitgliedsländern Italien und Frankreich 
wider. 

Die Bundesregierung sieht auch in Zukunft in der 
Arbeit der WEU-Versammlung einen wichtigen Bei- 
trag zur europäischen Arbeit. Dies wurde zuletzt von 
Staatsminister Wischnewski in seiner Rede vor der 
Versammlung in Paris am 2. Dezember 1976 deut- 
lich zum Ausdruck gebracht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Müller. 

Dr. Müiier (CDU/CSU): Herr Staatsminister, be- 
trachtet es die Bundesregierung als hilfreich, daß 
zwei der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
angehörenden Ausschußvorsitzende der WEU in 
ihren Ausschüssen als erste jeweils einen französi- 
schen und einen italienischen Kommunisten, z. B. 
das Mitglied des Zentralkomitees Sergio Segre, zu 
Berichterstattern für Fragen der KSZE ernannt ha- 
ben? 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
diese Frage ist so nicht möglich. In diesem Hause 
ist es nicht möglich, die Bundesregierung nach der 
Haltung anderer Abgeordneter zu fragen. Die Bun- 
desregierung kann nicht auf eine Frage antworten, 
die eine Handlung eines Mitgliedes des Hauses be- 
trifft. 

Dr. Müiier (CDU/CSU): Ich darf die Frage dann 
anders formulieren: Wie beurteilt die Bundesregie- 
rung die Tatsache, daß zwei kommunistische Abge- 
ordnete aus Italien und Frankreich zu Berichterstat- 
tern über Fragen der KSZE im Wissenschafts- und 
im Politischen Ausschuß der WEU ernannt worden 
sind? 


Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre- (Q 
gierung muß diese Entscheidung denjenigen Gre- 
mien überlassen, die für sie zuständig waren. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfra- 
ge, Herr Müller. 

Dr. Müiier (CDU/CSU): Ist die Bundesregierung 
bereit, diese Frage mit den betreffenden Gremien, 
nämlich den sie tragenden Fraktionen, zu erörtern? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Müller, die Bundesregierung wird sich nicht in Ent- 
scheidungen einmischen, die von den zuständigen 
Gremien im Rahmen der WEU getroffen wurden. 

Ich will, weil das hier ja wohl auch von Bedeutung 
ist, unterstreichen, daß die Entscheidung der Frak- 
tionsbildung, die von Ihnen kritisiert wurde, u. a. 
auch von den Christdemokraten Italiens getragen 
wurde. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD); Herr Staatsminister, ist Ihnen 
bekannt, daß unsere Opositionspartei eine intensive 
Freundschaft mit solchen konservativen Parteien 
Europas unterhält, die nichts dagegen tun, daß auch 
Kommunisten in diesen europäischen Gremien ver- 
treten sind? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kolleg'e 
Sperling, ich will mich auf das beziehen, was ich zu- 
vor gesagt habe: Es steht der Bundesregierung nicht 
an, ein Urteil über Entscheidungen zu fällen, die 
Abgeordnete oder Gremien dieses Hauses treffen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Ist der Bundesregierung 
bekannt, daß der eben zitierte Herr Segre kurz vor 
der WEU-Versammlung den von der Opposition 
so häufig zitierten Korb III als für die künftigen 
KSZE-Beratungen besonders wichtig erwähnt hat 
und daß derselbe Herr Segre die Frage der NATO 
auch mit dem Schutz Westeuropas vor sowjetischem 
Druck positiv begründet hat? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Voigt, ich hatte den Eindruck, daß es bei der Frage- 
stellung nicht um die Sache, sondern um die Zuord- 
nung bestimmter Personen und bestimmter Par- 
teien ging. Insofern glaube ich nicht, daß wir das 
hier noch einmal unterstreichen müssen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Sieglerschmidt zu einer letzten Zusatzfrage. 
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Sieglerschmldt (SPD); Herr Staatsminister, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß der hier sciion mehr- 
fach zitierte Abgeordnete Sergio Segre im Politi- 
schen Ausschuß der Parlamentarischen Versamm- 
lung der WEU einstimmig zum Berichterstatter no- 
miniert wurde, d. h. auch mit den Stimmen der an- 
wesenden Vertreter der Opposition? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Sieglerschmidt, ich bin Ihnen für den Hinweis dank- 
bar. Mir war das im Augenblick: nicht bekannt. 
Aber, der Hinweis ist natürlich wichtig. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 157 
des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen) auf; 

Kann die Bundesregierung aussdiließen, daß die im Zusam- 
menhang mit der Frage des Standorts Berlin für die geplante 
Deutsdie Nationalstiftung vom Bundeskanzler gemachte Äuße- 
rung, es sei „wenig hilfreidi, jetzt weitere Streitfälle in die 
Welt zu setzen“, die DDR-Regierung zu der Auffassung ver- 
leitet hat, die Bundesregierung werde Angriffen auf den Status 
Berlins, wie sie insbesondere durdi die Einführung Ost-Berlins 
in die Straßenbenutzungsgebühren der DDR vorgetragen wur- 
den, keinen ernsthaften Widerstand entgegensetzen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister; Ihre Frage, Herr 
Kollege Jäger, ist zu verneinen. Die Haltung der 
Bundesregierung zum Status von Berlin ist immer 
eindeutig gewesen. So hat der Sprecher der Bundes- 
regierung am 6. Januar 1977 die Haltung der Drei 
Mächte begrüßt, die klar gemacht hat, daß der Vier- 
mächtestatus für ganz Berlin, also für Ost-Berlin, 
gilt und daß jeder Versuch, daran einseitig etwas 
|BJ zu ändern, sowohl eine Verletzung der Rechte und 
der Verantwortlichkeit der Alliierten als auch des 
Viermächteabkommens vom 3. September 1971 dar- 
stellen würde. 

Der Herr Bundeskanzler hat auch in der Debatte 
dieses Hauses über die Regierungserklärung am 
19. Januar erklärt, es sei die gemeinsame Rechtsauf- 
fassung der Drei Mächte und der Bundesregierung, 
daß der Viermächtestatus auch für Berlin (Ost) gelte, 
über die Haltung der Bundesregierung kann es da- 
her keinen Zweifel geben. Sie hat sich nie geändert. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU); Herr Staatsminister, 
können Sie es ausschließen, daß der falsche Ein- 
druck, den die damalige Äußerung des Bundeskanz- 
lers gemacht hat, dazu beigetragen hat, die Regie- 
rung in Ost-Berlin zu ihrem Vorgehen zu ermuti- 
gen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister; Herr Jäger, an- 
gesichts dessen, was ich Ihnen hier soeben zitiert 
habe, kann ich das ausschließen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU); Können Sie des wei- 
teren ausschließen, Herr Staatsminister, daß das 
praktische Verhalten der Bundesregierung in der 


Frage des Sitzes der Nationalstiftung, einer Bundes- tQ 
regierung, die sich bis heute nicht zu einer eindeu- 
tigen Entscheidung durchringen konnte, eben die- 
sen Eindruck bei der Regeierung in Ost-Berlin her- 
vorgerufen und sie zu diesen Schriten ermutigt hat? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister; IcJi kann dies 
angesichts der klaren Äußerungen, die ich zitiert 
habe, ebenfalls ausschließen, Herr Kollege Jäger. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
können Sie es auch ausschließen, daß die Äußerung 
des Bundeskanzlers, keine unnötigen Streitfälle in 
die Welt zu setzen, in Verbindung mit der schwäch- 
lichen Reaktion der Bundesregierung auf die Aus- 
weisung einzelner unserer in Ost-Berlin akkredi- 
tierten Journalisten von der DDR als Ermunterung 
empfunden wurde, Repressalien in und um Berlin 
auszuüben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister; Auch das kann 
ich ausschließen. Im übrigen muß ich den Ausdruck 
„schwächliche Reaktion" zurückweisen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hennig. 

Dr. Hennig (CDU/CSU): Herr Staatsminister, mei- P) 
nen Sie, daß eine Frage nach dem Standort der Deut- 
schen Nationalstiftung bzw. nach der Straßenbenut- 
zungsgebühr in Ost-Berlin in den Geschäftsbereich 
des Auswärtigen Amtes gehört? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
darüber mag man in der Tat unterschiedlicher Auf- 
fassung sein. Aber die Bundesregierung war der 
Meinung, daß diese Frage, so wie sie gestellt war, 
hier vom Auswärtigen Amt beantwortet werden 
kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie 
erklären Sie die unterschiedliche Auffassung des 
Bundeskanzlers auf der einen Seite und des Berliner 
Abgeordnetenhauses auf der anderen Seite bezüg- 
lich des Standorts der Deutschen Nationalstiftung 
in Berlin? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Es gibt, wie Sie 
wissen, zu der Standortfrage, die ja noch nicht end- 
gültig entschieden ist, in einzelnen Bundesländern, 
so auch in Berlin, in der Tat unterschiedliche Auf- 
fassungen. Diese sind xms bekannt. Erst wenn diese 
Beratungen abgeschlossen sein werden, wird der 
Standort endgültig festgelegt werden können. Die 
Beratungen mit den Bundesländern finden noch 
statt. 
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(A) Vizepräsident Frau Renger: Idi rufe die Frage 158 
des Herrn Abgeordneten Kunz (Berlin) auf: 

Wird der Bundeskanzler bei seinem nächsten Zusammentreffen 
mit den Regierungschefs der USA, Frankreichs und Großbritan- 
niens diese besonders auf die jüngsten Schikanen der DDR-Re- 
gierung in Berlin, insbesondere die Einbeziehung Ost-Berlins 
in die Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren als Versuche, 
den Status von Berlin rechtswidrig zu verändern, hinweisen, 
und wird sich der Bundeskanzler für eine gemeinsame Politik 
der drei westlichen Schutzmächte und der Bundesrepublik Deutsch- 
land einsetzen, die diesen Versuchen wirksam begegnet? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Es versteht sich 
von selbst, daß Berlin betreffende Fragen ein wich- 
tiger Gegenstand des Meinungsaustausches sein 
werden, den der Bundeskanzler bei seinem nächsten 
Zusammentreffen mit den Regierungschefs der USA, 
Frankreichs und Großbritanniens haben wird. 

Im übrigen weise ich auch darauf hin, daß zwi- 
schen den Drei Mächten und der Bundesregierung 
laufend ein enger Kontakt zur Abstimmung der 
Berlin-Politik besteht. Auch über die jüngsten 
Maßnahmen der DDR haben mit den Drei Mächten 
Konsultationen stattgefunden. Bekanntlich haben 
die Drei Mächte zu den Maßnahmen nicht nur in 
der Erklärung vom 6. Januar 1977 Stellung genom- 
men, sondern auch gegenüber der Sowjetunion am 
11. Januar 1977 in Moskau protestiert. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft an 
einer engen Abstimmung der Berlin-Politik festhal- 
ten und die Fragen mit den Drei Mächten bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit behandeln. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
m Abgeordneter Kunz. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
können Sie mir insbesondere darin zustimmen, daß 
die Versuche der Sowjetunion und der DDR, den 
Viermäditestatus von Berlin einseitig zu verändern, 
eine besonders prekäre Zuspitzung dadurch erfah- 
ren haben, daß der Sowjetbotschafter in Ost-Berlin, 
Abrassimow, bekanntlich erklärt hat, die West- 
mächte hätten auch keine militärischen Rechte mehr 
in Ost-Berlin, und daß es deshalb geboten ist, kon- 
kret Maßnahmen zu treffen, um in der Verbunden- 
heit westlicher Solidarität diesen gezielten Angrif- 
fen alsbald konzentrierter als bisher entgegenzu- 
treten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich weise noch einmal darauf hin, daß es im Zu- 
sammenhang mit dieser Frage eine Vielzahl von 
Konsultationen und auch Äußerungen gegeben hat. 
Ich bin sicher, daß der ganze Komplex bei den 
Beratungen mit den Regierungschefs der Drei 
Mächte eine Rolle spielen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
da der Kollege Kunz nach wirksamen Gegenmaß- 
nahmen der drei westlichen Schutzmächte gefragt 
hat, möchte ich Sie fragen: Welche Maßnahmen 
wird die Bundesregierung den drei Westmächten 


empfehlen, die geeignet sind, hier wirksame Abhilfe 
zu schaffen, und sich nicht auf formale Proteste be- 
schränken? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Jäger, Sie werden doch nicht im Ernst erwarten, 
daß ich auf diese Frage an diesem Ort zu dieser 
Stunde eine Antwort gebe. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hätte ich 
aber!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatsminister, weldie 
zusätzlichen Informationsmöglichkeiten gegenüber 
der Opposition sieht die Bundesregierung, um ihr 
nachdrücklich deutlich zu machen, daß die Bezie- 
hungen zu den drei Westmächten intensiv und stark 
sind, so daß sich dieses Nachfragen eigentlich er- 
übrigt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Sperling, der beste Weg, den ich sehe, bestünde 
darin, daß die Opposition die Äußerungen und die 
Veröffentlichungen der Bundesregierung in der Tat 
liest und davon Kenntnis nimmt. Aber ob ich die 
Opposition von dieser Stelle aus dazu bringen 
kann, vermag ich nicht zu sagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Graf Huyn. 

P) 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wenn 
wir auch Verständnis dafür haben, daß Sie an die- 
ser Stelle nicht über Gegenmaßnahmen sprechen, 
würden wir doch gerne erfahren, ob die Bundesre- 
gierung nicht auch der Meinung ist, daß Konsultatio- 
nen, wie Sie ausgeführt haben, in Fällen einer so 
massiven Infragestellung des Viermächtestatus für 
ganz Berlin allein nicht ausreichen, sondern Gegen- 
maßnahmen erforderlich sind. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung wird im Zusammenhang mit 
dem von dem Herrn Kollegen Kunz zitierten Zusam- 
mentreffen der Regierungschefs der drei Westmäch- 
te über die Vorgänge beraten, 

Vizepräsident Frau Renger: Die Frage 159 des 
Abgeordneten Kunz (Berlin) ist nicht zulässig, weil 
der Gegenstand dieser Frage unter Punkt 2 der 
Tagesordnung behandelt worden ist. Gleiches gilt 
für die Frage 161 des Abgeordneten Dr. von Bis- 
marck. 

Ich rufe die Frage 160 des Herrn Abgeordneten 
Coppik auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 

Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 162 des Abgeordneten Dr. 
Czaja auf: 

Welche diplomatischen und anderen Schritte gedenkt die Bun- 
desregierung bei der Volksrepublik Polen und der DDR dagegen 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) zu unternehmen, daß in der amtlichen Presse und im Staats* 

rundfunk (vgl. z. B. Polnische Amtliche Presse-Agentur vom 23. 
Februar 1977, Radio Warschau ständig seit Mitte Februar, „hori- 
zont" 5/1977) und am 15. März 1977 sogar im Deutschlandfunk 
von einem Mitglied des Zentralkomitees der kommunistischen 
polnischen Einheitspartei das oberste Verfassungsorgan der 
Bundesrepublik Deutschland, das Bundesverfassungsgericht, der 
„rechtlichen Aggression" beschuldigt wird, was nicht nur eine 
objektive Beleidigung ist, sondern nach den Rechtsauffassungen 
im Ostblock auch einen Anschlag dieses Verfassungsorgans ge- 
gen den Frieden bedeutet? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre- 
gierung sieht es nicht als Aufgabe von Regierungen 
an, sich mit Presseäußerungen auseinanderzusetzen. 
Die Antwort auf Ihre Frage lautet daher: Keine. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ange- 
sichts Ihrer Antwort frage ich Sie: Wie erklären Sie 
es sich eigentlich, daß das Auswärtige Amt vor 
kurzem — meiner Meinung nach zu Recht — auf 
die Angriffe einer Leningrader Abendzeitung gegen 
den deutschen Konsul in Leningrad geanwortet hat, 
aber andererseits die Bundesregierung, die die Bun- 
desrepublik außenpolitisch vertritt, nicht mit ent- 
sprechenden Mitteln das oberste Verfassungsorgan 
der Bundesrepublik Deutschland gegen den Vor- 
wurf der „rechtlichen Aggression", also den Vor- 
wurf, einen Anschlag gegen den Frieden gemacht zu 
haben, in Schutz nimmt? 

fB) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Bei dem Vor- 
gang, auf den Sie sich beziehen, handelt es sich um 
eine bestimmte Person. Der Sachverhalt mußte auf- 
geklärt werden. Die Bundesregierung kann sich aber 
nicht auf Kommentare zu Pressemeldungen ein- 
lassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist es 
Ihrer Aufmerksamkeit entgangen, daß ich nicht 
Kommentare in irgendwelchen Presserzeugnissen, 
sondern amtliche Erklärungen, darunter des Staats- 
j:undfunks, angesprochen habe, und ist Ihnen denn 
auf Grund der Berichte der Vertretungen im Ausland 
nicht bekannt, daß in diesen amtlichen Organen des 
Ostblocks immer die Auffassung der Regierung 
wiedergegeben wird und dort keine andere Auffas- 
sung in außenpolitischen Fragen — völlig anders 
als im Westen — vertreten werden kann? Muß Ihre 
Beurteilung bezüglich der Stellungnahme der Bun- 
desregierung da nicht anders lauten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre- 
gierung kann sich in. der Tat nicht darauf einlassen, 
daß Äußerungen, die nicht in den amtlichen Organen 
einer Regierung erscheinen, in irgendeiner Weise 
durch die Regierung kommentiert werden. Wir wür- 
den uns dort auf etwas einlassen, Herr Czaja, das in 
der Tat nicht unsere Sache sein kann. 


Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
bedarf diese Ihre Beurteilung nicht insofern einer 
Korrektur, als die Angriffe gegen das Bundesverfas- 
sungsgericht als den höchsten Hüter unseres Rechts 
gerichtet sind und eine Hinnahme solcher Vorwürfe 
im Ausland den Eindruck erwecken könnte, als 
widerspreche die Bundesregierung der Beurteilung 
des Bundesverfassungsgerichts, die der Kollege 
Czaja bezeichnet hat, nicht. 

Dr, von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Jäger, ich bin sicher, daß Sie, wenn Sie sich die Welt- 
presse betrachten würden, eine Vielzahl von Mei- 
nungen und Urteilen über Verfassungsorgane der 
Bundesrepublik finden würden. Wenn die Bundes- 
regierung sich jeweils darauf einlassen wollte, auf 
diese Kommentare als Regierung zu antworten, 
würden wir in eine unmögliche Lage versetzt wer- 
den. Ich sage es noch einmal: Die Bundesregierung 
ist nicht bereit, Pressekommentare ihrerseits zu kom- 
mentieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine letzte Zusatzfra- 
ge, Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wäre 
es nicht notwendig, zwischen Pressekommentaren 
und einer Stellungnahme eines Mitgliedes des Zen- 
tralkomitees der Kommunistischen Arbeiterpartei 
Polens zu differenzieren, in der unser Verfassungs- (5^) 
Verständnis sehr höhnisch behandelt worden ist? 

Dr, von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, ich wiederhole die Stellungnahme der Bun- 
desregierung: Meinungen, die, von wem auch immer 
in einem nicht-amtlichen Presseorgan veröffentlicht 
werden, können von der Bundesregierung nicht kom- 
mentiert werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 163 
des Herrn Abgeordneten Voigt (Frankfurt) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die auf der Kairoer Gip- 
felkonferenz angenommene Deklaration und das Aktionspro- 
gramm über die arabisdi-afrikanisdie Zusammenarbeit in bezug 
auf mögliche Auswirkungen auf den europäisch-arabischen Dia- 
log und in bezug auf die Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Europäischen Gemeinschaft zu den afrikani- 
schen Staaten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre- 
gierung begrüßt die von der arabisch-afrikanischen 
Gipfelkonferenz in Kairo verabschiedete Deklaration 
und das Aktionsprogramm als einen wichtigen Bei- 
trag zur Vertiefung wirtschaftlicher, technischer und 
finanzieller Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
beider Regionen. 

über mögliche Auswirkungen der Konferenzergeb- 
nisse auf den europäisch-arabischen Dialog und die 
Beziehungen der Europäischen Gemeinschaft zu den 
Staaten Afrikas können jetzt noch keine Voraus- 
sagen gemacht werden. Wie Sie aber wissen, unter- 
hält die Europäische Gemeinschaft enge Beziehungen 
zu den afrikanischen und zu den meisten der arabi- 
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' * sehen Staaten, die das Aktionsprogramm in Kairo 
unterzeichnet haben. Ziel der Zusammenarbeit der 
Gemeinschaft mit den afro-arabischen Staaten ist 
auch die Förderung der internen regionalen Koope- 
ration, die zur wirtschaftlichen Entwicklung und da- 
mit zur Stabilität und zum Wohle aller Völker in den 
mit Europa benachbarten Staatengruppen beitragen 
kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, hat 
die Deklaration oder das Aktionsprogramm bereits 
bei Gesprächen zwischen der Bundesregierung und 
einzelnen diplomatischen Vertretern oder Regierun- 
gen dieser betroffenen Länder eine Rolle gespielt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich selber habe 
hierüber bereits mit einigen Botschaftern der ent- 
sprechenden Länder gesprochen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz- 
frage. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, wel- 
che Schritte beabsichtigt die Bundesregierung zu 
tun, damit die besonders in den Ziffern 21 und 22 
versprochene und vorgesehene Förderung des direk- 
ten arabisch-afrikanischen Handels nicht zu einer 
Konfrontation, sondern in dem Sinne, wie Sie es so- 
eben angedeutet haben, zu einer verstärkten Koope- 
ration zwischen den afrikanisch-arabischen Ländern 
und der Europäischen Gemeinschaft führt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich kann hier nicht auf Einzelheiten eingehen. Wir 
müssen die Auswirkungen der Vereinbarungen, der 
Erklärungen erst noch abwarten. Aber ich unter- 
streiche, daß der Dialog, den wir mit den arabischen 
Ländern führen, dazu beitragen soll, daß hier nicht 
eine Konfrontation, sondern eine breitere Integra- 
tion von Interessen erfolgt. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke, Herr Staats- 
minister. 

Die Frage 164 ist vom Fragesteller zurückgezogen 
worden. 

Da der Abgeordnete Hansen nicht im Saal ist, 
wird seine Frage 165 schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit ist Ihr Fragenbereich beendet. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatsminister. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
Zur Beantwortung der Fragen steht Herr Parlamen- 
tarischer Staatssekretär Gallus zur Verfügung. Ich 
rufe die Frage 32 des Herrn Abgeordneten Wüster 
auf: 

Hält der Bundesernährungsminister ein grundsätzliches Verbot 
der Anwendung des Unkrautbekämpfungsmittels Tormona aus 
der Luft im ganzen Bundesgebiet für notwendig, nachdem zahl- 


reiche Wissenschaftler auf die toxikologische Bedenklichkeit des 
Mittels hingewiesen haben und die Ausbringung dieses und 
anderer Herbizide auf der Basis von 2,4,5-T durch Luftfahr- 
zeuge für nicht vertretbar hatten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege, die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
in der Bundesrepublik obliegt der Biologischen Bun- 
desanstalt. Uber die gesundheitlichen Vorausset- 
zungen entscheidet die Biologische Bundesanstalt 
im Einvernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt. 
Beide Behörden haben eine gemeinsame Stellung- 
nahme zum Einsatz von Wuchsstoffherbiziden im 
Forst erarbeitet, die ich Ihnen, Herr Kollege, gern 
zur Verfügung stelle. 

Angesichts dieser wissenschaftlichen Erkenntnis 
halte ich ein grundsätzliches Verbot der Anwendung 
des Unkrautbekämpfungsmittels Tormona nicht für 
notwendig. Sowohl bei Bodenbehandlungen als auch 
bei Anwendung mittels Luftfahrzeugen müssen 
selbstverständlich die Auflagen der Biologischen 
Bundesanstalt eingehalten werden. Die Länder ha- 
ben im übrigen die Möglichkeit, die Anwendung von 
Tormona und anderen 2,4,5-T-haltigen Präparaten 
mittels Luftfahrzeugen auf Grund der Verordnung 
über Anwendungsverbote und -beschränkungen für 
Pflanzenschutzmittel den jeweiligen Gegebenheiten 
entsprechend zu regeln. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Wüster. 

Wüster (SPD): Herr Staatssekretär, sind der Bun- 
desregierung Pressemeldungen bekannt, wonach 
Tormona krebserregende Wirkstoffe enthalten und 
nahezu so gefährlich sein soll wie das in Seveso aus- 
geströmte TCDD? 

Gallus, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege, der 
Bundesregierung sind Pressemeldungen bekannt, in 
denen diese Fragen aufgeworfen und diese Präpa- 
rate auch in Verbindung gebracht werden mit den in 
Vietnam eingesetzten Entlaubungsmitteln. Dazu ist 
zu sagen: Die in Vietnam eingesetzten Entlaubungs- 
mittel auf 2,4,5-T-Basis waren hochgradig mit Dioxin 
verunreinigt, einem Stoff, der als hochtoxisch an- 
zusehen ist. Wegen dieser Verunreinigung mit 
Dioxin ist auch der Wirkstoff 2,4,5-T selbst in den 
Verdacht geraten, ebenso gefährlich zu sein. Nach 
derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnissen ist die- 
ser Verdacht nicht gerechtfertigt. Dioxin ist auch der 
Stoff gewesen, der in Seveso die starke Kontamina- 
tion der Umwelt verursacht hat. 

Die in der Bundesrepublik vertriebenen 2,4, 5-T- 
Präparate dürfen nur bis zu 0,1 ppm Dioxin enthal- 
ten. Dadurch ist sichergestellt, daß durch diesen 
hochtoxischen Stoff keine Gefährdungsmöglichkeiten 
bestehen. Vergleiche mit der Situation in Vietnam 
und Seveso entbehren deshalb jeder wissenschaft- 
lichen Grundlage. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneten Wüster. 
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(A) Wüster (SPD): Herr Staatssekretär, zieht die Buri’ 
desregierung dann eher eine zeitweilige Sperrung 
besprühter Waldflächen in Betracht als das Verbot 
eines Hubschraubereinsatzes? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete Dr. Martiny. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Herr Staatssekretär 
Gallus, können Sie denn zuverlässig versichern, daß 
dieses Pflanzenschutzmittel auch zugelassen ist? 
Denn nach meiner Kenntnis schiebt die Biologische 
Bundesanstalt wegen Personalmangels eine Reihe 
von Zulassungsanträgen vor sich her, die bisher 
noch nicht erledigt werden konnten. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, dieses 
Mittel ist voll zugelassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 

Ich rufe die Frage 33 der Abgeordneten Frau Dr. 
Martiny auf: 

Welchen zeitlichen Rahmen hat sich die Bundesregierung ge- 
setzt, den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Pflanzenschutzgesetzes vorzulegen, und hält sie die dort aufzu- 
nehmende Ermächtigung, Mindestanforderungen an Pflanzen- 
schutzgeräte festzulegen, für eine ausreichende Maßnahme ange- 
sichts der Tatsache, daß erstens 1975 die Baywa nur 20 bis 
23 ®/o der Pflanzenschutzgeräte als einwandfrei funktionierend 
ermittelte und zweitens nach Mitteilung der Länder die Zahl 
der freiwillig überprüften Geräte rückläufig ist? 

B) 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hatte im Entwurf zum Zweiten Gesetz zur Änderung 
des Pflanzenschutzgesetzes eine Ermächtigung vor- 
gesehen, die eine Überprüfung bestimmter Pflanzen- 
schutzgeräte ermöglichen sollte. Der entsprechende 
Passus — § 3 Abs. 1 Nr. 4 a — ist auf Beschluß des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten des Deutschen Bundestages aus dem Entwurf 
gestrichen worden. 

Die Bundesregierung hält eine Verbesserung der 
Situation auf dem Sektor Pflanzenschutzgeräte nach 
wie vor für dringlich. Sie hat nunmehr in den Ent- 
wurf zum Dritten Gesetz zur Änderung des Pflanzen- 
schutzgesetzes eine Ermächtigung aufgenommen, 
nach der Mindestanforderungen an Pflanzenschutz- 
geräte festgesetzt werden können. Hierin sieht die 
Bundesregierung unter .den gegebenen Umständen 
einen ersten Schritt zur Verbesserung der Lage. 

Der Gesetzentwurf ist den Ländern und allen be- 
troffenen Stellen am 8. Februar 1977 zu einer ersten 
Stellungnahme zugeleitet worden. Es ist geplant, ihn 
im Herbst dieses Jahres dem Kabinett vorzulegen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete Dr. Martiny. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD); Herr Staatssekretär, 
aus der Tatsache, daß ich diese Frage dreimal zu- 
rückgezogen und neu eingebracht habe, können Sie 
entnehmen, welche Wichtigkeit ich ihr zumesse. 
Sind Sie in der Tat der Meinung, daß, abweichend 


von dem Votum des zuständigen Ausschusses der 
Länderinnenministerkonferenz, der eine obligato- 
rische Zulassungsprüfung und eine obligatorische 
technische Überwachung von Feldspritzgeräten vor- 
geschlagen hat, mit dem Vorschlag einer Ermächti- 
gung wirklich der Dringlichkeit dieses Problems an- 
gemessen verfahren wird? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
ist nach Vorlage dieses Entwurfs dieser Auffassung. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Ist es angesichts 
der gefährlichen Auswirkungen auf die Ökologie 
und natürlich auch auf die Qualität von Gemüse und 
Salat nicht doch von Vorteil, einen Zulassungszwang 
für Feldspritzgeräte und — wie bei Autos — eine 
obligatorische Prüfung vorzusehen, weil rund 90 Vo 
aller Geräte nicht einwandfrei funktionieren, wie 
man den Untersuchungsberichten über freiwillig zur 
Überprüfung gegebene Geräte entnehmen kann? 

Gallus, Pari. Staatssekretär; Frau Kollegin, ich 
habe in meiner Antwort bereits ausgeführt, daß der 
Gesetzesvorschlag, den wir gemacht haben, der erste 
Schritt in diese Richtung ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Frage 34 und 35 
müssen schriftlich beantwortet werden, da der Frage- 
steller, der Herr Abgeordnete Kiechle, nicht im 
Raum ist. Die Antworten werden als Anlagen abge- (D) 
druckt. Schönen Dank, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
auf. Der Herr Parlamentarische Staatssekretär Wrede 
steht zur Beantwortung zur Verfügung. 

Frage 36 des Herrn Abgeordneten Zywietz. — Der 
Abgeordnete ist nicht im Saal. Seine beiden Fragen 
36 und 37 werden schriftlich beantwortet. Die Ant- 
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Fragen 38 und 39 des Herrn Abgeordneten Sick. 

Der Fragesteller bittet um schriftliche Beantwortung. 

Das gleiche gilt für die Frage 40 des Herrn Abgeord- 
neten Wüxtz. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt, 

Ich rufe die Frage 41 des Herrn Abgeordneten 
Schmöle auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach der Sprecher der Bundes- 
regierung erklärt hat, Vorschriften zur Entgasung entladener 
Tankschiffe seien international uiiüblich, und stellt sich demge- 
mäß die entsprechende Anordnung der DDR als weiterer punk- 
tueller Angriff auf die wirtschaftliche Sicherheit West-Berlins 
dar? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wrede, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmelde wesen: 
Herr Kollege, nach internationalem Verständnis ist 
dem allgemeinen Sicherheitsbedürfnis voll Rechnung 
getragen, wenn auf leeren, nicht entgasten Tank- 
schiffen die gleichen Sicherheitsvorschriften einge- 
halten werden wie auf beladenen Tankschiffen. Die 
internationalen Vorschriften sind in diesem Sinne 
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abgefaßt. Die DDR hat sich allerdings in ihrer Bin- 
nenwasserstraßen-Verkehrsordnung vom 1. Februar 
1974 Vorbehalten, den Transport gefährlicher Güter 
auf bestimmten Wasserstraßen oder Wasserstraßen- 
abschnitten zu untersagen oder genehmigungspflich- 
tig zu machen. 

Die wirtschaftliche Sicherheit West-Berlins wird 
durch das Verbot, mit nicht entgasten Tankschiffen 
durch Ost-Berlin zu fahren, nicht berührt, da nur der 
geringste Teil des mit Binnenschiffen nach Berlin 
(West) beförderten Benzins durch Ost-Berlin zum 
Teltow-Kanal geht und diese Menge unter Umstän- 
den auch mit der Bahn befördert werden könnte, die 
ohnehin schon mehr als die Hälfte der Gesamtmine- 
ralölmenge nach West-Berlin befördert. 

Nach den gestrigen Verhandlungen in der Ver- 
kehrskommission zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR besteht die DDR nicht 
mehr darauf, ab 1. Mai 1977 den Verkehr leerer, 
nicht entgaster Tankschiffe, die aus dem Teltow- 
Kanal über Berlin (Ost) (Hufeisenverkehr) in Rich- 
tung Bundesgebiet zurückfahren, zu verbieten. Sie 
erwartet aber vom Senat die Erstellung einer Ent- 
gasungsanlage. Diese Erklärung der DDR wird von 
der Bundesregierung geprüft. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Schmöle. 

Schmöie (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung Erkenntnisse darüber, wie teuer 
(B) gegebenenfalls die Benutzung anderer Verkehrsmit- 
tel, beispielsweise Bahn oder Lastkraftwagen, für 
eine andere Transportart wäre? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Nein. Die Bundesre- 
gierung wird zunächst einmal die Erklärung der DDR 
prüfen, in entsprechende Verhandlungen eintreten 
und sich erst danach mit dieser Problematik be- 
schäftigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da Sie die Frage nach der Möglichkeit eines punk- 
tuellen Angriffs auf die Sicherheit Berlins, soweit ich 
wahrnehmen konnte, nicht beantwortet haben, frage 
ich Sie, ob nicht allein schon die Bekanntmachung 
der DDR, daß dies auf die Schiffe Anwendung finde, 
als Verunsicherung der Schiffseigner und damit der 
Transporte nach Berlin gedacht und geplant war. 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
Sie haben wohl nicht zugehört. Ich habe die Proble- 
matik oder die Frage nach der Sicherheit der Ver- 
sorgung West-Berlins sehr wohl angesprochen und 
habe darauf verwiesen, daß die Sicherheit nicht ge- 
fährdet ist, weil, wenn eine solche Maßnahme er- 
griffen würde, die Versorgung Berlins auch auf an- 
derem Wege sichergestellt wäre. 


Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 46 (Q 
des Herrn Abgeordneten Schmöle auf: 

Trifft es zu, daß einem SPD-Abgeordneten Informationen über 
konkrete Maßnahmen der Bundesregierung bezüglidi des Lärm- 
schutzes am Emschersdinellweg erteilt worden sind (s. Presse- 
meldung Ruhrnachrichten vom 17. März 1977), und wenn ja, wie 
rechtfertigt die Bundesregierung demgegenüber die ausweichende 
bzw. abweisende Antwort auf meine Fragen Nr. B 78, 79 im 
Stenographischen Bericht vom 4. Februar 1977, Seite 572? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: In der Antwort der 
Bundesregierung zu Ihren Fragen B 78 und B 79 — 
Plenarprotokoll 8/12 über die 12. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 4. Februar 1977 — wurde 
bereits hervorgehoben, daß die konkrete Festlegung 
von Lärmschutzmaßnahmen an der Bundesautobahn 
A 42 (Emscherschnellweg) im Bereich zwischen Bot- 
trop und Herne-Baukau auf Grund der bereits vor- 
bereiteten Entwürfe erfolgen wird, sobald die recht- 
lichen Voraussetzungen für die Anordnung und 
Durchführung der Maßnahmen geschaffen sind. 

Die Ihrer Frage beigefügte Pressemeldung der 
„Ruhr-Nachrichten" vom 17. März 1977 bezieht sich 
auf die inzwischen konkretisierte Absicht der Bun- 
desregierung, die Finanzierung von Lärmschutz- 
maßnahmen am Emscherschnellweg im Programm 
für Zukunftsinvestitionen vorzusehen. Die Über- 
legungen hierzu waren im Zeitpunkt der Beantwor- 
tung Ihrer Fragen noch nicht soweit gediehen, daß 
dazu schon eine Aussage hätte gemacht werden kön- 
nen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Schmöle. 

(D) 

Schmöie (CDU/CSU): Sind denn die rechtlichen 
Voraussetzungen, die Sie als Voraussetzung für die 
Durchführung der entsprechenden Maßnahmen ge- 
nannt hatten, inzwischen geschaffen worden? 

Wrede, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege Schmö- 
le, in Einzelfällen müssen die Maßnahmen noch un- 
tersucht werden. Dies wird auch schon dadurch be- 
legt, daß die Investitionsmittel für das Anbringen 
von Lärmschutzanlagen in diesem Bereich nicht kon- 
kret als einzelne Maßnahmen im Programm der 
Bundesregierung ausgewiesen, sondern nur global 
festgelegt sind. Sie wissen, daß die Bundesregie- 
rung diese Maßnahmen nicht selbst durchführt, son- 
dern daß die Länder im Auftrag des Bundes diese 
Maßnahmen durchzuführen haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Schmöle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hält es 
die Bundesregierung für einen guten Stil, daß man in 
einer relativ kurzen Zeitspanne von zwei oder drei 
Wochen, nachdem man zu völlig neuen Erkenntnis- 
sen gekommen ist, zwar anderen Abgeordneten Mit- 
teilungen über die geplanten Lärmschutzmaßnah- 
men macht, den Abgeordneten, der als erster ge- 
fragt hat, aber völlig ohne Information läßt? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Schmö- 
le, mir ist nicht bekannt, daß die Bundesregierung 
einzelne Abgeordnete, wie Sie es unterstellen, infor- 
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miert hat. Mir ist sehr wohl bekannt, daß insbe- 
sondere Abgeordnete der SPD-Fraktion bei den 
Beratungen über dieses Programm in ihren Arbeits- 
kreisen mit Nachdruck Wert darauf gelegt haben, 
Investitionsmittel für Lärmschutzmaßnahmen in das 
Programm einzustellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dies war ursprünglich nicht vorgesehen. Daraus er- 
gibt sich natürlich, daß diese Kollegen die Tatsache, 
daß Finanzbeiträge zur Verfügung gestellt werden, 
auch folgerichtig so auslegen, daß die von Ihnen 
angesprochenen Maßnahmen damit gemeint sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Tillmann. 

Tiiimann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft 
es zu, daß die nach Ländern spezifizierte Liste über 
Einzelmaßnahmen im Programm für Zukunftsinvesti- 
tionen im Bereiche des Bundesministers für Verkehr 
bereits gestern den Kollegen der SPD-Fraktion zu- 
geleitet wurde, heute aber erst den Kollegen der 
anderen Fraktionen? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Dies kann ich so nicht 
beantworten, Herr Kollege Tillmann. Ich kann Ihnen 
nur sagen, der Bundesverkehrsminister hat den zu- 
ständigen Beamten des Hauses den Auftrag gege- 
ben, möglichst umgehend nach Beschluß des Bun- 
deskabinetts über das Programm für Zukunftsinvesti- 
tionen allen Mitgliedern des Deutschen Bundestages, 
jeweils auf ihr Bundesland bezogen, diese Listen 
zuzustellen. Ich gehe davon aus, daß dies so ge- 
schehen ist, weil mich im Verlaufe des gestrigen 
Nachmittags einige Kollegen angesprochen haben, 
die die Liste hatten, während andere, auch von der 
SPD-Fraktion, mich angesprochen haben und sich 
beschwerter, sie hätten sie noch nicht. Das heißt, 
aus dem Verkehrsministerium sind die Listen ge- 
meinsam hinausgegangen. Sie müssen auch am glei- 
chen Tage hier angekommen sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Mahne. 

Mahne (SPD): Ist Ihnen bekannt, Herr Staatsse- 
kretär, daß die SPD-Fraktion gestern organisato- 
risch dafür gesorgt hat, daß diese Listen, die ihr 
gestern durch das Verkehrsministerium über die 
Poststelle des Deutschen Bundestages zugeleitet 
worden sind, rechtzeitig an alle Abgeordneten ver- 
teilt wurden. 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Dies ist mir nicht be- 
kannt, Herr Kollege Mahne, aber da die Listen so 
schnell an die Abgeordneten gekommen sind, muß 
es wohl so gewesen sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Schönen Dank, Herr 
Staatssekretär. Keine weiteren Zusatzfragen, 

Die Fragen 42 und 43 des Abgeordneten Hanz so- 
wie die Fragen 44 und 45 der Abgeordneten Frau 
VerhüLsdonk werden auf Wunsch der Fragesteller 


schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 47 der Abgeordneten Frau Simonis 
auf: 

Trifft es zu, daß bei der sogenannten Flughafenbahn Frank- 
furt, die iin Verkehrsverbund mit der Deutschen Bundesbahn und 
den Frankfurter Verkehrsbetrieben betrieben wird, der Kon- 
trolleur entgegen allen Gepflogenheiten im nationalen und 
internationalen Bereiche keine Fahrkarten verkaufen darf, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu tun, um 
vor allem ausländischen Reisenden die Bezahlung eines soge- 
nannten erhöhten Fahrgeldes zu ersparen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, um 
die Kosten der Verkehrsbedienung zu senken, ist es 
bei den Betrieben des öffentlichen Personennahver- 
kehrs der Bundesrepublik, aber auch zunehmend des 
Auslandes, üblich, den Fahrkartenverkauf zu auto- 
matisieren. So wird dies auch beim Frankfurter Ver- 
kehrsverbund, zu dessen Bereich die Flughafenbahn 
Frankfurt gehört, gehandhabt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie sich vorstellen, daß Sie mit Ihrer Familie, bela- 
den mit Koffern, in einem fremden Land ankommen, 
dort kein Taxi nehmen, keinen Dienstwagen haben 
und ausgerechnet eine Münze dieses Landes in der 
Tasche haben, um die entsprechenden Fahrscheine 
aus einem Münzautomaten zu ziehen? 

(D] 

Wrede, Pari. Staatssekretär; Frau Kollegin Simo- 
nis, dies ist ein schwieriges Problem. Dies bezieht 
sich aber nicht nur auf die von Ihnen angesproche- 
nen Maßnahmen in Frankfurt, dies erleben wir über- 
all. Das Bestreben der Unternehmen, die den öffent- 
lichen Nahverkehr betreiben, muß natürlich sein, 
die Kosten weitgehend zu senken. So hat man mehr 
und mehr darauf verzichtet, Personal zum Verkauf 
von Fahrkarten einzusetzen, und eine große Zahl 
von Automaten aufgestellt und entsprechende Hin- 
weise gegeben. Daß hier ein besonderes Problem 
vorliegt, verkenne ich nicht. Aber verkennen Sie 
bitte auch nicht: wenn man an einer Stelle diese 
Rationalisierungsmaßnahme aufhebt, dann kommen 
unweigerlich Forderungen, dies auch in anderen 
Bereichen zu tun, und das ganze System wird wieder 
zurückgedreht, und die Personalkosten steigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, sehen 
Sie wirklich eine solche Kostensteigerung, wenn ein 
Kontrolleur, der sowieso schon durch den Zug ge- 
hen und kontrollieren muß, solchen Familien einen 
Schein verkauft, die nachweisen können, daß sie 
wegen Sprachschwierigkeiten oder wegen der an- 
deren von mir erwähnten Schwierigkeiten einen 
Schein nicht gekauft haben? 

Wrede, Pari. Staatssekretär; Frau Kollegin, idi 
sagte schon, daß ich die Schwierigkeit des Problems 
kenne. Es ist auch bei dem Frankfurter Verkehrs- 
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(A) verbünd erkannt worden. Deswegen hat man, ob- 
wohl es nicht im Sinne dieser Automatisierung lag, 
auf dem Bahnsteig noch einen Fahrkartenverkäufer 
eingesetzt, der sozusagen aus einem Bauchladen 
Fahrkarten verkauft für diejenigen, die sich der 
Automaten nicht bedienen können. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Ollesch. 

Ollesch (FDP): Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
mit mir der Meinung, daß diese Rationalisierungs- 
erfolge — sicherlich treten Personalkosteneinspa- 
rungen ein — in der Regel auf dem Rücken der Be- 
nutzer erzielt werden und zu Lasten der Benutzer 
gehen? Sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß es 
für einen Fremden fast unmöglich ist, in Frankfurt 
oder auch in anderen Städten, selbst mit Hilfe der 
Landkarten, die angeschlagen sind, den richtigen 
Fahrschein per Automat zu lösen? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Ollesch, 
ich sehe dieses Problem, und mir selbst ist es ähn- 
lich ergangen. Aber ich denke, daß überall dort, wo 
menschliche Arbeitskraft durch Automaten ersetzt 
wird, diejenigen, die damit zu tun haben, sich erst 
einmal daran gewöhnen müssen. Es gibt Beispiele 
in anderen Bereichen, wo nach einer gewissen Über- 
gangszeit dieses Verfahren sehr gut funktioniert. 
Ich denke, das wird sich auch hier so einstellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß einer der Gründe dafür, daß der 
FVV so verfährt, der ist, daß es in Frankfurt sozu- 
sagen private Versicherungsvereine von Schülern 
und anderen Gruppen gibt, die sich gegenseitig die 
Gebühren für ein Ertapptwerden, wenn sie mit dem 
Nulltarif fahren, erstatten, weil das insgesamt billi- 
ger kommt, als wenn sie die Gebühren im einzelnen 
bezahlen würden, und daß darauf schlecht wegen 
der Ehrlichkeit einzelner Abgeordneter Rücksicht 
genommen werden kann mit anderen Lösungen? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Nein, dies ist mir 
nicht bekannt, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zu- 
satzfrage. 

Die Frage 49 des Herrn Abgeordneten Bötsch so- 
wie die Fragen 50 und 51 des Herrn Abgeordneten 
Biehle werden auf Wunsch der Fragesteller schrift- 
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla- 
gen abgedruckt. 

Die Fragen 52 und 53 des Herrn Abgeordneten 
Wiefel — ich sehe ihn nicht im Raum — werden 
ebenfalls schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Frage 54 des Herrn Abgeordneten Dr. Dollinger 
wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be- 
antwortet, ebenso die Fragen 55 und 56 des Herrn 


Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen). Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Frage 57 des Abgeordneten Dr. Schäuble — er ist 
im Saal — : 

Liegen der Bundesregierung faktische Erkenntnisse über wech- 
selseitige positive oder negative Einwirkungen bei den Sport- 
sondermarken und Jugendmarken, insbesondere des Jahrs 1976, 
vor? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Frau Präsidentin, ich 
wäre dankbar, wenn ich die beiden Fragen des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schäuble zusammen be- 
antworten könnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zustimmung, Herr 
Kollege? — Ja. Dann rufe ich auch Frage 58 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schäuble auf: 

Aus welchen Gründen wurden bei den Sportsondermarken im 
Gegensatz zu den Jugendmarken keine Berlin-Werte heraus- 
gegeben und der Verkauf der herausgegebenen Sportsonder- 
marken in Berliner Postämtern unterbunden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, zur 
ersten Frage: Das Verkaufsergebnis der Jugend- 
marken 1976 liegt stückzahlenmäßig rund 2 v. H., 
geldmäßig rund 3 v. H. unter dem Vorjahresergeb- 
nis. 

Zweitens. Die Olympiazuschlagmarken 1976 wa- 
ren von Anfang an entsprechend der Regelung bei 
den Olympiamarken 1968 bis 1972 und bei den Phi- 
latelisten-Zuschlagmarken nur als Bundesausgabe 
geplant. Diese Entscheidung beruhte darauf, daß 
a) die Deutsche Bundespost und die Landespost- 
direktion Berlin ihre eigenen Zuschlagmarken jede 
für sich herausbringen, b) der von der Sporthilfe 
gewünschte frühestmögliche Ausgabetag, nämlich 
der 6. April 1976, andernfalls nicht hätte eingehalten 
werden können. 

In Gesprächen mit der Deutschen Bundespost und 
den Beauftragten der Deutschen Sporthilfe zur Vor- 
bereitung der Olympiazuschlagmarken 1976 wurde 
seinerzeit wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß 
wie bei den Olympiamarken 1968 bis 1972 auch die 
Serie 1976 nur als Bundesausgabe erscheinen wür- 
de. Auf Grund alliierter Anordnung ist der Verkauf 
von Postwertzeichen der Ausgabe „Deutsche Bun- 
despost" innerhalb Berlins nur an den Schaltern der 
Versandstelle für Sammlermarken in Berlin zuläs- 
sig. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie über genaue Zahlen bezüglich der wech- 
selseitigen Beeinflussung von Jugend- und Sport- 
briefmarken für das Jahr 1976 nodi nicht verfügen, 
möchte ich Sie fragen, ob Sie in der Lage sind, mir 
zu sagen, in welcher Weise Sie diesen Zusammen- 
hang untersuchen werden. 
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(A.) Wrede, Pari. Staatssekretär: Nein, Herr Schäuble. 
Ich bitte, Ihnen dies schriftlich mitteilen zu können. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Tillmann. 

Tillmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
möglich, daß sich die leichte Verwechselbarkeit auf 
Grund der ähnlichen Motive bei Jugeriidmarken und 
bei Sportmarken negativ auf den Verkauf vielleicht 
sogar beider Markenserien ausgewirkt haben 
könnte? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege 
Tillmann. Dies unterstelle ich nicht, weil die Samm- 
ler sehr wohl wissen, was sie kaufen, und genau 
darauf achten, was sie kaufen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten We- 
ber (Heidelberg) auf: 

Wieviel Sportsondermarken und Jugendmarken wurden im 
Aktionszeitraum 1976 in den einzelnen Werten abgesetzt, und 
weldie Erlöse wurden erzielt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Ich bitte auch hier, 
Frau Präsident, die beiden Fragen des Herrn Kolle- 
gen Weber zusammen beantworten zu dürfen. 

(B) 

Vizepräsident Frau Renger: Einverstanden. Dann 
rufe ich auch die Frage 60 des Herrn Abgeordneten 
Weber auf: 

In welcher Relation steht das Ergebnis der Aktion 1976 zu 
den vorhergegangenen? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Weber, 
zu Ihrer ersten Frage: Im Jahre 1976 wurden ver- 
kauft: Olympia-Einzelmarken zu 40 + 20 Pf: rund 
6,5 Millionen Stück; 50 -h 25 Pf: rund 6,6 Millionen 
Stück; Olympia-Blöcke 100 + 50 Pf: rund 8,6 Millio- 
nen Stück. Der Zuschlagserlös betrug rund 7,3 Mil- 
lionen DM. Bei den Jugendmarken wurden ca. 33,6 
Millionen Stück mit einem Zuschlagserlös von rund 
7,9 Millionen DM verkauft. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Das Verkaufsergebnis der 
Jugendmarken 1976 liegt stückzahlmäßig rund 2 ®/o, 
geldmäßig rund 3 ®/o unter dem Vorjahresergebnis, 
wie ich vorhin schon einmal mitteilen konnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 61 des Herrn Abgeordneten 
Tillmann auf: 

Welche Gründe haben die Bundesregierung veranlaßt, für 1978 
die Herausgabe von Sportsondermarken in den Werten 50 + 25 
Pf und 70 -t- 35 Pf vorzusehen? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Darf ich auch hier, 
Frau Präsidentin, die beiden Fragen zusammen be- 
antworten? 


Vizepräsident Frau Renger: Einverstanden. Dann (C) 
rufe ich auch die Frage 62 des Herrn Abgeordneten 
Tillmann auf: 

Welche Motive sind für die Sondermarken 1978 vorgesehen? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Zu Ihrer ersten Fra- 
ge: Der Deutsche Sportbund, das Nationale Olym- 
pische Komitee für Deutschland und die Stiftung 
Deutsche Sporthilfe haben den Bundespostminister 
gemeinsam gebeten, zugunsten des Sportes künftig 
eine laufende Briefmarkenserie mit Zuschlag her- 
auszugeben. Dieser Wunsch wurde von führenden 
Politikern aller Parteien ausdrücklich unterstützt. 
Nach Gesprächen mit dem für Sportangelegenheiten 
zuständigen Bundesinnenminister hat der Bundes- 
postminister entschieden, daß je zwei Sonderpost- 
wertzeichen mit den Werten 50 + 25 Pf und 70 -h 
35 Pf zugunsten der Stiftung Deutsche Sporthilfe in 
das Sondermarkenprogramm der Deutschen Bundes- 
post und der Landespostdirektion Berlin für das 
Jahr 1978 aufgenommen werden. Dabei wird unter- 
stellt, daß sich die Sportorganisationen an dem Ver- 
kauf der Zuschlagmarken für die Deutsche Sporthilfe 
aktiv beteiligen. 

Zur zweiten Frage: Den Vorschlägen des Deut- 
schen Sportbundes, des Nationalen Olympischen 
Komitees für Deutschland und der Stiftung Deutsche 
Sporthilfe folgend, sind für die Zuschlagmarken 
Motive derjenigen Sportarten vorgesehen, die 1978 
in der Bundesrepublik Deutschland Weltmeister- 
schaften austragen werden. Dies sind die Alpine 
Skiweltmeisterschaft, die Fechtweltmeisterschaft, (D) 
die Schwimmweltmeisterschaft sowie die Radwelt- 
meisterschaft. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Tillmann. 

Tillmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, aus 
welchen Gründen hat die Bundesregierung bei den 
Sportsondermarken für das Jahr 1978 den Wert 
70 + 35 Pf gewählt und nicht, wie im Jahre 1976, 

40 -I- 20 Pf? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Die vom Bundespost- 
minister vorgesehenen Werte sind die gängigen 
Briefmarken für Standardpostbriefe. Deswegen wird 
davon ausgegangen, daß hier ein erheblich größerer 
Verkauf zu erwarten ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatz- 
frage. 

Tillmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da ich 
bezweifeln möchte, daß es sich bei dem 70-Pf-Wert 
um einen Wert für Standardbriefe handelt, erlaube 
ich mir die Frage, ob Sie der Auffassung sind, daß 
— Sie haben das eben angesprochen — der 70-Pf- 
Wert insbesondere für Sportvereine und auch für 
die Wirtschaft, die sich hier beteiligen soll, ein be- 
sonders attraktiver Wert ist. 
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^ Wrede, Pari. Staatssekretär: Es handelt sich bei 
dieser Marke um den Wert für die erste Gewichts- 
stufe im Auslandsverkehr. Wir gehen davon aus, 
daß auch in diesem Bereich diese Marken benutzt 
werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Die dritte Zusatzfrage. 

Tillmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sicher- 
lich ist es sehr erfreulich, wenn Sportvereine sich im 
Ausland um die Völkerverständigung bemühen. 
Sind Sie aber der Auffassung, daß Sportvereine ins- 
besondere Ausländsbriefe schreiben? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Till- 
mann, Sie gehen von der, wie ich meine, irrigen Auf- 
fassung aus, daß nur die Sportvereine solche Mar- 
ken kaufen und auch als Wertzeichen auf Briefe kle- 
ben. Ich hatte in meiner Antwort gesagt: Wir hoffen 
sehr, daß — im Gegensatz zu früheren Regelungen 
— sich die Sportorganisationen aktiv am Verkauf der 
Marken beteiligen. Aber selbstverständlich erwarten 
wir auch, daß diese Briefmarken, ebenso wie das bei 
anderen Marken bisher der Fall gewesen ist, von 
ganz normalen Postkunden gekauft und benutzt 
werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine vierte Zusatz- 
frage. 

Tillmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, aus 
welchen Gründen wird die Bundesregierung im Jahre 
(Bj 1977 keine Sportsondermarken herausgeben? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Weil die Vorberei- 
tungszeit für die Herausgabe einer Sondermarke im 
Jahre 1977 nicht ausreichte. Für 1978 ist die Heraus- 
gabe von zwei Marken vorgesehen, um das nach- 
zuholen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Freiherr von Massenbach. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU): Herr Staatssekretär, nachdem Sie vorhin ge- 
sagt haben, daß der Bundespostminister die Wert- 
marken nach dem häufigen Gebrauch ausgesucht 
hat, und angesichts dessen, daß die 70-Pfennig-Mar- 
ke heute noch nicht so stark im Gebrauch ist, möchte 
ich Sie fragen: Muß man befürchten, daß die 70-Pfen- 
nig-Marke deswegen genommen worden ist, weil 
vielleicht die normalen Briefe demnächst 70 Pfennig 
kosten werden? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Nein, dies muß man 
nicht befürchten. Hier gibt es keinerlei Sachzusam- 
menhang. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem die Bundesregierung den Absatz der Sport- 


Sondermarken wesentlich in die Verantwortung der ' ^ 
Sportorganisationen gestellt hat und angesichts des- 
sen, daß Sportvereine ihre Postalien in der Regel 
per Drucksache versenden, möchte ich Sie fragen: 

Muß man nicht befürchten, daß die Festlegung des 
Wertes von 70 Pfennig der bewußte Versuch der 
Bundesregierung ist, das Scheitern der Sportsonder- 
marke auf die Sportorganisationen abzuschieben? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schäuble, diese Ihre Frage enthält eine Unterstel- 
lung. Dies muß ich sehr deutlich heraussteilen. Die 
Bundesregierung kommt mit der Herausgabe dieser 
Marken den Wünschen der Sportorganisationen ent- 
gegen. Sie wissen aus der gemeinsamen Tätigkeit im 
Sportausschuß, wie groß die Schwierigkeiten waren, 
die unterschiedlichen Interessen der anderen Orga- 
nisationen — der Wohlfahrtsverbände und der Ju- 
gendpflegeorganisationen — mit denen der Sportor- 
ganisationen unter einen Hut zu bringen, ohne die 
Sammler zu überfordern. Dies ist der eine Punkt. 

Die Bundesregierung erwartet nicht, daß fast aus- 
schließlich, wie Sie meinen, die Sportorganisationen 
diese Marken absetzen. Sie erwartet allerdings, daß 
die Erklärungen der Sportorganisationen, sich aktiv 
am Verkauf dieser Marken zu beteiligen, auch einge- 
halten werden. Wenn das nicht gelingt, dürfte das 
Verkaufsergebnis allerdings hinter den Erwartun- 
gen der Sportorganisationen Zurückbleiben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lampersbach. P) 

Lampersbach (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ha- 
ben Sie Untersuchungen darüber angestellt und 
können Sie verläßliches Zahlenmaterial darüber 
vorlegen, in welcher Auflagenhöhe gerade diese 
Marke zu 70 Pfennig in den Verkauf kommen 
könnte? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Nein, ich habe dar- 
über keine Untersuchungen vorliegen. Ich bin aber 
gern bereit. Ihnen das Material, das dazu vorliegt, 
zuzuleiten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnte für die Überlegung, gerade die beiden Werte 
von 50 Pfennig und 70 Pfennig zu wählen, nicht 
maßgebend gewesen sein, daß die Briefe im EG- 
Bereich 50 Pfennig und alle, die darüber hinaus- 
gehen, 70 Pfennig kosten? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Der Bundespostmini- 
ster hat, wie ich eingangs sagte, diese beiden Werte 
ausgesucht, weil er davon ausgeht, daß sie am ehe- 
sten in der Lage sind, in einer möglichst großen 
Zahl in den Verkauf zu kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Schäuble. 
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Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie vorhin gesagt haben, man sei mit der 
Festlegung der Werte den Wünschen des Deutschen 
Sportbundes entgegengekommen, möchte ich Sie 
präzise fragen, ob es einen Wunsch des Deutschen 
Sportbundes gegeben hat, eine der beiden Sonder- 
marken mit dem Wert von 70 Pfennig auszustatten. 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Nein, einen solchen 
Wunsch hat es nicht gegeben. Dies habe ich auch 
nicht behauptet, Herr Kollege Schäuble. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine letzte Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Weber (Heidelberg). 

Weber (Heidelberg) (CDU/CSU); Herr Staatsse- 
kretär, sind Sie bereit, mir eine Frage, die Sie aus 
dem Stegreif sicher nicht direkt beantworten kön- 
nen, schriftlich zu beantworten: Wieviel Marken 
mit dem Wert von 70 Pfennig sind von der Deut- 
schen Bundespost im Jahre 1976 an den Schaltern 
ausgegeben worden? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Ich bin gern bereit. 
Ihnen diese Frage schriftlich zu beantworten. Sie 
haben recht, diese Frage kann ich aus dem Stegreif 
nicht beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 63 
des Herrn Abgeordneten Straßmeir auf: 

Welche konkreten Vorstellungen verbindet der Bundespost- 
minister im Zusammenhang mit der Einführung des Telefonzeit- 
takts mit dem zugesagten systemgerediten Äquivalent für das 
Fehlen eines Nahverkehrsbereichs in Berlin? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Straß- 
meir, nach Abschluß des Probebetriebs und nach 
Auswertung der Ergebnisse aus den sechs Ver- 
suchsbereichen wird geprüft werden, welcher Aus- 
gleich unter Beachtung der bereits bestehenden er- 
heblichen Gebührenpräferenzen für Berlin als Er- 
satz für die in Berlin nicht realisierbaren Vorteile 
aus der Nahverkehrsregelung angeboten werden 
kann. Die Überlegungen sind noch nicht abgeschlos- 
sen und können auch erst nach Beendigung der lau- 
fenden Betriebsversuche abgeschlossen werden. Im 
übrigen wird das Ortsnetz Berlin als letztes Orts- 
netz auf einen Zeittakt umgestellt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneten Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, fühlen 
Sie sidi dann, wenn Sie wissen, daß Berlin auf 
Grund seiner Größe niemals der Fläche eines Nah- 
bereichs entsprechen kann, und Sie mir aus diesem 
Grunde schriftlich mitgeteilt haben, daß ein system- 
gerechtes Äquivalent gefunden wird, nicht verpflich- 
tet, hier im Deutschen Bundestag zu erklären, was 
Sie darunter verstehen? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Straß- 
meir, ich kann Ihnen dies deswegen nicht erklären 


— und da verweise ich auf meine Antwort — , weil 
die Untersuchungen darüber noch nicht abgeschlos- 
sen sind, kann aber sagen, daß es einen solchen 
Ausgleich geben wird und daß es auch nicht eilt — 
auch dies habe ich Ihnen gesagt — , weil bei der Ab- 
wicklung der Einführung der Nahbereiche die Stadt 
Berlin ganz sicherlich an letzter Stelle stehen wird. 
Da die Umstellung auf Ortsnahbereiche in einem 
Zeitraum von mehreren Jahren vollzogen wird, kön- 
nen Sie sich ausrechnen, wie lang der Zeitraum noch 
sein wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Kollege. 

Straßmeir (CDU/CSU) ; Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung nicht schon jetzt nachgerade ver- 
pflichtet, in bezug auf Berlin in Überlegungen einzu- 
treten, daß die Bürger dieser Stadt nicht durch das 
Junktim von Nahbereich und Zeittakt dadurch 
schlechtergestellt werden als alle übrigen Bürger 
des Bundesgebietes, daß sie im kleinsten Nahbereich 
zu den höchsten Kosten telefonieren müssen? 

Wrede, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Straß- 
meir, die Bundesregierung ist nicht nur verpflichtet, 
solche Überlegungen anzustellen, sie ist auch dabei. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Nur kann ich Ihnen leider das Ergebnis dieser Über- 
legungen nicht mitteilen, bevor sie abgeschlossen 


Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. Herr Staatssekretär, damit ist Ihr Geschäfts- 
bereich erledigt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen auf. Zur Beantwor- 
tung der Fragen steht der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Höhmann zur Verfügung. 

Frage 64 des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
ist vom Fragesteller zurückgezogen worden. 

Die Fragen 65 bis 68 sind unzulässig, weil sie the- 
matisch einem in der Tagesordnung dieser Woche 
auftauchenden Punkt zuzuordnen sind. 

Ich rufe Frage 69 des Abgeordneten Graf Huyn 
auf: 

Hat der Leiter der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland in Ost-Berlin den Fall eines Reisenden aus dem 
Landkreis Kassel bei der „DDR* zur Sprache gebracht, der auf 
eine Forderung, das gegen ihn verhängte Einreiseverbot zu 
begründen, am Grenzkontrollpunkt Gerstungen von „DDR"- 
Grenzpolizisten mit Tritten und Schlägen mißhandelt wurde, und 
hat die Bundesregierung eine genaue Untersuchung des Vor- 
falls verlangt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Höhmann, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für innerdeutsche Beziehungen: Herr Abgeord- 
neter, unmittelbar nach Bekanntwerden des ange- 
sprochenen Vorfalls ist der Betroffene auf Veran- 
lassung der Bundesregierung durch die örtlich zu- 
ständige Polizeibehörde zu dem Vorfall vernommen 
worden. 



1313 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. 
Pari. Staatsßkretilr Hdhmaiin 

fA) Wenn siäi der Vorfall audi nidit ganz so abge- 
spielt hat, wie er teilweise in der Presse dargestellt 
wurde, so wird die Bundesregierung gleichwohl die 
Angelegenheit gegenüber der DDR-Regierung zur 
Sprache bringen. 

Vizepräskient Frau Renger: Zusatzfrage, Graf 
Huyn. 

Qraf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, in 
welcher Weise wird die Bundesregierung dies tun? 

Höhmann, Pari. Staatssekretär; Die Bundesregie- 
rung wird diesen Vorfall so, wie er uns durch die 
polizeiliche Einvernahme dargestellt worden ist, in 
der Weise zur Sprache bringen, daß sie gegenüber 
der DDR klarmachen wird, daß die Behandlung von 
deutschen Staatsbürgern in dieser Weise nicht wie- 
der Vorkommen darf. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Graf 
Huyn. 

Qraf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, in 
welcher Weise weicht der tatsächliche Sachverhalt, 
wie er von der Polizei festgestellt worden ist, von 
der Darstellung, wie sie etwa in der Formulierung 
meiner Frage ausgewiesen ist, ab? 

jgj Höhmann, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeordne- 
ter, ich bin gern bereit. Ihnen unter vier Augen das 
Protokoll der polizeilichen Einvernahme zur Verfü- 
gung zu stellen. Dieses Protokoll eignet sich nicht 
für eine Behandlung in der Öffentlichkeit. 

Vizapräsldent Frau Renger: Wir kommen zu Frage 
70 des Abgeordneten Dr. Abelein. Auch diese Frage 
ist nach der Geschäftsordnung in dieser Woche nicht 
zulässig, Weil sie einen auf der . Tagesordnung ste- 
henden Punkt berührt. 

Frage 71 des Abgeordneten Baron von Wrangel 
wird auf dessen Wunsch schriftlich beantwortet; die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 72 des Abgeordneten Jäger (Wan- 
gen) auf: 

Ist der Staatsminister im Bundeskanzleramt, Wisdinewski, in 
seiner Unterredung mit dem Leiter der St&ndigen Vertretung 
der DDR, Kohl, au! die Ausführungen des SED-GeneralsekretÖrs 
Honetker eingegangen, der bei der Leipziger Messe unter ande- 
rem ausführte, daB die »mitunter' vorkommenden »politischen 
Differenzen' zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR »die Entwicklung der ökonomischen Beziehungen nicht zu 
beeinträchtigen brauchten', und welche Auffassung der Bundes- 
regierung hat Wiscimewski gegebenenfalls dazu zum Ausdruck 
gebracht? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Höhmann, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeordne- 
ter, Herr Staatsminister Wischnewski hat den Leiter 
der Ständigen Vertretung der DDR, Herrn Dr. Michael 
Kohl, am 14. März zu einer Unterredung im Bundes- 
kanzlereunt empfangen. Ein wesentlicher Punkt der 
Erörterungen waren die Einrelseverweigeningen für 
Beradier der Leipziger Frühjahrsmesse. 
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Ich sehe mich allerdings nicht in der Lage, über 
diese Bemerkung hinaus im einzelnen auf den Ab- 
lauf und den Inhalt des Gespräches einzugehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) ; Herr Staatssekretär, 
hält es die Bundesregierung für notwendig, daß bei 
Gesprächen der Art, wie sie Herr Staatsminister 
Wischnewski mit Herrn Kohl geführt hat, die Frage, 
die Herr Honecker hier angesprochen hat und die 
ja ganz offensichtlich verhindern soll, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland ihre Wirtschaftsbeziehun- 
gen mit der DDR in Zusammenhang mit diesen Schi- 
kanen bringt, so behandelt, daß die DDR erkennt, 
daß wir dieses Spiel nicht mitspielen? 

Höhmann, Pari. Staatssekretär: Herr Jäger, die 
Bundesregierung hat bei mehrfacher Gelegenheit 
den Zusammenhang aller Bereiche der Deutschland- 
politik gegenüber der DDR-Regierung betont. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatz- 
frage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU)’: Herr Staatssekretär, 
war Herrn Staatsminister Wischnewski bei diesem 
Gespräch bekannt, daß Herr Staatssekretär Roh- 
wedder in Leipzig bei seinem Gespräch mit Minister 
Sölle ausdrücklich die Auffassung Honeckers zurück- 
gewiesen und erklärt hat, die Bundesregierung sehe 
sehr wohl einen sehr engen Zimammenhang zwi- (D) 
sehen dem innerdeutschen Handel und der Frage, 
wie sich die DDR an ihre Verpflichtungen aus den 
innerdeutschen Abmachungen hält? 

Höhmann, Pari. Staatssekretär: Herr Jäger, genau 
dies habe ich eben darzustellen versucht. Wenn Sie 
richtig zugehört haben, haben Sie das sicher meiner 
Antwort entnommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Oberleh- 
rer! — Weiterer Zurufe von der CDU/CSU: 

Hier ist keine Schule!) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Die Frage 73 der Abgeordneten Frau Krone- 
Appuhn wird auf Wunsch der Fragestellerin schrift- 
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage ab- 
gedruckt. 

Die Fragen 74 und 75, beide gestellt von Herrn 
Abgeordneten Dr. Marx, sind nach den Richtlinien 
für die Fragestunde in dieser Woche unzulässig. 

Damit sind die Fragen zu Ihrem Geschäftsbereich 
abgeschlossen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. Der Herr Parlamentarische Staats- 
sekretär Offergeld steht zur Beantwortung 

(Zurufe von der CDU/CSU; Wo ist er?) 

— Er ist nicht da? 
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Vizepräsident Frau Renger 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Grüner steht zur Beantwortung 

(Zurufe von der CDU/CSU: Auch der ist 
nicht da!) 

— Ich kann es ja nicht ändern. Das ist sehr bedauer- 
lich. Das Parlament findet das nicht sehr schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich werde das der Regierung entsprechend mit- 
teilen. 

Der Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. von 
Bülow ist, wie ich gerade sehe, da, so daß ich noch 
den Verteidigungsbereich aufrufen kann. 

(Zurufe von der CDU/CSU) | 

— Es tut mir leki. Aber das sollten wir trotzdem 
machen. Wir werden der Regierung entsprechend 
mitteilen, daß wir das ungehörig finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Dr. von Bülow steht hier zur Verfügung. 

(Parlamentarischer Staatssekretär Grüner 
betritt den Plenarsaal) 

Eine Sekunde! Darf ich, weil das nun durchein- 
andergegangen ist, fragen: Wünschen Sie, daß Herr 
Grüner antwortet? Oder wollen wir Herrn Dr. von 
Bülow zur Beantwortung bitten? Wie ist das mit 
den Kbllegen, die hier Fragen gestellt haben? 

(Zurufe) 

Es tut mir leid, ich habe zunächst Herrn Dr. von 
® Bülow gebeten, der gerade hier war. Es bleibt ciabei, 
daß wir jetzt die Fragen zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung behandeln. 

Ich rufe die Frage 108 des Herrn Abgeordneten 
Gärtner auf. Er ist nun leider nicht im Saal. Seine 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

(Parlamentarischer Staatssekretär Offergeld 

betritt den Plenarsaal — Zurufe: Da kommt 
er!) 

— Herr Gärtner kommt gerade? Wo? — NOin. Ich 
kann ja nun wirklich nicht darauf warten, daß je- 
mand kommt. 

(Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte um Ruhe. 

Die Fragen 109 und 110, beide von Herrn Abge- 
ordneten Milz gestellt, werden auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Fragen 111 und 112 des Herrn Abgeordneten Höp- 
finger. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. Das liegt 
natürlich auch daran, daß er nicht annehmen konnte, 
daß seine Frage heute noch drankommt. Die beiden 
Fragen werden schriftlich beantwortet. Die Antwor- 
ten werden als Anlage abgedruckt. 

Frage 113 des Herrn Abgeordneten Sprangen Ist 
er im Saal? — Nein. Auch diese Frage wird schrift- 
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage ab- 
gedruckt. 


Frage 114 des Herrn Abgeordneten Df. Wittmann (Q 
(München). — Auch er ist nicht im Saal. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Frage 115 des Herrn Abgeordneten Gansei. Ist er 
im Saal? — Nein. Die Frage wird schriftlich beant- 
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 116 des Herrn Abgeordneten 
Jungmann auf: 

Ist der Bericht der »Frankfurter Rundschau* vom 12. Februar 
1977 zutreffend, demzufolge statt der im Haushaltsjahr 1976 vor- 
gesehenen 330 Millionen DM zur Materialerhaltung und -In- 
standsetzung bei der Bundesmarine jetzt 600 Millionen DM fällig 
geworden sind, und wenn ja, welche Konsequenzen wird die 
Bundesregierung aus dieser Fehlplanung ziehen? 

Der Herr Abgeordnete Jungmann ist im Saal. Herr 
Staatssekretär, ich bitte, diese Frage zu beantworten. 

Dr. von Bülow, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Verteidigung: Sehr geehrter Herr Kol- 
lege, der Bericht der „Frankfurter Rundschau" vom 
12. Februar 1977, demzufolge statt der im Haushalts- 
jahr 1976 vorgesehenen 330 Millionen DM für die 
Materialerhaltung und -Instandsetzung bei der Bun- 
desmarine jetzt 600 Millionen DM fällig geworden 
sind, trifft nicht zu. Nach noch nicht abgeschlossenen 
Untersuchungen muß möglicherweise für den Zeit- 
raum von' 1976 bis 1980 mit einem Mehrbedarf von 
über 200 Millionen DM gerechnet werden. Fest steht 
bisher ein Mehrbedarf von 190 Millionen DM, der 
im Rahmen des 10. Finanzplanes mit Schwerpunkt 
1977 und 1978 abgedeckt ist. Etwa erforderlich wer- ü» 
dende weitere Titelaufstockungen können erst im 
Rahmen des nächstjährigen Finanzplanes berücksich- 
tigt werden. 

Für den Mehrbedarf sind folgende Gründe maß- 
gebend: Kostenerhöhungen bei laufenden Vorha- 
ben, Nachzahlungen auf Aufträge des Jahres 1975 
und insbesondere für das Jahr 1976, eiii schnellerer 
Rechnungseingang infolge veränderter Beschäfti- 
gungslage bei den Werften. 

Das späte Erkennen des Mehrbedarfs ist darauf 
zurückzuführen, daß die Kostenüberwachung durch 
die mit der Materialerhaltung der Marine befaßten 
Dienststellen der Marine und des Rüstungsbereiches 
nicht voll den Erfordernissen entsprochen hat. Dar- 
über sind Untersuchungen durchgeführt worden, die 
neue Weisungen für ein verbessertes Instandset- 
zungsmanagement zur Folge hatten. Darüber hinaus 
soll sich eine Kommission mit der Überprüfung der 
derzeitigen Oxganisationsform des Instandset- 
zungswesens der Marine befassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, bitte, zu 
einer Zusatzfrage. Wir müssen uns auf zwei Zusatz- 
fragen beschränken. 

Jungmann (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
hier darstellen, welche Auswirkungen das Fehl an 
Mitteln bis 1980 auf die Einsatzbereitschaft der 
Flotte hat? 
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(A) Dr, von Bülow, Pari. Staatssekretär: Die Mittelver- 
waltung und der Einsatz der Mittel werden so ge- 
steuert werden, daß die Einsatzbereitschaft der 
Flotte voll gewährleistet sein wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege. 

Jungmann (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, hier auch zu sagen, ob die Bundesregierung 
personelle Konsequenzen auf Grund der von Ihnen 
angedeuteten Entwicklung im Management der In- 
standsetzung der Marine ziehen wird? 

Dr. von Bülow, Pari. Staatssekretär: Auch dies ist 
im Bereich der jetzt angestellten Überlegungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. — Ich teile noch mit, daß die Fragen 
48 und 107 von den Fragestellern zurückgezogen 
worden sind. 

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 1 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über An- 
träge zu Petitionen und systematische Über- 
sicht über die beim Deutschen Bundestag in 
der Zeit vom 13. Dezember 1972 bis 13. De- 
zember 1976 eingegangenen Petitionen 
— Drucksache 8/202 — 

[B) Wortmeldungen liegen nicht vor. Entspricht das 
Haus der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses? — Es erhebt sich kein Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Wir fahren in der Aussprache zu Tagesordnungs- 
punkt 4 a und b fort: Beratung des Jahresgutachtens 
1976/77 des Sachverständigenrats und Beratung des 
Jahreswirtschaftsberichts 1977 der Bundesregierung. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will mich gern an die Auf- 
forderung des Herrn Bundeswirtschaftsministers 
halten, die er in seinen Schlußsätzen aussprach, 
also zur Sache und von der Sache her sprechen. 
Freilich ist es mir nicht möglich, wie er dies tat, 
allein die Horizonte abzutasten. Denn die Zukunft 
wird heute gewonnen oder verspielt, und was wir 
heute haben, wurde gestern von dem Ausgangs- 
punkt der Realitäten bestimmt. Ausgehend von dem, 
was heute ist, Herr Bundeswirtschaftsminister, so 
fürchte ich, werden Sie die Horizonte, von denen Sie 
sprachen, nicht erreichen. 

Das ist nun darzutun. 

Der Sachverständigenrat, dessen Gutachten — 
wenigstens nach der Tagesordnung — heute zur De- 
batte steht, empfiehlt ein „Programm der wachs- 
tumspolitischen Vorsorge". Dieser Vorschlag umfaßt 
eine Größenordnung von 3 Milliarden DM. Der 
Vorschlag setzt da an, wo Wachstum beginnt: in 
der privaten Wirtschaft; dieser soll mit steuerlichen 


Erleichterungen, durch Förderung von Forschung, 
Mobilität der Arbeitnehmer und durch Hilfe zur 
Gründung neuer selbständiger Existenzen geholfen 
werden. 

Nun muß niemand, verehrter Herr Kollege Fride- 
richs, dem Sachverständigenrat folgen. Aber wenn 
man dies nicht tut, muß man sagen, warum man 
nicht folgt, und wenn Herr Kollege Lambsdorff von 
einer Anstrengung spricht, wie sie im Zahlenvolu- 
men nie gewesen sei, muß man dartun, warum man 
mit diesen riesigen Zahlen nicht in der privaten 
Wirtschaft ansetzt, sondern allein ein staatliches 
Förderungsprogramm begründet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Verehrte Damen und Herren, warum tut dies der 
Bundeswirtschaftsminister nicht, wo doch dieser 
Vorschlag des Sachverständigenrats genau auf der 
Linie seiner Sommervorschläge — ich glaube, vom 
Jahre 1975 — vor dem FDP-Parteivorstand liegt? 

Leider ist es schlimmer: Die Bundesregierung 
übernimmt im dem Programm, das hier heute ein- 
geführt ist, zwar die Überschrift des Sachverstän- 
digenrates, nicht aber den Inhalt; den Inhalt stellt 
sie auf den Kopf. Sie legt ein öffentliches Investi- 
tionsprogramm vor, ein Programm ohne die vorge- 
schlagenen Anregungen für die private Wirtschaft. 

Ein solches Programm mit Anregungen auf diesem 
Gebiet würde dem entsprechen, was wir im Okto- 
ber 1975 hier vorgelegt haben. Das könnten wir be- 
grüßen und diskutieren. Denn wir haben, meine 
Damen und Herren, jedes Interesse daran — das 
sage ich jetzt zu einigen falschen Tönen, die heute ^ ^ 
morgen im Laufe der Debatte zu hören waren — , 
daß die Arbeitslosigkeit bald beseitigt wird; daß die 
junge Generation wieder Chancen und die Alteren 
wieder soziale Sicherheit bekommen; daß die Öffent- 
lichen Haushalte und Kassen, auch die Haushalte 
der Sozialversicherung, wieder Solidität ausstrahlen, 
Sicherheit geben und Reformen ermöglichen. 

Mit diesem Programm der Koalition, so fürchten 
wir, werden Sie weder die Arbeitslosigkeit bald 
überwinden noch zusätzliche Beschäftigung für an- 
nähernd zwei Millionen Menschen erreichen. Das 
ist nämlich das Problem. Dieses Programm wird zu- 
nächst den Planungsbüros zugute kommen, kaum 
aber denen, die jetzt ohne Arbeit sind, oder denen, 
die morgen aus den geburtenstarken Jahrgängen 
nach Ausbildung und Arbeit suchen. Dieses Pro- 
gramm wird auch nicht jenen nötigen neuen An- 
fang des Vertrauens geben. Wer das wirkliche Pro- 
blem lösen, also eher zwei Millionen als eine Mil- 
lion neuer Arbeitsplätze schaffen will, braucht — 
ich zitiere den Sachverständigenrat frei — eine Wirt- 
schaftspolitik, die zu einem realen Wachstum der 
Bruttoanlageinvestitionen im Unternehmensbereich 
von 8 bis 10®/o je Jahr führt. Das werden Sie, ver- 
ehrte Damen und Herren, mit diesem Programm und 
mit dieser Politik nicht erreichen. 

Ihr Programm ist unzureichend, es ist einseitig. 

Ihre Politik ist weder zielgerecht noch folgerichtig, 
folgerichtig gegenüber den Ursachen der Malaise, 
noch entsprechen die Mittel, die Sie anwenden, 
Ihren verkündeten Vorhaben. Die deutsche Volks- 
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(A) Wirtschaft, verehrte Damen und Herren, braucht 
nicht einen neuen Garten um den Baum, der hier 
Früchte tragen soll. Der Baum braucht auch nicht 
Wasser, mit dem Gartenschlauch an die Blätter ge- 
spritzt, er braucht Dünger und ein gesundes Erd- 
reich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen, meine Herren, von der Substanz 
her sind die Probleme anzugehen. Eine Stärkung 
der Substanz ist notwendig. Dazu gehört Vertrauen, 
und Vertrauen ist, wie der Bundeskanzler sagte, „die 
Hälfte der Konjunktur“ — also ist mindestens die 
Hälfte der Malaise auf mangelndes Vertrauen zu- 
rückzuführen. Mehr Vertrauen: 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vertrauen in die Absichten der Regierung, Ver- 
trauen in ihr gegebenes Wort, Vertrauen in ihre 
Ordnungspolitik. 

/ (Dr. Ritz [CDU/CSU]: So ist es! — Zurufe 

von der SPD) 

Ihr Programm, Herr Schachtschabei, sät statt dessen, 
wie ich fürchte, Mißtrauen, weil es allein ein Pro- 
gramm zur Förderung öffentlicher Investitionen ist, 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: So ist es!) 

weil es nichts für die private Wirtschaft tut und 
wir so wieder auf dem Wege zu einem Stück mehr 
Staat sind. Dies muß doch hier gesehen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zur Stärkung der Substanz gehörte z. B. — dies 

(B] ist heute dargetan worden und wird eine Rolle spie- 
len — ein Stück dauerhafter Entlastung von Kosten 
— Herr Wolfram, es ist Ihnen doch klar, daß das 
dazu gehört — , z. B. durch Senkung ertragsunab- 
hängiger Steuern. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP] : Das haben wir 
vorgeschlagen!) 

— Vorgeschlagen haben Sie so vieles, Graf Lambs- 
dorff. Die Reden von Ihnen und Herrn Friderichs 
sind zwar oft hervorragend, aber wo bleiben die 
Taten der Koalition? Sie verantworten doch die Ta- 
ten, verehrter Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 

[Recklinghausen] [SPD]: Was wollen Sie! 

16 Milliarden DM sind doch eine Tat!) 

— Aber verehrter Herr Kollege Wolfram, lassen Sie 
mich doch versuchen, hier einen Gedanken im logi- 
schen Ablauf darzutun. — Nun wird, wenn wir sa- 
gen: Senkung ertragsunabhängiger Steuern, z. B. der 
Vermögens teuer, gesagt, dies bedeute, so unlängst 
Herr Vetter, „Begünstigung der Unternehmer". Ver- 
ehrte Damen und Herren, in Wahrheit begünstigen 
diese Steuern, weil es sie im Ausland überwiegend 
nicht gibt, unsere ausländischen Wettbewerber. Dies 
muß in die Debatte eingeworfen werden. Wir müs- 
sen doch sehen, daß das Zusammentreffen der von 
Ihnen verantworteten Heraufsetzung der Vermö- 
gensteuer, der von Ihnen verantworteten Nichtab- 
zugsfähigkeit der Vermögensteuer und der gleich- 
zeitigen Anhebung der Einheitswerte gerade für den 
Mittelstand ruinös ist. Und wenn der Mittelstand 


ruiniert ist, verlieren wir ein Stück Elastizität und IQ 
Flexibilität. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit, verehrte Damen und Herren, büßen wir die 
Überlegenheit der Sozialen Marktwirtschaft ein. 

Ich möchte mich an dieser Stelle der Kritik an die- 
sen Steuern nicht noch einmal auf das beziehen, was 
ich am 17. Dezember dazu gesagt habe. Da ist etwas 
Grundsätzliches, das vor allen Dingen an diese 
Seite des Hauses gerichtet wird: Wer fair ist, kann 
doch nicht zugleich durch Mitbestimmung das Un- 
ternehmen zu einem Sozialverband machen und, 
wenn es ihm gerade anders paßt, eben diese Unter- 
nehmer aus Klassenkampfgründen beschimpfen. Wer 
zugleich auf zwei Seiten posiert, hat keinen Stand- 
punkt und schwimmt irgendwo herum. Das ist nicht 
in Ordnung. 

Wir haben — jetzt komme ich zu Ihnen, Herr 
Wolfram, mit den 16 Milliarden DM — eine private 
Wirtschaft. Nur wenn die anspringt, wird es wirk- 
lich einen Aufschwung geben. Ihnen ist doch be- 
kannt, daß die Investitionen der privaten Wirtschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland im vergangenen 
Jahr 236 Milliarden DM betrugen, daß dem öffent- 
liche Investitionen von 44 Milliarden DM gegenüber- 
stehen. Damit haben Sie einen Hinweis auf die 
Größenordnung der Probleme und auf die Chance, 
wo man ansetzen muß, wenn es weitergehen soll. 
Ihnen ist das bekannt, Graf Lambsdorff; Sie haben 
schon einmal darauf hingewiesen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Die Auf- 
träge gehen doch in die private Wirtschaft!) P) 

Sachverständige haben doch dargetan, Herr Wolf- 
ram — darüber wird noch im einzelnen zu spredien 
sein — , daß der Anteil aller staatlichen Programme 
an der wirtschaftlichen Erholung, soweit es sie schon 
gibt, höchstens auf ein Fünftel zu veranschlagen ist. 
Vier Fünftel beruhen auf dem, was der Finanzmi- 
nister Apel nadi der „Stuttgarter Zeitung" unlängst 
in Zweifel stellte, nämlich auf den „Selbstheilungs- 
kräften der Wirtschaft". Von daher kommt's oder 
es kommt nicht. Deshalb ist zu fragen: Wo bleibt 
der Teil Ihrer Politik, der umfassend hilft, der in der 
privaten Wirtschaft ansetzt, der von dort her An- 
stoß, Anregung und Wiederbelebung gibt? 

Gewiß, wir räumen ein, daß Sie ein kleines Stück- 
chen davon in Ihr Steuerpaket eingepackt haben, 
besser: dahinter versteckt haben. Nur, das ist ein 
kleine Stück. Das Ganze ist ja viel teurer, und 
ich möchte mit aller Deutlichkeit sagen: Diese Mehr- 
wertsteuererhöhung behindert die gewollte Wir- 
kung; sie nimmt mit der einen Hand, was sie mit 
der anderen Hand geben wird. Ich sage Ihnen; Wir 
lehnen dieses Steuerpaket ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das auch mit dem Blick auf die Größenordnung, 
Graf Lambsdorff. Sie bekommen aus dieser Mehr- 
wertsteuererhöhung in der Laufzeit 1978 bis 1981 
Mehreinnahmen von 53 Milliarden DM. Sie bekom- 
men durch diese Steuererhöhung eine Preissteige- 
rung von bis zu 2 ®/o im Jahr. 

(Zuruf von der SPD; Woher wissen Sie das?) 
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(^) — Das ist alles ausgerechnet. Das können Sie alles 
in amtlichen Dokumenten der Bundesregierung nac±i- 
lesen. — Wenn Sie dann nur Lohnsteigerungen in 
Höhe dieser 2 Vo berücksichtigen, haben Sie wieder 
11 Milliarden DM. Wenn Sie alle diese Zahlen den 
1,3 bis 2 Milliarden DM, die die ertragsunabhängigen 
Steuern für die Wirtschaft bringen, gegenüberstel- 
len und das mit dem 17 Milliarden-DM-Programm 
vergleichen, dann wird hier eben auf dem falschen 
Fuß hurra geschrien. Auf diesem Bein werden Sie, 
Herr Kollege Friderichs, die Zukunft nicht errei- 
chen, höchstens humpelnd, und dann sind die Hori- 
zonte nicht in Ordnung, die Sie heute aufgebaut 
haben. 

Der Jahreswirtschaftsbericht, von dem auch zu 
sprechen ist, nimmt ja zu einem Teil — leider nur 
zu einem Teil — den Ruf des Sachverständigenrats 
auf. Er spricht von der „Arbeitsplatzlücke", von der 
„Investitionslücke". Dann sagen Sie, es sei notwen- 
dig, die Investitionen zu stärken. Wir erklären uns 
mit diesem Ziel einverstanden. Nur fragen wir Sie: 
Wo ist eigentlich Ihre Konsequenz? Wo sind die 
Taten, die diesem Wort entsprechen? Konkret: Wo 
ist der Beitrag zur Steuerpolitik jetzt, der geeignet 
ist, dieses Ziel zu erreichen? Wo ist zum anderen 
der Beitrag der Haushaltspolitik zu mehr Investitio- 
nen? Die Wahrheit ist: Die Investitionsquote des 
Bundes sinkt von 17,1 Vo im Jahre 1970 auf 12,1 Vo 
im Jahre 1980. Das wird sich durch dieses Programm, 
wo wir nun die Größenordnungen kennen, auch nicht 
wesentlich ändern. 

(B) Natürlich anerkenne ich — das sage ich auch an 
die Adresse des Herrn Finanzministers — den Bei- 
trag, den die Sanierung der öffentlidien Finanzen 
etwa für die Zinskosten mit sich bringt. Das wollen 
wir nicht bestreiten. Wir anerkennen auch, daß hier 
vielleicht Spielraum für private Investitionen ge- 
schaffen wird. Ich verkenne nicht einmal - — damit 
wir wirklich sachlich diskutieren — die möglichen, 
denkbaren Anreize, die von diesem öffentlichen Pro- 
gramm auf die private Wirtsdiaft ausgehen. Nur, 
ich muß fragen: Ist das bei der Aufgabe, um die es 
geht, eigentlich alles? Ich muß fragen: Stimmen hier 
die Gewichte? Ich habe Ihnen die Zahlen genannt. 
Was Sie machen, genügt nicht, um das Ziel, von dem 
ich sprach, zu erreichen. 

Hier ist auch nicht zu spüren — trotz der Rede 
des Herrn Bundeswirtschaftsministers muß ich das 
sagen — , wo wenigstens der Ansatz — das hätten 
wir gerne den Kanzler gefragt; aber wenn er ver- 
hindert ist, können wir das nicht ändern — , wo 
wenigstens der Ansatz zu einer geistigen und poli- 
tischen Führung ist, ohne die es doch auch in der 
Wirtschaftspolitik nicht geht. Wirtschaftspolitik ohne 
das ist doch wie ein Schiff auf hoher See, zwar mit 
Motor, aber ohne Kraftstoff. „Wenn es nicht gelingt" 
— so zitiere ich aus der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" vom 9. März Herrn Kannengießer — , „die 
Struktur der öffentlichen Haushalte zugunsten einer 
Politik der Investitionsförderung zu verändern, wird 
es weder gelingen, die Haushalte zu sanieren, noch, 
die notwendigen Wachstumsimpulse zu setzen." Das 
war von Herrn Kannengießer an den Bundeswirt- 


schaftsminister adressiert, wie wir beide sicher sehr (Q 
gut gemerkt haben. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Lesen Sie auch 
die Adressen von Herrn Kannengießer an 
die CDU/CSU?) 

— Verehrter Graf Lambsdorff, meine Herren von 
der Koalition und von der Regierung, wenn es wirk- 
lich so wäre, wie Sie sagen — was wir zum über- 
wiegenden Teil bestreiten — , daß ein großer Teil 
unserer Probleme fremdgemacht sei, daß er aus 
der Weltwirtschaft hereinkäme, dann müßte eine 
rationale Wirtschaftspolitik dem begegnen, indem 
sie binnenwirtschaftlich die Kosten senkt, den Ent- 
scheidungsspielraum für die Unternehmen vergrö- 
ßert und über die binnenwirtschaftlichen Rahmen- 
bedingungen unbezweifelbare Sicherheit gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nichts davon ist der Fall. 

Wir haben — ich sage: erfreulicherweise — kei- 
nen Streit darüber, daß das ein Stück unseres Er- 
folges ist, was ich die Sozialqualität der Bundes- 
republik Deutschland nenne. Sie nennen das anders, 
Herr Kollege Apel. Es besteht auch kein Streit dar- 
über, daß „sozialer Konsens“ nötig ist. Der Kanzler 
spricht gern davon; wir freuen uns darüber, daß er 
noch etwas hat, woran er sich freuen kann. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

— Es ist doch SO; es ist doch traurig geworden. Ich 
würde mehr dazu sagen, wenn er da wäre. 

fD) 

Wir brauchen aber auch, glaube ich, einen natio- 
nalen Konsens. Er muß, Koalitionen hin und her, 
von Wyhl über Brokdorf bis Berlin reichen, wie 
ich glaube. Insoweit wäre Zusammenrücken nach 
Diskussion und Zusammenstehen nach Entschei- 
dung wichtig. Dies möchte ich zu einigen Anregun- 
gen von heute sagen. Aber: Was wird man später 
einmal — vielleicht im Dunkeln, weil der Strom 
fehlt, vielleicht weil die Energie bei sinkenden 
Löhnen und steigender Arbeitslosigkeit fehlt, viel- 
leicht bei dem, was ich gestern extemporiert den 
omnipotenten Staat nannte, weil er Energie zu- 
weisen muß — , was wird man dann über die jetzt 
Verantwortlichen sagen, die nicht nur über ihre 
Verhältnisse gelebt haben, sondern die zu ihrer 
Zeit unfähig waren, den Nachkommen wenigstens 
genug Energie zu hinterlassen, damit diese sich aus 
eigener Anstrengung eine andere Gegenwart und 
Zukunft schaffen können? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist doch eine Frage an diese Bundesregierung. 

Wer aufpaßt und das nicht Bürgerinitiativen über- 
läßt, der merkt doch, daß hier metaökonomische, 
psychologische Fragen entstehen, die auf ökono- 
mische und soziale Fakten heute und morgen ein- 
wirken. Hier ist Geist gefragt und nicht nur Geld; 
hier ist politische Führung und Konzeption gefragt; 
wie die Verläßlichkeit des Wortes der Politiker, 
verehrter Herr Lacher. Das ist eine Frage, die in den 
letzten Wochen und Monaten an alle in diesem 
Hause gerichtet ist; die alle ernst nehmen sollten, 
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wenn nicht der Ruf nach neuen Autoritäten in der 
Bundesrepublik Deutschland aufkommen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb sage ich: Ich bedauere, daß es der Bun- 
desregierung meisterhaft gelingt, auf Dauer den Ein- 
druck zu erwecken, als sei sie die einzige Stelle in 
der Bundesrepublik Deutschland, deren Sensibilität 
nicht ausreicht, diese neuen Fragen, die sich hinter 
scheinbar nur ökonomischen Problemen als die 
Vorausboten eines künftigen möglichen Erdbebens 
stellen, auch nur zu erahnen. Ich leugne nicht, Herr 
Bundeswirtschaftsminister, daß Sie heute morgen 
mit Ihren Horizonten versucht haben, das anzu- 
leuchten; aber leider haben Sie dort aufgehört, wo 
die Antworten beginnen, haben es z. B. hinsichtlich 
des Wachstums nur bei einer flüchtigen Frage be- 
wenden lassen. 

Wenn Sie mir erlauben, dies nodi für einen Au- 
genblick auszuführen, dann sage ich — ich komme 
auf die gestrige Debatte zurück — , daß man am Bei- 
spiel Berlins sehen kann, daß eine Politik nur dann 
Erfolg hat, wenn zuvor der Geist die Ziele gesetzt 
hat, wenn vorher der Wirkrautn geschaffen und der 
Mut zum Handeln gegeben ist. Wenn wir nun in 
Berlin sehen, in einer Stadt, die aus vielen Gründen 
seit geraumer Zeit ohne politische und geistige Füh- 
rung ist, die auch im . geistigen und politschen Be- 
reich von Bonn alleingelassen wird, wie dort über Re- 
zessionsfolgen und Großstadtfragen hinaus die In- 
vesti'tionen zurüdcgehen und die Arbeitsplatzzahlen 
sinken, dann kann doch niemand leugnen, daß hier 
^ der Vorrang für Politik und für Geist gegeben wer- 
den muß. An diesem Beispiel können Sie sehen — 
und deshalb sage ich es Ihnen — : Wer hier nicht 
bald sagt, wozu wir Wachstum, wofür wir Energie, 
warum wir Fortschritt brauchen, der wird bewirken, 
daß sich durch Verzicht auf Geist und Konzeption 
auch hier jene Ereignisse einschleichen, die ich nicht 
mit einem besonderen Wort belegen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte mir erlauben, auf einen grundsätzli- 
chen Zusammenhang hinzuweisen. Wir alle sind 
manchmal mächtig stolz, vor allen Dingen in Vor- 
trägen — und das geht dann quer durch die Par- 
teien — , daß wir das beste wirtschaftspolitische In- 
strumentarium moderner Staaten hätten. Und wir 
weisen dann mit Recht auf unsere Gesetze hin: Ir- 
gendwann im Herbst muß sich der Sachverständigen- 
rat, müssen sich also Professoren gutachtlich äußern, 
und darauf gibt die Regierung im Januar die Ant- 
wort; diese Antwort enthält dann auch all die An- 
nahmen, die für die Sozialpolitik, die Haushaltspoli- 
tik usw. fundamental sind. Was soll aber die Logik 
dieses Instrumentariums, wenn die Folgerichtigkeit 
dieses Instrumentariums schon in dem törichten Ver- 
fahren der Drehtüren dieses Hauses hängenbleibt, 
wenn wir z. B. heute erst die Voraussetzungen für 
Steuerpolitik, für Rentensanierung, für all die an- 
deren Dinge diskutieren, nachdem wir schon die De- 
batte über die Renten, über den Haushalt, über die 
Steuern gehabt haben? So machen sich doch die Ein- 
zelpoli'tiken durch das Verfahren selbständig. So 
diskutiert man eben — und fördert so Anspruchs- 


inflation — jedes Problem aus dem eigenen Sach- 
verhalt und die Kausalität, der Zusammenhang von 
Ursache und Wirkung, geht verloren; der Fortschritt 
macht sich selbständig; löst sich von den Ursachen 
des Möglichen; löst sich aus der Verklammerung mit 
dem, was man tatsächlich finanzieren und machen 
kann; und so landet man im Reich der Wünsche. Und 
dort angekommen, wundert man sich, daß man den 
Boden unter den Füßen verloren hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist die Realität, verehrte Damen und Herren. 

Ordnungspolitik beginnt mit Ordnung in der Poli- 
tik. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich habe deshalb die Bitte — da stimmen Sie mir 
doch heimlich zu, Herr Jens — an den Bundeswirt- 
schaftsminister — und dies sollte keine unzumut- 
bare Bitte hinsichtlich seines möglichen Einflusses 
innerhalb der Koalition auf die Mehrheit sein — , 
daß es im nächsten Jahr wenigstens wieder mit der 
Ordnung in der Politik als einer Voraussetzung für 
Ordnungspolitik stimmt. 

Die Folgerichtigkeit, mit der ich Sie noch für 
einige Momente werde beschäftigen müssen, wird 
noch an einer anderen Stelle durchbrochen. Der Jah- 
reswirtschaftsbericht der Bundesregierung ist nach 
dem Gesetz gehalten, Stellung zu nehmen zum Sach- 
verständigengutachten. Herr Kolle Friderichs, Sie 
tun dies, aber Sie tun es nicht durchweg. Sie tun 
dies selektiv. Sie nehmen zu den Dingen Stellung, 
die Ihnen besser passen als andere. Wenn auch an pj 
dieser Stelle die Folgerichtigkeit, zum zweiten Mal 
also, durchbrochen wird, dann kommt eben an der 
dritten Stelle, wo dieses Haus mit seiner Mehrheit 
dank Gesetz die Konsequenz aus diesen Erkennt- 
nissen zu ziehen hat, wieder ein Bruch hinein, wie- 
der machen sich die einzelnen Dinge unabhängig 
von den Gesamtzusammenhängen. Die Einzelheiten 
sind dann in sich vielleicht ganz vernünftig disku- 
tiert, nur fehlt der Boden unter den Füßen. 

Man könnte dies z. B. an drei Stellen belegen. 
Lassen Sie mich das im Eilgalopp sagen. 

Das erste ist die Ziffer 16, verehrter Herr Bun- 
deswirtschaftsminister. Da heißt es — ich zitiere nur 
einen Satz — : 

In ihrem Kern waren die Besdiäftigungsproble- 
me längst angelegt, bevor es zu einer Re- 
zession kam. 

Hierzu sagen Sie gar nichts. Indem Sie hier Ihre 
Argumente und die ganze Wahrheit verschweigen, 
machen Sie sich natürlich mitschuldig daran, daß wir 
nicht folgerichtig Ursachen, Weg und Mittel disku- 
tieren können. 

Das zweite — auch dies kürzer, als es geboten 
wäre — : Der Sachverständigenrat spricht von den 
Lücken an Investitionen und Arbeitsplätzen. Er 
spricht auch von den materiellen und immateriellen 
Schäden, vom Vertrauensverlust. Von der Abtei- 
lung immaterieller Schäden sprechen Sie überhaupt 
nicht, und aus der Abteilung materieller Schäden 
nehmen Sie das heraus, was Ihnen paßt. Wenn man 
sich die Begründung des Jahreswirtschaftsberichts 
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(A) etwa zur Steuererhöhung anguckt, stellt man fest, 
daß da nur von der Sanierung des Haushalts die 
Rede ist. Ich habe schon davon gesprochen. Aber es 
gibt doch wohl noch ein paar andere Probleme, die 
man in dieser Situation erörtern müßte, bevor man 
in diesem Ausmaß die Steuern erhöht. 

Und das dritte: Sehen Sie sich einmal an, was der 
Sachverständigenrat über Europa sagt und was der 
Jahreswirtschaftsbericht daraus macht. Das kann 
man nur kläglich nennen. Gleichwohl — und dies 
muß ich eben mal loswerden — würde ich dem Gra- 
fen Lambsdorff empfehlen, doch wenigstens diese 
Passage zu lesen. Ich empfehle ihm auch, das Kom- 
munique aus Paris über die Notwendigkeit, Europa 
wiederzubeleben, zu lesen, und ich empfehle ihm, 
das zu lesen, was die Europäische Gemeinschaft mit 
Zustimmung der Bundesregierung über die Miß- 
stände in Europa gesagt hat. 

Ich sage dies deshalb, weil Sie so freundlich wa- 
ren, in einer Vordebatte mit mir polemisch festzu- 
stellen — ich zitiere Sie aus Ihrem Pressedienst vom 
8. Februar — : „Ich will nicht die positiven Ansätze 
der Erklärung des Dr. Barzel leugnen" usw. Dann 
wird kritisiert, daß ich vom „Torso der Europäischen 
Gemeinschaft" gesprochen hätte, und dann schreibt 
Graf Lambsdorff: „Der Bereich der Wirtschaft ist fast 
der einzige, wo Europa wirklich funktioniert." — 
Graf Lambsdorff, wenn Sie mit mir polemisieren 
wollen, empfehle ich Ihnen, den Hut abzusetzen, be- 
vor Sie so etwas diktieren — oder abzeichnen. Denn 
hiervon kann kein Wort wahr sein. Ich kann Ihnen 
eine ganze Sammlung nicht nur von Zitaten, sondern 
auch von Dokumenten vorlegen, z. B. den Satz: „Die 
Gemeinschaft war unfähig, gemeinsam konstruktive 
Antworten auf die mit der Krise zusammenhängen- 
den Fragen zu finden." Wenn ich Sie jetzt fragte, 
ob es eigentlich eine europäische Wirtschaftspolitik 
gibt, müßten Sie sagen: Nein, es gibt Harmonisie- 
rungsbemühungen und nicht mehr. 

Indem die Bundesregierung die Zusammenhänge 
löst, darf es sie nicht wundern, daß die Einzelheiten 
aus den Fugen des Zusammenhalts geraten und wir 
dann eben leider feststellen müssen, Herr Bundes- 
wirtschaftsminister: Wir haben nicht eine in sich 
schlüssige Ökonomische Politik, die die Basis für alle 
anderen Politiken ist, die ja nur das verteilen kön- 
nen, was wir vorher erwirtschaftet haben. Wir haben 
keine Folgerichtigkeit im Wandeln auf dem Wege 
von den Ursachen zu den Zielen, sondern wir haben 
Einzelpolitiken. Insofern brauchen wir uns nicht zu 
wundern, wenn dann die Wirtschaftskraft weder 
ausreicht, mit den Renten richtig fertig zu werden 
noch mit der Vollbeschäftigung noch mit den Preisen 
noch mit den Chancen junger Menschen noch mit 
den Reformen noch mit den Steuern noch mit dem 
Haushalt. 

Wie soll auch, so ist nun zu fragen, — das ist der 
dritte Punkt bei dieser Folgerichtigkeitsschelte — 
eine rationale, folgerichtige Wirtschaftspolitik ent- 
stehen, solange der Konsens der Koalition weder 
ausreicht, eine kritische Lage zuzugeben, noch aus- 
reicht, deren Ursachen zu erkennen, noch deutlich 
zu sagen, wie man sie beseitigen will. Die Tatsachen 
zwingen doch dazu, im Gegensatz zu der Schön- 


rednerei der Koalition von einer kritischen Lage zu 
sprechen. Denn den Maßstab für die Wirtschafts- 
politik bestimmen wir nicht freihändig, sondern den 
bestimmen die Gesetze, also auch das Gesetz über 
Stabilität und Wachstum, und das heißt: Vollbe- 
schäftigung, stabile Preise, wirtschaftliches Wachs- 
tum und außenwirtschaftliches Gleichgewicht. Die 
tatsächlichen Daten sind davon alle weit entfernt. 

Ich möchte gern noch einiges sagen, was hinzu- 
kommt, nämlich daß die deutsche Volkswirtschaft 
100 Milliarden DM in den letzten Jahren nicht in- 
vestiert hat, die sie eigentlich hätte investieren müs- 
sen. Hinzu kommen: die öffentliche Verschuldung; 
die unzureichende Ausbildungs- und Arbeitsfür- 
sorge für die geburtenstarken Jahrgänge; der trau- 
rige und einmalige europäische Rekord, daß hier- 
zulande ein Viertel der Hauptschüler ohne Abschluß 
die Hauptschule verlassen-, der Rekord der Kon- 
kurse. Kommen Sie mir nicht damit, daß es immer 
welche gegeben hat. Natürlich; aber nicht so viele. 

Das Entscheidende ist, daß wir von 1966 bis 1970 
einen Überschuß bei den Anmeldungen gegenüber 
den Abmeldungen von Selbständigen von ungefähr 
15 000 hatten und seither einen Überschuß bei den 
Abmeldungen gegenüber den Anmeldungen haben 
und daß die Lust junger Menschen, sich selbständig 
zu machen — fragen Sie jeden Handwerkskammer- 
präsidenten — , sinkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben den abnehmenden Wettbewerb bei zu- 
nehmender Konzentration zu beklagen. Wir haben 
die Überforderung unserer Volkswirtschaft zu be- p) 
klagen; die mit einer einzigen Zahl bewiesen werden 
soll: Der Anstieg des nominalen Bruttosozialpro- 
dukts von 1970 bis 1976 betrug 65 Vo, der Anstieg 
des realen Bruttosozialprodukts im selben Zeitraum 
15 Vo. Muß man mehr dazu sagen, um die Über- 
forderung zu beweisen? 

Sie haben also trotz all Ihrer Programme hohe 
Staatsdefizite, hohe Arbeitslosigkeit, kein richtiges 
Wachstum und eine Krise der Sozialversicherung. 
Wenn man aber nun den Kanzler hört, gibt es über- 
haupt kein binnenwirtschaftliches Problem. Wenn 
man seiner Regierungserklärung folgt, für die eben 
auch der Wirtschaftsminister, Herr Kollege Fride- 
richs — ich komme noch darauf — die Verantwor- 
tung trägt, zumindest für den wirtschaftspolitischen 
Teil, dann sind schuld an allem — ich zitiere — „die 
Auswirkungen der Weltrezession"; entscheidend 
sei, „ob es der Weltwirtschaft gutgehe oder nicht". 

Das ist bis in die letzten Tage so. Am 17. Februar 
sagte der Kanzler im „Stern": „Es gibt keine deut- 
sche Arbeitslosigkeit, sondern Weltarbeitslosigkeit." 

Auf die Frage; „Was wollen Sie eigentlich tun?" 
sagt er: „Ich setze meine Hoffnung auf die Koope- 
ration der wichtigsten an der Weltwirtschaft betei- 
ligten Staaten." Verehrte Damen und Herren, wenn 
das so wäre, so wäre doch zu fragen, warum der 
Kanzler, nachdem er ein halbes Jahr im Amt ist, 
noch nicht in Washington war, um mit Präsident 
Carter zu sprechen. Die Wahrheit ist eben ganz an- 
ders, die Ursachen wirken nicht nur von draußen 
herein, es gibt auch hier Gründe. Sie überwiegen. 
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(A) Warum sonst würden Sie 16 Milliarden DM für den 
binnenwirtschaftlichen Bereich auf den Tisch legen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine andere Ursachenanalyse gibt der Sachverstän- 
digenrat, wieder eine andere finden Sie im Jahres- 
wirtschaftsbericht. Wenn Sie sich die Mühe machen, 
das durchzulesen, was die Europäische Gemeinschaft 
mit Zustimmung dieser Bundesregierung als Viertes 
mittelfristiges Wirtschaftsprogramm der Gemein- 
schaft vorlegt, so finden Sie dort einen Teil der 
Ursachen klar beschrieben. Da ist auch gesagt, was 
jetzt gemacht werden müßte. 

Nur, verehrte Damen und Herren, regieren heißt 
nach einem französischen Wort auswählen: Welche 
Wahrheit von den vielen wählen Sie aus? Welche 
Ursache geben Sie uns an, damit wir diskutieren 
und sagen können: Diese Ursache meinen wir auch? 
Wir hätten dann bald auch ein gemeinsames Ziel und 
könnten uns vielleicht noch über die Mittel streiten. 
Das wäre eine rationale Wirtsdiaftspolitik in einer 
parlamentarischen Demokratie, aber davon sind wir 
weit entfernt. Angeboten wird das Durcheinander 
von Wahrheiten, und das kann man dann auch die 
Unwahrheit nennen. 

Der Jahreswirtschaftsbericht — ich komme wegen 
der Rede des Finanzministers Apel von heute mor- 
gen darauf zurück — hat unter Ziff. 2, vorne in der 
Zusammenfassung schnell zu finden, die kühne Be- 
hauptung auf gestellt, wir hätten eine „günstige Ko- 
stenentwicklung". Und der Kollege Apel hat dann 
hier eine Zahlenreihe genannt, für die er das aus- 
gewählt hat, was ihm paßt; das andere hat er ein 
bißchen weiter nach hinten gerückt. Verehrte Damen 
und Herren, bei schwankenden Begriffen stimmt für 
einen Teil der Statistik des Jahres 1975 das, was 
Sie sagen, aber schon in diesem Jahr sind wir mit 
den Lohnstückkosten weiter vorne. So ist Ihre Aus- 
sage im Vergleich mit anderen Ländern unrichtig, 
sie ist insgesamt falsch. Nennen Sie mir irgendeinen 
ausländischen Besucher, der unser Land billig findet! 
Nennen Sie einen Investor, der unsere Kostenlage 
günstig findet! Wir sind mit den Kosten sehr, sehr 
weit vorne, auch mit der Besteuerung der Unter- 
nehmen. 

Nicht einmal in einer solchen Frage herrscht Klar- 
heit. Ihren Zuruf von heute morgen, Herr Wolfram, 
wir seien wettbewerbsfähig, bestreite ich nicht. Wir 
sind es noch. Wenn wir aber hier über die Ur- 
sachen sprechen, und wir sagen, die Kosten seien zu 
hoch, und Sie sagen, wir seien besonders kosten- 
günstig, dann ist es natürlich nicht möglich, hier zu 
einer rationalen Politik zu kommen, der auch wir zu- 
stimmen könnten. 

Betrachten Sie es einmal von einer anderen Seite 
her: Sicher gibt es gute Gründe, jetzt in den USA zu 
investieren. Gewiß muß auch irgendwann die Pro- 
duktion dem Markt folgen. Sind das aber wirklich 
alle Gründe, die viele veranlassen, jetzt draußen 
mehr zu investieren als hier? Ob da Arbeitsplätze 
direkt exportiert werden, wollen wir hier nicht dis- 
kutieren, aber ganz sicher, Graf Lambsdorff, werden 
im Ausland mehr industrielle Arbeitsplätze neu ge- 
schaffen als im Inland. Ich will das nicht schelten. 


wüßte aber gern die Ursache dafür; denn die Wahr- 
heit ist doch — ich zitiere die „Zeit" — , daß Erwei- 
terungsinvestitionen hier von 1970 bis 1976 von 19 
auf 6 Milliarden DM zurückgingen, während die In- 
vestitionen draußen zugleich um 25 ®/o Zunahmen. 

Nun wundern Sie sich im Anblick mangelnder Be- 
schäftigung und Arbeitslosigkeit, daß hier zu Hause 
zu wenig funktioniert; daß die Investitionen fehlen. 

Sie haben doch die Investoren durch Ihre Politik be- 
straft. Sie haben doch seit 1970 Investitionen be- 
wußt zurückgedrängt. Statt die Entwicklung aufzu- 
halten und mit dem Blick auf die Zukunft zu än- 
dern, haben Sie Investitionen erschwert, z. B. 1970 
und 1973 durch die Aussetzung der degressiven Ab- 
schreibung, durch die unverständliche Investitions- 
steuer, durch die Aussetzung des § 7 b, durch die 
Erhöhung und Nichtabsetzbarkeit der Vermögen- 
steuer. 

(Reuschenbach [SPD]: Ihre Leute haben da- 
mals gesagt, wir müßten schärfer bremsen!) 

— Verehrter Herr Reuschenbach, ich verstehe gut, 
daß Sie sich jetzt melden. Ich freue mich immer, 
wenn ich Sie höre, wie Sie wissen. 

Ich möchte nur sagen, nachdem ich diese drei 
Punkte von mangelnder Folgerichtigkeit behandelt 
habe: Rational ist diese Politik nicht! Statt zu sehen, 
zu erkennen und folgerichtig sowie in Zusammen- 
hängen zu handeln, macht man bei dieser Politik — 
es tut mir leid, das sagen zu müssen — partiell die 
Augen zu, und statt sein Handeln konkret von der 
Ursache auf das Ziel zu richten, statt sich an den 
Daten auszurichten, nimmt man eine Wünschelrute. 
Mit der Wünschelrute sucht man aber nicht nach ^ 
Bodenschätzen, sondern man benutzt sie wie einen 
Stock, um im Nebel den richtigen Weg zu staken. 
Das erinnert an jemanden, der mit Baldrian gegen 
eine Blinddarmentzündung vorgeht. Weder ersetzt 
ein Beruhigungsmittel eine Operation, noch führt 
eine Operation zur Beruhigung. Die Folgerichtigkeit 
von Ursache und Wirkung ist gefragt, Herr Minister, 
und logische Konsequenz in den Punkten, die Sie 
nennen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Graf 
Lambsdorff? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Barzel, 
sind Sie sich darüber im klaren, daß Sie eine gefähr- 
liche Konfrontation aufbauen, wenn Sie hier einen 
Gegensatz zwischen, wie ich finde, wünschenswerten 
Investitionen im Ausland und deshalb vernachlässig- 
ten Investitionen im Inland konstruieren? Und sehen 
Sie nicht, daß die Auslandsinvestitionen die Vor- 
stationen für die weitere Förderung des deutschen 
Exports und damit für die Sicherung heimischer Ar- 
beitsplätze sind? 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD — 

Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht das 
Thema!) 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Graf Lambsdorff, haben 
Sie nicht gehört, daß ich gesagt habe, die Produktion 
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müsse natürlich dem Markt folgen, und es sei jetzt 
günstig und vernünftig, aber es sei doch zu fragen, 
warum dies zu diesem Zeitpunkt in dieser Kumu- 
lation geschehe? Dies war meine Frage, und darauf 
wollen wir eine Antwort. Dann finden wir uns viel- 
leicht. Es muß doch noch erlaubt sein, zu fragen, 
auch nach Ursachen zu fragen, Graf Lambsdorff. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das ist logisch: eines nach dem anderen, erst die 
Frage, dann die Antwort. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine zweite Zwischenfrage? 

Dr, Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Barzel, 
können Sie mir zustimmen, daß mindestens ein ganz 
entscheidendes Motiv für die jetzt vorgenommenen 
Auslandsinvestitionen darin liegt, daß die Wäh- 
rungsrelationen sich nach dem hartnäckigen Vertei- 
digen falscher Wechselkurse durch von Ihnen getra- 
gene Regierungen jetzt vernünftig darstellen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dr, Barzel (CDU/CSU): Ich würde den Blick auf 
die Vergangenheit gerne weglassen. Ich möchte Sie 
einladen, in meinem Satz das Wörtchen „zur Zeit" 
zur Kenntnis zu nehmen. Ich habe gesagt, warum 
es zur Zeit günstig ist. Es ist ganz klar, daß dies 
gemeint ist. 

Es wäre sicher günstig, wenn wir uns in diesem 
Hause einmal entschließen könnten, eine Ursachen- 
(B) analyse zu machen, uns über die Gründe der Lage 
zu verständigen, damit wir uns hier nicht in vielen 
Politiken verzetteln. Dazu müssen natürlich auch 
wir einen Beitrag leisten. Deshalb sage ich Ihnen 
mit großer Offenheit: Wir erkennen sehr wohl, daß 
die deutsche Volkswirtschaft und die deutsche Wirt- 
schaftspolitik auch durch neue Bedingungen, neue 
Erkenntnisse und neue Erwartungen herausgefordert 
sind. Wir verkennen nicht weltwirtschaftliche Ver- 
flechtungen und europäische Probleme, Struktur- 
probleme, Zahlungsbilanzprobleme und andere*, 
dies alles verkennen wir nicht. Wir verkennen auch 
nicht, daß nicht eine immerhin beachtliche Wirt- 
schaftstätigkeit im vergangenen Jahr automatisch 
zur Vollbeschäftigung geführt hat. 

(Hört! Hört! bei der FDP) 

Dies alles übersehen wir nicht. Wir übersehen aber 
auch nicht, daß es neue Erwartungen gibt; nämlich 
viele wären schon ganz zufrieden, wenn es so bliebe. 

Nur, wenn wir dies einräumen und wir über den 
Anteil dieser Ursachen diskutieren wollen, damit 
wir auch den Anteil der Wirkungen und Wege für 
die Zukunft feststellen können, dann müßten Sie 
natürlich den Mut haben — vielleicht kommt jetzt 
von Ihnen jemand herauf und wird diesen Mut ha- 
ben — , einmal die hausgemachten, größeren Anteile 
der Malaise zu beschreiben, die wir hier haben. 

Ich will es mir jetzt versagen, dies alles noch ein- 
mal aus der Vergangenheit zu rekapitulieren. Die 
Lage ist im Ergebnis jetzt: Die Quelle, die das alles 
speist, ist die Wirtschaftskraft. Sie ist überfordert. 


Sie haben ihr nicht nur zuviel entnommen. Sie ha- 
ben zugleich durch zu hohen Staatsanteil und durch 
Pläne wie z. B. die zur Investitionslenkung in die 
Quelle noch Dreck und Sand geworfen. Nun stehen 
Sie da und wundern sich: Warum die Quelle nicht 
kräftiger sprudelt und noch mehr hergibt. 

Wenn Sie auf dem Weg der Suche nach den Ur- 
sachen sind, dann würde ich gerne zunächst mit dem 
Blick auf diese Seite, vor allem auf den Grafen 
Lambsdorff, einen Punkt nennen, über den zu dis- 
kutieren sein wird. Ich zitiere einen Satz aus Ihrer 
vorletzten wirtschaftspolitischen Rede vom 20. Ja- 
nuar dieses Jahres. Sie sagten — ich zitiere mit 
Genehmigung der Frau Präsidentin — : 

In den letzten zehn bis zwölf Jahren haben wir 
zuviel an marktwirtschaftlichen Entwicklungen, 
an marktwirtschaftlichen Funktionsabläufen de- 
montiert, sie manipuliert, in sie eingegriffen. 

Graf Lambsdorff, Sie regieren im achten Jahr gegen 
uns. Also ist klar, wo ein Stück dieser Schuld liegt. 

Ich halte fest, den wirtschaftspolitischen Sprechern 
der FDP ist klar, daß sie nach eigenen Worten De- 
montage, Manipulation und Eingriffe in die Markt- 
wirtschaft mit zu verantworten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Zweite: Ich habe hier, Herr Bundesfinanz- 
minister, die Nachrichten Ihres Ministeriums vom 
21. Januar, wo Sie offenbar in einer Kontroverse 
mit einem Parteifreund in Hamburg — gemeint ist 
Herr Nölling — sich zu dessen Vorschlägen erklä- 
ren. Da sagen Sie, Herr Kollege Apel — ich zitiere 
wörtlich — : (D) 

Die Forderungen des Orientierüngsrahmens 85 
der SPD finden sich wieder 

— gemeint ist: in der Regierungserklärung — 

bis auf unsere Forderung auf Investitionsmelde- 
stellen. 

Verehrte Damen und Herren, da wird es noch 
manche Fragen zu besprechen geben, wenn hier die 
Beratung des Strukturberichts ansteht und wir un- 
sere Behauptung wiederholen, daß da ein Pferdefuß 
gegen die soziale Marktwirtschaft ist. Dies ruft uns 
auf den Plan. Auch das, was unlängst der Kollege 
Roth dazu im „Capital" gesagt hat — ich zitiere 
jetzt sinngemäß — : Demokratischer Sozialismus sei, 
schrittweise das Mögliche und Nötige zu tun. Dies 
sei eben der Anfang dessen, was notwendig sei. Also 
der Weg zur Investitionslenkung! Wir haben dies 
zur Kenntnis genommen als einen Anschlag, der 
nicht nur manipuliert, sondern in den Kern sozialer 
Marktwirtschaft hineinstößt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer so etwas sagt, Herr Kollege, der hätte sich 
nicht heute morgen künstlich über den Kollegen 
Köhler aufregen i:ollen. Der hat einen Vorschlag 
gemacht, der bei uns kritisiert und diskutiert wird. 

Wir sind nicht alle seiner Meinung. Wir diskutieren 
das. Nachdenken wird doch noch erlaubt sein. 

Ich habe hier ein naeres Papier, wo Sie, Graf 
Lambsdorff, einem unserer Kollegen — ich sage gar 
nicht, wer das ist — die Höflichkeit hatten zu sagen. 
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er habe ein Brett vor dem Kopf. Dann zitieren Sie 
dort den Bundespräsidenten; 

Wenn jeder Denkanstoß zu den großen Proble- 
men unseres Landes so behandelt wird, dann 
wird bald niemand mehr die Lust haben, sich 
den Kopf darüber zu zerbrechen. 

Das wird dann auch für die gelten, die kein Brett 
vor dem Kopf haben, aber dies nur deshalb, weil 
die Sache mit Splitter und Balken bei Ihnen noch 
nicht ganz angekommen ist, Herr Kollege Lambs- 
dorff. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 

Dr. Kohl [CDU/CSU]; Kein Brett vor dem 
Hirn, aber ein Kirchenpapier in der Tasche!) 

— Genügt ja auch, Herr Kohl. 

Verehrte Damen und Herren, die Wirtschaftskraft 
ist also überfordert, die Steuerzahler sind überfor- 
dert. Sie wollten ja einmal probieren, wie weit die 
Belastbarkeit geht. Die Beitragszahler sind über- 
fordert. Die Bürger fühlen sich überfordert, wenn sie 
Politikern glauben sollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU; Und die Regie- 
rung ist überfordert I) 

— Die Regierung ist offenkundig überfordert. Sie 
kannte, wie die Rentendebatte erwies, nicht einmal 
ihre eigenen Zahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Herr Kohl ist überfordert!) 

CB) 

Unsere Probleme — um dies noch zu sagen — be- 
gannen vor der Ölkrise und bevor sich die welt- 
wirtschaftlichen Probleme ergaben. Die Ölkrise hat 
sie nicht bewirkt, sie hat sie ausgeweitet, verschärft 
und vertieft. Unsere Probleme sind — wie der Sach- 
verständigenrat früher gesagt hat — seit langem 
im Inland angelegt. Deshalb, meine Damen, meine 
Herren, zitiere ich noch eine andere Stelle aus einem 
Gutachten des Sachverständigenrates: 

Der marktwirtschaftlichen Ordnung wird als 
Versagen angelastet, was Ausdruck ihrer Über- 
forderung ist. 

Es ist Gift, wenn auch der Vorsitzende der SPD nach 
neuen Instrumenten fragt. Verehrte Damen und Her- 
ren, unsere Probleme sind vorher entstanden. Dies 
muß hier gesagt werden. 

Sie, Herr Wolfram, fragen — es war Ihr Recht, 
so zu fragen, und ich freue mich, daß Sie mir nun 
den größeren Teil Ihrer Aufmerksamkeit zuwen- 
den — : Was müßte man eigentlich tun, um das zu 
überwinden, durch weldie bessere Politik könnte 
man zu besseren Ergebnissen kommen? Wir wollen 
nicht nur kritisieren und anklagen. Es ist unser aller 
Interesse, durch eine bessere Wirtschaftspolitik zu 
mehr Wirtschaftskraft und dadurch zu mehr Chan- 
cen für junge Menschen zu kommen und den Rent- 
nern und Arbeitslosen nicht nur durch Worte beizu- 
stehen. 

Wir brauchen eine klare Ordnungspolitik, einen 
Stopp der Kostenexplosion, mehr Elastizität, die 


Stärkung aus der Substanz und eine Wirtschafts- 
Politik der Europäischen Gemeinschaft. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das sind 
doch Allgemeinplätze!) 

— Herr Wolfram, nun stellen Sie sich einmal vor, 
Sie würden jetzt hierherkommen und für die sozial- 
demokratische Bundestagsfraktion oder gar — 
welch kühner Gedanke — für die Koalition sagen 
können; Wir erklären hiermit, in diesem Jahr gibt 
es weder zusätzliche Kosten noch zusätzliche Vor- 
schriften. Das wäre eine hervorragende Erklärung. 
Die würde z. B. helfen. 

(Zuruf des Abg. Reuschenbach [SPD]) 

— Ich sage Ihnen, Herr Reuschenbach, diese Inve- 
stitionshemmnisse Mangel an Klarheit und Mangel 
an Vertrauen wird, so fürchte ich, diese Koalition 
nicht mehr überwinden können. Da wird, so glaube 
ich, erst eine neue Regierung das Mögliche und 
Nötige tun können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Barzel, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kolle- 
gen Reuschenbach? 

Reuschenbach (SPD): Herr Kollege Dr. Barzel, 
meinten Sie es wirklich ernst mit dieser Empfehlung 
„Stopp aller Kosten", und ist Ihnen klar, was das 
für Konsequenzen in bezug auf die Tarifautonomie 
hat? 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Aber verehrter Herr Kol- 
lege Reuschenbach, daß ich natürlich immer den 
Bereich meine, den die eigene Verantwortung und 
Kompetenz abdeckt, sollte klar sein. Ich verlange 
nicht von Ihnen eine Erklärung auch für uns. Keine 
staatliche Stelle kann in einer freien Ordnung eine 
Erklärung abgeben, die etwa die Tarifpartner be- 
schränkt. Das, glaube ich, sollte klar sein. Diese 
Unterstellung sollten Sie eigentlich, wenn ich hier 
spreche, nicht machen, Herr Reuschenbach. 

Vizepräsident Frau Funcke; Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine zweite Frage des Herrn Abgeordneten 
Reuschenbach? 

Reuschenbach (SPD): Herr Kollege Barzel, könn- 
ten Sie uns ganz präzise für den Bereich, den Sie 
eigentlich meinen, sagen, an weicher Steile — im 
Gegensatz zur Politik der Koalition — ein Stopp 
möglich und notwendig ist? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dr, Barzel (CDU/CSU): Ich bin doch gerade dabei, 
dies zu tun, Herr Reuschenbach. 

(Zuruf von der FDP: BAföG!) 

Wenn Sie sagten; Wir wollen keine weiteren Ko- 
sten, könnten Sie z. B. auf unseren Vorschlag zu- 
rückgreifen, die ertragsunabhängigen Steuern zu 
senken. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 
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(A) — Da sagen Sie „aha". Es hochinteressantr daß 
Sie das sagen. Dies ist doch auch ein Stückchen im 
Programm dieser Regierung. Sagen Sie dazu audi 
„aha"? 

(Dr. Steger [SPD]: Sehr abgewogen!) 

Das wird noch eine interessante Debatte über die 
VermÖgensteuer geben. Dies sehe ich schon. Ich 
will ^ mir jetzt versagen, einfach zu sagen: Eine 
Deckung ist auf dem Wege möglich, der vom Bun- 
deswirtschaftsministerium einmal vorgeschlagen 
wurde. Es wurde damals gesagt, im Wege des Haus- 
haltsvollzugs könne man 4 Milliarden DM einspa- 
ren. Dann könnten wir ja einen solchen Antrag 
hier direkt auf den Tisch legen. 

Ich will weiter gehen. Ich möchte uns alle ein- 
laden, nicht nur in statistischen Zahlen und in Sta- 
tistiken zu denken, sondern auch in der Dynamik 
wachsender WirtschaftskraH« Wenn diese nicht 
kommt, werden Sie auch mit zusätzlichen Steuern 
und zusätzlichen Beiträgen überhaupt nichts Zu- 
sätzliches bewirken, sondern nur weniger in allem. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, was notwendig ist, verehrter Herr Reuschen- 
bach, ist die dauerhafte Entlastung, die Stärkung 
der Substanz, wie ich es vorhin an Hand des Bildes 
von dem Baum zu verdeutlichen veusuchte. 

Das andere ist die Herstellung von Elastizität. 
Ich habe dazu und zu der Stärkung der Substanz 
schon einiges gesagt. Ich muß jetzt auf meine Rede- 
zeit achten. 

(B) Ich möchte gern zur WIrtschaltspolittk der Euro- 
päischen Gemeinschaft, nachdem ich sie vorhin kri- 
tisch erwähnte, noch ein paar Worte sagen. Herr 
Bundeswirtschaftsminister, wir begrüßen es mit gro- i 
ßem Nachdruck, daß Sie, wie wir hören, zusammen 
mit Frankreich mit dem Blick auf eine gemeinsame 
Wirtschaftspolitik eine neue Anstrengung machen 
wollen. Keiner sagt, daß dies eine leichte Aufgabe 
istr Es wird aber wohl auch keiner sagen, daß diese 
Aufgabe nicht notwendig sei. Abo sollte man ihre 
Lösung angehen. Bei aller untenschiedlichen Pro- 
blemläge in der Gemeinschaft sollte man, wie ich 
meine, doch einmal prüfen, ob man nicht z. B. ver- 
suchen könnte, sich wenigstens über Ziele zu ver- 
ständigen — bei allem Freisein in den Methoden, 
diese Ziele, auf die man sich* verständigt, zu errei- 
chen. Man sollte versuchen, sich tn der Geld- und 
in der Kreditpolitik und über den Umfang und die Fi- 
nanzierung von Defiziten zu verständigen. Man sollte 
— entsprechend dem Tindemans-Bericht — „Fort- 
schritte in der Wirtschafts- imd Wähnmgspolitik 
unter einzelnen Staaten im Rahmen des Gemein- 
schaftsrechts** vollziehen. Dies sind ein paar kon- 
krete Punkte, zu denen wir gerne etwas hören 
würden. 

Verehrte Damen und Herren, ich will, wie gesagt, 
nicht nur zur Sache, sondern auch von der Sache 
her sprechen. Ich «sagte vorhin, daß sich in Brokdorf 
und am Sonntag auch Fragen stellten, die nicht 
mehr nur materieller Art sind, die, wie wir gestern 
gesagt haben, „jenseits von Angebot imd Nach- 
frage" liegen. Ich habe dazu aufgefordert, die Fra- 
gen „Wachstum — wozu?" und „Fortschritt — wo- 
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für?" zu beantworten. Wenn Fragen wie die des (C) 
Umweltschutzes immer mehr in das Zentnim des 
politischen Bewußbeins treten, müssen wir hier alle 
miteinander die Wahrheit sagen. 

Diese Wahrheit heißt: Wenn wir in der Welt, wie 
sie ist, weiter Frieden wollen, wenn wir weiter so- 
ziale Sicherheit wollen, wenn wir hier weiter Erfolg 
im Kampf gegen Hunger und Not haben wollen, 
brauchen wir für eine menschlichere Welt, für eine 
Zukunft mit menschlichem Antlitz Wachstum. Wir 
brauchen dieses Wachstum diesseits der ökologi- 
schen Grenze. Ich meine aber, wir sollten unsere 
Technik auffordem, diese Grenze hinauszuschieben. 
Dann gibt es schon wieder einen Anreiz nicht nur 
für Wissenschaft, sondern auch für wirtschaftliche 
Tätigkeit. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Barzei (CDU/CSU) : Gern, Frau Präsidentin! 

Dr. Steger (SPD): (Herr Kollege Barzei, sind Sie 
sich dessen bewußt, daß Sie soeben eine ganze 
Reihe von zusätzlichen Kostenfaktoren für die Wirt- 
schaft aufgezählt haben, Faktoren, die jedenfalls 
dann Kostenfaktoren sind, wenn man in Ihrer stati- 
schen Betrachtungsweise verbleibt? Umweltschutz, 
mehr soziale Sicherheit — das kostet ja zunächst 
einmal alles Geld. Sie haben vorhin doch aber einen 
Stopp der Kosten gefordert. 

0 » 

Dr. Barzei (CDU/CSU): Verehrter Herr Kollege, 
manchmal gelingt es einem nicht, sich so auszu- 
drücken, wie man es wollte. Manchmal hat man 
sich aber so ausgedrückt, und ein anderer hat es 
mißverstanden oder mißverstehen wollen. Sie un- 
terstellen mir eine statische Betrachtungsweise. Ge- 
nau gegen diese habe ich mich hier vor drei Minuten 
einzulassen versucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herrmi, ein anderer Punkt 
kommt hinzu, der ebenfalls in die Debatte gehört: 

Es wird das Recht auf Arbeit gefordert. Ich möchte 
keinen Zweifel daran lassen, daß ich dieses Recht 
bejahe. Wer aber dieses Recht bejaht, muß auch 
die Pflicht bejahen, die diesem Recht entspricht. 
Dann, wenn z. B. — und ich will dies aussprechen — 
ein Arbeitsloser, dem eine Steile angeboten wird, 
erklärt: „Für die 200 Mark arbeite ich nicht", wenn 
er also die Hilfe der Allgemeinheit auf Dauer als 
einen selbstverständlichen Sockel seiner Existenz- 
vorsorge betrachtet, ist dies eine Frage an den Ge- 
meinsinn und die Solidarität derer, die für diese 
200 Mark arbeiten. Anders herum: Wir müssen da- 
für sorgen, die ganz überwiegende Mehrheit ar- 
beitswilliger anständiger Mitbürger vor den weni- 
gen Schmarotzern auch insoweit in Schutz zu neh- 
men, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf diesem Gebiet Ordnung zu schaffen scheint 
mir ein dringliches Gebot zu sein, und das wäre 
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^ sicherlich wichtiger als eine drastische und plötz- 
lidie Verkürzung der Arbeitszeit. Damit wir nidit 
wieder von einer falschen Fragestellung ausgehen: 
Für die organische Verkürzung der Arbeitszeit sind 
sicher alle in diesem Hause, möglichst auch übrigens 
in diesem Hause selber. Meine Damen und Herren, 
hier helfen aber nicht „optische Tricks", und hier 
helfen auch nicht, um Müller-Armack zu zitieren, 
„kosmetische Operationen". Damit ändert man keine 
Tatsachen. Wer einfach global die Arbeitszeit ver- 
kürzt, schafft damit nicht mehr Arbeitsplätze, son- 
dern verkleinert den Kuchen, von dem dann alle 
noch mehr haben sollen. Dies geht nicht. Ich möchte 
ausdrücklich sagen, Herr Bundeswirtschaftsminister, 
daß Ihre Ausführungen hierzu bei mir Zustimmung 
gefunden haben. 

Herr Bundeswirtschaftsminister, ich möchte, da 
wir hier eine Wirtschafts politische Debatte 
führen, noch ein Wort an Sie richten. Bei aller Wert- 
schätzung, der Sie sich, was ich nicht leugne, weit- 
hin erfreuen, können wir nicht übersehen, daß Sie 
die volle Verantwortimg 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

für die grundlegende Wirtschaftspolitik dieser Re- 
gierung — also auch für die unzureichende Regie- 
nmgserklärung, auch für das, was Ihr Kanzler ge- 
legentlich hier sagt; ich habe einiges davon zitiert 

— tragen. 

Ihr Konto belastet aber, und zwar nicht nur aus 
unserer Sicht, auch dies; die Tatsache, daß es diese 
Koalition gibt, 

(ßi (Dr. Ritz [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

wie sie wirkt, zu welchen Ergebnissen sie führt. 
Dies alles gehört zu Ihrer Verantwortung wie die 
Tatsache, daß die nicht zu leugnende Kraft, die 
von Ihnen ausgeht, zu 80 ®/o verschwendet wird, 
weil Sie Hemmnisse beseitigen müssen, statt stärker 
für die konstruktive Gestaltung verwendet zu wer- 
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Reuschen- 
bach [SPD]: Soll das ein Angebot sein?) 

— Jetzt schaue ich in Ihre Richtung, Herr Reuscheh- 
bach, damit Sie nicht meinen, Sie kämen zu kurz. 

Die Bundesregienmg und die Koalition können 
aber unseres Zuspruchs sicher sein, wenn sie sich 

— gegen Druck von drinnen und von draußen — 
allen Zumutungen kurzfristiger Konjunkturspritzen 
entgegenstellen. 

(Sehr gut! bei der FDP) 

Ich habe volles Verständnis für all die, die — z. B. 
mit dem Blick auf ihre arbeitslosen Kollegen — 
immer drängender sagen: Nim tut mal was. Nur, 
tut bitte nicht das Falsche, denn die kurzfristigen 
Programme heute würden unsere Problöme morgen 
und übermorgen nur erschweren; wir kämen in 
eine neue Inflation, und die würde neue Arbeits- 
losigkeit herbeiführen. 

Die draußen sollten sehen, was wir schon getan 
haben, sollten sehen, wie die Importe hier steigen 
und daß sich selbst ein gigantisches Programm hier 


höchstens mit plus 0,5 ®/o im Welthandel nieder- 
schlagen würde; das wäre mit einer heimischen 
Inflation zu teuer erkauft. 

Sie haben uns vor allem an Ihrer Seite — falls 
Sie dies wollen — , wenn Sie sich kraftvoll gegen 
alle Tendenzen zu einem gigantischen und utopi- 
schen Weltdirlgismus wenden, wie er sich jetzt zum 
Teil im Nord-Süd-Dialog erhebt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte das zusammenfassen: Der Jahreswirt- 
schaftsbericht stellt, übereinstimmend mit dem Sach- 
verständigengutachten, als das Hauptziel schlecht- 
hin heraus: Es muß wieder investiert werden. Hier 
fehlen die Folgerichtigkeiten, von denen ich sprach. 

Wir sind dafür, daß die Investitionen nicht nur ge- 
steigert, sondern furios angeregt werden, um das 
Ziel, von dem ich sprach — fast 2 Millionen Be- 
schäftigte zusätzlich — , zu erreichen. 

(Zuruf von der SPD: Was ist „furios" ?) 

— Furios ist, würde ich sagen, gewaltig, tempera- 
mentvoll vielleicht — dynamisch, Herr Kollege! 

Nun, meine Damen und Herren, es bleibt, nach- 
dem die Regierung diesd Ziele setzt, zu fragen: Was 
tut sie konkret, um diese Ziele durch eine rationale, 
folgerichtige ökonomische und soziale Giesamtpolitik 
zu erreichen? Wo bleibt der Beitrag des Haushalts 
zur Stärkung der Investitionen? Wo bleibt der Bei- 
trag der Steuerpolitik, die Anreize geben soll? Wo 
bleibt die Ermunterung der Investoren? Wo bleibt 
der Anreiz zur Leistung? Wie gesagt, Vertrauen ist ® 
die Hälfte der Konjunktur; also ist Unsicherheit Gift. 

Auf dem Wege der Koalition wird nicht das ent- 
stehen, was wir alle brauchen. 

Wie aber soll Mißtrauen abgebaut werden, wie 
soll Unsicherheit verschwinden, wie soll Vertrauen 
wachsen, solange eine Regienmg amtiert, die — es 
tut mir leid, dies sagen zu müssen - — die Rentner 
betrog, ihre eigenen Zahlen nicht kannte und sie 
dann wechselte wie die Hemden? Wer soll da noch 
glauben? 

Verehrte Damen und Herren! Früher hat man ge- 
sagt: Der Handel folgt der Flagge. Heute sagt man: 

Die Wirtschaft folgt der politischen Führung. Da es 
die politische Führung zur Zeit nicht gibt oder nicht 
ausreichend gibt, wird der nötige und mögliche Auf- 
schwung von einer neuen politischen Führung — 
sprich: von einer neuen Regierung — abhängen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

VIzepriaident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, der Ältestenrat war übereinstimmend der 
Meinung, die Debatte über diesen Tagesordnungs- 
punkt möge nach Möglichkeit bis 18 Uhr beendet 
; sein, und zwar mit Rücksicht auf die dann noch 
folgenden Tagesordnungspunkte. Wir alle, die hier 
gemeinsam Verantwortung tragen, haben die Bitte, 
daß alle folgenden Redner sich vielleicht an diesen 
Zeitrahmen halten. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lenders. 
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(A) Lenders (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Der Herr Kollege Barzel 
hat hier meiner Meinung nach das Kolossalgemälde 
mit dem Griff in viele Farbtöpfe nachgeholt, das 
wir heute morgen bei Herrn Strauß etwas vermißt 
haben. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wo ist 

denn Herr Strauß? — Weiterer Zuruf von 
der SPD: Schon wieder in Togo?) 

— Ich weiß nicht, wo er ist. 

Der Herr Kollege Barzel hat zwar zunächst einen 
sehr sachlichen Einstieg genommen. Er hat gesagt, 
wir befassen uns ja heute mit dem Gutachten des 
Sachverständigenrats. Er hat sich mit dem Vorschlag 
des Sachverständigenrats für ein Programm der 
wachstumspolitischen Vorsorge kurz beschäftigt. Er 
hat das Investitionsprogramm der Bundesregierung 
zur Struktur- und umweltpolitischen Vorsorge dage- 
gengestellt und behauptet, dieses Programm könne 
keine Wirkung haben. Von der Auseinandersetzung 
mit den Details dessen, was hier der Bundeswirt- 
schaftsminister vorgetragen hat, ist er aber sehr 
schnell abgegangen. Er hat sich in die großen Zu- 
sammenhänge von Geist und Geld verflüchtigt, hat 
eine Wirtschaftspolitik dargestellt, die seiner Mei- 
nung nach zur Hälfte aus Vertrauen und zur Hälfte 
aus steuerlichen Erleichterungen besteht, und ist 
dann doch wieder in die Vergangenheitsbewältigung 
eingestiegen. Er hat den Ursachenstreit aufgenom- 
men, den wir, Herr Kollege Barzel, ja nun eigentlich 
schon über mehrere Jahre hier in jeder haushalts- 
IPj und wirtschaftspolitischen Debatte führen. Ich 
meine, dieser Ursachenstreit führt im Grunde zu 
nichts und gibt den Menschen in unserem Land, 
auch denen, die arbeitslos sind, auf die Sie abge- 
hoben haben — und das ist ja unsere Sorge — , keine 
Antworten auf das, was jetzt und in Zukunft not- 
wendig ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will deshalb zu dieser Vergangenheitsbewäl- 
tigung nur einen Satz sagen. Sie haben wieder damit 
begonnen, daß Sie gesagt haben, alles, was heute 
an Schwierigkeiten auf dem Tisch liege, habe lange 
vor 1973, vor der Ölkrise, angefangen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja auch 
so!) 

— Nein, das ist nicht so! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sicher ist das so!) 

Das ist ja der Kurzschluß von Herrn Barzel. Wenn 
er sagt, das habe alles schon vorher angefangen, 
dann beginnt er wieder mit der Theorie der Ver- 
trauenskrise und erwähnt die sozialistischen Experi- 
mente, die da gemacht worden seien, die zu vielen 
Reformen und was dergleichen seit ewigen Zeiten 
alles auf den Tisch des Hauses gelegt wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

In Wirklichkeit ist es doch ganz anders gewesen. 
Herr Kollege Barzel, ich habe in diesen Tagen noch 
einmal nachgelesen, was unser leider verstorbener 
Kollege Klaus Dieter Arndt Ihnen Jahr für Jahr 1971, 
1972 und 1973 in den wirtschaftspolitischen Debatten 
darzulegen versucht hat, nämlich das, was an Über- 


forderung auch der Ressourcen etwa in der Bundes- ^ 
republik eingetreten ist, eben doch wesentlich aus 
dem zu groß geschneiderten monetären Mantel, den 
wir hier auf dem Hintergrund der rapiden Auswei- 
tung der Weltliquidität in jenen Jahren hatten, und 
aus der Bindung der DM-Wechselkurse an den 
Dollar zu erklären ist. Das war einer der wesentli- 
chen Hintergründe für die Ausweitung der Liquidi- 
tät, für den zu großen Mantel an Liquidität, der 
natürlich für gewisse Überforderungen, an denen 
alle beteiligt waren, Raum gegeben hat. Das ist 
doch der entscheidende Grund und nicht das, was 
Sie uns hier ständig politisch zur Befriedigung na- 
türlich des eigenen Selbstverständnisses und zur 
Rechtfertigung der eigenen Vorurteile vorführen. 

Das muß ich noch einmal mit aller Deutlichkeit sa- 
gen. 

Nun möchte ich diesen Rückgriff, diese Vergan- 
genheitsbewältigung wirklich verlassen. Der Bundes- 
wirtschaftsminister hat am 3. März in der Haushalts- 
debatte, und zwar auf Grund 4er Erfahrungen mit 
dieser Haushaltsdebatte, die sich nämlich im wesent- 
lichen wiederum mit Vergangenheitsbewältigung 
beschäftigte, gesagt: 

Meine Damen und Herren, wir müssen dazu 
kommen, statt Vergangenheit zu bewältigen, 
hier wirklich einmal eine zukunftsorientierte 
Debatte zu führen. Ich hoffe für den 24. März 
darauf. 

So sprach der Bundeswirtschaftsminister am 3. 
März. 

Meine Damen und Herren, zunächts einmal möch- fD> 
te ich festhalten — das scheint mir sehr wichtig zu 
sein, eben auch in bezug auf das, was Sie von der 
Regierung an Vertrauen und Rahmenbedingungen 
für weiteres Wachstum und Beschäftigung hier ge- 
fordert haben, Herr Kollege Barzel — , daß der 
Bundeswirtschaftsminister das, was er gefordert hat, 
für eine wirtschaftspolitische Debatte zu dieser Zeit 
und in dieser Situation für sich wahr gemacht hat. 

Er hat nämlich in diese Debatte zukunftsorientierte 
Aspekte unter dem Begriff einer Optimierungs-Stra- 
tegie für Wachstum und Beschäftigung eingebracht. 
Besser gesagt: Er hat diese zukunftsorientierten 
Aspekte unter Hinweis darauf eingebracht, was die 
Bundesregierung an Rahmenbedingungen geschaffen 
hat, weiter schaffen wird, an Maßnahmen ergreifen 
wird, um Wirtschaftswachstum und Beschäftigung 
mittelfristig in die Zukunft hinein zu sichern. Ich 
meine, das ist der wesentliche Ansatz, auf den es 
in dieser Debatte ankommt. 

Ich komme noch einmal ganz kurz auf Herrn 
Strauß zu sprechen. Herr Strauß hat in seinem De- 
battenbeitrag zwar auch ein langfristiges Stufen- 
programm mit Blick auf die Probleme, die wir heute 
haben, mit Blick auf Wachstum und Beschäftigung, 
gefordert, aber er ist mit keinem Wort auf das ein- 
gegangen, was der Bundeswirtschaftsminister hier 
vorgelegt hat. Er selber ist auch dm Blick auf dieses 
Stufenprogramm, das er fordert, nicht konkret ge- 
worden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 



1326 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. März 1977 


Lenders 

Ich glaube, das ist typisch für das, was die Oppo- 
sition hier beizutragen hat. 

Ich lege Wert darauf, für meine Fraktion zunächst 
einmal festzustellen: Was der Bundeswirtschafts- 
minister zur Notwendigkeit des Wirtschaftswachs- 
tums gesagt hat, und zwar auch bezüglich der einzel- 
nen Punkte, von der Beschäftigung bis zu den inter- 
nationalen Verpflichtungen, die wir haben, für die 
wir auch Wachstum brauchen, bis zu dem, was er 
zur Begrenzung des Wachstums gesagt hat — näm- 
lich unter den Gesichtspunkten des Umweltschutzes, 
der Begrenztheit der Rohstoffe, der Energieproble- 
matik — , und was er zu den Konflikten zwischen 
der Notwendigkeit und der Begrenzung des Wachs- 
tums sowie zu den Lösungsmöglichkeiten gesagt hat, 
die er hier aufgezeigt hat, kann ich nur voll unter- 
streichen. 

Wenn ich mir das vergegenwärtige, Herr Dr. Bar- 
zel, was Sie unter dem Aspekt wachstumspolitischer 
Vorsorge hier vorgetragen haben, so komme ich zu 
dem Schluß: im Grunde beharren Sie da doch auf der 
Position, daß das Vertrauen verlorengegangen sei 
und wieder neu geschaffen werden müsse. Das sagen 
Sie dann in der blumigen Sprache, wie das hier stän- 
dig geschieht: Da regieren Sozialdemokraten und 
Freie Demokraten zusammen, da werden sozialisti- 
sche Experimente gemacht, und deswegen ist kein 
Vertrauen mehr da. In der anderen Hälfte Ihrer 
Argumentation sprechen Sie dann von Steuererleich- 
terungen. Wenn ich Ihre Ausführungen mit dem 
vergleiche, was der Bundeswirtschaftsminister in 
bezug auf die Programmatik und die Strategie der 
Bundesregierung, mit Blick auf die Ziele des Jah- 
reswirtschaftsberichts und die Aufgaben, die wir 
heute haben, hier vorgetragen hat, dann kann ich 
nur sagen — auch in bezug auf das, was Sie soeben 
vorgetragen haben — , daß es ein Glück ist, daß wir, 
die Koalition, die Verantwortung für die Wirt- 
schaftspolitik in dieser schwierigen Situation haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Barzel, im Grunde verharren Sie — 
Sie, Herr Strauß und auch Herr Althammer — ich 
habe die Haushaltsdebatte nachgelesen — immer 
wieder auf den gleichen Positionen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weil sie richtig 
sind!) 

Herr Barbier hat in der „Süddeutschen Zeitung" 
— Sie werden sich wahrscheinlich an diesen Artikel 
erinnern — vor einigen Wochen, am 7. Februar, zu 
Ihren Auffassungen Stellung genommen. Er hat ge- 
sagt, da gibt es einen dramatischen Appell des 
Herrn Barzel zur Beendigung der ordnungspoliti- 
schen Krise. Was dann herauskommt — im glei- 
chen Atemzug — , ist die Notwendigkeit einer Re- 
vision der ertragsunabhängigen Steuern. Das heißt 
also: Sie setzen — das geschieht hier immer wie- 
der — zu einem großen ordnungspolitischen Höhen- 
flug an. Was am Ende dabei herauskommt, ist ledig- 
lich der Punkt Steuersenkung. 

(Zuruf von der SPD: Elegante „lahme 
Taube"!) 


Symptomatisch ist doch, daß der Herr Althammer (Q 
in der Haushaltsdebatte am 3. März in bezug auf 
die Probleme, die wir haben — ich habe hier geses- 
sen und Herrn Althammer sehr genau zugehört — , 
mit dem Satz einleitete: Wir von der CDU/CSU 
haben uns sehr ernsthaft überlegt, ob nicht ein ganz 
anderer Weg zur Lösung der Probleme einzuschla- 
gen wäre — ich war natürlich sehr gespannt darauf, 
wie dieser ganz andere Weg aussehen würde — , 
nämlich der Weg, mit dem die CDU/CSU in einer 
ganz schwierigen Situation in den Jahren 1949 und 
danach große Erfolge gehabt hat. Auch hier, meine 
Damen und Herren, ist wieder das zu beobachten, 
von dem ich soeben gesprochen habe: ein nostalgi- 
scher Rückgriff. Im übrigen hat auch Herr Strauß 
heute morgen von 1949 gesprochen, von den Er- 
folgen der Wirtschaftspolitik der Opposition damals. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Das waren noch 
Zeiten!) 

Das beweist doch, daß die Opposition bis heute 
nicht begriffen hat, welche Ursachen — und da kom- 
men wir zu dem Ursachenstreit — für die Wadis- 
tumssdiwierigkeitenr die wir heute haben, für die 
Probleme, die wir heute haben, für die Konflikte, 
die heute im ökonomischen Bereich auftreten, maß- 
geblich sind. Die Opposition geht eben doch völlig 
daran vorbei, daß sich die Welt geändert hat, daß 
sich die Wadistumsbedingungen geändert haben. 
Herr Kollege Barzel, wenn Sie sagen, der Bundes- 
kanzler verweise immer nur auf die Weltwirtschaft 
und leugne, daß es binnenwirtschaftliche Ursachen 
gebe, so trifft das nicht zu. Wir verweisen darauf, 
daß viele binnenwirtschaftliche Probleme ihre Ur- 
sachen auch in den weltwirtschaftlichen Verwerfun- 
gen der letzten Jahre haben. Das ist doch der Punkt. 
Daran kommen doch auch Sie nicht vorbei. 

Es ist nun einmal so, daß 1949 ganz andere Be- 
dürfnisse vorhanden waren. Da gab es ganz andere 
Nachfragestrukturen, andere Nachfragequantitäten. 

Da gab es für die Unternehmen eine Investitions- 
sicherheit. Es ging nämlich problemlos aufwärts, 
weil ein ungedeckter Bedarf da war. Hinzu kamen 
die verschiedenen Technologieschübe, auch im Kon- 
sumbereich, bis hin etwa zur elektronischen Unter- 
haltungsindustrie. Das sind doch alles Dinge, die 
damals Wirtschaftspolitik und wirtschaftliches 
Wachstum sehr viel einfacher machten. Diese Grund- 
bedingungen wirtsdiaftlidien Wachstums und wirt- 
schaftlicher Aktivitäten sind heute nicht mehr ge- 
geben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Althammer? 

Lenders (SPD): Bitte schön. 

Dr. Aithammer (CDU/CSU): Hierr Kollege, darf 
ich Sie fragen, ob Sie nicht auch der Meinung sind, 
daß zu all den Gründen, die Sie eben für den Auf- 
schwung nach 1949 angeführt haben, auch das Ver- 
trauen der Bevölkerung zu einer klaren freiheitli- 
chen politischen Linie hinzukam? 
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Lenders (SPD) ; Herr Althammer, was hinzukam 

— das gebe ich zu — , war, daß 1948/49 die private 
wirtschaftliche Initiative freigesetzt wurde. Sie 
konnte alle ihre Aktivitäten daransetzen, während 
der Wiederaufbauphase den großen Bedarf der Be- 
völkerung zu decken. Darin sind die veränderten 
Voraussetzungen begründet; diese Voraussetzung 
haben wir heute eben nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte noch ein paar Bemerkungen zur wirt- 
schaftlichen Lage machen, weil sie ja ständig 
schwarz in schwarz geschildert wird. Wenn Sie sich 
die wirtschaftliche Situation der Gegenwart vor 
Augen führen, können Sie doch nicht leugnen, daß 
die deutsche Volkswirtschaft einen schweren wirt- 
schaflichen Rückschlag, bedingt durch die welt- 
weiten rezessiven Einflüsse, vom Wachstum her zu- 
nächst einmal überwunden hat. Im vierten Quartal 
1976 lagen wir mit unserem Sozialprodukt real 
erstmals wieder höher als vor der Rezession. Daß 
auch die inländische Nachfrage nach Investitions- 
gütern in einem gewissen Tempo zugenommen hat 

— darauf verweist der jüngste Bericht des deut- 
schen Instituts für Wirtschaftsforschung * — , ist eben- 
falls eine Tatsache, die Sie nicht leugnen können. 
Ob das ausreicht, ist eine andere Frage; darauf 
komme ich gleich noch zurück. 

Die Wachstumsrate des Jahres 1976, das, was wir 
bis heute erreicht haben, ist höher, als vorher ange- 
nommen wurde und als Herr Strauß vorausgesagt 
hat — das ist ja heute morgen mehrfach angeklun- 
jßj gen — , und das ist ja auch nicht von selbst ge- 
kommen. Ich glaube, es ist notwendig, noch einmal 
darauf hinzuweisen, daß das nicht zuletzt mit Hilfe 
der Konjunkturprogramme der Bundesregierung 
erreicht wurde. Wesentlich zu diesem Erfolg hat die 
Bereitschaft der Bundesregierung beigetragen, die 
Nachfragelücken und Einnahmelücken, die durch 
den wirtschaftlichen Rückschlag entstanden waren, 
durch öffentliche Verschuldung auszugleichen. Ge- 
nerell gesehen wurde dadurch die Nachfrage auf- 
rechterhalten, der Rückschlag in Grenzen gehalten 
und die Grundlage für einen neuen Aufschwung, für 
weiteres Wachstum gelegt. 

Wir sind der Meinung, daß das eine ganz wesent- 
liche Entscheidung der Bundesregierung war, die 
ja von Ihnen immer wieder — auch in der Haus- 
haltsdebatte — mit dem Schlag wort „Staatsbank- 
rott'' abgetan wird. Wenn Sie, meine Damen und 
Herren von der Opposition, mit einem solchen 
Schlagwort operieren, müssen wir unterstellen — 
das ist auch schon mehrfach gesagt worden — , daß 
Sie diese Operation, dieses notwendige Einspringen 
des Staates in die entstehenden Nachfragelücken 

— jedenfalls in den Grenzen, in denen das mög- 
lich war — nicht vollzogen hätten und damit bereit 
gewesen wären, eine noch höhere Arbeitslosigkeit 
und geringeres Wachstum, damit aber auch eine 
schlechtere Startchance für die Wirtschaft im Jahre 
1976/77 in Kauf zu nehmen. 

(Abg. Pieroth [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Pieroth, einen Moment. In gleichem Maße 
gehört die Debatte dazu, die Sie jetzt führen, in- 


dem Sie sagen: Wir müssen in den Haushalten mehr (Q 
sparen, fünf Milliarden DM müssen heraus. Der 
Herr Bundeswirtschaftsminister hat Ihnen mit Recht 
die Frage gestellt, wie Sie bei einer solchen Redu- 
zierung der öffentlichen Nachfrage zu einer Zeit, in 
der sich die öffentlichen Haushalte zwischen der 
notwendigen Nachfragestützung und der Konsoli- 
dierung befinden, die Daten hinsichtlich der Be- 
schäftigung und des Wachstums für 1977 beziffern 
wollen. Wir sind jedenfalls der Meinung, daß hier 
ein richtiger Weg beschritten worden ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Pieroth? 

Lenders (SPD): Ja, bitte. 

Pieroth (CDU/CSU): Herr Kollege, um Sie von 
Ihren Unterstellungen abzulenken, möchte ich Sie 
fragen: Können Sie mir erklären, welche Nachfrage- 
lücken die internationale Entwicklung im Bereich 
der deutschen Bauwirtschaft gerissen hat? 

Lenders (SPD): Was soll diese Frage, Herr Pie- 
roth? Sie wissen ganz genau, daß es im Bereich der 
Bauwirtschaft — allerdings aus den Gründen, die 
ich soeben in bezug auf den zu groß geschneiderten 
Mantel an Liquidität genannt hatte — Nachfrage- 
überhöhungen, den Drang, angesichts der Preisent- 
wicklungen in Sachwerte zu gehen, gegeben hat. 

Sie wollen nur wieder darauf hinaus zu sagen: Es 
sind die Sozialdemokraten gewesen, die diese Ent- 
wicklung zustande gebracht haben. 

(Pieroth [CDU/CSU]: Das sagen Sie!) 

Ich habe Ihnen soeben gesagt, welche Hintergründe 
ich für die Liquiditätsentwicklung dieser Jahre sehe. 

Es gab Preissteigerungsraten, die selbstverständlich 
auch wir in einem gewissen Maße in Kauf nehmen 
mußten und die wir auf dem Hintergrund der dama- 
ligen währungspolitischen Lage nur in Grenzen be- 
kämpfen konnten. Sie wissen genau, daß die Bun- 
desbank durch die Anbindung der D-Mark an den 
Dollar damals in einem erheblichen Umfang nicht 
handlungsfähig war und daß wir durch die Freigabe 
der D-Mark im Frühjahr 1973 die Bundesbank auch 
in diesem Zusammenhang wieder handlungsfähig 
gemacht haben. Ihre Frage nach der Bauwirtschaft 
geht im Grunde also völlig daneben. 

Was die Preisentwicklung und die Frage des 
außenwirtschaftlichen Gleichgewichts angeht, so 
können wir Daten, die positive Akzente haben, vor- 
weisen. Die Bundesbank hat sich ebenfalls in diesem 
Sinne dazu geäußert. Mir liegt daran, zunächst noch 
einmal darauf hinzuweisen — das ist ein sehr we- 
sentlicher Punkt heute — , daß die Lage am Arbeits- 
markt, die Beschäftigungslage in unserer Volkswirt- 
schaft, die zu hohe Zahl der Arbeitslosen, in unserer 
gegenwärtigen Situation das eigentliche Problem 
ist und eine Herausforderung an die Wirtschaftspoli- 
tik darstellt. Ich meine, daß wir die Arbeitslosen- 
quote, die wir heute haben — das hat der Bundes- 
kanzler in seiner Regierungserklärung deutlich ge- 
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macht — , unter menschlichen, sozialen, ökonomi- 
schen und politischen Gesichtspunkten sehen müs- 
sen und daß die Frage des höheren Beschäftigungs- 
standes, die Frage der Vollbeschäftigung, heute eine 
der entscheidenden wirtschaftspolitischen Fragen ist. 

Nun komme ich zu den Rahmenbedingungen. Herr 
Barzel, Sie sagen: Für die Bewältigung der Proble- 
me, die mehrfach Umrissen worden sind, sind die 
Rahmenbedingungen, die die Bundesregierung setzt, 
schlecht. Wenn ich betrachte, was in der Bundes- 
republik an Rahmenbedingungen für die wirtschaft- 
liche Tätigkeit und auch für die Investitionstätigkeit 
der Unternehmen gesetzt worden ist und auch mit 
den Entscheidungen angestrebt wird, die im Kabi- 
nett gestern getroffen wurden, so bin ich der Auf- 
fassung, daß die handelnden Wirtschaftssubjekte in 
der Bundesrepublik im Vergleich zu denen in vie- 
len anderen Staaten, zu anderen Industrienationen 
in der Welt und auch zu unseren Handelspartnern ein 
sehr viel höheres Maß an Überschaubarkeit und Pla- 
nungssicherheit vorfinden, als das von Ihnen, Herr 
Dr. Barzel, dargestellt wird. Ich bin schon der Auf- 
fassung, daß das, was in einer insgesamt schwierigen 
Situation an Sicherheit gegeben werden kann, auch 
von dem Haushalt 1977 der Buildesregierung aus- 
geht, ausgeht von den steuerpolitischen Entschei- 
dungen, die jetzt im Kabinett getroffen wurden, aus- 
geht auch von dem Programm zur Konsolidierung 
der Rentenversicherung und zur Dämpfung der Ko- 
sten im Gesundheitswesen, ausgeht auch von der 
Überschaubarkeit der Geld- und Kreditpolitik der 
Deutschen Bundesbank, ausgeht auch etwa von den 
internationalen Bemühungen der Bundesregierung, 
ein gleichgerichtetes Handeln der großen Industrie- 
nationen zustande zu bringen. Die Bemühungen, die 
die Bundesregierung unternommen hat, um Han- 
delsrestriktionen zu verhindern, die Beteiligung der 
Bundesregierung etwa an Zahlungsbilanzhilfen, das 
alles sind doch wichtige Beiträge der Bundesrepublik 
zur Belebung der Weltwirtschaftskonjunktur, zur 
Stabilisierung in diesem Bereich, aber auch wichtige 
Beiträge — im Hinblick auf die Rückwirkungen die- 
ser Entwicklung — zur Stabilisierung unserer eige- 
nen Wirtschaft. Selbstverständlich gehört dazu auch 
das gestern vom Kabinett verabschiedete und heute 
schon angesprochene Investitionsprogramm wachs- 
tumspolitischer Vorsorge, auf das ich gleich noch 
einmal kurz zurückkomme. 

Ich bin allerdings auch der Auffassung — und das 
sage ich vor dem Hintergrund der Diskussionen, die 
heute stattgefunden haben; ich erinnere an das, was 
etwa Herr Strauß zu den Gewerkschaften und zur 
gewerkschaftlichen Tarifpolitik gesagt hat — , daß 
auch die verantwortungsvolle, an gesamtwirtschaft- 
lichen Daten und Notwendigkeiten orientierte 
Lohn- und Tarifpolitik der deutschen Gewerkschaf- 
ten in den letzten Jahren in dieser schwierigen Si- 
tuation zu den positiven Rahmenbedingungen für 
unsere Wirtschaft, für unsere wirtschaftliche Ent- 
wicklung zählt. Wenn die Tarifabschlüsse dieser Mo- 
nate immer wieder angesprochen werden, darf ich 
vielleicht doch darauf hinweisen, daß das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung in dem Wochenbe- 
richt, den ich soeben schon einmal zitierte, der Auf- 
fassung war, daß der bisherige Verlauf der Tarif- 


verhandlungen und die Tarifabschlüsse durchaus in (Q 
der Bandbreite zwischen den Erfordernissen der 
Nachfragestützung auf der einen Seite und der Ko- 
stenbegrenzung auf der anderen Seite liegen. Ich 
muß daher die Angriffe, die auch Herr Strauß heute 
morgen wieder gegen die Gewerkschaften geführt 
hat, zurückweisen. Ich weise insbesondere das zu- 
rück, was Herr Strauß zu der Äußerung von Herrn 
Friderichs bei einer Veranstaltung der Friedrich- 
Ebert-Stiftung gesagt hat. Herr Strauß sagte heute 
morgen, er sei auf Grund dieser Äußerung der Auf- 
fassung, die Gewerkschaften vertrauten ausschließ- 
lich auf die allein selig machende Kraft der Inflation. 

Das ist eine Verleumdung, eine Diffamierung der Ge- 
werkschaften, die einfach nicht so hingenommen 
werden kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier ist Herr Friderichs mit Sicherheit falsch zitiert 
worden. Allerdings trifft es zu, daß in diese Ver- 
anstaltung die Frage eingeführt wurde, ob eine 
allzu stringente Stabilitätspolitik nicht möglicher- 
weise Auswirkungen auf Arbeitsplätze haben werde. 

Das ist eine Diskussion, die man führen kann; dazu 
kann auch Herr Strauß seine Meinung sagen. Aber 
angesichts des bisherigen gesamtwirtschaftlich ver- 
antwortungsbewußten Verhaltens der Gewerkschaf- 
ten diesen zu unterstellen, sie setzten auf die allein 
selig machende Kraft der Inflation, ist, wie gesagt, 
eine Diffamierung, die ich hier zurückweisen muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun möchte ich noch ein paar Bemerkungen zu 
den Risiken machen, mit denen wir es mit Sicherheit P) 
heute zu tun haben, die niemand bestreitet und die 
auch der Bundeswirtschaftsminister hier angeführt 
hat, Risiken in den veränderten Wachstumsbedin- 
gungen, Risiken, die aus der veränderten weltwirt- 
schaftlichen Landschaft kommen. Das wird' immer 
so allgemein gesagt; von Ihnen wird es allgemein 
bestritten. Deswegen möchte ich einige Punkte nen- 
nen, die Sie wahrscheinlich nicht bestreiten können. 

Die sich verändernde internationale Arbeitstei- 
lung, d. h. die Tatsache der zunehmenden Konkur- 
renz der Entwicklungsländer, die Abgabe von Ar- 
beitsplätzen in Bereichen mit niedrigen Technolo- 
gien an Entwicklungsländer und das Erfordernis bei 
uns, Arbeitsplätze in Bereichen mit höheren Tech- 
nologien, die international wettbewerbsfähig sind, 
zu schaffen, bedeutet eine Veränderung unserer 
Wirtschaftsstruktur mit Wirkungen auf die Arbeits- 
plätze, die von der weltwirtschaftlichen Verände- 
rung ausgeht. Dies ist einfach nicht zu bestreiten. 

Hinzu kommt ein Zweites, nämlich daß wir immer 
noch mit den Nachwirkungen der zu lange angehal- 
tenen und dann dringend notwendig gewordenen 
Freigabe der Wechselkurse im Mai 1973 zu tun 
haben. Diese Dinge wirken sich jetzt erst voll aus 
und berühren natürlich auch die Arbeitsmarkt- 
und die Arbeitsplatzstruktur. Die Auseinanderset- 
zung darüber, wer sie zu lange festgehalten hat und 
welches die Hintergründe waren, ist oft genug ge- 
führt worden. Sie sollten sich hier wirklich an Ihre 
eigene Brust schlagen. Fehlt Ihnen denn die Einsicht 
für die Tatsache, daß die steigenden Zahlungsbilanz- 
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Überschüsse der OPEC-Staaten und die entsprechen- 
den Defizite in den Handels- und Zahlungsbilanzen 
unserer Handelspartner Faktoren sind, die für un- 
seren Export Unsicherheiten darstellen? So etwas 
läßt sich doch nicht bestreiten. 

Es gibt natürlich auch Unsicherheit in der inve- 
stierenden Wirtschaft aus der Frage — das ist aus 
Gesprächen, die ich geführt habe, eindeutig hervor- 
gegangen — , wie der Nord-Süd-Dialog ausgehen 
wird, welche Auswirkungen er auf die Rohstoff- 
preise haben wird, welche Auswirkungen er auf die 
Öffnung unserer Märkte für Produkte haben wird, 
die in Entwicklungsländern und Schwellenländern 
hergestellt werden. Das sind doch Fakten, an denen 
Sie nicht vorbeireden können, die wir in einer wirt- 
schaftspolitischen, strukturpolitischen Strategie auf- 
greifen müssen, wie sie der Bundeswirtschaftsmini- 
ster heute in seinem Konzept dargestellt hat. 

Sie können doch auch nicht leugnen, daß es durch 
die Veränderung der Konsumgewohnheiten der 
Menschen binnenwirtschaftlich Risiken gibt, daß es 
Unsicherheit bei den Investoren deshalb gibt, weil 
die Bevölkerungszahlen sinken, daß es Unsicherheit 
auch hinsichtlich der Auswirkungen neuer Technolo- 
gien gibt — ich erinnere an die dieser Tage in der 
„FAZ" im Zusammenhang mit der dritten industriel- 
len Revolution dargestellten „Mikroprozessoren" — , 
daß es Unsicherheit gibt, in welche Richtung das 
weitergehen soll. Das ist doch alles nicht zu bestrei- 
ten. Auch die gegenwärtige energiepolitische Dis- 
kussion, die Tatsache, daß nicht nur Kernkraftwerke, 
sondern auch Kohlekraftwerke nicht gebaut wer- 
den, daß hier Verzögerungen eintreten, erzeugen 
natürlich Unsicherheit bei der investierenden Wirt- 
schaft, primär bei denen, die bauen, sekundär bei 
denen, die weiter davon abhängig sind, über die 
wir uns nicht hinwegtäuschen sollten. Davon hän- 
gen auch Arbeitsplätze ab; darüber besteht über- 
haupt kein Zweifel. 

Wir werden über all diese Fragen — ich will der 
Debatte nicht vorgreifen; die Koalitionsfraktionen 
haben dazu eine Große Anfrage eingebracht — in 
allen ihren Aspekten hier im Hause verantwortungs- 
bewußt mit dem Ziel der Hinführung zu Entschei- 
dungen zu diskutieren haben. Die Bundesregierung 
hat gestern im Kabinett mit der Vorlage der Grund- 
linien für die Zweite Fortscheibung des Energiepro- 
gramms bestimmte Aspekte zur Diskussion gestellt. 
Die Bundesregierung hat natürlich mit der Zweiten 
Fortscheibung des Energieprogramms eine sehr 
schwierige und wichtige Aufgabe vor sich. Daran 
besteht überhaupt kein Zweifel. Gestatten Sie mir 
aber hier einen Einschub, was die energiepolitische 
Situation angeht, und zwar bezogen auf die Ver- 
handlungen, die gegenwärtig zwischen der E-Wirt- 
schaft und der Steinkohle geführt werden. Graf 
Lambsdorff hat heute morgen gesagt, sie gingen an- 
scheinend einem befriedigenden Ende zu. Ich möchte 
den Verhandlungspartnern nur noch einmal ans 
Herz legen: Auf Grund der Probleme, die wir mit 
der Kernenergie haben und lösen müssen, muß die 
heimische Steinkohle einen wichtigen Platz im Rah- 
men der Energieversorgung, im Rahmen der Strom- 


versorgung haben, und das heißt natürlich auch: Bau 
von Kohlekraftwerken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und 
FDP) 

Ich habe einige der Unsicherheiten genannt, die 
wir selbstverständlich sehen, Konflikte, Risiken, die 
niemand leugnet, die eine wirtschaftspolitische Her- 
ausforderung darstellen, die aber — und das muß 
ich noch einmal zur Opposition sagen — mit den 
Rezepten der 50er Jahre und nach dem Motto ein 
Halb Vertrauen und ein Halb Steuererleichterungen 
nicht zu bewältigen sind. Ich meine, was Professor 
Giersch vor einiger Zeit gesagt hat und was ich in 
einer Mitteilung der Dresdner Bank gefunden habe, 
sollte doch auch der Opposition zu denken geben. 
Herr Dr. Giersch sagt — und da geht es um das 
Thema Ursachenstreit, Herr Dr. Barzel — : 

Die Investitionsschwäche der letzten fünf Jahre 
könnte auch dahin gedeutet werden, daß das 
Wachstum in den bisherigen Formen auf zu- 
nehmende Hindernisse stößt, weil die Richtung 
des künftigen Vorstoßes von den Investoren 
erst noch ertastet werden muß und weil die Un- 
gewißheit, in welche Richtung man denn eigent- 
lich investieren soll, bei dem gegenwärtigen 
Strukturwandel nun einmal mit sich bringt, daß 
vielen Investoren das Investitionsrisiko zu hoch 
erscheint. 

Wenn Sie schon sagen, man muß nachdenken, man 
muß über die Probleme Gespräche führen, einen 
Dialog beginnen, dann muß man doch auch einmal 
über diesen Punkt miteinander reden. Sie können P) 
nicht immer in den alten Gleisen Ihrer Vorwürfe 
gegen diese Koalition fortfahren. 

Was die Risiken angeht, so ist auch der Sachver- 
ständigenrat auf dieser Spur. Ich verweise, ohne das 
jetzt weiter vertiefen zu wollen, auf das dritte Ka- 
pitel, das unter der Überschrift steht: „Sind die 
Selbstheilungskräfte zu schwach?" Dort sagt der 
Sachverständigenrat, daß er enttäuscht ist, daß trotz 
Wachstums, trotz vorhandener Finanzierungsmittel 
eben nicht ausreichend investiert wird. Er kommt 
dann auf die Frage des Investitionsrisikos, und Sie 
kommen mit Ihren Absdireibungserleichterungen. 

Der Sachverständigenrat hat in seinem vorjährigen 
Gutachten Zweifel an der Wirkung solcher Abschrei- 
bungserleichterungen gehabt. Die Bundesregierung 
hat dazu das Ihrige im Jahr es wirtschaftsbericht ge- 
sagt. Ich will das hier nicht vertiefen. Wenn man 
aber schon über diese Frage spricht, hat das auch 
eine ordnungspolitische Komponente; dann muß ge- 
fragt werden: Wie weit soll der Staat das Investi- 
tionsrisiko minimieren, damit der Vorstoß auf neue 
Märkte, zu neuen Produkten erfolgt? Da kommen 
wir dann doch an die Diskussion der Schwelle: Wo 
schlägt die Minimierung des Investitionsrisikos mit 
staatlichen Mitteln in eine andere Qualität um? 

Das ist doch die ordnungspolitische Diskussion, die 
wir dann zu führen haben und die ich gerne mit 
Ihnen führen und fortsetzen möchte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben den Gedan- 
ken der wachstumspolitischen Vorsorge aufgegrif- 
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fen, und wir haben auch den strukturpolitischen An- 
satz des Sachverständigenrates aufgegriffen. Lesen 
Sie doch einmal nach, was in den Programmen so- 
wohl des Haushaltes 09 als auch des Haushalts des 
Bundesministers für Forschung und Technologie an 
verstärkter Förderung betrieblicher Forschung und 
Entwicklung, an zinsgünstigen Mitteln zur Gründung 
neuer Betriebe enthalten ist. über diese Dinge kön- 
nen Sie in jeder Beziehung mit uns reden. Das hat 
doch auch die Debatte im Wirtschaftsausschuß etwa 
über den Haushalt 09 gezeigt. Und: „Weitere ar- 
beitsmarktpolitische Maßnahmen zur Förderung der 
Mobilität" — natürlich können wir über diese Dinge 
reden. Da bestehen ja überhaupt keine Meinungs- 
verschiedenheiten. 

Aber nun sagen Sie, das mittelfristige Programm 
zur Verbesserung der Infrastruktur könne keinerlei 
Wirkungen haben. Herr Dr. Barzel, da setzt eben 
der Auffassungsunterschied ein. Wir sind der Auf- 
fassung, daß dieses Programm eine ganz wichtige 
Bedeutung hat und — hier greife ich zu dem, was das 
Institut der Deutschen Wirtschaft in Berlin gesagt hat 
— ganz wichtige Voraussetzungen bringt im Blick 
auf den Aufschließungseffekt öffentlicher Investitio- 
nen für die nachfolgenden privaten Investitionen. 
Denn dieses mittelfristige Programm öffentlicher In- 
vestitionen zur Verbesserung der Wachstumsvoraus- 
setzungen und zur Verbesserung der Infrastruktur 
gibt natürlich vielen Unternehmern für Investitions- 
entscheidungen auch mittelfristig eine Orientierung. 
Daran ist doch gar nicht zu zweifeln. Es gibt vielleicht 
auch einen besseren Ansatz oder Antrieb oder An- 
stoß, selber zu investieren in die Richtungen, die im 
Programm genannt sind: Energieeinsparung, Gewäs- 
serreinhaltung, Bekämpfung des Verkehrslärms, 
Verbesserung der Wohnumwelt; es gibt ihnen An^ 
stoß, ihre Investitionsentscheidungen auch in diese 
Richtungen zu lenken. Private Investitionen ergän- 
zen die öffentlichen Investitionen, und öffentliche In- 
vestitionen fordern auch private Investitionen her- 
aus. Deshalb sehen wir dieses Programm als einen 
ganz wichtigen Beitrag an, mittelfristig die Wachs- 
tums- und Beschäftigungsvoraussetzungen zu ver- 
bessern. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme zum Schluß. Ich will zu diesem Pro- 
gramm nur noch drei kurze Bemerkungen machen. 
Erstens. Dieses Programm wird uns nicht der Auf- 
gabe entheben, bei der Höhe und der gegenwärtigen 
Struktur der Arbeitslosigkeit weitere arbeitsmarkt- 
politische Maßnahmen aufzugreifen, vor allem dann, 
wenn die Erfahrungen mit dem jetzt laufenden 
430-Millionen-Programm vorliegen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das ist das eine, das ich anmerken möchte. 

Das zweite ist, daß ich auf eine Anmerkung zu- 
rückgreife, die mein Kollege Westphal heute zu den 
Wünschen unserer Fraktion zu dem Programm für 
Zukunftsinvestitionen gemacht hat. Es kommt nach 
unserer Meinung darauf an — so auch Herr West- 
phal — , daß nunmehr, nachdem das Programm im 
Kabinett verabschiedet ist, in gemeinsamer Anstren- 
gung aller Beteiligten in gesamtstaatlicher Verant- 
wortung Bund, Länder und Gemeinden diese Maß- 


nahmen schnell realisieren und daß auch die Rah- (Q 
menvereinbarungen schnell zustande kommen. Das 
ist insbesondere ein Appell an Baden-Württemberg 
und Bayern. Wir meinen, daß sich vor dieser ge- 
samtstaatlichen Verantwortung mit Blick auf Be- 
schäftigung und Wachstum der Föderalismus be- 
währen müßte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind auch der Meinung, daß die Länder über- 
legen müssen, ob sie dieses Programm aus ihren 
Mitteln nicht noch entsprechend ergänzen. Der Bun- 
desfinanzminister hat darauf hingewiesen; ich kann 
mich darauf beziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Schließlich sind wir der Meinung, daß dieses Pro- 
gramm mit seinem jetzigen Volumen und mit den 
Maßnahmen, die darin enthalten sind, flexibel blei- 
ben muß, um in den Jahren seiner Durchführung 
— je nach Lage sowohl nach unten wie nach oben — 
die Einfügung von Programmteilen zu ermöglichen, 
wenn sich das als notwendig und in dem finanziell 
gegebenen Rahmen durchführbar erweist. 

Damit komme ich zum Schluß. Ich darf für die 
Fraktion der SPD sagen: Die Bundesregierung hat 
unsere volle Unterstützung bei der Bewältigung der 
vor uns liegenden, sicherlich nicht sehr einfachen 
wirtschaftpolitischen Aufgaben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Angermeyer. P) 

Angermeyer (FDP): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Die Marktchancen 
und die Zukunftsaussichten mittlerer Unternehmen 
sind, wie die aller Unternehmen, von den gesamt- 
wirtschaftlichen binnen- wie auch außenwirtschaft- 
lichen Bezügen und den staatlichen Rahmenbedin- 
gungen abhängig. Die konjunkturelle Schwäche in 
den Jahren 1974 und 1975 hat verständlicherweise 
auch dieser für das Funktionieren unserer sozialen 
Marktwirtschaft so wichtigen Unternehmensgröße 
Einbußen gebracht. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU, uns jetzt „blau-weiß-machen" wollen, an 
allem sei allein die sozialliberale Koalition schuld, 
dann hat das doch letztlich nur eine Alibifunktion. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Selbst eine doch sicher seriöse Zeitung wie die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung" hat schon fest- 
gestellt, daß ganz andere Gründe dafür verantwort- 
lich sind. 

Immer wieder gebrauchen Sie in Ihren Argumen- 
ten die Formulierung, die Wirtschaft, insbesondere 
die mittelständische, sei verunsichert, aber doch nur, 
meine Damen und Herren, weil in Ihren Augen die 
falsche Regierung in Bonn regiert. 

Allein die Tatsache der Existenz einer CDU/CSU- 
Regierung würde Ihrer Meinung nach offensichtlich 
ausreichen, um Vertrauen in die Wirtschaft zu brin- 
gen. Im übrigen bestätigte der Kollege Dr. Barzel 



Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung, Bonn, Donnerstag, den 24. März 1977 


1331 


Angermeyer 

(A) die falsche Währungspolitik des Finanzministers 
Strauß, wenn auch in anderem Zusammenhang. Aber 
Verunsichern gehört nun einmal auch zur Politik. 

Ich darf Ihnen aus meinem Wahlkreis ein Beispiel 
bringen. Der Vertreter eines größeren Automobil- 
unternehmens, der seine Auftragsbücher voll hatte 
und voll hat — und das sicher nicht nur für die 
allernächste Zukunft — singt das gleiche Lied mit 
gleichem Tenor. Dieser Unternehmer und viele sei- 
ner Kollegen in der gesamten Bundesrepublik haben 
kaum unter der Rezession gelitten, und trotzdem 
fühlen sie sich „verunsichert". 

Wir wollen nicht beschönigen, daß es Wirtschafts- 
zweige gibt, die von der Rezession arg betroffen 
waren und es zum Teil auch noch sind. Ich denke 
da im besonderen an die Bau- oder an die Stahlin- 
dustrie. Aber das k^nn doch noch nicht der Grund 
sein, den Generalaufruf einiger Verbände zu be- 
folgen: Jetzt wollen wir uns mal beklagen, und 
wenn einer klagt, dann klagen wir alle mit. 

Meine Damen und Herren, wenn ich dies hier 
sage, ist das sicher unverdächtig, denn ich selbst 
bin auch Unternehmer, nur mit einem Unterschied: 
Ich vermag die Leistung der sozialliberalen Ko- 
alition richtig, und, ich glaube auch, objektiv zu beur- 
teilen — wie im übrigen viele meiner Freunde auch. 

, (Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ist 
das!) 

Lassen Sie mich an Hand einiger Zahlen belegen, 
wie sich die Situation auf dem Markte nun tatsäch- 
lieh darstellt. Wir haben in der Bundesrepublik 
1,65 Millionen kleine Unternehmen mit bis zu 9 Be- 
schäftigten. Das sind gut 85 ®/o aller Unternehmen, 
Die nächste Gruppe, die statistisch erfaßt ist, umfaßt 
Unternehmen mit 10 bis 499 Beschäftigten. Diese 
beiden Gruppen zusammen umfassen 95 ®/o aller 
Unternehmen. 

Man kann jetzt sicherlich behaupten, daß diese 
Zahlen allein noch nichts besagen. Wenn man aber 
bedenkt, daß diese mittelständischen Unternehmen 
62 ®/o aller Erwerbstätigen in der Privatwirtschaft be- 
schäftigen, 57 % des privaten und 50 ®/o des gesam- 
ten Bruttoinlandsproduktes erwirtschaften, daß 50 ®/o 
des Umsatzes von Firmen dieser Größenordnung 
erzielt werden und 41 ®/o der jährlichen Investitio- 
nen von kleinen und mittleren Unternehmen getä- 
tigt werden, dann werden Sie mir sicherlich recht 
geben, daß dieses ein wesentlicher, sogar vielleicht 
der entscheidende Wirtschaftszweig in der Bundesre- 
publik Deutschland ist. 

Lassen Sie mich jetzt einige Sätze zur finanziellen 
Situation dieser Unternehmen sagen: Die von Ihnen 
häufig aufgestellte Behauptung, mittel ständische Un- 
ternehmen hätten ein geringeres Eigenkapital als 
Großunternehmen, läßt sich nicht belegen. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Dieses gehört letztlich auch nur zu den von Ihnen 
ganz allgemein proklamierten Pauschalverunsiche- 
rungen. 

Das Institut für Mittelstandsforschung kommt in 
einer 1976 veröffentlichten Untersuchung auf Grund 


der zur Verfügung stehenden Bilanzen zu dem Er- (Q 
gebnis, daß der Eigenkapitalanteil mit wachsender 
Unternehmensgröße abnimmt, wobei in einzelnen 
Bereichen durchaus — das darf man nicht übersehen 
— unterschiedliche Verhältnisse vorliegen, die das 
Ergebnis teilweise relativieren. Kleine Grenzbetrie- 
be wurden zwar in höherem Grade zahlungsunfähig, 
aber kleine und mittlere Unternehmen dieser Kate- 
gorie haben sich als widerstandsfähiger erwiesen als 
Großunternehmen. 

Auch die Behauptung, daß das Handwerk von 
Konkursen besonders betroffen sei, ist nicht auf- 
rechtzuerhalten. Ein Vergleich zeigt, daß der Anteil 
des Handwerks an den Konkursen weit unter dem 
Durchschnitt liegt. So kamen auf 1 000 Selbständige 
im Jahre 1976 3,7 Konkurse. Auf 1 000 Handwerker 
kamen hingegen nur 1,3 Konkurse. Der Anteil der 
Handwerksbetriebe an den Selbständigen beträgt 
rund 28 Vo, der Anteil der Konkurse von Handwerks- 
betrieben insgesamt aber nur 9,5 Vo. Das Rationali- 
sierungskuratorium der deutschen Wirtschaft hat 
festgestellt, daß ein großer Teil der Insolvenzen auf 
Klein- und Mittelbetriebe entfällt, denen das Augen- 
maß für die Grenzen ihrer Möglichkeiten fehlt. Mei- 
ne Damen und Herren, dies sind mit Sicherheit keine 
erfreulichen Beschreibungen. Trotzdem sollten wir 
uns nicht durch Schwarzmalerei gegenüber der 
deutschen Wirtschaft als Verunsicherer betätigen. 

Die sozialliberale Koalition hat speziell für mittel- 
ständische Unternehmen eine breite Palette von 
Förderungsmaßnahmen und Steuererleichterungen 
geschaffen. Diese Maßnahmen dienen dazu, das 
durch Ihr leichtfertiges Gerede verlorengegangene 
Vertrauen der Wirtschaft zurückzugewinnen. 

Die Einführung des Verlustrücktrages ist eine Li- 
quiditätshilfe, die gerade in Zeiten der Not vor 
allem kleineren und mittleren Unternehmen zugute 
kommt. 

In diesem Zusammenhang müssen auch das In- 
krafttreten der Körperschaftsteuerreform zum 1. Ja- 
nuar dieses Jahres und die durch das Umwandlungs- 
Steuergesetz erleichterte Änderung der Unterneh- 
mensform genannt werden. Gerade die kleineren 
Unternehmen, die sich in der Regel nicht über den 
Kapitalmarkt finanzieren und die von selbständigen 
mitarbeitenden Inhabern geleitet werden, mußten 
das unternehmerische Risiko bisher selbst tragen. 

In dem Monatsbericht der Bundesbank vom Januar 
dieses Jahres wird darauf hingewiesen, daß die mei- 
sten Gesellschaften mit beschränkter Haftung, aber 
auch kleinere Aktiengesellschaften mittelständischen 
Charakter haben. Das bedeutet, daß durch dieses 
Gesetz und die damit verbundene Erleichterung der 
Änderung der Unternehmensform die Kapitalgesell- 
schaft für mittelständische Unternehmen attraktiver 
geworden ist. 

Die mittelständische Wirtschaft nimmt immer mehr 
die ERP-Mittel in Anspruch. 1976 sind insgesamt 
9 200 ERP-Darlehen mit einem Gesamtvolumen von 
650 Millionen DM an mitteiständische Unternehmen 
gewährt worden. Hinzu kommen Ergänzungsdarle- 
hen von fast 230 Millionen DM. In der Zukunft wird 
es darum gehen, diese Mittelansätze des Wirtschafts- 
plans zu erhöhen. 
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Die Stärkung des Leistungswettbewerbs — insbe- 
sondere im Einzelhandel — ist eine weitere zentrale 
Aufgabe der Wettbewerbspolitik. Zur Sicherung der 
in einer Wettbewerbsordnung unerläßlichen Chan- 
cengleichheit für alle Unternehmen hat die Bundes- 
regierung mit der zweiten Kartellnovelle aus dem 
Jahre 1973 und der Förderung der Selbsthilfe die 
notwendigen Grundlagen geschaffen. Diese Wettbe- 
werbsordnung ist kontinuierlich ausgebaut worden. 
1974 gab das Bundeswirtschaftsministerium einen 
Beispielkatalog für wettbewerbsverzerrende Prak- 
tiken, den sogenannten Sündenkatalog heraus. Ein 
Jahr später verabschiedeten 15 Verbände der Indu- 
strie, des Handwerks und des Handels ihrerseits 
eine gemeinsame Erklärung zur Sicherung des Wett- 
bewerbs. Die Stärkung des Leistungswettbewerbs 
wird weiter vorangetrieben werden. Die Mißbrauchs- 
aufsicht muß verstärkt, Nachfragemacht und Wett- 
bewerbsverzerrungen zu Lasten kleiner und mittlerer 
Unternehmen müssen weiter abgebaut werden. Was 
wir brauchen, ist ein gesundes Verhältnis zwischen 
einer breiten Schicht kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen auf der einen und wenigen großen Unter- 
nehmen auf der anderen Seite. Insbesondere brau- 
chen wir Mittel und Maßnahmen gegen diskriminie- 
rende Rabattpraktiken — davon kann ich persönlich 
ein Lied singen — und die Ausdehnung des zuläs- 
sigen Inhalts von Wettbewerbsregeln zur Abwehr 
leistungswidriger Wettbewerbspraktiken. Die Bun- 
desregierung wird in Kürze eine Stellungnahme zum 
Erfahrungsbericht über die unverbindliche Preisemp- 
fehlung abgeben. Ein weiterer Entwurf einer No- 
velle zum Kartellgesetz wird vorgelegt. 

Meine Damen und Herren, auch die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer gehört, auch wenn Sie es nicht 
wahrhaben wollen, mit zur Entlastung der Wirt- 
schaft. Wenn Sie vordergründig argumentieren, hier 
käme eine neue Belastung auf die Wirtschaft zu, 
vergessen Sie, zu sagen, wofür die Mehreinnahmen 
aus der Mehrwertsteuer auch verwendet werden 
sollen. Wenn Sie es richtig sagen würden, würden 
Sie auch hinzufügen, daß damit die Anhebung der 
Höchstbeträge für Sonderausgaben bei der Einkom- 
mensteuer, die der Sicherung der Altersversorgung 
dient, finanziert werden soll und die Entlastung der 
Unternehmen im Bereich der ertragsunabhängigen 
Steuern durch Einführung bzw. Erhöhung von Frei- 
beträgen bei der Gewerbesteuer und durch Senkung 
der Vermögensteuersätze erreicht werden soll. Die 
Förderung der Betriebsberatung und die Aus- und 
Weiterbildung von Führungskräften werden Vor- 
rang haben. 

ln diesem Zusammenhang möchte ich auch noch 
erwähnen, daß die Qualifikation der Mitarbeiter für 
Mittel- und Kleinbetriebe ungleich wichtiger ist als 
das zwar knappe, aber doch irgendwie beschaffbare 
Kapital. Die Zahl der Konkurse, die man auf das 
Konto der Weltrezession schreiben kann, ist weit- 
aus kleiner als die der Insolvenzen, die auf unzu- 
reichender Qualifikation bei der Führung und Finan- 
zierung der Unternehmen beruhen. 

Auch das Ausbildungsplatzförderungsgesetz nimmt 
besondere Rücksicht auf kleine Unternehmen. Erst 
Betriebe mit einer Lohnsumme von über 400 000 DM 


werden zur Abgabe der Umlage — wenn sie be- (q 
schlossen werden sollte — herangezogen j dagegen 
können auch diese kleinen Betriebe mit einer ge- 
ringen Lohnsumme in den Genuß der Prämien aus 
diesem Gesetz kommen. 

Das gestern von der Bundesregierung verabschie- 
dete mehrjährige Öffentliche Infrastrukturprogramm 
wird die Auftragslage gerade der mittelständischen 
Wirtschaft nachhaltig verbessern. 

Aus der Fülle dieser Maßnahmen mögen Sie er- 
sehen, meine Damen und Herren, welche Anstren- 
gungen — und ich konnte ja nur einen Teil auf- 
zählen — die sozialliberale Koalition unternimmt, 
um die durch die Rezession ins Stocken geratene 
Konjunktur wieder auf das Niveau zu bringen, das 
wir brauchen, um wieder einen hohen Beschäfti- 
gungsgrad zu erreichen. 

Auch die Damen und Herren von der Opposition 
wären sicher besser beraten, nicht mehr in Krisen- 
gerede zu machen, sondern konstruktive Beiträge 
zu leisten. Einiges davon konnte man bei Ihnen, 

Herr Dr. Barzel, hören. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schwarz-Schilling. 

Dr. Schwarz-Schiiiing (CDU/CSU); Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Minister 
Friderichs hat heute zu Beginn seiner Rede an die 
Opposition ein Angebot zum Dialog gemacht, und P) 
er hat es am Schluß wiederholt. Ich als ein Neuling 
in diesem Hause habe diese Aufforderung sehr ernst 
genommen. 

Herr Minister, Sie meinten dann gleich anmerken 
zu müssen, daß durch diese Debatte — durch Stil 
und entsprechende inhaltliche Äußerungen — keine 
Verunsicherung herbeigeführt werden sollte. Nun, 
ich glaube, wenn wir einmal kurz zurückschauen, 
kann man wohl feststellen, daß die Verunsicherun- 
gen weniger durch Parlamentsdebatten als durch 
Fakten und Entscheidungen der Politiker in unserem 
Lande eingetreten sind 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und daß es gerade umgekehrt ist: daß nämlich das 
Totschweigen von Fakten zur Verunsicherung bei- 
trägt. Aus diesem Grunde müssen die Dinge hier 
offen ausgesprochen werden. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Sachverständigenrat hat in seinem Gutachten 
— ich darf mit Genehmigung der Frau Präsidentin 
zitieren — in Ziffer 277 ausgeführt: 

Der immaterielle Schaden ist darin zu sehen, 
daß bittere Erfahrungen die Verhaltensweisen 
der Investoren verändert haben und Zukunfts- 
vertrauen noch nicht recht haben aufkommen 
lassen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: So ist es!) 

Er sagt dann weiter: Wenn der unternehmerische 
Elan dahin ist, dann wird diese Gesellschaft auf 
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tAJ einen Teil ihres Mehrertrags verzichten müssen. 
Und diese Unsicherheit verursacht Kosten. Das sind 
dann Fakten in unserer Gesellschaft. 

Wenn Sie jetzt die Frage stellen, wie es zu dieser 
Verunsicherung gekommen ist, dann müssen Sie 
eines sehen: Auch Unternehmer und jene, die über 
Investitionen in unserem Land zu entscheiden ha- 
ben, sind nicht weniger intelligent als Pawlowsche 
Hunde. Wenn man ihnen alle Augenblicke eine 
Wurst vorhält und sie jedesmal, wenn sie springen, 
wegzieht, aber beim zwölften Male sagt: jetzt dürft 
ihr schnappen, dann ist das nicht glaubwürdig. Auf 
Grund dieser Entwicklung ist in unserem Land eine 
große Unsicherheit in diesem Bereich eingetreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man soll die Menschen draußen nicht für dumm 
halten, sondern die Dinge offen aussprechen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das gilt 
doch auch für Sie!) 

Die Analyse, die der Wirtschaftsminister dann ge- 
macht hat, zeigt — und das ist, glaube ich, auch die 
Analyse des Sachverständigenrats — , daß die Ver- 
minderung der Arbeitslosigkeit unser höchstes Ziel 
ist. Dafür sind bestimmte Voraussetzungen erforder- 
lich. 

Gerade was die Arbeitslosigkeit angeht, hat die 
Projektion 1976 4^2 Vo im Jahresdurchschnitt und 
für das Jahresende 4 ®/o vorausgesagt. So sollte es 
sein. Das Ist betrug im Jahresdurchschnitt 4,6 ®/o 
und am Jahresende 4,4 ®/o. Jetzt kommt die Projek- 
™ tion für 1977 mit 4 ®/o. Wenn Sie sich darüber im 
klaren sind, daß wir im Moment bei 5,3 ®/o stehen 
und daher, um diesen Jahresdurchschnitt erreichen 
zu können, im ganzen zweiten Halbjahr bei unge- 
fähr 3 ®/o liegen müßten, dann sehen Sie, auf wie 
tönernen Füßen diese Projektionen bereits heute 
stehen. 

Hinzu kommt, daß in Wirklichkeit die Zahl der 
Arbeitslosen bzw. der verlorengegangenen Arbeits- 
plätze viel höher ist: 650 000 Ausländer sind abge- 
wandert. 300 000 erhalten keine Unterstützung mehr, 
weil ein anderes Familienmitglied erwerbstätig ge- 
worden ist und sie daher in der Statistik gar nicht 
erscheinen. Die Situation ist deshalb viel, viel dra- 
stischer, als sie in diesen Zahlen sichtbar wird. 

Dann kommt die Frage, wie wir dieses Problem 
über Arbeitsverteilung und ähnliches lösen wollen. 
Ich kann Ihnen nur sagen: Wenn wir Anfang der 
50er Jahre, als wir Millionen Arbeitslose hatten 
und Millionen Flüchtlinge eingegliedert werden 
mußten, eine Diskussion über die Verteilung der 
Arbeit begonnen hätten, dann hätten wir heute noch 
Millionen von Arbeitslosen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Sachverständigen haben schon 1975 eine sehr 
genaue Analyse der Rezession gegeben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Dr. Graf Lambsdorff? 


Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU): Ja, bitte schön. (C) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Sdiwarz- 
Schilling, darf ich davon ausgehen, daß Sie Ihre 
Bemerkungen über das Arbeitszeitproblem auch 
an Ihren Kollegen Blüm weitergeben? 

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU); Selbstverständ- 
lich werden auch in unserer Fraktion darüber Dis- 
kussionen geführt. Aber ich glaube, daß wir dieses 
Problem nicht durch eine Verteilung, sondern durch 
stärkeres Wachstum, durch entsprechenden Produk- 
tivitätszuwachs, durch Schaffung von Arbeitsplät- 
zen, durch Investitionen erreichen müssen, wenn 
wir der sozialen Marktwirtschaft treu bleiben wol- 
len. Darüber gibt es keine Diskussion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir hatten eine Investitionskrise riesigen Aus- 
maßes trotz hoher Sparquote. Was ist die Ursache? 

Die Ursache ist, daß die Kapitalrendite unserer An- 
lageinvestitionen katastrophal niedrig ist. Natürlich 
legt man dann sein Geld lieber in Fremdkapital an, 
weil es sich dort sicherer und höher verzinst, als in 
entsprechendem Eigenkapital, das zusätzlich zum 
Risiko im Schnitt der Jahre im Grunde genommen 
eine geringere Verzinsung gebracht hat. Was soll 
man da investieren und sein Geld in Anlagekapital 
stecken! Das ist doch die wirkliche Ursache unserer 
Wirtschaftskrise. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun, meine Damen und Herren, das Gutachten 
hat auch eine ganz klare Relation von Investition 
und Beschäftigung aufgezeigt. Die Betriebe haben 
sich bemüht, trotzdem Gewinne zu machen, weil sie 
das als Überlebensstrategie brauchen. Dennoch 
haben wir seit 1969 eine Halbierung der Gewinne 
nach Steuern. 1969 gab es im Schnitt der Aktien- 
gesellschaften auf 100 DM Umsatz 3,75 DM, im 
Jahre 1975 1,53 DM Gewinn nach Steuern. Das 
ist ein Minus von 60 ®/o im Schnitt aller Jahre. 1975 
war die Schrumpfung, zugegeben, etwas geringer; 
sie betrug etwa ein Drittel gegenüber 1974. 1976 
hatten wir wieder eine höhere Gewinnrate. Meine 
Damen und Herren, diese entsteht aber nicht durch 
einen entsprechenden echten Produktivitätszuwachs, 
sondern dadurch, daß durch stärkere Auslastung des 
vorhandenen Produktionspotentials die Fixkosten- 
verteilung auf das Einzelprodukt reduziert wird und 
auf diese Weise eine entsprechende Degression der 
Kosten je Produkt entsteht, und das noch bei ver- 
mindertem Personal gegenüber der Zeit von 1972/73. 

Das war die einzige Uberlebensstrategie, die die 
Unternehmer in dieser Zeit betreiben konnten, weil 
jeder, der anders gehandelt hat, auf der Strecke 
geblieben ist oder keine Kapitalrendite mehr hatte 
oder auf diese Weise sein Unternehmen verkaufen, 
liquidieren oder ähnliches tun mußte. Ich brauche 
Ihnen das hier nicht im einzelnen zu sagen. 

Gerade auch die Rationalisierungsinvestitionen 
sind eine notwendige Voraussetzung dafür, daß 
diese Überlebensstrategie überhaupt möglich bleibt. 

Wir sollten daher auch nicht von „wegrationalisie- 
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ren“ reden; denn diese Strategie ist die Vorausset- 
zung für Vollbeschäftigung von morgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, hier wurde über die 
Lohnstüdikosten gesprochen. Ich war über das, was 
der Finanzminister hierzu gesagt hat, sehr erstaunt. 
Er hat Steigerungssätze genannt. Man kann natür- 
lich von einem Entwicklungsland mit niedrigen Löh- 
nen ausgehen, wo die Lohnkosten in der Kalkula- 
tion vielleicht 2 ®/o des Umsatzes ausmachen. Wenn 
sich diese Lohnkosten um 100 Vo erhöhen, ist der 
Anteil immer noch nur 4 ®/o, also weit, weit geringer 
als bei uns. Wir haben einen ganz hohen Sockel an 
Lohnkosten. Wenn es bei uns nur geringe Steige- 
rungen der Lohnstückkosten gibt, ist bei uns der 
absolute Wert heute leider Gottes an der absoluten 
Spitze. Nach der Statistik sind die Arbeitskosten 
der Bundesrepublik im internationalen Vergleich 
heute am höchsten. 1976 lagen die Arbeitskosten 
der verarbeitenden Industrie in der Bundesrepublik 
bei 17 DM, in den Vereinigten Staaten bei — umge- 
rechnet — 16 DM je Stunde. 

So haben wir eine Situation, bei der gerade in 
der chemischen oder in der Automobilindustrie die 
Wettbewerbsfähigkeit nicht mehr da ist. Nehmen wir 
einmal den Einzelbereich Chemie. Dort haben wir 
von 1973 bis 1976 einen Anstieg der Lohnstückkosten 
von 23,2 ®/o. Die Produktion ist gering gestiegen, aber 
die Bruttolohn- und -gehaltssumme ist um 27,6 ®/o 
gestiegen. 

Meine Damen und Herren, an den Anfang ist also 
zu stellen: Senkung der Kostenbelastung, Verbes- 
serung der Rahmenbedingungen für Investitionen, 
Kosten und Erträge für die Betriebe wieder ins 
Gleichgewicht bringen und mittlere und kleinere 
Unternehmen überleben lassen! 

Daher das Programm des Sachverständigenrats. 
Der Sachverständigenrat spricht unter Ziffer 460 
von den Vorbedingungen der Geldpolitik und der 
Währungspolitik, die in etwa auch in dem Bericht 
der Bundesregierung eingehalten werden. Aber dann 
heißt es in dem Vorschlag des Sachverständigenrats 
zur Finanzpolitik: 

Die Finanzpolitik vermindert die expansiven Im- 
pulse der öffentlichen Haushalte. 

Meine Damen und Herren, da beginnt schon das 
ganz große Fragezeichen, wie dem Petitum des Sach- 
verständigenrats bei der Haushalts- und Finanzpoli- 
tik für dieses Jahr Rechnung getragen wird. Und 
dann heißt es unter Punkt D — ich darf mit Geneh- 
migung des Präsidenten zitieren — : 

Die Bundesregierung beschließt ein mittelfristig 
orientiertes Programm für Wachstum und Voll- 
beschäftigung, das die Ertragserwartungen der 
Investoren festigt, die Innovations- und Investi- 
tionsrisiken mindert und die Bereitschaft sowie 
die Fähigkeit der Arbeitnehmer zur Mobilität 
erhöht. 

Das heißt konkret: steuerliche Regelungen, Ab- 
schreibungserleichterungen, Förderung der betrieb- 
lichen Forschung und Entwicklung, zinsgünstige 
Kredite. Meine Damen und Herren, ich erinnere da- 


ran, daß diese Bundesregierung genau in diesem (C) 
Jahr ihre Zuschüsse für Kreditgarantiegemeinschaf- 
ten einzustellen scheint, so daß es jetzt nicht mehr 
darum geht, etwa neue Existenzen zu gründen, son- 
dern darum, daß diejenigen kleinen Betriebe, die 
dadurch überhaupt überlebensfähig bleiben, auch 
diese Möglichkeit verlieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das nennt man dann Verbesserung der Ertrags- 
erwartung und Stützung der kleinen Betriebe! 

Der Sachverständigenrat hat für das ganze Pro- 
gramm 3 Milliarden DM eingesetzt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Er sagt in Ziffer 461 ganz deutlich: 

Diese Politik ist nicht darauf gerichtet, kurz- 
fristig und womöglich nur vorübergehend Nach- 
frage und Produktion zu stimulieren, 

Verbesserung der wachstumspolitischen Rahmenbe- 
dingungen ist das Ziel, Und in Ziffer 462 heißt es: 

Die Wirkungen des Gesamtprogramms bemes- 
sen sich überdies nicht nach der Summe der 
Einzelmaßnahmen, sondern nach der Verbes- 
serung des Investitions- und Beschäftigungs- 
klimas im ganzen. 

Das ist ein ganz entscheidender Punkt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Graf Lambsdorff? ^ 

Dr. Schwarz-Schliling (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Schwarz- 
Schilling, darf ich Sie fragen, was Sie zu der Be- 
hauptung veranlaßt, die Bundesregierung wolle die 
Unterstützung der Kreditgarantiegemeinschaften ein- 
stellen, und darf ich Sie darauf aufmerksam machen, 
daß dies nicht geplant ist und daß die Förderung der 
Kreditgarantiegemeinschaften trotz der Bedenken 
von Haushaltsausschuß und Rechnungshof in bishe- 
rigem Umfang aufrechterhalten bleibt? 

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU): Das wäre eine 
völlig neue Nachricht. 

(Dr, Graf Lambsdorff [FDP]: Nein, die ist 
alt!) 

Die betroffenen Gruppen haben in ihren letzten Ge- 
sprächen in dieser Frage ein völlig andere Aussage 
gemacht, und der Titel ist gestrichen worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun, nachdem der Sachverständigenrat dieses 
Programm entworfen hat, stellt die Bundesregie- 
rung ein „mehrjähriges öffentliches Investitionspro- 
gramm zur Wachstums- und umweltpolitischen Vor- 
sorge" auf. Ich gebe zu: ein bombastischer Titel. Es 
klingt auch etwas ähnlich, nur: es hat mit dem, was 
der Sachverständigenrat vorgeschlagen hat, hinsicht- 
lich seines Hauptakzents überhaupt nichts zu tun. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: So ist es!) 
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(A) Pas Programin der Bundesregierung setzt einen völ- 
lig anderen Akzent, welcher — Herr Kollege Barzel 
hat bereits darauf hingewiesen — einer eingehen- 
den Begründung bedürfte. Auf diese Begründung 
haben wir gewartet, um eine sachverständige Dis- 
kussion führen zu können, nämlich auf die Begrün- 
dung, warum die Bundesregierung dem Rat des Sach- 
verständigenrates nicht gefolgt ist und hier heute 
ein völlig anderes Programm auf den Tisch gelegt 
hat. Doch nichts davon! 

Meine Damen und Herren, schauen wir uns ein- 
mal die Zahlenrelationen dieses bombastischen Pro- 
gramms an. Es wurde hier heute von Graf Lambs- 
dorff gesagt, das sei ein riesiges Programm, wie wir 
es seit 1948 noch nicht gehabt hätten. Wir unterhal- 
ten uns hier schon stundenlang, und wir werden 
uns wahrscheinlich noch weiter stundenlang unter- 
halten, aber bedenken' Sie einmal die Zahlenrela- 
tionen, In diesem Jahr werden davon etwa 3 Mil- 
liarden zur Wirkung kommen. Die gesamten Brutto- 
anlageinvestitionen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land werden in diesem Jahr bei etwa 250 Milliarden 
DM liegen. Da macht also das großartige Programm 
der Bundesregierung noch nicht einmal 2®/o ausl 
Das ist doch der große Luftballon, von dem hier 
ständig geredet wird. Das hat doch nichts mit Be- 
schäftigungspolitik zu tun! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber ich gebe zu, meine Damen und Herren: Wir 
brauchen heute solche Programme, damit die Bun- 
desregierung überhaupt in der Lage ist, den beste- 
henden Investitionsanteil der Haushalte zu halten 
und das Geld nicht für andere Dinge auszugeben. 
Auf diese Weise machen Sie daraus ein großes 
mehrjähriges Programm. Wenn Sie es auf das ein- 
zelne Jahr umlegen und dann den Anteil von In- 
vestitionen am Haushalt überprüfen, werden Sie 
merken, daß Sie gegenüber den früheren Jahren 
praktisch überhauptv keine Steigerung vorgenommen 
haben. Das ist eine großartige Taktik. Ich gratuliere 
Ihnen dazu, 

(Zuruf von der FDP: Danke schön!) 
nur: wir merken das auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich muß hier feststel- 
len, daß die Handwerker, die größeren und mittle- 
ren Unternehmen, auch die mittleren Industrieunter- 
nehmen, die auch hinsichtlich der' Erleichterungen 
bei der Zurechnung des Gewerbekapitalertrages leer 
ausgehen und die im härtesten Wettkampf mit den 
Großen stehen, bei dem ganzen Prögramm am we- 
nigsten bedacht sind. Woraufhin sollen denn die 
Handwerker, mittleren Unternehmer, alle diejenigen, 
die nach dem Sachverständigen rat die Ertragserwar- 
tungen haben sollen, heute investieren, mehr Ar- 
beitsplätze schaffen und ähnliches mehr? Auf diese 
Frage ist die Bundesregierung leider Gottes eine 
Antwort schuldig geblieben. 

(Zuruf von der SPD; Sie auch!) 

Graf Lambsdorff hat nun eine sehr merkwürdige 
Wende vollzogen, indem er am Schluß seiner Rede 
sagt, „die FDP teile dieses Urteil — nämlich daß das 
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Vertrauen in die Wirtschaftspolitik dieser Bundes- 
regierung nicht so schlecht sein könne — , sie be- 
grüße das Jahresgutachten, sie billige den Jahres- 
wirtschaftsbericht und sie vertraue der Wirtschafts- 
politik dieser Bundesregienmg." 

(Demonstrativer Beifall bei der FDP) 

Wenn man das Jahresgutachten begrüßt, von seinen 
Empfehlungen aber total abweicht, kann man doch 
nicht nachher sagen: und sie billigt auch den Jahres- 
wirtschaftsbericht. Dann muß man doch wenigstens 
einmal die verschiedenen Positionen sachverständig 
erläutern und kann nicht sagen, die FDP sei immer 
dabei. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
FDP) 

— Herr Minister Apel hat in bezug auf Professor 
Biedenkopf von dem Unterschied zwischen Sonntags- 
reden und Praxis gesprochen. Ich habe den Eindruck, 
diesmal sind von der Regierungsseite auch am 
Werktag allerhand Sonntagsreden gehalten worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber wenn ich einmal darauf eingehe, was in die- 
ser Debatte geschehen ist, so muß ich feststellen, 
daß nicht die Frage der Stringenz zwischen den 
Empfehlungen des Sachverständigenrates und dem 
Jahreswirtschaftsbericht das eigentliche Thema ge- 
wesen ist, nicht die Frage, warum die Bundesregie- 
rung den Hauptakzent verlagert, sondern Minister 
Apel hat z. B, von der Mannheimer Erklärung und 
von einer Rede unseres Bundesvorsitzenden in _ 
Ahlen gesprochen. Ich kann Ihnen nur sagen: Sie ^ 
können sich gerne mit der katholischen Soziallehre 
beschäftigen. Sie können auch die Frage stellen: Was 
ist die soziale Marktwirtschaft? Aber Sie können uns 
doch nicht in die Ecke stellen, als ob wir etwa nicht 
wüßten, daß die soziale Marktwirtschaft weiterzu- 
entwickeln ist. Das wissen wir doch sehr genau. 
Trotzdem hat sie für uns nicht nur instrumentalen 
Charakter, weil sie in unserem Grundwertverständ- 
nis die Ausdrucksfähigkeit der Freiheit im wirt- 
schaftlichen Bereich ist*. In diesem Verständnis wer- 
den wir sie weiterentwickeln, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Lenders sprach davon, wir sollten doch nicht 
zur eigenen Befriedigung Vergangenheitsbewälti- 
gung betreiben. Lesen Sie doch bitte einmal die Sach- 
verständigengutachten aus all den zurückliegenden 
Jahren, besonders der Jahre 1975 und 1976. Wenn 
Sie einmal begreifen würden, wo die Ursache der 
Krise liegt — sie wird im Sachverständigengut- 
achten 1975 hervorragend dargestellt — , bräuchte 
diese Debatte gar nicht stattzufinden. Sie können 
doch nicht sagen, wir würden ständig Vergangen- 
heitsbewältigung betreiben, wenn Sie noch nicht 
einmal begreifen, wo die Ursache der Krise liegt, 
und laufend weiter falsche Entscheidungen treffen. 
Dann müssen wir es doch immer wieder sagen. 

(Beifall bei der CDÜ/CSU) 

Zur Bewältigung der Krise gehört eine Koalition 
des Mutes, des Mutes zwisdien allen, zwischen de- 
nen, die regieren, zwischen Unternehmern, Mittel- 



1336 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. 
Dr. Sdiwarz-Schilling 

Ständlern, Handwerkern, zwischen allen denjenigen, 
die wissen, daß wir wieder Zuversicht brauchen. Wir 
brauchen Leute, denen man glauben kann und die 
nichts vernebeln, die die Dinge offen aussprechen 
und auch harte Positionen einnehmen. 

Wenn Graf Lambsdorff im Zusammenhang mit der 
Frage von Koalitionen im Hinblick auf das Kommu- 
nalwahlergebnis in Hessen meint, das sei ein „letz- 
ter Verweis des Bürgers" gewesen, dann kann ich 
nur fragen: Wie viele Verweise wollen Sie eigent- 
lich noch einstecken? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

1970 haben wir die absolute Mehrheit der SPD ge- 
brochen. Sie monieren jetzt das Ahlener Programm 
und ähnliches, aber Ihre Partei koaliert mit Herrn 
Rudi Arndt, koaliert mit den linken Systemverän- 
derern, mit Leuten, die in Gießen, in Hessen-Süd 
all die Investitionslenkungsbeschlüsse durchgesetzt 
haben. Dazu stellen Sie jedoch keine Frage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Roth? 

Dr. Sdiwarz-Schllllng (CDU/CSU): Nein, ich möch- 
te meinen Gedankengang jetzt zu Ende führen. 

Sie haben 1970 dann mit einem Partner koaliert, 
der Herr von Friedeburg heißt, der die Rahmenricht- 
linien, sozialistische Vorstellungen durch und durch, 
vertreten hat. Da muß man sich doch die Frage stel- 
len: Wanun haben Sie mit diesem Partner koaliert? 

® 1974 haben Sie es immer noch nicht begriffen, ob- 

wohl wir die stärkste Fraktion wurden. Ich sage 
Ihnen: Sie werden im Jahre 1978 einen allerletzten 
Verweis erhalten, nämlich dann, wenn diese Koali- 
tion abgewählt wird, wenn die absolute Mehrheit 
der CDU das bewirkt, was Sie offensichtlich nur auf 
diese Weise lernen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Graf Lambsdorff? 

Dr. Schwarz-SchHIIng (CDU/CSU): Bitte schön. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Schwarz- 
Schilling, würden Sie die Freundlichkeit haben, da- 
von Kenntnis zu nehmen, daß wir zur Zeit eine De- 
batte im Deutschen Bundestag führen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU): Graf Lambs- 
dorff, ich wollte nur verhindern, daß hier falsche 
koalitionspolitische Erklärungen von Ihnen bezüg- 
lich der Kommunalwahl im Raum stehenbleiben; 
die sind ja von Ihnen angeführt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wollte Ihnen in Ihrem Interesse nur sagen, daß 
Sie vielleicht auch die Frage stellen sollten, ob es 
dieser allerletzten Verweise des Bürgers bedarf; 
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denn das könnte für Ihre Partei — das täte mir leid 
— sehr gefährlich werden. Aus diesem Grunde fragt 
man sich natürlich auch, wie hier der Konsens zwi- 
schen dem, was wir im Orientierungsrahmen der 
SPD lesen, auf der einen Seite und Ihren Vorstel- 
lungen auf der , anderen Seite hergestellt werden 
soll. Dann monieren Sie eine Rede von Dr. Kohl in 
Ahlen, oder es werden hier die Fragen der katholi- 
schen Soziallehre bemüht. Die Positionen sind doch 
klar. Vernebeln Sie die Positionen nicht! Sehen Sie, 
wohin die Zukunft führt! Dann bedarf es keines 
allerletzten Verweises! Dazu möchte ich Sie auffor- 
dern. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete V obrer. 

Dr, Vohrer (FDP): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Mittelpunkt der heutigen Debatte 
zum Jahreswirtschaftsbericht standen immer wieder 
volkswirtschaftliche Zahlen über die Entwicklung 
von wirtschaftlichem Wachstum, Energieverbrauch, 
Beschäftigung, Export, Import und dergleichen mehr. 

Zu kurz kam heute einmal mehr die Überlegung, 
wie sich wirtschaftspolitische Ziele unter dem über- 
geordneten Ziel einer intakten Umwelt verändern 
müssen. Alternativen und Lgsungswege, die dieser 
umfassenden Zielsetzung genügen, wurden nicht 
aufgezeigt. Ich möchte hier nicht dem Nullwachstum 
das Wort reden; denn bei der derzeitigen Brutto- 
sozialproduktsrechnung ist es selbst bei Nullwachs- fD) 
tum möglich, die Rohstoff- und Energieverschwen- 
dung noch auszudehnen. 

Insofern erscheint es mir dringlich geboten, daß 
im Rahmen dieser Debatte in aller Deutlichkeit eine 
am qualitativen Wachstum orientierte Strategie auf- 
gezeigt wird. Auch ohne eine exakte und operatio- 
nale Definition des qualitativen Wachstums, zu des- 
sen Bestimmung noch immer viel zu vage soziale 
Indikatoren herangezogen werden müssen, ist es 
heute möglich, die wirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen zu schaffen,, die eine umweltfreundlichere 
Produktion tind Produktgestaltun^ ermöglichen. 

Der Ehrlichkeit halber muß jedoch darauf hinge- 
wiesen werden, daß wir unsere Produktionsfaktoren 
entweder für konsum- und kapazitätserweiternde 
Investitionen oder Umweltverbesserungen einset- 
zen können. Insofern werden all die für die Verbes- 
serung der ökologischen Bedingungen eingesetzten 
Ressourcen den Konsumbereich einschränken oder 
die mögliche Kapazitätsausdehnung reduzieren. 

Dem Argument einer Wettbewerbsverzerrung im 
internationalen Handel möchte ich insofern entge- 
gentreten, als ein Teil der durch Umweltauflagen 
eizwungenen Kostensteigerungen durch das Floa- 
ten der Währungen in Form geringerer Aufwer- 
tungseffekte ausgeglichen wird. Im übrigen kann 
damit gerechnet werden, daß alle anderen Industrie- 
nationen früher oder später die gleiche Entwicklung 
zu vollziehen haben. Es kann deshalb angenommen 
werden, d€Lß die jetzt in Kauf genommenen mög- 
lichen Wettbewerbsnachteile und Einschränkungen 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. März 1977 


1337 


Dr. Vohrer 

(A) 

uns später in eine um so günstigere internationale 
Ausgangsposition bringen werden. 

Ich möchte auch in dieser Debatte den bislang un- 
bestrittenen Zusammenhang, wonach wirtschaftli- 
ches Wachstum und die Schaffung neuer Arbeits- 
und Ausbildungsplätze mit gesteigertem Energie- 
verbrauch verbunden seien, in Frage stellen. Die 
Analyse der historischen Abläufe beweist, daß diese 
Aussage fast durchweg falsch ist. Es läßt sich sehr 
leicht aufzeigen, daß menschliche Arbeitskraft durch 
Energie ersetzt wurde, ein Sachverhalt, der sich so- 
wohl in jedem einzelnen privaten Haushalt an Hand 
der energieaufwendigen Geräte wie Spülmaschine, 
Wäschetrockner und dergleichen wie auch in der 
Industrie oder Landwirtschaft nachweisen läßt. 

Niemand weiß derzeit sicher, welche Energiemen- 
gen bei sparsamen Verhaltensweisen in den priva- 
ten Haushalten und in der gewerblichen Wirtschaft 
eingespart werden können. Eines ist jedoch sicher: 
daß der Staat durch seine Politik dazu beitragen 
kann, daß die Einsparungsmaßnahmen ein größeres 
Gewicht erhalten. Ich denke dabei sowohl an gesetz- 
liche Vorschriften über die Isolierung im Wohnbe- 
reich, energiesparende Motoren, Geschwijidigkeits- 
höchstgrenzen, um nur einige Beispiele aufzuzählen, 
wie auch an wirtschaftliche Anreize für private oder 
gewerbliche Energiesparmaßnahmen. 

Eine Überlegung wurde, scheint mir, in der De- 
batte nahezu überhaupt nicht angesprochen. Wird 
nämlich nach den vorliegenden Prognosen in un- 
serem marktwirtschaftlichen System Energie in den 
(BJ 80er Jahren knapper und erscheint uns der Einsatz 
von Kernenergie noch nicht sicher genug, dann wird 
— streng nach den eben diesen marktwirtschaftlichen 
Spielregeln — der Preis für Energie steigen. Dieser 
höhere Energiepreis wird einerseits die Rentabili- 
tät energiesparender Investitionen vergrößern, an- 
dererseits neu und bisher möglicherweise nicht ge- 
nügend in Betracht gezogene Energieträger wettbe- 
werbsfähiger machen. Gerade die solare Energie und 
die Wärmepumpe sind an der Schwelle der Renta- 
bilität angelangt, und die Nutzung der Abwärme in 
Fernheizungssystemen wird bei anderen Energie- 
preisrelation sinnvoll. Sieht man jedoch dagegen 
die bisherige Tarifregelung im Elektrizitäts- 
bereich, wo der hohe Stromverbrauch durch eine 
degressive Gestaltung der Stromtarife noch begün- 
stigt wird, so wird deutlich, wie diametral die jetzi- 
ge Tarifpolitik staatlicher Energieversorgungsunter- 
nehmen der ökologischen Zielsetzung entgegenläuft. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt- 
Vockenhausen) 

In den Ausführungen des Bundeswirtschaftsmini- 
sters wurde darauf hingewiesen, daß der Kern- 
energieanteil von 2 o/o im Jahre 1975 oder 7,1 Mil- 
lionen t Steinkohleeinheiten bis zum Jahre 1985 auf 
130/0 der Primärenergie oder 35 0/0 des Stromver- 
brauchs mit einer Gesamtleistung von 30 000 MW 
oder 62 Millionen t Steinkohleeinheiten gesteigert 
werden soll. Dieser Entwicklung könnten die um- 
weltbewußten Abgeordneten in diesem Parlament, 
und zwar aller Fraktionen, nur unter der Voraus- 
setzung zustimmen, daß alle bislang noch ungelö- 


sten Risiken dieses Energieträgers in kurzer Zeit 
gelöst würden. Ich denke hier insbesondere an die 
Fragen der Belieferung, Entsorgung und Wiederauf- 
bereitung von Uran und an die Reaktorsicherheit, 
die ja von dem Verwaltungsgericht in Freiburg für 
das Wyhler Projekt als nicht zureichend beurteilt 
wurde. Vor diesem Hintergrund erscheint es mir 
utopisch, im Verlauf von zehn Jahren nahezu eine 
Verzehnfachung des Kernenergieeinsatzes errei- 
chen zu wollen. 

Für mich steht die Debatte zum Jahreswirtschaftsbe- 
richt weniger unter dem Aspekt konjunktureller 
Maßnahmen zur Beseitigung der Rezessionserschei- 
nungen, die sich seit 1974 in unserer Volkswirt- 
schaft zeigen. Ich hätte es begrüßt, wenn diese De- 
batte im stärkeren Maße auch unter den Blickwinkel 
eines epochalen Einschnitts gestellt worden wäre, 
wonach die Nachkriegs- und Wiederaufbauphase in 
Deutschland und Europa nunmehr beendet ist und 
der unreflektierte Einsatz von Rohstoff und Energie 
ein Ende hat. Jetzt gilt es, die Weichen zu stellen, 
um in einer Zeit des bewußteren Lebens mit knap- 
pen Rohstoffen, mit knapper Energie und — was wir 
leider auch konstatieren müssen — mit überschüssi- 
gen Arbeitskräften die wirtschaftspolitischen Konse- 
quenzen zu ziehen, die uns in eine soziale und öko- 
logische Gleichgewichtslage führen können. 

Meine Damen und Herren, ich bin mir bewußt, 
daß konjunkturelle Überlegungen die eine Seite der 
Medaille sind. Aber langfristige strukturpolitische 
Überlegungen können wir deshalb nicht unterlassen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

(D) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen; Das Wort 
hat der Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Sehr verehrte Damen! Meine Herren! Ich 
möchte zunächst den Abgeordneten Angermeyer 
und Schwarz-Schilling zu ihren heutigen Jungfern- 
reden gratulieren, die sie im Rahmen dieser Wirt- 
schaftsdebatte gehalten haben. 

(Beifall) 

Zur Rede des Abgeordneten Schwarz-Schilling 
möchte ich nur eine einzige Anmerkung machen. 
Seitens des zuständigen Ministeriums, nämlich des 
Bundeswirtschaftsministeriums, war zu keiner Zeit 
beabsichtigt, den Mittelansatz im ERP- Wirt schafts- 
plan zugunsten der Kreditgarantiegemeinschaften 
herabzusetzen; ich sage: zu keiner Zeit. Statt sich 
mit Interessenverbänden allein zu unterhalten, hätte 
ein Anruf genügt. Richtig ist allerdings, daß der 
Bundesrechnungshof diese Titelhöhe angemahnt und 
auf eine Herabsetzung des Titelansatzes gedrungen 
hat. Dies ist korrekt. Die Bundesregierung hat diese 
Absicht nicht gehabt. Anruf genügt: Auskunft er- 
teilt der zuständige Mitarbeiter, ich selbst aber 
auch. 

(Beifall bei der FDP — Wolfram [Reckling- 
hausen] [SPD]: Er ist neu! Das muß er noch 
lernen!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich von 
den hier gehaltenen Reden nur mit einer ausein- 
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(A) andersetzen oder, richtiger gesagt: eingehen nur 
auf die Rede des Abgeordneten Dr. Barzel von der 
Opposition. Ich möchte mit allem Freimut sagen, 
daß nach dem Versuch heute morgen, einen Dialog 
zu eröffnen, der erste Beitrag, nämlich die Rede des 
dazu herbeigeeilten, danach wieder davongeeilten 
Abgeordneten Dr. Strauß mir keine Veranlassung 
gibt, auch nur mit einem Wort darauf einzugehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich habe mir die Reden der letzten zwei Jahre noch 
einmal angeschaut. In der heutigen Rede war kein 
einziges Argument, das wir nicht in den beiden 
letzten Jahresdebatten gehört und hinreichend be- 
handelt haben. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ist 
es! Immer die alte Leier!) 

Deswegen erlaubt es mir die Opposition sicher, daß 
ich mich mit der Rede des Vorsitzenden des Wirt- 
schaftsausschusses des Deutschen Bundestages be- 
fasse. 

Herr Dr. Barzel, ich glaube, daß ich bei der Ge- 
samtanlage meiner Vormittagsrede jedenfalls den 
Versuch gemacht habe — er mag mißlungen sein — , 
eine Ursachenanalyse zu geben, die mittel- und 
längerfristigen Probleme aufzuzeigen, die Konzep- 
tion der Wirtschaftspolitik zu beschreiben und hier 
wiederum die Stärkung der autonomen Investitions- 
tätigkeit in den Mittelpunkt zu stellen. Ich lege 
noch einmal Wert darauf, daß wir uns darüber klar 
sind. Denn manchmal entstand im späteren Verlauf 
der Debatte — ich denke vor allem an den vorletz- 
ten Beitrag — der Eindruck, als ob das nicht der 
Fall gewesen wäre. Ihre Anmerkungen waren viel- 
mehr auf die Fragen gerichtet: Erreicht ihr das mit 
diesen Mitteln, habt ihr alles abgetastet oder habt 
ihr überhaupt nur Teilbereiche davon geprüft? 

Sie haben eine weitere kritische Bemerkung ge- 
macht, nämlich — so habe ich es jedenfalls ver- 
standen — ich hätte mich nicht ausreichend mit der 
Frage beschäftigt: Wachstum wozu eigentlich? Dies 
war nun wirklich einer der Schwerpunkte in meiner 
Rede. Ich will noch einmal knapp zusammenfassen, 
wo ich die ökonomischen Motivationen sehe, näm- 
lich zum einen im Erreichen eines befriedigend ho- 
hen Beschäftigungsstandes; wir können auch Voll- 
beschäftigung dazu sagen. Hier gibt es sicher Über- 
einstimmung im Hause darüber, daß dies ohne 
Wachstum nicht möglich ist. Dies habe ich heute 
morgen gesagt. 

Zweitens habe ich hinzugefügt, daß auch das 
System der sozialen Sicherung, das wir in der Bun- 
desrepublik haben — lohnbezogene, dynamisierte 
Rentenformel, um nur ein Beispiel zu nennen — , 
im Grunde genommen Wachstum voraussetzt, wenn 
man dieses System angesichts der demographischen 
Entwicklung, nämlich längeres Leben der älteren 
Menschen, schwache Geburten jahrgänge ab 1982, 
auch für diejenigen sichern will, die jetzt die Bei- 
träge in dieses System einzahlen. Das ist die zweite 
/ Motivation. 

Die dritte Motivation ist, daß bei einem Null- 
wachstum — davon bin ich überzeugt — auch die- 
jenigen öffentlichen Aufgaben nicht mehr ausrei- 


chend finanziert werden können, die wir überein- (Q 
stimmend für erforderlich halten. Ich will den Streit 
darüber, ob die eine oder andere öffentliche Inve- 
stition nötig oder nicht nötig ist, gar nicht aufleben 
lassen. Aber ich bin davon überzeugt: bei einem 
Nullwachstum reichen die Mittel auch nicht aus, 
diejenigen öffentlichen Investitionen zu finanzieren, 
die wir z. B. in der Infrastruktur als Voraussetzung 
für private Investitionen brauchen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das war die dritte Motivation. 

Ich habe mich mit einer vierten Motivation be- 
schäftigt, bei der mir die Opposition vielleicht doch 
zustimmt, wenn sie die Realitäten in Rechnung 
stellt. Ich meine die Frage: Wie sehen eigentlich in 
einer Gesellschaft mit autonomen Entscheidungsträ- 
gern, z. B. Gewerkschaften und Arbeitgeber, die 
Verteilungskonflikte aus, wenn ich über einen län- 
geren Zeitraum ein sogenanntes Nullwachstum habe? 

Ich gebrauche den Ausdruck sehr ungern, weil das 
eben kein Wachstum ist, sondern Stagnation. Ich 
wage zu behaupten, daß die Verteilungskonflikte in 
dieser Gesellschaft unerträglich würden, wenn wir 
nicht aus dem Zuwachs heraus Verteilungskorrek- 
turen durch autonome Gruppen anbringen können; 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

denn sonst würde jede Verteilungskorrektur auto- 
matisch aus der Substanz der anderen Gruppe her- 
aus vorgenommen und damit zu Spannungen führen, 
von denen ich nicht sicher bin, ob diese Demokratie 
sie mit ihrer Verfassung auf Dauer ohne Schaden 
überstehen würde. Das ist also das nächste Motiv 
für Wachstum. 

Ich habe weiter erwähnt, daß wir nach meiner 
Meinung aus unserem Sozialprodukt in zwei Rich- 
tungen einen Beitrag nadi außen leisten müssen, 
wenn es uns um äußeren und inneren Frieden und 
um unsere Verpflichtung, auch unsere moralische 
Verpflichtung gegenüber der Welt ernst ist, nämlich 
einmal für die Defizitländer innerhalb der Europäi- 
sdien Gemeinschaft. Der Vertrag von Rom sagt: 

Wir wollen gleiche Lebensbedingungen in Europa 
schaffen. Meine Damen und Herren, wir sind nun 
einmal die reichste Nation in dieser Gemeinschaft, 
wir sind diejenige mit der größten Prosperität. Wie 
sollen wir denn die Strukturprobleme der anderen 
Länder lösen, wenn nicht auch durch einen Beitrag 
von uns? Dieser ist naturgemäß leichter aus einem 
wachsenden als aus einem stagnierenden Sozialpro- 
dukt zu finanzieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Ökonomisch gilt genau dasselbe für die Verpflich- 
tung gegenüber der Dritten Welt, wobei ich mich 
aus Zeitgründen jetzt nicht damit beschäftigen will, 
welchen Transfermechanismus man nehmen soll; 
denn dies ist im Grunde für die Verteilung inter- 
national zunächst einmal — zunächst! — egal: So- 
zialproduktübertragung oder Ressourcentransfer. 

Daß ich es lieber richtiger mache als mit dirigisti- 
schen Maßnahmen einer falsch verstandenen Welt- 
wirtschaftsordnung, steht auf einem anderen Blatt. 
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Bekennen müssen wir uns aber zu der Bereitschaft 
eines verstärkten Tranfers, und ich sage Ihnen, je 
weniger die Industrienationen bei der Entschul- 
dungsfrage zu tun bereit sind, desto schärfer wird 
der Druck im Rohstoffbereich für sie werden, auf 
einem Sektor also,, wo nach meiner Meinung für 
uns viel größere Gefahren ins Haus stehen. Das war 
die fünfte Motivation zum Thema: warum eigentlich 
Wachstum? 

Ich möchte das ganz gerne, weil Sie auch die poli- 
tische Dimension angesprochen haben, ein bißchen 
zu überwölben versuchen. Es ist einfach eine Eigen- 
tümlichkeit der Menschen, daß sie wollen, daß es 
ihnen immer besser geht. Ich meine das jetzt im 
weitesten Sinne. Glück hängt nicht nur vom Ein- 
kommen, sondern ganz maßgeblich auch von den 
übrigen Lebensbedingungen ab. Die Menschen ha- 
ben nun einmal diesen Drang in sich. Sie könnten 
auch sagen: Der Egoismus ist eine der Konstanten, 
mit denen wir bei den Menschen zu rechnen haben. 
Wenn das so ist, dann muß ich wissen, wenn ich 
ihnen über lange Strecken kein Wachstum, d. h. auch 
keinen individuellen Fortschritt gebe, gefährde ich 
zunehmend die Zustimmung zu dem, die Identifika- 
tion mit dem Staatswesen, in dem wir leben. Das 
ist meine politische Motivation, warum ich für 
Wachstum eintrete. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Da ich heute morgen die Abgrenzung zum Quali- 
tativen vorgenommen habe, kann ich jetzt darauf 
Ißl verzichten. 

Dann kam die Frage: Was habt ihr eigentlich für 
die privaten Investitionen getan? Richtiger gesagt, 
es war die Kritik: Ihr habt nichts dafür getan. Bei 
der Steuerpolitik gibt es zwei abgehakte Beiträge, 
nämlich die Körpersdiaftsteuerreform und den Ver- 
lustrücktrag. Sie sind von völlig unterschiedlicher 
Dimension, auch von unterschiedlicher struktureller 
Wirkung, wie ich weiß, aber bitte, es sind zwei ab- 
gehakte Positionen, die stärkend wirken. In dem 
Paket, das vom Kabinett verabschiedet wurde, von 
den gesetzgebenden Körperschaften leider noch 
nicht, ist eine Senkung des Vermögensteuersatzes 
für juristische und natürliche Personen vorgesehen, 
de facto eine Senkung der Gewerbeertrag- und Ge- 
werbekapitalsteuer, nämlich durch Erhöhung der 
Freibeträge, und de facto eine Senkung der Lohn- 
summensteuer ebenfalls durch die Erhöhung des 
Freibetrages, im Wohnungsbau eine Verbesserung 
im Sinne von Ausdehnung des § 7 b. 

In diesem einen Punkt will ich auf Herrn 
Dr. Strauß eingehen. Was soll in einer solchen Rede 
von einem Menschen, der einmal Finanzminister war, 
die Kritik an der Bundesregierung in Sachen Lohn-, 
summensteuer? Wenn er wirklich Finanzminister 
war und sich damals um die Dinge mehr gekümmert 
hat als um die Vorbereitung seiner heutigen Rede, 
dann muß er wissen, daß wir diese eben nicht ab- 
schaffen können, leider nicht abschaffen können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist doch kein Geheimnis, daß sie in bestimmten 
Ländern nicht erhoben wird, in anderen kaum erho- 


ben wird, in anderen eine der wesentlichen Säulen 
der Gemeindefinanzen ist. Das heißt: ohne eine kom- 
plette Neuverteilung ist hier gar nichts drin, und 
dies ist primär eine Sache der Länder. Ich bedaure 
auch, daß diese Steuer für die Bereiche, die stark 
lohnintensiv sind, dem gleichkommt, was andere 
Leute eine Arbeitsplatzsteuer nennen. Aber bitte, 
hier muß er doch wissen, wen er anspricht. Er kann 
sich doch nicht hier hinstellen und andere Leute in 
einen Anklagezustand versetzen. Er war doch 
Finanzminister. Ich frage Sie: warum hat er sie denn 
nicht abgeschafft, wenn das so einfach war? Denn 
die Wirkung war doch damals dieselbe? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — 

Dr. Ritz [CDU/CSU]: Da war die Gesamt- 
belastung noch lange nicht so hoch! — 

Dr, Jenninger [CDU/CSU] : Er hat die Finanz- 
reform in Gang gesetzt!) 

— Ich weiß, was er in seiner Amtszeit an steuer- 
lichen Maßnahmen durchgeführt hat. Ich habe mit 
großem Interesse, Herr Abgeordneter Jenninger, zur 
Kenntnis genommen, daß ausgerechnet er sich in 
den letzten Wochen auch noch hingestellt hat und 
einer Erhöhung der Beiträge zur Rentenversicherung 
das Wort geredet hat. Dann darf man hier eben nicht 
von Abgabenbelastung im Sinne von Sozialisie- 
rungstendenzen reden. Da muß man vorher drau- 
ßen auch den Mund halten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Was fehlt — warum soll man das nicht anspre- 
chen — von allem, was Sie bis jetzt gesagt haben, (d) 
Herr Schwarz-Schilling? Zinssenkung? Nun, haben 
wir sie nicht durchgeführt? Zinsgünstige Kredite für 
den Mittelstandl Wir waren eben im letzten Jahr in 
der Lage, über ERP-Vermögen und Sonderprogram- 
me der Kreditanstalt für Wiederaufbau die Kredit- 
wünsche insbesondere auch der gewerblichen Wirt- 
schaft zu befriedigen — das muß doch auch einmal 
anerkannt werden — , und zwar zu vernünftigen 
Zinsbedingungen, weil wir gerade im ERP-Plan den 
einzigen Sektor mit starker Ausweitung, nämlich die 
Mittelstandsförderung, hatten, weil wir wissen, 
warum dies nötig war. 

Es fehlt die Verbesserung der degressiven Ab- 
schreibung. Das ist der einzige Punkt, über den wir, 
wenn ich die Debatte verfolge, in der Öffentlichkeit 
nicht reden. Das ist aber nicht einmal vorgeschlagen 
worden, das nur am Rande. Nun muß ich fragen: 
wer hat sie denn eigentlich abgeschafft? Wir hatten 
sie doch mal. Genau den Satz, um dessen Einführung 
es geht, hat die deutsche Wirtschaft früher gehabt. 

Er ist abgeschafft worden unter einem Bundeskanz- 
ler, der der jetzigen Oppositionspartei angehört, 
wenn mein Gedächtnis mich nicht trügt. Ich glaube, 
wir waren sogar in der Koalition dabei; ich weiß es 
aber nicht mehr ganz genau. Aber das muß man 
dann auch dazu sagen. 

Lassen Sie mich auch zur Größenordnung etwas 
sagen. Sie wissen, daß ich für die Frage immer 
offen war. Ich bin auf der anderen Seite aber auch 
offen für die Frage meines Finanzministerkollegen: 
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woher soll ich all das Geld nehmen? Auch das ist 
eine Frage, die Sie beantworten müssen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Eine Anhebung der degressiven Abschreibung auf 

das 2 V 2 fa<±ie kostet exakt genausoviel wie die 
Senkung der Vermögensteuer. Streiten wir uns nicht 
um die Stellen hinter dem Komma. Dies war die 
Entscheidung. Wir haben es uns nicht leichtgemacht, 
auch in der Koalition nicht leichtgemacht, auch mit 
dem Sachverständigenrat nicht. Warum? Ich gebe 
zu, die Verbesserung der degressiven Abschreibung 
geht unmittelbar in die Investitionen, weil sie an die 
Investitionen gekoppelt ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel [CDU/CSU]) 

— Aber, Herr Dr. Barzel, die Vermögensteuer trifft 
im mittelständischen Bereich diejenigen sehr hart, 
die ein relativ hohes Betriebsvermögen in Relation 
zu anderen Größenordnungen haben, z. B. Grund- 
vermögen, aber keine oder nur minimale Erträge 
haben, während von der degressiven Abschreibung 
derjenige am meisten profitiert, der auch den höch- 
sten Ertrag erwirtschaftet. Trotzdem war das eine 
alternative Entscheidung. Beide Wege sind ökono- 
misch vertretbar. Das ist doch gar kein Geheimnis. 
Dann muß man sich aber politisch entscheiden, wel- 
chen Weg man geht. Wir sind den einen Weg aus 
Gründen gegangen, die ich darzulegen versucht 
habe. 

Aber lassen Sie mich eines hinzufügen: das alles 
hilft doch nur dann etwas, wenn die übrigen Kosten- 
konstellationen in Lot bleiben. Es soll sich doch kein 
Mensch einbilden, durch eine Steueränderung, die 
eineinhalb Milliarden DM in der Wirtschaft beläßt, 
könne man z. B. vernünftiges Verhalten in der 
Tarifpolitik, wie wir es in diesem Frühjahr — mit 
einer Ausnahme — hatten und wie wir es voriges 
Jahr im wesentlichen hatten, überspielen. Hier müs- 
sen die Dinge zusammen gesehen werden. Dann wird 
es gelingen. Sonst wird es eben nicht gelingen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu dem mehrjähri- 
gen Investitionsprogramm sagen. Ich weiß nicht, war- 
um sich der Abgeordnete Schwarz-Schilling in sei- 
ner Jungfernrede so polemisch damit auseinander- 
gesetzt hat. Ich weiß nicht, warum. Vielleicht hatte 
er den hessischen Kommunalwahlkampf noch nicht 
ganz hinter sich. 

Herr Abgeordneter, dieses mittelfristige Pro- 
gramm setzt doch in Bereichen an, denen Sie bei 
Ihrer Gesamtphilosophie eigentlich zustimmen müß- 
ten, nämlich bei der Umwelt im Sinne der Schaffung 
von Wachstumsspielräumen in einer belasteten 
Landschaft, die wir haben, im Abwasser- und Ttink- 
wasserbereich, insbesondere bei dem Strom, der zu 
den verschmutztesten Europas und damit der Welt 
gehört, nämlich dem Rhein, und den wir dringend 
brauchen, wenn wir an diesem Strom eine weitere 
wirtschaftliche Expansion zulassen wollen einschließ- 
lich des Baus von Kernkraftwerken. Denn es ist 
keine Frage: Je verschmutzter der Rhein ist, desto 
problematischer wird doch ganz einfach jede weitere 
Investition in diesem Bereich. Die Länder einschließ- 
lich des Landes, in dem Ihr Parteivorsitzender und 


Fraktionsvorsitzender bis vor kurzem Ministerpräsi- iQ 
dent war, haben dies jedenfalls begrüßt, weil sie 
wissen, wo sie der Schuh drückt. Es ist eine Länder- 
aufgabe. Aber es ist doch kein Geheimnis, daß die 
Länder offensichtlich mit ihrem Geld nicht zurecht- 
kamen, um ein Minimum an Investitionen gerade im 
Abwasserbereich zu tätigen. Oder warum ist es da 
so schmutzig? 

(Dr. Althammer [CDU/CSU]: Und warum 
haben sie kein Geld?) 

— Weil sie die Steuern nicht dauernd gesenkt 
haben, wahrscheinlich. Ja, bei ihrer Philosophie, 
Herr Althammer, könnte man glatt auf die Idee 
kommen: Je weniger Steuern, desto mehr Geld im 
öffentlichen Haushalt — wenn ich das von heute 
morgen alles höre. 

Aber, Herr Schwarz-Schilling, ich will auf einen 
anderen Punkt hinaus. Als Unternehmer, der Sie 
beruflich sind — deswegen setze ich mich mit Ihrer 
Behauptung, Unternehmer seien nicht klüger als 
Pawlowsche Hunde, nicht auseinander, weil ich 
dies, da ich nicht Unternehmer bin, nicht aus 
eigener Erkenntnis beurteilen kann; es muß also 
Ihr Problem bleiben, ob Sie wirklich dieser Mei- 
nung sind — , haben Sie sich nur und einseitig mit 
der Kostenlage auseinandergesetzt. Die war Gegen- 
stand meiner Vormittagsrede. Aber Sie müssen doch 
zugeben, Herr Schwarz-Schilling, daß für Entschei- 
dungen der Unternehmen außer den Kosten auch 
die Nachfrageseite einen Ausschlag gibt. Oder füh- 
ren Sie in Ihrem Unternehmen Erweiterungsinve- 
stitionen durch, wenn Sie nicht wenigstens eine ^ 
Chance sehen, mit dem Produkt, für das Sie inve- 
stieren, auch einen Markt bedienen zu können? 

Das mittelfristige Investitionsprogramm kann na- 
türlich nicht die privaten Investitionen ersetzen. Das 
hat doch kein Mensch gesagt. Ich habe heute mor- 
gen klar und deutlich gesagt: Dies ist eine Ergän- 
zung, nicht mehr als eine Ergänzung. Ich habe per- 
manent vor übertriebenen Hoffnungen gewarnt. 
Aber ich bekenne mich dazu, daß mehr öffentliche 
Investitionen in sinnvolle Bereiche ohne nennens- 
werte Folgekosten eben auch ein Beitrag zur Schaf- 
fung von Wachstumsvoraussetzungen und Nach- 
frageimpulsen in diesem Lande sind. 

Im übrigen: Wenn Sie die Kostenfrage so hoch- 
spielen, Herr Schwarz-Schilling, wenn Sie die Lohn- 
kosten — einer der bedeutenden Kostenfaktoren — 
meinen, dann kann ich nur immer wieder sagen: 
Auch die letzte Entscheidung in der Metallindustrie 
von Nordrhein-Westfalen trägt die Unterschrift bei- 
der Seiten, obwohl — ich verweise auf den Jahres- 
wirtschaftsbericht — die Geldpolitik der Bundes- 
bank diesen Spielraum eigentlich nicht gelassen hat. 
Nun sind Sie in einem anderen Tarifbereich. Inso- 
fern haben Sie die Chance, Ihre eigenen Entschei- 
dungen zu treffen. 

Jedenfalls dient das mittelfristige Investitionspro- 
gramm doch auch einer Umstrukturierung der 
öffentlichen Haushalte hin auf mehr Investitionen. 

Was mich ein bißchen gestört hat, meine Damen 
und Herren von der Opposition, ist, daß Sie wirk- 
lich so tun, als ob dies eine typische Frage der 
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(A) Regierung sei. Wer hat denn in den letzten Wochen 
z. B. in der Frage „BAföG" hier Anträge gestellt? 
Ich bitte um Entschuldigung, waren Sie da nicht mit 
von der Partie? 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Herr Mischnick!) 

— Ich habe gefragt: Waren Sie nicht mit von der 
Partie? Herr Mischnick stellt sich allerdings nicht 
hier hin und kritisiert dies. Sie tun dagegen so, als 
ob Sie keinerlei konsumtive Ausgaben beschließen, 
und sagen uns, wir schmissen das Geld zum Fenster 
hinaus und Sie hätten es nicht zum Investieren. 
Dies ist doch das Verlogene dabei. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Lassen Sie midi nun noch auf einen Punkt einge- 
hen, den Sie, Herr Dr. Barzel, wie ich finde, mit 
Recht angeschnitten haben, nämlich auf die Frage: 
Wie sieht es mit den Auslandsinvestitionen aus? 
Dies ist eine Frage, die nidit nur heute, sondern 
sicherlich auch in den nächsten Jahren eine große 
Rolle spielen wird. Ich glaube, daß das Engagement 
deutsdier Unternehmer im Ausland eine längerfri- 
stige Tendenz ist, und ich bin der Meinung, daß sich 
diese Tendenz zur Zeit keineswegs ungewöhnlich 
verstärkt. Ich sage das. Richtig ist, daß Auslandsin- 
vestitionen vielfach zur Absicherung binnenwirt- 
schaftlicher Investitionen — z, B. auch zur Ersdilie- 
ßung neuer Märkte — notwendig sind. Ich war ge- 
stern abend mit dem Vorstandsvorsitzenden eines 
der größten deutschen Unternehmen zusammen, das 
zur Zeit 14 000 Menschen — z. B. in Brasilien — 
beschäftigt. Er hat uns gestern an Hand von Zahlen 
nachgewiesen, daß der Export in dieses Land, seit- 
dem dieses Unternehmen dort produziert, überpro- 
portional gestiegen ist, weil der Markt erschlossen 
wurde. Ich meine übrigens nicht das Volkswagen- 
werk, um dies gleich hinzuzufügen. Diese Steigerung 
des Exports war möglich, weil man den Markt er- 
schlossen hat. Ohne das Engagement dort hätte man 
den Markt aber nicht erschließen können. Glaubt 
denn jemand, man könnte auf Dauer aus der Bun- 
desrepublik in diesem Ausmaß nach Brasilien — 
z. B. auch Volkswagen — exportieren, wenn man 
dort nicht produzieren kann? Dies hat die deutsche 
Wirtschaft erkannt. 

(Abg. Dr. Jenninger [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Jenninger, lassen Sie mich noch diesen einen 
Satz hinzufügen. Die ökonomisch nicht richtigen 
Wechselkurse wärend der ganzen Zeit fester Wech- 
selkurse haben genau diese Tendenz leider behin- 
dert. Ich wage die Behauptung: Wir hätten uns viel 
an falschen Strukturen im Inland und die Herein- 
nahme eines erheblichen Teils der Gastarbeiter er- 
spart, wenn wir auf der Basis richtiger Wechsel- 
kurse auch schon in den 60er Jahren mit richtigen 
Strukturen im Ausland und richtigen Strukturen im 
Inland investiert hätten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Bundeswirtschaftsminister, gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Jenninger? 


Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte schön. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Herr Bundeswirt- 
schaftsminister, ich bitte um Entschuldigung, daß ich 
noch einmal auf Ihre Bemerkung von vorhin zurück- 
komme. Würden Sie zur Kenntnis nehmen, daß ich 
eben eine Pressemitteilung Ihrer Partei, von Frau 
Schuchardt unterschrieben, auf den Tisch bekom- 
men habe, in der steht, daß heute auf Antrag der 
FDP im Ausschuß für Bildung und Wissenschaft die 
Erhöhung des Elternfreibetrages um 30 DM auf 
1 130 DM beschlossen worden ist? Wie vereinbaren 
Sie dies mit Ihrer Behauptung, daß wir solche An- 
träge gestellt hätten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Abgeordneter, ich bitte um Entschuldigung, Sie 
haben offensichtlich entweder nicht gehört oder nicht 
verstanden, was ich gesagt habe, oder ich habe mich 
völlig falsch ausgedrückt. Ich habe gesagt: Sie tra- 
gen diese Steigerungen der konsumtiven Ausgaben 
mit. Sie können doch nicht bestreiten, daß Sie sie 
mit getragen haben. Dann darf man sich aber nicht 
hier hersteilen und so tun, als habe man mit der 
Sache nichts zü tun. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist der einzige Punkt, den ich zu kritisieren 
habe. 

P) 

(Möllemann [FDP]: Sie haben sogar noch 
weitergehende Anträge gestellt!) 

Lassen Sie mich kurz noch auf einen weiteren 
Punkt eingehen. Herr Dr. Barzel, Sie haben gesagt — 
ich verkürze es — : Stopp für staatlich verursachte 
Kosten und für staatlidi verursachte Reglementie- 
rungen. In diesem Ziel sind sich, so nehme ich an, 
die Fraktionen dieses Hauses einig. 

(Dr, Barzel [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Aber 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Aber!) 

— Fangen wir doch beim Kabinettsbeschluß von 
gestern an. Wenn ich zur Energieeinsparung in pri- 
vaten Häusern kommen will — und wir wollen dies; 
auch darüber sind wir uns sogar einig — , gibt es 
eigentlich doch nur weniger Möglichkeiten. Ent- 
weder Sie verteuern die Energie dort so, daß die 
Leute weniger verbrauchen — dann tragen Sie zu 
Kostensteigerungen bei — , oder aber Sie erlassen 
Ge- und Verbote über Wärmedämmung und ähnliche 
Dinge — dann verursachen Sie Reglementierungen. 

Ich sage bewußt: Wir sind uns im Ziel einig. Es 
soll doch aber niemand glauben — es sei denn, er 
hat den Mut, dieses Parlament ein Jahr lang ohne 
Diäten wegzuschicken, er bekäme keine neuen Ge- 
setze. Solange Sie hier sitzen, werden Sie Gesetze 
beschließen. Deshalb sitzen Sie nämlich hier, wenn 
ich es richtig sehe. Da ich dem Hause jetzt selbst 
angehöre, kann ich mich mit einschließen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Aber auch, um die 

Regierung zu kontrollieren — untertänigst!) 
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— Sie zu kontrollieren und, wie ich hoffe, bei allem, 
was sie Gutes tut, zu unterstützen, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Gar keine Beden- 
ken! Es steht 1:1!) 

— Wie ich hoffe, habe ich gesagt. Und wir sind uns 
doch wohl auch einig, wenn wir den Bereich Umwelt- 
schutz nehmen: ohne Kosten und ganz ohne Regle- 
mentierung oder gar ohne beides — ja, bitte, wie? 

Ich sage noch einmal: weg mit allem, was über- 
flüssig ist. Ich wünschte, im Baurecht der Länder 
wäre vieles weg, dann liefe auch die Baukonjunktur 
besser. Das will ich gleich hinzufügen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese Herren in den Ämtern mit ihren Gesdimacks- 
vorschriften — so herrlich läuft das alles ja nicht. 
Fragen Sie einmal den Kollegen Ravens, bei welchen 
Teilen seiner Programme die zeitliche Verzögerung 
auch darauf beruht, daß ganz einfach eine Fülle von 
baurechtlichen Vorschriften der Länder dazu geführt 
hat, daß die Dinge eben nicht in der nötigen Ge- 
schwindigkeit abgeflossen sind. 

Letzter Bereich: gemeinsame europäische Politik. 
Auch hier unterstelle ich eine Übereinstimmung in 
diesem Parlament, Aber ich bin nie einer von denen 
gewesen — z. B. in den 60er Jahren, als ich dem 
Parlament das erstemal angehört habe und als es 
um Deutschlandpolitik ging — , die Gemeinsamkeit 
höher gestellt haben als eine richtige Politik. Und 
das ist die Frage! Die müssen wir in Brüssel jeden 
Tag beantworten. Es ist doch kein Geheimnis: Hier 
gibt es Unterschiede, hier klaffen mitunter Welten. 

Darf ich Beispiele nennen: Französische Stahlpoli- 
tik, heute von uns akzeptiert, hat doch, meine Da- 
men und Herren, mit Marktwirtschaft, die Sie be- 
schworen haben, wenn überhaupt, dann aber höch- 
stens am Rande noch etwas zu tun. Wenn wir sie 
also ablehnen, gibt es keine Gemeinsamkeit, aber 
wir bleiben — in dieser Frage — bei unserem Prin- 
zip. 

Lassen Sie mich weitergehen. Glaubt hier wirklich 
jemand, wenn wir uns bisher auf einen gemeinsa- 
men Nenner in der Nord-Süd-Politik geeinigt hätten, 
entspräche die den Vorstellungen dieses Parlaments? 
Es ist doch kein Geheimnis, daß z. B. in der Rohstoff- 
politik das Ja der Franzosen zu Rohstoffabkommen 
und all den damit zusammenhängenden Fragen nicht 
nur eine Verbeugung vor Entwicklungsländern ist; 
nein, das ist Bestandteil klassischer französischer 
Strukturpolitik gewesen, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: So ist es!) 

das kommt aus ihren alten kolonialen Bereichen, 
das kommt aus ihrer inneren Auffassung. Nun, 
meine Damen und Herren, wir — diese Regierung — 
wollten dieses Maß an Reglementierung nicht, und 
deswegen haben wir uns bis jetzt auf eine gemein- 
same Linie ganz einfach noch nicht einigen können. 
Und da sage ich Ihnen: lieber eine richtige Politik 
als nur eine gemeinsame, wenn sie aus unserer Sicht 
falsch ist. 

Das dritte Beispiel: Energiepolitik. Meine Damen 
und Herren, das, was dieses Parlament will — und 


ich rede jetzt nur von dem Teil, bei dem ich über- 
zeugt bin, daß es zwischen Regierung und Opposi- 
tion Gemeinsamkeit gibt — , können Sie doch heute 
in Europa nicht zum Gegenstand europäischer Ener- 
giepolitik machen. Denn die Interessen sind höchst 
unterschiedlich; die Engländer z. B. fühlen sich doch 
im Moment im Vorhof der OPEC, als zukünftiges 
Produzentenland; es gibt völlig andere Strukturen 
in Italien, es gibt ganz andere ordnungspolitische 
Vorstellungen in Frankreich. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich den 
vielleicht noch viel wichtigeren Teil ansprechen, 
nämlich die Fragen der Inflation, der Expansion, der 
Preisentwicklung. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Machen wir denn 
hier eine gemeinsame Energiepolitik?) 

Um es einmal ganz deutlich zu sagen: Hier liegen 
einfach die Prioritäten in einem Land wie Italien 
völlig anders als in einem Lande, das sich Bundes- 
republik Deutschland nennt. 

(Zuruf von der SPD: Genauso ist es!) 

Ich kann das politisch sogar verstehen. 

Herr Dr. Barzel, wir haben den Versuch gemacht, 
uns beim mittelfristigen Programm über die Frage 
des Geldmengenziels zu verständigen. Der Konsens 
reichte so weit, daß man gesagt hat: Jawohl, wir 
wollen ein gemeinsames Geldmengenziel festlegen. 
Aber als es um die Festlegung ging, war der Kon- 
sens zu Ende. Und ich sage Ihnen: Wenn ich beim 
Geldmengenziel dem möglichen Kompromiß zuge- 
stimmt hätte und dies in der Bundesrepublik ver- 
wirklicht hätte, hätten Sie heute allerdings die Re- IPI 
gierung mit Recht kritisiert. Denn dies wäre ein 
Geldmengenziel gewesen, das eben nicht nur Wachs- 
tum, sondern auch neue Inflationsimpulse ermöglicht 
hätte. 

So schwierig ist Europa, aber wir sind uns im 
Ziel doch einig. Nur müssen wir sehen, daß ja leider 
die inneren Situationen der Länder im ökonomischer 
Bereich nicht ähnlicher geworden sind; der Abstand 
ist eher größer geworden. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Aber vielen Dank, 
daß Sie sich bemüht haben! Das hätte ich 
gern schon heute morgen gehört!) 

— Ich bitte um Entschuldigung, daß ich heute mor- 
gen in der gesetzten Zeit nicht auch dies noch ge- 
sagt habe. 

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung machen. 
Herr Dr. Barzel, Sie haben zum Schluß festgestellt, 

80 ®/o der Tätigkeit eines liberalen Wirtschaftsmini- 
sters dienten der Abwehr. Nur 20 ®/o blieben dem- 
nach für kreative Arbeit — oder wie immer Sie 
das nennen wollen — , für Politik übrig; alles andere 
sei Abwehr von Gefahren. Ich möchte mich mit 
Ihnen jetzt nicht über den Prozentsatz streiten. Las- 
sen wir das mal weg. Nehmen wir das Ganze mal 
als Tendenz. Sie haben in der Tat eine klassische 
Funktion des jeweiligen Wirtschaftsministers ange- 
sprochen. Ich erinnere mich und Sie erinnern sich 
ganz genau, daß in ganz ähnlichen Fragen und in 
ganz ähnlichen Situationen bei unterschiedlicher 
Ausgangslage der damalige Wirtschaftsminister 
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Ludwig Erhard immer seine dicken Probleme mit 
seiner eigenen Fraktion hatte, wenn es ihm darum 
ging, liberale Vorstellungen durchzusetzen. Das ist 
doch kein Geheimnis! Das fing beim Kartellgesetz 
an. Ich könnte Ihnen andere Fälle sagen. Es ist eine 
klassische Funktion des Wirtschaftsministeriums, 
darauf zu achten, daß andere Politiksektoren in dem 
Gesamtrahmen gehalten werden. Sie können auch 
sagen: Das ist ein Problem von Querschnittsministe- 
rien, ob sie nun Finanzministerium, Außenministe- 
rium oder Wirtschaftsministerium heißen. Damit 
wird jeder Wirtschaftsminister leben. Die Konflikte 
des damaligen Wirtschaftsministers mit dem damali- 
gen Bundeskanzler sind den Mitgliedern des Hohen 
Hauses, die schon damals dem Parlament angehör- 
ten, doch noch hinreichend in Erinnerung. 

Nur: Sie konnten heute solche Konflikte zwischen 
dem Bundeskanzler und mir nicht kritisieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich schließe die Aussprache. 

Idi schlage Ihnen vor, das Jahresgutachten 1976/77 
des Sachverständigenrates, Drucksache 7/5902, dem 
Ausschuß für Wirtschaft — federführend — und 
dem Haushaltsausschuß — mitberatend — zu über- 
weisen und den Jahreswirtschaftsbericht 1977, Druck- 
sache 8/72, dem Ausschuß für Wirtschaft — feder- 
führend — und dem Haushaltsausschuß — mitbera- 
tend — zu überweisen. — Ich sehe und höre keinen 
ß) Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetzes (4. BAföG- 
ÄndG) 

— Drucksachen 8/134, 8/169 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/232 — 

Berichterstatter; 

Abgeordneter Dr. Stavenhagen 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Bildung und Wissenschaft 
(18. Ausschuß) 

— Drucksache 8/228 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Hornhues und Vogelsang 
(Erste Beratung 18. Sitzung) 

Die Berichterstatter wünschen keine Ergänzung 
der vorgelegten Berichte. Ich danke den Bericht- 
erstattern und bitte, in die zweite Beratung einzu- 
treten. 

Erlauben Sie mir einen Hinweis: Sie wissen, daß 
der Ältestenrat für die Beratungen 90 Minuten vor- 
gesehen hat. Jenen Rednern der Fraktionen, die 
die Möglichkeit haben, als erste zu sprechen, wäre 


ich dankbar, wenn sie dies im Hinblick auf ihre 
Redezeit berücksichtigen würden, damit die weite- 
ren Redner nicht allzusehr in Zeitdruck kommen. 
Sie wissen, in der letzten Zeit ist so verfahren wor- 
den, daß auf kurze Redezeitüberschreitungen nicht 
hingewiesen wurde, weil die Redezeiten den Frak- 
tionszeiten zugerechnet wurden. 

Wir treten nunmehr in die zweite Beratung ein. 

Ich rufe Art. 1, Art. 2, Art. 3, Einleitung und Über- 
schrift auf. Wer dem Gesetz in der zweiten Beratung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Und die Wort- 
meldungen?) 

— Herr Kollege, ich wollte die allgemeine Aus- 
sprache am Ende der zweiten Beratung durchführen. 

— Wer dem Gesetz in der zweiten Beratung zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Das Wort in der Aussprache hat der Herr Abge- 
ordnete Rühe gewünscht. 

Rühe (CDU/CSU) ! Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Bundes wirtschaftsminister hat 
wie heute vormittag schon der Finanzminister zu 
Initiativen der Opposition zur Ausbildungsförderung 
Stellung genommen. Sein Interesse geht aber nicht 
so weit, daß er nun bei der Debatte bliebe, um sich 
über die Vorstellungen der Opposition im Detail zu 
informieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber ich möchte nicht versäumen, Herrn Friderichs 
wenigstens über das Protokoll der heutigen Sitzung 
zur Kenntnis zu geben, daß die Opposition in all 
ihren Initiativen in dieser Sache immer davon aus- 
gegangen ist, daß wir uns an dem finanziellen Pla- 
fond orientieren, wie er von der Bundesregierung 
vorgegeben ist. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich möchte ihn dahin gehend informieren, daß wir 
strukturelle Veränderungen bei BAföG gewünscht 
haben. Erst im Zusammenhang mit solchen struk- 
turellen Veränderungen sind Anträge zu verstehen, 
wie sie in unserem Entschließungsantrag niederge- 
legt sind. Ich möchte die beiden Minister des Ka- 
binetts doch bitten, mit dem Märchen Schluß zu 
machen, daß die CDU/CSU hier weitergehende For- 
derungen gestellt habe als die Regierung. Das ist 
schlicht und einfach falsch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Richtig ist vielmehr: Die Beratimgen zum Vierten 
Gesetz zur Änderimg des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes haben in allen Gremien, hier im Ple- 
num, in den Fraktionen, in den Ausschüssen und 
auch im Bundesrat, deutlich gemacht, daß der Spiel- 
raum der Entscheidungen für uns alle sehr eng ge- 
worden ist, daß wir vor einem Wendepunkt stehen 
und vielleicht auch ein heilsamer Zwang zur Neu- 
strukturierung der Ausbildungsförderung für Schü- 
ler und Studenten besteht. 
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Die Aufwendungen für die Ausbildungsförderung 
zwingen uns angesichts der finanziellen Enge, die 
man einfach sehen muß, Fragen, die bisher nicht 
ausreichend gestellt worden sind, verstärkt in den 
Mittelpunkt der Debatte zu stellen. Neben der Be- 
seitigung von Ungerechtigkeiten im Rahmen des 
jetzigen Systems gehört dazu ganz wesentlich der 
Punkt, den wir an den Anfang unseres Entschlie- 
ßungsantrags gestellt haben, nämlich die Begünsti- 
gung von zielstrebig Studierenden und die stärkere 
Berücksichtigung des Leistungsprinzips. 

Meine Damen und Herren, wenn es in Zukunft 
immer schwerer sein wird, generelle Erhöhungen 
der Bedarfssätze und der Elternfreibeträge durchzu- 
setzen, dann müssen wir uns fragen, ob nicht der 
Zusammenhang zwischen Studienleistung und Stu- 
dienförderung verstärkt herausgestellt werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU-Fraktion bedauert in diesem Zu- 
sammenhang, daß es angesichts des Zeitdrucks der 
Beratungen nicht möglich war, mit dieser notwen- 
digen Strukturreform zu beginnen, mit der Struktur- 
reform, die allein uns einen größeren fianziellen 
Spielraum hätte geben können. 

Der Leistungsverbesserung bei der Ausbildungs- 
förderung kommt insbesondere für den Bereich der 
Universität eine Bedeutung zu, die weit über das 
Finanzielle hinausgeht. Die soziale Lage der Studen- 
ten ist angesichts der gestiegenen Lebenshaltungs- 
kosten schwierig. Sie wird zusätzlich durch die teils 
fB) deprimierend schlechten beruflichen Zukunftschan- 
cen der jungen Generation an unseren Hochschulen 
auf Grund bildungspolitischer Fehlsteuerungen der 
vergangenen Jahre erschwert. Hieraus kann eine 
sehr explosive Stimmung entstehen, die sich radi- 
kale Gruppen zunutze machen werden. Dafür gibt 
es leider auch schon Beispiele. In Kenntnis dieser 
Situation haben wir uns besonders intensiv um die 
Ausschöpfung aller Möglichkeiten einer Leistungs- 
verbesserung bei BAföG bemüht: 

In diesem Zusammenhang muß aber auch ein 
Wort der Kritik an die Studenten gerichtet werden. 
Die Unpopularität einer Erhöhung der Ausbildungs- 
förderung in unserer Bevölkerung — das Parla- 
ment mit seinen Fraktionen spiegelt das ja nur 
wider, was es hier an Unbehagen gibt — ergibt sich 
eben auch aus dem Verhältnis zwischen Universi- 
tät und Öffentlichkeit sowie zwischen Student und 
Steuerzahler. Die Universitäten haben in den ver- 
gangenen Jahren insbesondere Negativschlagzeilen 
gemacht. Der Steuerzahler, der in der Zeitung über 
Prüfungsfreifahrtscheine an der Bremer Universität 
oder über die chaotischen Verhältnisse an der 
Freien Universität Berlin liest, zückt eben nicht ge- 
rade mit großer Freude sein Portemonnaie, wenn es 
um Ausgaben für Studenten geht. Wer wollte ihm 
das eigentlich übelnehmen? Wer wollte sich dar- 
über wundern, wenn derselbe Bürger und Steuer- 
zahler über die vielen Meldungen über sogenannte 
Studentenstreiks an der Universität liest und sich 
dann fragt, warum diese Studenten, die trotz der 
Knappheit der Studienplätze streiken, auch noch 


(CI 

Ausbildungsförderung erhalten, obwohl sie von dem ' ^ 
Lehrangebot keinen Gebrauch machen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt zwar einen Paragraphen im BAföG, wonach 
für Studenten, die streiken, eine Rückzahlungs- 
pflicht besteht. Nur, glauben Sie doch nicht, daß 
davon Gebrauch gemacht wird. Hier fehlt eben 
in den deutschen Ländern vielfach der politische 
Wille, eine solche Rückzahlungspflicht auch gegen 
Widerstände streikender Studenten durchzusetzen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich meinem 
sozialdemokratischen Kollegen Westphal ausdrück- 
lich zustimmen, der hier in der Debatte Anfang Fe- 
bruar, an die Studenten gewandt, erklärt hat: Wenn 
es ums Fordern geht, wäre es richtiger, diejenigen, 
die das auch aufbringen sollen, vorher auf seine 
Seite zu ziehen; das sind die Steuerzahler in diesem 
Lande. Ich meine, dies müssen wir beherzigen. 

Meine Damen und Herren, bevor ich zu dem zen- 
tralen Punkt unserer Bemühungen um eine Verbes- 
serung des 4. Anderungsgesetzes komme, gestatten 
Sie mir einige Worte zum Ablauf der Diskussion 
innerhalb und außerhalb des Parlaments. Auch wir 
konnten nicht alle unsere Vorstellungen durchset- 
zen. Das hängt insbesondere damit zusammen, daß 
Sie uns beim Einstieg in die notwendigen strukturel- 
len Reformen nicht gefolgt sind. Deswegen, meine 
Damen und Herren, muß man auch Verständnis für 
diejenigen unserer Kollegen im Haushaltsausschuß 
haben, die ihre Kritik an dem angemeldet haben, 
was jetzt von den Koalitionsfraktionen gekommen 
ist, die es eben viel lieber gesehen hätten, wenn 
wir jetzt in die Strukturdiskussion eingetreten wä- 
ren, um hier finanziellen Spielraum zu gewinnen. 

Dies ist leider nicht geschehen. Wir haben das nicht 
zu verantworten. 

Meine Damen und Herren, der FDP-Fraktionsvor- 
sitzende Mischnick hat zwar zu Beginn der Debatte 
in der öffentlichen Diskussion versprochen — und ich 
finde es skandalös, daß der FDP-Bundeswirtschafts- 
minister Friderichs kein öffentliches Wort der Kritik 
an seinen Kollegen Mischnick gerichtet hat — , die 
Elternfreibeträge schon im Jahre 1977 um weitere 
100 DM zu erhöhen. Dieselbe FDP-Fraktion hat sidi 
dann aber im Ausschuß, als es darum ging, für 1978 
und nach strukturellen Veränderungen eine Erhö- 
hung durchzusetzen, darauf verständigt, nicht ein- 
mal dort mitzustimmen. Ich meine, daß sich die 
ganze Energie der FDP ‘ offensichtlich schon vorher 
in Form von öffentlichen Ankündigungen erschöpft 
hat. Im Parlament selbst jedenfalls hat sie für den 
Kreis der Betroffenen nichts Vernünftiges zustande 
gebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Schuchardt, Sie haben hier am 4. Februar 
erklärt. Sie bejubelten nur ungern das, was Regie- 
rungen sagten, und hielten sehr viel von der Krea- 
tivität der Parlamente. Das kontrastiert aber sehr 
scharf zu Ihrem Verhalten im Ausschuß, Frau Schu- 
chardt. Sie haben dort nur einem sehr allgemein 
gefaßten Entschließungsantrag zugestimmt, in dem 
Sie die Regierung bitten, über Strukturveränderun- 
gen des BAföG nachzudenken. Sie haben sich nicht 
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^ in der Lage gesehen, unseren Zielsetzungen zu fol- 
gen, mit denen wir parlamentarische Vorgaben 
machen wollen, damit die Regierung diese Dinge 
nicht allein bestimmt. Von Kreativität auf Ihrer 
Seite war da wirklich herzlich wenig zu spüren, 
liebe Frau Schuchardt. Auch da ein bißchen mehr 
Zurückhaltung in der öffentlichen Debatte im Ple- 
num, aber ein bißchen mehr konstruktive Beiträge 
im Ausschuß w^äre schon ganz schön gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für sehr viel kreativer halten wir nun in der Tat 
unseren Vorschlag auf Anhebung des Elternfreibe- 
trages auf 1 200 DM für den Bewilligungszeitraum 
nach dem 1. Juli 1978 — nach strukturellen Ver- 
änderungen — , um eben zu verhindern, daß Schüler 
und Studenten, die jetzt gerade neu in die Förde- 
rung aufgenommen werden oder als Folge der Er- 
höhung der Elternfreibeträge höhere Leistungen er- 
halten, im Herbst 1978, im nächsten Jahr, erneut 
schlechtergestellt werden. Ich begrüße insoweit, daß 
sich alle Fraktionen einig waren — wir haben dies 
auch angeregt — , daß den Beziehern mittlerer Ein- 
kommen hinsichtlich der Entlastung Priorität einge- 
räumt werden soll. Dies kann insbesondere beim 
Elternfreibetrag geschehen. Ich meine, daß man im- 
mer wieder ansprechen muß, daß Eltern mit einem 
mittleren Familieneinkommen in der Vergangenheit 
sehr große Opfer haben bringen müssen und die 
Familien vielfach an die Grenzen der finanziellen 
Belastbarkeit getrieben worden sind. Deswegen 
hier unsere Initiative. 

(B) 

Meine Damen und Herren, wir wollen mit unse- 
rem Antrag keine Dynamisierung — das müßte man 
über die Bedarfssätze machen — , sondern wir wol- 
len eine Stabilisierung der Förderung und eine bes- 
sere individuelle Kalkulierbarkeit. Es muß Schluß 
gemacht werden mit den vorprogrammierten 
Schwankungen. Das wird dadurch deutlich, daß die 
Zahl der Geförderten allein vom Jahre 1975 auf das 
Jahr 1976 von 42 Vo auf 38 ®/o abgesunken ist. Ich 
finde, daß der Vorsitzende des Ausschusses für Bil- 
dung und Wissenschaft, der Kollege Meinecke, dies 
mit einer Nebenbemerkung sehr zutreffend kari- 
kiert hat. Ich hoffe, er nimmt es mir nicht übel, wenn 
ich das hier jetzt anspreche. Herr Meinecke hat ge- 
sagt; Übertragen auf den sozialen Wohnungsbau 
würde ein solches System wie bei BAföG bedeuten, 
daß die betreffenden Personen im einen Jahr einzie- 
hen und im nächsten Jahr schon wieder ausziehen 
müssen, weil sich eben die Freibeträge entsprechend 
geändert haben. Beim sozialen Wohnungsbau ist es 
für jedermann klar, was das für ein Unsinn ist. Wir 
sollten einmal gemeinsam darüber nachdenken, wie 
wir auch bei der Ausbildungsförderung zu einer ver- 
nünftigen Stabilisierung des Systems kommen kön- 
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist auch kostenneutral. Wir haben das auch 
immer wieder im Ausschuß erklärt. Es ist auch des- 
wegen kostenneutral, weil es in den Haushalten des 
Bundes und der Länder bei der Ausbildungsförde- 
rung immer wieder beträchtliche Haushaltsreste ge- 
geben hat, die vorprogrammiert und die auch schon 


für das nächste Jahr erkennbar sind; denn wenn un- 
ser Antrag nicht angenommen wird, werden wieder 
mehrere Zehntausend Schüler und Studenten kei- 
nen Anspruch mehr auf Ausbildungsförderung ha- 
ben. Allein im Bundeshaushalt sind bei diesem Titel 
im vergangenen Jahr über 200 Millionen DM als 
Haushaltsrest verblieben. Und in dem Bundesland, 
aus dem ich komme, in Hamburg, waren es im ver- 
gangenen Jahr von 70 Millionen DM 14 Millionen 
DM, also 20 ^/o, die in dem betreffenden Titel des 
Etats als Haushaltsrest verblieben sind. Diese Bei- 
spiele machen deutlich, daß unser Antrag nicht zu 
Mehrkosten führt. 

Ich meine, daß die Verwirklichung unserer For- 
derung auch einen positiven Effekt im Zusammen- 
hang mit der notwendigen Kürzung der Studienzei- 
ten hätte; denn wenn individuell besser kalkulier- 
bar wird, was an Ausbildungsförderung gewährt 
wird, könnte ein solcher Effekt eintreten. 

Wir hätten es begrüßt, wenn die Koalition unsere 
Anträge unterstützt hätte. Leider sah sie sich dazu 
nicht in der Lage. Wir haben dann ersatzweise den 
Anträgen der Koalition zustimmen müssen, die ein 
sehr kleiner, aber doch immerhin ein Schritt in die 
richtige Richtung insofern sind, als die Bezieher 
mittlerer Einkommen eine gewisse Entlastung er- 
fahren. Die Anträge werden allerdings wiederum 
dazu führen, daß einige Zehntausend derjenigen, 
die jetzt neu gefördert werden, im nächsten Jahr 
schon wieder aus der Förderung herausfallen wer- 
den. Insofern ist das leider nur der zweitbeste oder 
drittbeste Weg. Wir hätten es lieber gesehen, wenn 
unser Antrag eine Mehrheit erhalten hätte. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Wir müssen 
jetzt schnellstens die Strukturdiskussion führen. 
Mein Kollege Müller wird dazu noch etwas im Zu- 
sammenhang mit unserem Entschließungsantrag sa- 
gen. Wir sollten das — darüber besteht Einigkeit — 
in Form eines Anhörverfahrens machen. Das ist für 
eine vernünftige und auch finanziell abgesicherte 
Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung drin- 
gend notwendig. Bei dieser Strukturdiskussion müs- 
sen wir auch die bestehende Förderung grundsätz- 
lich in Frage stellen. Nur dann können wir auch in 
der Zukunft die Ausbildungsförderung für die Schü- 
ler und Studenten in unserem Lande sicherstellen. 
Ich hoffe, daß Sie mit uns die entsprechenden Schrit- 
te in die richtige Richtung in den nächsten Monaten 
tun werden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Wir fah- 
ren in der Aussprache fort. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Vogelsang. 

Vogelsang (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Rühe, herzlichen Glück- 
wunsch zur ersten Rede. 

(Beifall) 

Der Umstand, daß das Ihre erste Rede im Bundestag 
war, entbindet Sie jedoch nicht davon, uns einige 
Erklärungen abzugeben. Natürlich wäre ich töricht, 
wenn ich jemandem vorwerfen würde, daß er sich 
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bemüht, in kurzer Zeit sehr viel klüger zu werden. 
Zumindest müßten Sie uns aber erklären, ob Ihr 
Sinneswandel tatsächlich mit Klugheit zu begründen 
ist. 

Sie haben gerade behauptet, daß das, was der 
Bundeswirtschaftsminister gesagt hat, daß Sie 
kostenwirksame Anträge gestellt hätten, nicht rich- 
tig sei. Herr Pfeifer, Sie wissen, ich habe Sie im 
Visier: Am 2. Februar 1977 haben Sie im „CDU- 
Pressedienst" erklärt: 

Unser Ziel bei den bevorstehenden Gesetzes- 
beratungen wird es sein, den Elternfreibetrag 
auf 1 250 DM und den Waisenbetrag auf 180 DM 
monatlich zu erhöhen. 

(Zuruf von der SPD: Was kostet das?!) 

Sehen Sie, das sind Dinge, die wir bereits bei der 
Beratung des Berichtes zu § 35 angesprochen haben. 
Ich sage noch einmal: Wenn das neuere, bessere 
Erkenntnisse sind, will ich das gerne hinnehmen. 
Nur, hier so zu tun, als wären solche Anträge, sol- 
che Vorstellungen von Ihnen nie entwickelt wor- 
den, ist doch in der Tat nicht richtig. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Wo ist denn ein 
Antrag, Herr Kollege? Sagen Sie mir mal 
einen Antrag!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Pfeifer? 

Vogelsang (SPD) : Bitte schön. 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Kollege Vogelsang, wä- 
ren Sie so freundlich, dann auch mitzuteilen, daß in 
derselben Pressemitteilung von mir auch der Satz 
enthalten ist, daß wir bei dieser Gesetzesberatung 
den Einstieg in strukturelle Reformen des Ausbil- 
dungsförderungsgesetzes erreichen und die dadurch 
entstehenden Einsparungen dazu verwenden wollen, 
den Elternfreibetrag auf die von Ihnen genannte 
Höhe anzuheben? Das ist also ein geschlossenes 
Konzept. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vogelsang (SPD): Herr Pfeifer, das kann ich nicht 
bestätigen. Bestätigen kann ich in der Tat, daß Sie 
vorgeschlagen haben, in die Diskussion um struk- 
turelle Veränderungen einzutreten; aber ich kann 
nicht bestätigen, daß Sie daraus die Finanzierungs- 
regelung für diesen Vorschlag ableiten wollen. Das 
ist nicht ganz richtig. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Dann müssen Sie es 
richtig lesen!) 

— Ich habe die Unterlage hier. Ich will Ihnen all das, 
wenn das neue Erkenntnisse sind — ich komme noch 
einmal darauf zurück — , nicht vorwerfen. Wir freuen 
uns darüber, daß wir insoweit bei der Beurteilung 
dieser Situation miteinander auf ein Gleis kommen. 

Nur kann Ihr Vorschlag, Herr Kollege Rühe, ab 
1. August bzw. 1. Oktober nächsten Jahres den 
Elternfreibetrag auf 1 200 DM anzuheben, nicht als 


kostenneutral bezeichnet werden. Ich räume Ihnen UU 
ein, daß Sie sich bemühen wollen, im Gesamtfinan- 
zierungsplafond zu bleiben; aber es steht fest — das 
ist in den Ausschußberatungen deutlich geworden — : 

Eine Erhöhung der Kosten wird es auf jeden Fall 
nach sich ziehen. 

Nun komme ich zu den von Ihnen gewünschten 
Strukturveränderungen, bei denen es nicht strittig 
ist, ob diese überhaupt durchgeführt werden sollen; 
das erklären wir heute noch einmal. Wenn Sie heute 
einen Beschluß zustande bringen wollen, daß mehr 
oder weniger jährlich eine Anhebung der Freibe- 
träge erfolgen soll, nehmen Sie natürlich eine ganz 
entscheidende Strukturveränderung vorweg; denn 
das wäre ein ganz erheblicher Eingriff in dieses Ge- 
setz, das wir hier vorlegen, und auch ein ganz er- 
heblicher Eingriff in das Gesetz, das wir heute be- 
raten. Insoweit wäre die Strukturreform durch eine 
Zustimmung zu Ihrem Beschluß in einem ganz ent- 
scheidenden Maße vorweggenommen. Das sollte 
man der Aufrichtigkeit und der Ehrlichkeit halber 
sagen. Wir sind bereit, solche Möglichkeiten zu dis- 
kutieren; aber Sie sollten das nicht bereits heute 
als eine Richtung festlegen, in der die Regierung 
uns Gesetzesvorschläge machen soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese 4. Novelle, die dem Deutschen Bundestag 
heute vorliegt, bringt im wesentlichen die Anpas- 
sung der Bedarfssätze — das ist das, was Schüler 
und Studenten zu bekommen haben — und der 
Freibeträge, also dessen, was vom eigenen oder 
elterlichen Einkommen auf Grund der Veränderung (D) 
der Lebenshaltungskosten nicht angerechnet wird. 

Die langjährige Wirkung dieses Gesetzes kann 
dazu führen, daß die soziale Bedeutung vernachläs- 
sigt wird, und so finden wir auch einen Teil Kritiker 
zu diesem Gesetz; mit denen möchte ich mich aus- 
einandersetzen. 

Ein Teil der Kritiker sagt: Die vorgesehenen An- 
passungen sind zu gering. Sie wissen alle, daß uns 
Wünsche vorliegen, die Bedarfssätze um rund 40 ®/o 
anzuheben. Wir würden es sozialpolitisch nicht für 
vertretbar halten, bei der gesetzgeberischen Gestal- 
tung nur an die zu denken, die hier Forderungen 
gestellt haben, sondern wir müssen immer auch die 
sehen, die dann veranlaßt sind, diese Forderungen 
zu finanzieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine, heute muß hier deutlich festgestellt 
werden: Durch die vorgesehenen Anpassungen der 
Bedarfssätze in dieser Novelle wird die Entwicklung 
der Lebenshaltungskosten vom Herbst 1974, dem 
Zeitpunkt der letzten Anpassung, bis zum Dezember 
1976 voll ausgeglichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Erhöhung ist die gleiche wie bei den Lebens- 
haltungskosten. Ich bitte Sie alle, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, recht herzlich, dies bei eventuell noch 
anstehenden Diskussionen den Verbänden von 
Schülern und Studenten, aber auch den Hochschul- 
senaten deutlich zu machen und es zu vertreten. 
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Vogelsang 

(A) Zur Anpassung der Freibeträge haben SPD und 
FDP eine Regelung vorgesdilagen, die vom Aus- 
schuß einstimmig angenommen wurde. Danach geht 
die Anpassung über die Entwicklung der Lebens- 
haltimgskosten hinaus, liegt aber niedriger als die 
Entwicklung der Nettoeinkommen. Die reale Ein- 
kommenserhöhung wird also nunmehr der BAföG- 
Berechnung nicht voll zugfunde gelegt. Wir halten 
diese Lösung für sachgerecht und auch für sozial- 
politisch richtig. 

^ Ich möchte mich aber auch den anderen Kritikern 
zuwenden, die — vielleicht aus Unkenntnis — oft 
meinen, dieses Gesetz verfahre zu großzügig. Diesen 
Kritikern möchte ich folgendes Beispiel geben: Eine 
Familie, Vater Alleinverdiener, ein Kind als Student 
auswärts wohnend, ein Kind Schüler unter 15 Jahren 
ohne Anspruch auf Förderung. Für diese Familie gilt 
ab Herbst dieses Jahres folgendes. Bei einem Netto- 
einkommen des Vaters von bis zu 1 480 DM monat- 
lich wird der Student voll gefördert. Erst wenn die- 
ser Betrag überschritten wird, besteht nur noch ein 
Anspruch auf Teilförderung. Die Teilförderung bei 
der genannten Familie endet bei einem Nettoein- 
kommen des Vaters von 2 481 DM. Diese Zahlen 
mögen verdeutlichen, wie sozial dieses Gesetz ist. 

Bei der Anpassung der Freibeträge sind wir nur in 
einem Punkt über diese Regelung hinausgegangen: 
beim Waisenfreibetrag. Diesen haben wir für Schü- 
ler, die zu Hause wohnen, auf 180 DM angehoben. 

Wenn uns im Hinblick auf die Erhöhung der Frei- 
beträge vorgehalten wird, wir seien hier zu groß- 

(B) zügig, möchte ich daran erinnern, daß wir eine 
steuerrechtliche Regelung haben, die ab 1. Januar 
dieses Jahres unabhängig von der Höhe des Ein- 
kommens für über 18 Jahre alte Kinder einen Aus- 
bildungsfreibetrag von 2 400 DM jährlich, bei aus- 
wärtiger Unterbringung von 4 200 DM, gewährt. Das 
ist aus meiner Sicht wesentlich weniger sozial ge- 
rechtfertigt als die Sätze, die im Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz niedergelegt sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies gilt um so mehr, als ich einer Auskunft des 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
entnehmen muß, daß auf Grund dieser Regelung im 
Jahre 1977 mit einem Steuerausfall von 440 Millio- 
nen DM zu rechnen ist. Diese Auskunft gab er auf 
eine Frage meines Kollegen Lattmann. 

Ich verhehle nicht, daß es auf Grund der Unter- 
haltspflicht nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch zwi- 
schen Eltern und Kindern auch im Ausbildungsför- 
derungsgesetz zwei kritische Punkte gibt. 

Der erste Punkt: Es gibt Eltern, die nicht bereit 
oder nicht in der Lage sind, die für die Berechnung 
des Bedarfssatzes notwendigen Auskünfte über ihre 
Einkommens- und Vermdgensverhältnisse zu geben. 
Nach dem Antrag des Ausschusses werden wir nun- 
mehr eine Regelung schaffen, die auch in diesem 
Fall eine Förderung ermöglicht. Wir können näm- 
lich nicht einsehen, daß ein Zustand zu Lasten des 
Auszubildenden geht, den er selber nicht zu ver- 
treten hat. Darum treffen wir eine neue Regelung 
in § 36 Abs. 2 dieses Gesetzes. 


Ein zweiter Punkt. Es gibt Eltern, die von der 
Notwendigkeit der Ausbildung, die ihr Knd ge- 
wählt hat, nicht überzeugt sind und die sich weigern, 
einen entsprechenden Unterhalt zu leisten. Hier 
allerdings bleibt es bei der bisherigen Regelung, 
weil man sehr wohl ab wägen muß, ob in einer sol- 
chen Situation der Allgemeinheit ohne weiteres zu- 
gemutet werden kann, in Vorlage zu treten. 

Ich will nicht verhehlen, daß man diese beiden 
Punkte häufig überbewertet. Man muß sich immer 
vor Augen halten: die Zahl solcher Fälle ist Gott 
sei Dai^ klein. Allerdings kommt die Überbewer- 
tung auch ein bißchen daher, weil solche Fälle wohl 
besonders geeignet sind, publizistisch groß heraus- 
gebracht zu werden. Mir ging es nur darum, darauf 
hinzuweisen, daß wir auch bereit sind, selbst über 
solche kleinen Ecken und Kanten nachzudenken und 
zu Regelungen zu kommen, die wir sozial für ver- 
tretbar halten. 

Ich mö^te noch ein Wort zu der Stnikturdiskus- 
sion sagen. Die SPD-Fraktion bekräftigt noch einmal 
ihre Bereitschaft zu dieser Strukturdiskussion. Es ist 
kein Ausweichen, wenn wir in dieser Beratung dar- 
auf gedrungen haben, daß wir uns damit nicht zu 
lange aufhalten. Denn ich darf in diesem Zusammen- 
hang darauf hinweisen, daß wir bei der Ausschuß- 
beratung nahezu eine Rekordleistung vollbracht ha- 
ben; denn uns standen nur sieben Kalendertage von 
der ersten Lesung bis heute zur Verfügimg. 

Das gibt mir Veranlassung, auch denen Dank zu 
sagen, die sicherlich mitgeholfen haben, daß die Be- 
ratungen im Ausschuß so zügig erfolgen konnten. ^ ^ 
Das gilt sowohl für den Sekretär des Ausschusses 
und seine Mitarbeiter als auch für den Herrn Parla- 
mentarischen Staatssekretär Glotz und seine Mit- 
arbeiter als auch für den Ausschußvorsitzenden. Al- 
lein diese Zusammenarbeit hat es möglich gemacht, 
diesen Rekord aufzustellen. 

Wertend möchte ich sagen: die Betroffenen er- 
halten einen vollen Ausgleich für die Entwicklung 
der Lebenshaltungskosten. Der Finanzrahmen einer 
sparsamen Haushaltsführung wird dadurch nicht 
überschritten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat Frau Abgeordnete Schuchardt. 

praü Schuchardt (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir diskutieren hier unmittel- 
bar nach der Debatte über den Jahreswirtschafts- 
bericht über ein Gesetz, das eindeutig im konsum- 
tiven Bereich liegt. Es handelt sich dabei um ein 
Gesetz, dem die CDU — Herr Rühe hat dazu ge- 
sprochen — , man kann es kaum fassen, zuzustim- 
men beabsichtigt. Dies ging allerdings nicht ohne 
weiteres aus dem hervor, was er hier gesagt hat. 

Herr Rühe, gestatten Sie mir zu Beginn insoweit 
noch eine Bemerkung. Ich bin zwar sdion seit vier 
Jahren nicht mehr in der Hamburger Bürgerschaft; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist schade!) 
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Frau Sdiudiardt 

(Ai aber diese Rede kenne idi nodi. Darin ist jedesmal 
von Bremen und auch von den „faulen Studenten" 
die Rede. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er nicht 
gesagt!) 

Gleichzeitig heißt es anklagend, daß die Studenten 
in der Öffentlichkeit, verursacht durch einige we- 
nige, leider einen schlechten Ruf hätten. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Von den „faulen Stu- 
denten" hat er nicht geredet!) 

Ich meine, Herr Rühe, Polemik ist in diesem Zusam- 
menhang nicht ganz angebracht. Hier handelt es 
sich um einen Kreis von Studenten, die meistens aus 
anderen Familien stammen als diejenigen, die die 
Studenten an den Hochschulen in das üble Gerede 
bringen. Ich finde, insofern hat dies damit überhaupt 
nichts zu tun. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie haben erneut darauf hingewiesen, es sei be- 
dauerlich, daß wir hier nicht gleichzeitig über Stnik- 
turreform sprächen, obwohl Sie ganz genau wissen, 
daß wir uns darauf verständigt hatten, möglichst 
schnell etwas für die Studenten im Sinne einer Er- 
höhung zu tun. Wir wollten es uns nicht leisten, auf 
Strukturverbesserungen durch dieses Gesetz zu war- 
ten, die — das wissen Sie genau — noch dadurch be- 
einflußt werden, daß sich Bund und Länder in der 
Bund-Länder-Kommission über Strukturverbesse- 
rungen unterhalten. Sie wissen auch ganz genau, daß 
^ es noch einige Monate dauern wird, ehe dies zu Er- 
gebnissen führt. Wollen Sie die Studenten wirklich 
solange auf eine Verbesserung warten lassen? Ich 
finde, all dies hätten Sie einbeziehen müssen, statt 
sich in diese Einseitigkeit zu begeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Sie sprechen von Strukturänderungen. Ich will 
nachher noch darauf eingehen. Ihnen fallen dabei 
außerordentlich haushaltswirksame Leistungen ein. 
Eines haben Sie allerdings dabei vergessen — Herr 
Vogelsang hat darauf hingewiesen — die einzig 
wirksame, vor allem haushaltswirksame Struktur- 
reform im Sinne einer Verbesserung der Einnahmen 
des Staates wollen Sie nicht. Ich spreche von den im 
Zuge der Steuerreform in das Gesetz hineingekom- 
menen Ausbildungsfreibeträgen, die, so habe ich mir 
sagen lassen, nicht nur 400 Millionen DM, sondern 
440 Millionen DM Einnahmeausfall für den Staat be- 
deuten. Hier könnten wir strukturell sicher etwas 
verbessern, wenn wir die Großverdiener die Steu- 
ern zahlen lassen, die sie früher zahlten. Dafür hät- 
ten wir mehr Mittel in der Kasse, um den wirklich 
Bedürftigen zu helfen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Werden Sie doch nicht so unruhig! Das ist Struk- 
turreform, Herr Rühe, allerdings nicht für einen Kon- 
servativen. Das ist völlig klar. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und SPD 

— Lachen bei Abgeordneten der CDtJ/CSU) 


Nun noch etwas zu der Äußerung von Herrn 
Mischnick. Ich habe zwar schon einmal den Versuch 
gemacht 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Herr Franke, nun beruhigen Sie sich doch — , bei 
der Einbringung klarzustellen, was Herr Misdmick 
wirklich gesagt hat. Ich will es noch einmal versu- 
chen. Es besteht aber nicht die Chance, daß Herr 
Rühe es diesmal versteht, Herr Mischnick, weil er 
sich gerade wieder unterhält. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich will es aber trotzdem versuchen. Herr Mischnick 
hat gesagt, unsere Fraktionsvorsitzendenkonferenz 
habe getagt und dabei auch über das Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz gesprochen. Sie habe dabei 
den Wunsch ausgesprochen, maß man den studenti- 
schen Forderungen soweit wie möglich entsprechen 
solle, da über drei Jahre keine Erhöhung erfolgt 
und daher eine Erhöhung im Sinne der Studenten 
sicherlich angemessen sei. Mischnick hat dazu in der 
Pressekonferenz und entsprechend im Rundfunk er- 
klärt, daß die Bundestagsfraktion diese Anregung, 
diesen Wunsch der Konferenz der Fraktions Vorsit- 
zenden gerne aufnehmen und prüfen werde, daß es 
aber selbstverständlich der Autonomie der Bundes- 
tagsfraktion überlassen sei, ob er berücksichtigt 
werden könne oder nicht. 

(Pfeifer [CDU/CSUj: Welche Zahlen hat er 
genannt? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Dieses und nichts anderes hat er gesagt, und dieses 
war in diesem Zusammenhang wichtig. — Wie bitte, (W 
Herr Pfeifer? 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Welche Zahlen hat er 
genannt?) 

— Das sage ich ja, 600 und 1 200. Das bestreiten wir 
nicht. ^ hat nur nicht gesagt, dieses würden wir 
durchsetzen, wie Sie immer unterstellen, sondern 
hat dies sehr stark relativiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Es kann sein, Herr Rühe, daß Sie nicht in der Lage 
sind, diese feinen sprachlichen Unterschiede zur 
Kenntnis zu nehmen. Das ist dann aber ein intellek- 
tuelles Problem, und ein außerordentlich unredliches, 
um das eindeutig zu sagen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Daß man sich mit Ihnen in diesem Parlament immer 
wieder auf dieser Ebene unterhalten muß, halte ich 
für außerordentlich unwürdig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gilt der Vorwurf 
auch für Herrn Vogelsang? — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Nun einiges zu den Leistungen, die hier anfal- 
len. Meine Damen und Herren, der Gesamtaufwand 
nadi diesem Gesetz wird sich im Jahre 1977 auf 
etwa 2,8 Milliarden DM belaufen, im Jahre 1980 auf 
3,4 Milliarden DM. Das ist ein erheblicher Batzen 
Geld, auch wenn es sich bei einem Teil um Darlehen 
handelt. Wir sollten vielleicht darauf hinweisen - — 
ich will das nur kurz wiederholen, weil Herr Vogel- 
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Frau Schudiardt 

(A) sang bereits im einzelnen darauf eingegangen ist 
und wir heute auch noch einige andere Tagesord- 
nungspunkte haben — , daß wir dem Wunsch der 
Studenten, den Elternfreibetrag auf 1 200 DM festzu- 
setzen, insoweit entsprechen konnten, als dieser El- 
ternfreibetrag für ein Kind jetzt tatsächlich 1 200 DM 
beträgt. Früher hat man immer von 1 100 DM ge- 
sprochen, obwohl es sich tatsächlich um 1 170 DM 
gehandelt hat, weil ja nur die Familie BAföG erhal- 
ten kann, wo ein Kind ist. Bereits für das erste Kind 
erhöht sich der Freibetrag um 70 DM. Darauf sollte 
man hinweisen. Man sollte auch darauf hinweisen, 
daß es sich hier um das Einkommen der Eltern im 
Jahre 1975 handelt und man wohl davon ausgehen 
kann, daß die meisten Eltern am Einkommenszu- 
wachs partizipiert haben. 

Ich möchte nur ein paar Zahlen der Förderungs- 
höhe nennen. Die Studenten konnten nicht ihre For- 
derung von über 600 DM erfüllt bekommen, sondern 
wir mußten uns auf 580 DM beschränken. Denn wir 
gehen davon aus, Herr Rühe, daß Deckung nicht die 
Deckung in Ihrem Sinne bedeutet. Sie haben ja darin 
schon genug Übung, weil Sie in der Regel immer 
nur in Oppositionsfraktionen gesessen haben. Die 
Oppositionsfraktionen haben die fantastische Eigen- 
schaft, zu sagen, daß man zwar viel mehr ins Gesetz 
hineinschreiben kann, aber in der Realität nachher 
kein Pfennig mehr an Ausgabe herauskommt. Ge- 
nau das haben Sie uns hier wieder vorgeführt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wahrscheinlich sind die wenigsten Haushaltspoliti- 
ker noch in diesem Raume, sonst würde das für Sie 
sicherlich außerordentlich unbefriedigend ausgehen. 
Aber sie haben da vermutlich weggehört. Vielleicht 
geben Sie den Kollegen mal Unterricht in Sachen 
Haushalt, Herr Althammer, das wäre vielleicht 
ganz hilfreich. 

Ich möchte kurz noch auf den Entsdiließungsan- 
trag der Union eingehen. Alle drei Fraktionen dieses 
Hauses sind der Auffassung, daß das Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz dringend struktureller Ver- 
besserungen bedarf. Ich hatte zu Anfang darauf hin- 
gewiesen, daß die jetzige Erhöhung in diesem Jahr 
darunter nicht leiden darf und insoweit vorweg- 
genommen werden muß. Hier handelt es sich um ein 
Gesetz, bei dem Bund und Länder sich einig sein 
müssen. Folglich war es sinnvoll, daß die Bund-Län- 
der-Kommission hier in einer Gruppe tätig wurde, 
um Vorschläge zu machen. Diese werden in der Be- 
ratung in diesem Hause sinnvollerweise berücksich- 
tigt werden müssen. 

Eines ist — das habe ich im Ausschuß bereits 
gesagt — in der Tat unbefriedigend: Daß wir einen 
Zweijahreszyklus der Erhöhungen haben und daß 
das dazu führt, daß in jeweils dem Jahr, wo nicht 
erhöht wird, einige Jugendliche aus der Förderung 
herausfallen bzw. die Förderung sich stark redu- 
ziert. Dies ist außerordentlich unbefriedigend. Wir 
haben darüber im Ausschuß geredet, Herr Pfeifer, 
und Sie wissen ganz genau, daß ich tendenziell sehr 
geneigt war, diesem zuzustimmen, daß wir dies al- 
lerdings wohl in den Bereich struktureller Verbesse- 


rungen und Veränderungen einbeziehen müssen. (C) 
Denn das wäre ein Übergang zur jährlichen Verän- 
derung. Da sollten wir ehrlich sein, daß das auch 
wünschenswert wäre und insoweit in der Struktur- 
diskussion wieder aufgenommen werden sollte. 

Herr Rühe, Sie haben nun gesagt, die Tatsache, 
daß unsere beiden Fraktionen, SPD und FDP, die 
Bundesregierung lediglich aufgefordert hätten, sich 
über Strukturverbesserungen Gedanken zu machen, 
entspreche sicherlich nicht dem Anspruch der Krea- 
tivität des Parlaments. Dazu muß ich folgendes 
sagen. Der Entschließungsantrag, den Sie hier vor- 
gelegt haben, ist ein Musterbeispiel dafür, wie ein- 
fach man sich Kreativität des Parlaments vorstellt. 
Denn was Sie hier getan haben, hat bestimmt keinen 
langen zeitlichen Aufwand gekostet, um das mal 
ganz deutlich zu sagen. Sie haben ja besonders die 
Strukturreform eben hier erwähnt unter dem Ge- 
sichtspunkt, daß darin die Chance für große Ein- 
sparungen liege. 

Wenn man sich nun aber mal die Spiegelstriche 
da vorliest, finde ich zwei Punkte, die außerordent- 
lich haushaltswirksam sind und nicht im geringsten 
etwa durch die anderen Spiegelstriche kompensiert 
werden. Der eine Spiegelstrich deutet darauf hin: 
da nimmt man in der Entschließung wieder auf, was 
man im Ausschuß nicht durchsetzen konnte, übrigens 
auch nicht als Änderung für das BAföG einbringt, 
das konnten Sie natürlich in Ihrer Fraktion nicht 
durchsetzen. Dies wird jetzt also einfach in einem 
Entschließungsantrag untergejubelt. Da steht genau 
die Veränderung der Elternfreibeträge im Jahre 
1978 auf 1 200 DM. Hier sollte man sagen, daß das 
in 1978/79 100 Millionen DM kosten würde. Das 
„paßt" nun geradezu ganz hervorragend zu dem, 
was der Obmann der CDU/CSU-Fraktion im Haus- 
haltsausschuß heute morgen gesagt hat: man müsse 
diese Gesetzesänderung, diese Erhöhung ablehnen, 
da sie, gemessen an der Situation der öffentlichen 
Haushalte, viel zu weit gehe. Das ist die Doppel- 
züngigkeit, mit der hier aufgetreten wird. Wenn Sie 
es genau wissen wollen: Das Abstimmungsergebnis 
war 19 zu 7 zu 2, d. h., bei den 19 Stimmen waren 
2 Ja-Stimmen der Union. Immerhin ein sehr ehr- 
liches Verfahren! 

Dann steht da noch ein Spiegelstrich. Was darin 
gefordert wird, ist übrigens auch sehr wünschens- 
wert, nicht, daß wir uns mißverstehen. Nur, Sie 
sollten hier nicht so tun, als ob das alles mit den 
Mitteln, die wir zur Verfügung haben, zu machen 
sei. Die Einbeziehung des Berufsgrundbildungsjahres 
in die Ausbildungsförderung kostet 40 Millionen 
DM. 

{Daweke [CDU/CSU]: Da heißt es aber: 

Überprüfung!) 

— Ach, Überprüfung! Sie gehen natürlich umher 
und sagen: Wir überprüfen hier. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frau 
Kollegin, obwohl ich weiß, daß Sie eine gute 
Stimme haben, bitte ich die Kollegen, Platz zu 
nehmen, damit alle gut zuhören können. 
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(A) Frau Schuchardt (FDP): Vielleicht haben Sie keine 
BAfÖG-geförderten Studenten in Ihrer Familie. 

(Daweke [CDU/CSU] : Das streichen wir 
jetzt auch!) 

Hier haben Sie gesagt, daß es wünschenswert 
wäre, das Berufsgrundbildungsjahr mit einzubezie- 
hen. Wenn einmal das Berufsgrundbildungsjahr voll 
Wirklichkeit geworden sein sollte — was wir wün- 
schen — , kostet das kleine 600 Millionen DM jähr- 
lich. Das wird, so habe ich den Eindruck, nach 
Ihren Vorstellungen sicherlich auch noch irgendwo 
im Haushaltsrest drin sein. 

Meine Damen und Herren, hier geht es darum, daß 
wir zunächst einmal versucht haben, das Wün- 
schenswerte in irgendeiner Weise mit dem Mach- 
baren in Einklang zu bringen. Ich hoffe, daß die 
betroffenen Studenten und Schüler in der Lage sind, 
zu akzeptieren, daß im Vergleich zur Behandlung 
anderer Gruppen innerhalb unserer Bevölkerung 
das maximal Mögliche getan worden ist. Wir wer- 
den die Strukturdiskussion in diesem Jahr sehr in- 
tensiv führen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, der Hinweis auf die intel- 
lektuellen Verständigungsschwierigkeiten zwischen 
zwei ehemaligen Mitgliedern der Hamburger Bür- 
gerschaft war auch nicht das, was wir sonst hier 
als die feine hanseatische Art schätzen. 

(Heiterkeit — Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Wort hat der Herr Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft. 

Rohde, Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Nur noch wenige Anmerkungen. 

Zunächst ist festzuhalten, daß wir heute das erste 
soziale Leistungsgesetz in dieser Legislaturperiode 
des Bundestages verabschieden. Am Ende des ver- 
gangenen Jahres hatte die Opposition noch die Be- 
fürchtung geäußert, 

(Daweke [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

daß das Thema BAföG wohl auf die lange Bank ge- 
schoben würde. Diese Befürchtung wird durch die 
heutigen Beratungen und Entscheidungen widerlegt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In weitgehender Übereinstimmung der Fraktionen 
des Bundestages — was ich anerkennen will — und 
auch mit dem Bundesrat wird eine Verbesserung der 
Ausbildungsförderung für 600 000 Schüler und Stu- 
denten beschlossen. Die ersten Auswirkungen dieses 
neuen Gesetzes werden bereits zum 1. April dieses 
Jahres sichtbar werden. 

In den Beratungen der letzten Wochen ist deutlich 
geworden, daß nicht alle Erwartungen und nicht 
alle, für sich genommen auch verständlichen, Hoff- 
nungen erfüllt werden konnten. Dies aber darf nicht 
den Blick dafür verstellen, daß wir mit der Anhe- 
bung der Bedarfssätze die Entwicklung der Lebens- 


haltungskosten seit 1974 ausgleichen und zum an- 
deren eine noch darüber hinausgehende Verbesse- 
rung der Freibeträge vornehmen. 

Wenn wir heute mehr Zeit hätten, würde ich gern 
an einer Reihe von Beispielen beweisen, was das 
für die Familien und die Geförderten bedeutet. Das 
werden wir in unserer Öffentlichkeitsarbeit nach- 
holen. / 

(Beifall bei der SPD) 

In dem, was wir schriftlich unterbreiten wollen, wird 
an Hand von typischen Fällen der Leistungsförde- 
rung deutlich werden, wie durch dieses Gesetz die 
Ausbildungsförderung verbessert wird. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Reddemann, dies ist eine voll ge- 
rechtfertigte Öffentlichkeitsarbeit, was uns im übri- 
gen auch das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Urteil bestätigt hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

In den Beispielen wird dann auch deutlich wer- 
den, daß in einer Reihe von Fällen der Bedarfssatz 
in Höhe von 580 DM infolge von Zusatzleistungen 
für Mieten und andere Zwecke auf den vom Deut- 
schen Studentenwerk errechneten Zentralwert von 
638 DM durchaus ansteigen kann. 

Der Finanzaufwand, der mit diesem Gesetz ver- 
bunden ist, beträgt — berechnet für 1978 — rund 
3 Milliarden DM. Darüber hinausgehende Anträge 
würden sofort die Frage aufwerfen, wie mit ihnen 
der Finanzrahmen eingehalten werden könnte, von ^ ^ 
dem Bundestag und Bundesrat — jedenfalls in den 
bisherigen Beratungen — ausgegangen sind. Frau 
Kollegin Schuchardt hat hierzu eine Reihe von 
Größenordnungen und Zahlen genannt, die ich an 
dieser Stelle nicht zu wiederholen brauche. Wir 
haben aber gleichzeitig auch zu bedenken, wie sich 
die Ausgewogenheit im Verhältnis zu den sozialen 
Leistungen in anderen Bereichen darstellt. 

Den Kollegen Rühe, dem ich zu seiner ersten Rede 
gratulieren möchte, will ich zugleich aber darauf 
hinweisen, daß er seinen Bericht über die Abstim- 
mungen im Haushaltsausschuß hier mit einem 
dicken Belag von Kosmetik vorgetragen hat. Im 
Haushaltsausschuß ging es nicht darum, den Zu- 
sammenhang von über dieses Gesetz hinausgehen- 
den Leistungsverbesserungen und Strukturverän- 
derungen im BAföG zu erörtern. Es ging schlicht um 
die Frage, ob die in dem vorliegenden Gesetz ent- 
haltenen Leistungen auch die Zustimmung aller Ab- 
geordneten der CDU/CSU finden. Es hat einen ganz 
beachtlichen Teil dieser Abgeordneten gegeben, die 
dazu nein gesagt haben. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Bei uns herrscht 
Demokratie!) 

Meine Damen und Herren, das zeigt, daß es offen- 
sichtlich auch eine Doppelstrategie von rechts gibt: 

(Zustimmung bei der SPD) 

auf der einen Seite werden Leistüngsverbesserun- 
gen und das Wachsen der Staatsausgaben beklagt 
und auf der anderen — wie heute hier — über das 
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Gesetz hinausgehende Leistungserhöhungen be- 
antragt. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Jenninger 

[CDU/CSU]: Wir haben keinen Fraktions- 
zwang!) 

Wenn ich an dieser Stelle die Leistungen der 
öffentlichen Hand hervorhebe, so würde ich mich 
— dies gilt, wie ich glaube, für uns alle — zumin- 
dest einer Unterlassung schuldig machen, wenn ich 
nicht zugleich auch auf die großen Anstrengungen 
hinweisen würde, die von den Eltern für die Aus- 
bildung ihrer Kinder unternommen werden. Es sind 
in vielen Familien — wir sollten dies offen beim 
Namen nennen — Opfer, die nach den Maßstäben 
des bürgerlichen Unterhaltsrechtes erwartet und 
erbracht werden. In den letzten Jahren war es mög- 
lich, traditionelle Bildungsstrukturen aufzulockern 
und im Bildungswesen sozial gerechtere Wege zu 
beschreiten. Dies ist eine Leistung vieler in unserem 
Volke, die von der Politik gestützt werden konnte, 
nicht zuletzt dadurch, daß wir mit der Ausbildungs- 
förderung die materiellen Voraussetzungen für mehr 
Chancengleichheit geschaffen haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir können uns — alle Eingeweihten wissen das — 
mit der Ausbildungsförderung in der Bundesrepu- 
blik durchaus im internationalen Vergleich sehen 
lassen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Leistungen wie das Kindergeld sowie die Einbezie- 
hung von Schülern und Studenten in die soziale Si- 
(B) cherung treten als Hilfen hinzu. Dennoch muß an 
dieser Stelle anerkannt und deutlich unterstrichen 
werden, daß der heutige Stand ohne die Mithilfe 
und die Anstrengungen der Eltern selbst nicht zu 
erreichen gewesen wäre. Staat, Gesellschaft und, 
wie ich meine, auch die Auszubildenden und die 
Studenten selbst schulden diesem Sachverhalt Re- 
spekt. Dies gilt um so mehr, als viele der Eltern, 
die heute Opfer bringen, selbst nicht die Möglich- 
keit hatten, eine Hochschule oder eine andere wei- 
terführende Schule zu besuchen. 

In den Beratungen dieses Gesetzes ist von allen 
Seiten — sowohl vom Bundestag als auch vom 
Bundesrat und von der Bundesregierung — unter- 
strichen worden, daß die Notwendigkeit einer ra- 
schen Hilfe, über die wir heute zu beschließen ha- 
ben, uns nicht den Blick für das andere Erforder- 
nis verstellen darf, nämlich unter dem Eindruck 
bisheriger Erfahrungen das Gesamtsystem der Aus- 
bildungsförderung zu analysieren und zu überprü- 
fen. Nur, Herr Kollege Rühe, diese Anforderung 
können Sie nicht nur an den Bund richten, sondern 
sie muß sich auch in die Länder wenden, die vom 
Finanziellen und von der Sache her an der Ausbil- 
dungsförderung beteiligt sind. Es waren die Län- 
der, vor allem die CDU/CSU-regierten Länder, 
die in den letzten Wochen mehrfach darauf hin- 
gewiesen haben, daß Strukturveränderungen nicht 
nur eine Sache des Bundes sein und nicht nur vom 
Bund allein betrieben werden könnten; vielmehr 
erwarteten sie^ — manche sagen auch gleich, sie 
verlangten — , daß der Bund in dieser Beziehung die 


enge Kooperation mit den Ländern sucht. Wir sind (Q 
dazu bereit. 

Es ist eine Initiative des Bundes gewesen, die da- 
zu geführt hat, daß in der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung ein besonderer Arbeitskreis 
von Sachverständigen eingerichtet worden ist, der 
— Sie wissen das — für diese Strukturdiskussion 
sachliche Voraussetzungen erarbeitet. Wir erhoffen 
von den Arbeitsergebnissen dieser Kommission 
wichtige Impulse für unsere weitere Arbeit, die 
wir mit Sorgfalt betreiben werden. 

Eine abschließende Bemerkung: Herr Kollege 
Rühe, wenn Sie heute von Strukturfragen an den 
deutschen Hochschulen reden, die ich allerdings 
hinsichtlich Ursache und Wirkung in einer Reihe 
von Punkten anders beurteile als Sie — aber wir 
erkennen insgesamt durchaus, an, daß es schwer- 
wiegende Strukturfragen gibt, auch im Übergang 
zum Beschäftigungssystem — , dann können Sie 
nicht den Bund auf die Anklagebank setzen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir sind nicht nur bereit, sondern drängen darauf, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bildungsbericht 
70!) 

daß die Länder beispielsweise die Aufgaben der 
Studienreform und der Entwicklung des Auswahl- 
verfahrens in harten Numerus-clausus-Fächern — 
alles Fragen, die zu ihrer Verantwortung gehören — 
nicht nur aufgreifen, sondern auch bewältigen. Sie 
wissen — wir haben das in der Öffentlichkeit deut- 
lich gemacht — , wie sehr wir beklagen, daß diese p) 
entscheidungsreifen Fragen in der sogenannten 
Grauzone zwischen Bund und Ländern über viele 
Monate hinweg von einer Kommission in die an- 
dere geschoben worden sind. 

Unser Bestreben ist es, zu politischen Entschei- 
dungsprozessen zu kommen, damit die Verhältnisse 
nicht nur beschrieben, sondern verändert werden. 
Deshalb werden wir für das Treffen der Regierungs- 
chefs von Bund und Ländern am 6. Mai dieses Jah- 
res einen Vorschlag unterbreiten, wie wir im Sinne 
wirklicher Entscheidung in diesen wichtigen Fragen 
Fortschritte durch Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern erreichen können. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Verbesserung der BAföG-Leistungen, die wir 
heute zu beschließen haben, ist ein wichtiger Bei- 
trag zur Hochschulpolitik. Die anderen Aufgaben 
müssen auch aufgegriffen werden. Ich habe dargelegt, 
wie der Bund bemüht ist, Entscheidungsprozesse in 
Gang zu bringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich schließe die allgemeine Aus- 
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung in der 

dritten Beratung. 

Wer dem Gesetz in der dritten Beratung zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
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Gegenprobe! — Ich stelle keine Gegenstimmen fest. 
Stimmenthaltungen? — Ich stelle keine Stimment- 
haltungen fest. Das Gesetz ist einstimmig angenom- 
men. 

Bevor ich den Entschließungsantrag aufrufe, kom- 
men wir zu den Empfehlungen des Ausschusses in 
den Ziffern 2, 3 und 4. Wer diesen Ausschußemp- 
fehlungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun- 
gen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Drucksache 8/229 auf: Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur dritten 
Beratung des von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes, Druck- 
sache 8/134, 8/169, 8/228. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Müller. 

(Zuruf von der SPD: Auch das noch! — 
Weitere Zurufe von der SPD — Gegenruf 
von der CDU/CSU: Was soll denn das?) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist meine Aufgabe, den Ent- 
schließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zu 
begründen. 

Es ist dringend notwendig, zu dem, was in diesem 
Entschließungsantrag gefordert wird, einiges zu sa- 
gen. Ich habe das Gefühl, daß es nicht, wie die Kol- 
legin Schuchardt in einem erfrischenden Beitrag zu 
meinem Kollegen Rühe gesagt hat, nur um feine 
Unterschiede der Sprache geht, sondern daß es ganz 
offensichtlich um das primitive Aufnehmen von Be- 
griffen geht, die in diesem Entschließungsantrag 
stehen. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn in diesem Entschließungsantrag oft davon 
die Rede ist, daß eine Überprüfung vorgenommen 
werden soll, dann bedeutet dies für jeden, der mit 
der Sprache umgehen kann, daß hier gemeint ist. 
Vor- und Nachteile, Kostenwirksamkeit, Kosten- 
neutralität und eventuell Kostensenkung zu über- 
prüfen 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

und dann, wenn man diese Überprüfung vorgenom- 
men hat, politische Schwerpunktentscheidungen zu 
fällen. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: So ist das!) 

Ich habe das Gefühl, daß man bei uns leider dazu 
neigt, einmal geschaffene Gesetze bis zum Sankt- 
Nimmerleins-Tag mit all ihren Schwächen und Aus- 
uferungen fortzuschreiben, statt eine gründliche Er- 
örterung einer Strukturverbesserung oder eine Än- 
derung der Richtlinien zu diesen Gesetzen vorzu- 
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz ist ja ein 
gewisses Phänomen, wie es bei so vielen Gesetzen 
mit kostenlosen Staatsleistungen der Fall ist. Die 
Unzufriedenheit ist dabei oft zu den Zeiten größer. 


wo es das Gesetz gibt, als zu den Zeiten, wo es das 
Gesetz überhaupt noch nicht gab. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: So ist das!) 

Obwohl heute fast 3 Milliarden DM im Rahmen des 
BAföG ausgegeben werden, wächst die Zahl der 
Unzufriedenen, der Spontis und der Demonstran- 
ten an den Universitäten überproportional. Hier 
wird von bestimmten Kreisen eine Frührentnerge- 
sinnung gezüchtet, die wohl nicht im Interesse un- 
serer Gesellschaft sein kann. Während bei den Mit- 
teln für Lebensunterhalt und Hochschulausgaben für 
Lehre im Jahr 1965 noch 48,8 Vo privat und 51,2 ‘Vo 
öffentlich aufgebracht wurden, waren es 1975 nur 
noch 29,9 ®/o privat und bereits 70,1 Vo öffentlich. 

Auch die heute hier beschlossenen neuen Zahlen 
beim Bundesausbildungsförderungsgesetz werden 
die Unruhe und die Unzufriedenheit, die weithin be- 
stehen, nicht lösen können. Wo liegt der Kern die- 
ser Unzufriedenheit? Er dürfte im Gerechtigkeits- 
empfinden liegen, das leider durch die Praxis an- 
geschlagen wird. Es geht einfach nicht an, daß 
man Fälle erleben muß, wie ich sie als Abgeordne- 
ter von Wählern, die zu mir kommen, erfahre, 

(Zuruf von der SPD: Kommen Sie endlich 
zur Begründung des Antrags!) 

wenn etwa jemand sagt: Ich als Arbeiter kann mei- 
nen Sohn nicht mit BAföG finanzieren lassen. 

(Zuruf von der SPD: Begründen Sie doch 
mal den Antrag!) 

— Ich will Ihnen gerade erklären, warum Sie bis 
jetzt noch nicht verstanden haben, daß Strukturver- 
besserungen notwendig sind. Ich kann das gern 
nachholen. 

(Zuruf von der SPD: Da haben wir auf Sie 
gewartet!) 

Der Grundbesitzer-Sohn aber bekommt BAfÖG- 
Mittel. Es gibt BAföG-Bezieher, die mit dem Wagen 
an der Universität Vorfahren, während der Kollege, 
der mit dem Fahrrad kommt, keine BAföG-Mittel 
erhält. Die Berechnungs verfahren sind zum Teil so 
kompliziert, daß bis zu 32 Seiten Formblätter ausge- 
füllt werden müssen. Die Frage, ob jemand ein 
Haus baut, ist für die Zuweisung von BAföG-Mit- 
teln entscheidend. Selbst folgender Umstand ist ent- 
scheidend — und da müßten Sie und vor allem die 
FDP engagiert sein — : Wer aus der Kirche austritt, 
hat eine ganz andere Ausgangsposition, BAföG zu 
bekommen, als jemand, der in der Kirche ist. Das 
gilt für den Vater. Das kann 50 DM im Monat aus- 
machen. Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol- 
legen, was für einen Sinn hat ein solches Gesetz, bei 
dem derlei Kleinigkeiten für die Finanzierung eines 
Studiums entscheidend sind? 

Wir sind auch der Meinung, daß mit diesem Ge- 
setz Mißbrauch getrieben wird. Ich will das jetzt 
nicht im Detail darlegen. Wir haben das ja zum Teil 
im Ausschuß getan. Wir werden es sicher auch in 
den nächsten Beratungen tun. 

Aber, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol- 
legen, wenn sich die Möglichkeiten, die heute be- 
reits gegeben sind — BAföG-Zahlungen z. B. auch 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. März 1977 


1353 


Dr. Müller 

an Ausländer, an Niditdeutsdhe — , in dem Maße 
herumsprechen, wie es in anderen Fällen, etwa bei 
der Kindergeldzahlung, der Fall war, dann werden 
wir noch einige Probleme in diesem Bereich bekom- 
men. 

(Möllemann [FDP]: Pst! Nicht weitersageni 
— Zurufe von der SPD) 

— Lieber Herr Kollege Möllemann, man könnte 
auch etwas zu dem Mißbrauch sagen, der heute da- 
durch getrieben wird — ich habe einen Zeitungs- 
bericht darüber in meiner Tasche — , daß man bei 
Anarcho-Organisationen eine Beratung darüber gibt, 
wie man gemeinsame Kommunen über BAföG und 
Sozialhilfe finanzieren kann. Auch das sind Bei- 
spiele, die man aufgreifen muß, wenn man die Pro- 
blemlage richtig erkennen will. 

(Zuruf von der SPD) 

— Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
ich wundere mich eigentlich, daß sich die linke Seite 
dieses Hauses, die ja immer vorgegeben hat, sozial 
engagiert zu sein, für diese zentralen Probleme viel 
zu wenig engagiert und nur dazu neigt, hier Geläch- 
ter oder deplazierte Zurufe anzubringen. 

Was würden Sie denn dazu sagen, Herr Kollege 
Büchner, daß heute das BAföG-System dazu führt, 
daß die Förderung des einzelnen davon abhängig ist, 
ob der Vater arbeitet, arbeitslos ist oder Kurzarbeits- 
geld bekommt? Das kann für den Betreffenden drei 
verschiedene Folgen haben. Da dank Ihrer Wirt- 
schaftspolitik Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit keine 
OBJ seltenen, sondern heute fast die Regelerscheinungen 
in den einzelnen Familien der Bundesrepublik ge- 
worden sind, 

(Lachen und lebhafte Zurufe von der SPD) 

wird es viele geben, die bei BAföG von diesem Miß- 
verhältnis betroffen sind. Wenn Sie dieses Prinzip 
mit dem gleichen Maßstab — bitte, seien Sie dann 
konsequent — auch beim sozialen Wohnungsbau an- 
wenden, dann müssen Sie ständig ein- und auszie- 
hen, 

(Zuruf und Lachen bei der SPD) 

— Ich habe den Zuruf leider nicht verstanden. Aber 
Sie können ihn gern wiederholen; ich gehe gern dar- 
auf ein. 

(Zuruf von der SPD: Mit Ein- und Austreten 
haben Sie mehr Erfahrungen!) 

— Aber natürlich! Wissen Sie, ich habe Herrn Ben- 
neter fünf Jahre vorausgeahnt, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Es ist das Schicksal meines übernächsten Nachfol- 
gers Karsten Voigt, daß er einen noch viel linkeren 
Nachfolger als Bundesvorsitzenden der Jungsozia- 
listen bekommen hat, als ich ihn bekommen habe. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Müller, wir müssen uns hier auf die Druck- 


sache konzentrieren. Ich bitte dafür um Verständ- 
nis. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dr. Müiier (CDU/CSU): Herr Präsident, ich bin 
dankbar, daß Sie diesen Hinweis an ciie SPD-Fraktion 
gerichtet haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Herr 
Kollege Müller, der amtierende Präsident hat diesen 
Hinweis an den Redner und an alle Damen und Her- 
ren des Hauses gerichtet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dr. Müiier (CDU/CSU): Jetzt war es korrekt. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
Parlament ist aufgerufen, in diesem Fall Daten zu 
setzen. Wir haben in unserem Entsdiließungsantrag 
einige Fragen aufgeworfen. Da möchte ich darauf 
hinweisen, daß an erster Stelle sicher nicht von un- 
gefähr steht: „Begünstigung von zielstrebig Studie- 
renden und stärkere Berücksichtigung des Leistungs- 
prinzips." Wir haben das nicht umsonst an die erste 
Stelle gestellt. Wir sind nämlich der Meinung, daß 
dieser Punkt gerade bei der schwierigen Haushalts- 
lage, die heute so oft beschworen wurde, im Vor- 
dergrund der Erörterungen der Strukturverbesse- 
rung stehen muß. 

Ihnen ist bekannt, daß im Rahmen der Bund-Län- 
der-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung sowohl der Bund wie auch alle (p) 
Länder erste Schritte getan haben und Grundlinien 
alternativer Modelle erarbeitet haben. Nur haben 
diese Arbeiten, wie nicht zuletzt die mangelnde Ein- 
arbeitung und die mangelnde Perspektive im ge- 
setzlich vorgeschriebenen Bericht der Bundesregie- 
rung bewiesen haben, keinerlei Eingang in die bis- 
herigen Überlegungen gefunden. 

Der Politiker muß eine Divergenz zwischen der 
tatsächlichen Problemlage und der, so möchte ich 
es nennen, bürokratischen Problemsicht des BAföG 
feststellen. Hier ist das Parlament aufgefordert, eine 
Antwort zu geben. Dies hat die Union in dem an- 
stehenden Gesetzgebungsverfahren bereits von der 
ersten Diskussionsstunde an versucht. Das Parlament 
muß hier und heute seinen Willen erklären, daß es 
nicht gewillt ist, das BAföG entweder weiterhin als 
Selbstläufer nach eigenen Gesetzen oder als typi- 
schen Fall der nichtparlamentarischen Grauzone lau- 
fen zu lassen. 

Lassen Sie mich noch eine weitere Anmerkung . 

machen. Die Diskussion um die Slruk^urrefdrm muß 
auch die Gesamtlage berücksichtigen. Eine halbe 
Million arbeitsloser Akademiker in einem Nachbar- 
land wie Italien muß auch hier für uns in der Bun- 
desrepublik ein Menetekel sein. Das schwedische 
Beispiel kann für uns nicht nachahmenswert sein, wo 
Leute mit öffentlichen Mitteln zunächst eine Hoch- 
schulausbildung absolvieren und dann anschließend, 
nachdem sie sie abgeschlossen haben, mit öffent- 
lichen Mitteln gleich wieder zu Autoschlossern um- 
geschult werden. Diesen Luxus kann sich unsere 
Gesellschaft mit ihren Problemen nicht mehr leisten. 
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(A) Wenn der Präsident des Deutschen Studentenwerkes, 
Grünwald, in der letzten Ausgabe der „Analysen" 
schreibt: „Unbestritten bleibt die Tatsache, daß die 
Chance, eine Arbeit zu bekommen, für die besser 
Ausgebildeten deutlich größer ist", dann erliegt er 
hier, glaube ich, einer gewissen Fehleinschätzung. 

Herr Minister, leider muß ich eine Anmerkung 
auch zu Ihren Ausführungen hier machen. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Müller, ich bitte nochmals, daß wir uns jetzt 
hier auf den Entschließungsantrag konzentrieren 
und nicht noch einmal in die Aussprache zum Gesetz 
eintreten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Minister, Sie haben 
gesagt, daß dieses Gesetz soziale Gerechtigkeit ge- 
schaffen und neuen Schichten den Zugang zur Hoch- 
schule geöffnet habe. Wie sieht das in der Praxis 
aus? Dieser Tage ging den Mitgliedern des Aus- 
schusses eine Drucksache zu, der Sie entnehmen 
können, daß sich für acht Stellen des gehobenen 
Dienstes in Berlin zwischen 19 und 88 Aspiranten 
mit Hochschulausbildung beworden haben. Diese 
Fehlentwicklungen, die auch durch das BAföG ein- 
geleitet worden sind, machen es notwendig, daß 
wir eine gründliche Strukturdiskussion durchführen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das war aber eine 
(BJ ziemlich weite Kurve, die Sie da jetzt be- 
schrieben haben!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Deutsche Bundestag kann als Gesetzgeber eines 
überwiegend vom Bund getragenen Gesetzes nicht 
warten, bis sich die Gremien im Exekutivbereich ge- 
einigt haben. Wir fordern die Bundesregierung mit 
diesem Entschließungsantrag auf, in die Vorarbeiten 
eines konkret und zügig durchzuführenden Gesetz- 
gebungsverfahrens umgehend einzutreten. Ich wun- 
dere mich, warum dieser Entschließungsantrag abge- 
lehnt werden sollte, nachdem sowohl der Genosse 
Vogelsang als auch die Kollegin Schuchardt — 

(Anhaltendes Lachen bei der SPD und der 
FDP) 

— Ich verstehe Ihr Gelächter nicht. Parteimitglieder 
der SPD sind doch hier Genossen. 

(Zurufe und erneutes Lachen bei der SPD) 

— Bezeichnen Sie sich untereinander nicht mehr als 
Genossen? 

(Fortgesetztes Lachen bei der SPD) 

Ist das in Ihrer Partei seit dem letzten Jungsoziali- 
stenkongreß nicht mehr üblich? 

(Erneutes Lachen bei der SPD) 

Natürlich ist die Frau Kollegin Schuchardt in einer 
anderen Partei. Deswegen habe ich ja diese Diffe- 
renzierung innerhalb der Koalition vorgenommen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Da Sie hier doch immer gemeinsam auftreten, muß (Q 
man, um das in aller Deutlichkeit zu sagen, hier 
doch fein differenzieren. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Sie haben beide erklärt — beide Fraktionen — , daß 
die Strukturreform dringend notwendig ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Müller, bitte kommen Sie zum Ende. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Ich wäre schon fertig, Herr 
Präsident, wenn nicht die Unruhe so groß wäre. Ich 
habe nur noch einen Satz. — Wenn das nicht nur 
Lippenbekenntnisse sein sollen, dann müssen Sie 
bereit sein, diesem Antrag zuzustimmen, der das 
Ministerium zwingt, die entsprechende Einleitung 
der Strukturreform noch in diesem Jahr durchzu- 
setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Abgeordnete Lattmann. 

Lattmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte kurz begründen, warum die 
SPD-Fraktion gemeinsam mit ihrem Koalitionspart- 
ner diesen Entschließungsantrag ablehnt. Wir hät- 
ten, wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, den ersten Absatz des Entschließungs- 
antrages in dem Wortlaut belassen hätten, den wir 
im Ausschuß gemeinsam getragen haben, auch im 
Plenum gerne zugestimmt. 

Ganz kurz einige sachliche Punkte: Wir sind gegen 
Ihren ersten Punkt — „Begünstigung von zielstrebig 
Studierenden und stärkere Berücksichtigung des 
Leistungsprinzips" — , weil wir meinen, daß sich da- 
hinter ein Stück konservativer Leistungsideologie 
verbirgt, 

(Beifall bei der SPD — Hört! Hört! bei der 

CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Gut, 
wenn das ins Protokoll kommt!) 

und zwar eine Ideologie, die allzu leicht übersieht, 
daß gerade in den geistig anspruchsvollen Berei- 
chen wie an den Universitäten doch nach aller Er- 
fahrung die nicht Angepaßten, die kritischen Köpfe 
die interessanteren sind, die mehr Schöpferisches in 
die Gesellschaft einbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Benneter!) 

Dem nächsten Punkt Ihres Entschließungsantrages 
würden wir gern zustimmen. Aber er ist aus dem 
Ganzen nicht herauslösbar. Wir würden sogar „Sach- 
gerechte Differenzierung der Bedarfssätze" um „Frei- 
beträge" ergänzen. Wenn wir zur Strukturdebatte 
kommen, wird sich zeigen — darauf sind wir ge- 
spannt — , ob Sie bereit sind, mit uns Ungerechtig- 
keiten abzubauen, die auf Grund struktureller Un- 
terschiede zwischeg Einkommensteuer und Lohn- 
steuer bestehen; denn es gibt sehr wohl manchen 
Landarbeiter, dessen Kind nicht nach dem BAföG 
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gefördert wird, während es manchen Großbauern 
gibt, dessen Kinder gefördert werden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU] : Warum ändern Sie das nicht?) 

Nun zu dem Punkt Ihre Entschließungsantrages, 
in dem Sie 1 200 DM verlangen, im übrigen merk- 
würdigerweise ab 1. Juli 1978. Wenn, dann doch 
wohl ab 1. Oktober für Studenten — wie Sie es im 
Ausschuß formuliert haben — bzw. ab 1. August für 
Schüler. Was Sie angesichts der Tatsache, daß Ihre 
Seite im Haushaltsausschuß außerordentlich unter- 
schiedlicher Meinung war und Ihnen die Mehrheit 
des Bundesrats offensichtlich nicht folgt, tun, ist doch 
letzten Endes nichts anderes als das Drehen einer 
Schautanzpirouette im Plenum. Oder ernsthaft ge- 
sagt: Innerhalb der CDU/CSU machen Sie aus dem 
Föderalismus einen Verschiebebahnhof, auf dem nur 
noch Bummelzüge verkehren, die meistens rückwärts 
fahren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Außerdem sitzen Sie, meine Damen und Herren 
von der Opposition, doch hier im vollen Vertrauen 
auf unsere Mehrheit, die inzwischen so stattlich ver- 
sammelt ist; denn Sie kämen doch in erhebliche 
Verlegenheit, wenn dieser Antrag vom Bundestag 
angenommen ünd dann von der Bundesratsmehrheit 
abgelehnt würde. Sie vertrauen der Mehrheit der 
Koalition von SPD und FDP, die diesen Antrag ab- 
lehnt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Redde- 
mann [CDU/CSUj: Was hat der Entschlie- 
ßungsantrag mit dem Bundesrat zu tun?) 

Letzter Satz: Mit Ihnen, Herr Kollege Müller, 
möchte ich mich aus vielerlei Gründen nicht be- 
schäftigen, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern ich möchte nur mit unzweifelhafter Deut- 
lichkeit sagen: Mit Ihnen kann ich mich nur darauf 
einigen, daß wir grundverschiedener Meinung sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen; Ich 

schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ent- 
schließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 8/229 zustimmen will, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Mit sehr großer Mehrheit abgelehnt. Damit ist 
Punkt 5 der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über das Wohnungseigen- 
tum und das Dauerwohnrecht 
— Drucksache 8/161 — 

Uberweisungsvorsdilag des Ältestenrates; 

Reditsaussdiuß (federführend) 

Aussdiuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht. 
Wir treten in die Beratung ein. In der ersten Lesung 
hat der Abgeordnete Helmrich das Wort. 


Helmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Mit der vorliegenden Novelle kom- 
men wir zu einem Teilstück sozialer Marktwirt- 
schaft, über die heute in diesem Hause soviel ge- 
sprochen worden ist. Das Wohnungseigentumsgesetz 
von 1951 ist ein Stück sozialer Marktwirtschaft, ein 
Stück Vermögensbildungspolitik, wie wir sie in die- 
sem Hause seit fast 30 Jahren vertreten. Dieses Ge- 
setz hat sich im Grundsätzlichen im Laufe der letz- 
ten 25 Jahre bewährt. Die Kritik daran und die hier 
in diesem Zusammenhang interessierenden Ande- 
rungswünsche sind in erster Linie in d,en letzten 
Jahren aufgetaucht. Die Kritik und in ihrer Folge 
die hier vorliegende Novelle befassen sich beson- 
ders mit zwei Fehlentwicklungen, die in der Praxis 
aufgetreteri sind. 

Zum einen sind Wohnanlagen entstanden, die mit 
mehreren hundert Eigentumswohnungen viel zu 
groß sind; zum Teil umfassen diese Anlagen sogar 
über tausend Eigentumswohnungen. Eine derartige 
Anzahl von Wohnungseigentümern kann kaum in 
Versammlungsräumen untergebracht werden. Schwe- 
rer wiegt aber, daß iu solchen Mammutversamm- 
lungen die demokratischen Kontrollmechanismen 
kaum noch greifen. Wie soll in diesen Versamm- 
lungen, in denen — wie heute hier über den Jah- 
reswirtschaftsbericht — über die Rechnunglegung 
des Verwalters beschlossen werden soll, noch be- 
raten werden? Hier in diesem Hause sind wir 518 
Personen, und in solchen Eigentümerversammlungen 
müßten über 1000 Personen untergebracht werden, 
und Sie alle wissen, wie schwer es schon hier ist, 
zu Wort zu kommen. Wie soll dann dort noch ver- (D) 
nünftig beraten werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesen Fällen wird die Steilung des Verwalters 
zu stark, der einzelne kann in solchen Fällen die 
Möglichkeit verlieren, konkret auf die Verwaltung 
seines Eigentums Einfluß zu nehmen. Das ist dann 
in diesen Fällen sicher ein Mißstand. 

Der zweite Komplex, mit dem sich die Novelle 
befaßt, ist die Gemeinschaftsordnung. Sie ist sozu- 
sagen das Grundgesetz, nach dem die Wohnungs- 
eigentümer eventuell ein Leben lang miteinander 
auskommen müssen. Das Gesetz sieht in der heuti- 
gen Form vor, daß die Bauträger zunächst die Ge- 
meinschaftsordnung von sich aus fabrizieren müs- 
sen, erst danach die Wohnungen verkaufen können, 
und erst dann ist später die Wohnungseigentümer- 
schaft komplett!. Diese Eigentümergemeinschaft 
kann dann nach der derzeitigen Fassung des Ge- 
setzes diese Gemeinschaftsordnung nur noch ein- 
stimmig ändern. Diese Einstimmigkeit kommt prak- 
tisch einer Unabänderbarkeit gleich, weil sich in 
der Regel bei einer so großen Zahl immer jemand 
findet, der dagegen stimmt. Dies ist insbesondere 
dann ein Mißstand, wenn die Gemeinschaftsord- 
nung mehr an den Interessen des Verkäufers und 
des Verwalters als an den Interessen der zukünfti- 
gen Wohnungseigentümer ausgerichtet ist. Auch 
dieser Komplex kann damit im Einzelfall unerträg- 
lich sein. 

Diese in der Praxis aufgetretenen Erscheinungs- 
formen von Wohnungseigentumsgemeinschaften, in 
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denen die Kontrolle des Verwalters schlecht funk- 
tioniert und unerwünschte Bestimmungen in der Ge- 
meinschaftsordnung praktisch unabänderbar sind, 
untergraben die Rechtsstellung des einzelnen Woh- 
nungseigentümers. Was nutzt es, wenn jemand jah- 
relang spart, sich dann eine Eigentumswohnung 
kauft, darin anonym verwaltet wird und dann mit 
einer „unabänderbaren Hausordnung" sich praktisch 
wie ein Mieter fühlt? Das ist nicht die Freiheit, die 
wir mit unserer Vermögensbildungspolitik im einzel- 
nen schaffen und unterstüt:^en wollen. An diesen 
Punkten soll, soweit möglich und soweit erforderlich, 
eine Korrektur des Gesetzes erfolgen. Die CDU/CSU- 
Fraktion begrüßt es, daß die geschilderten Sachver- 
halte durch diesen Gesetzentwurf in die parlamen- 
tarische Debatte gebracht worden sind. 

Hier in der ersten Lesung ist nicht der Raum, schon 
auf die Lösungsvorschläge im einzelnen einzuge- 
hen, Wir werden die in der Novelle enthaltenen 
Lösungsvorschläge eingehend prüfen und beraten, 
wobei selbstverständlich auch die Anregungen und 
Bedenken der Bundesregierung eiribezogen werden 
sollen. Lassen Sie mich an dieser Stelle, in der er- 
sten Lesung, nur ausführen, daß sich die Erörterung 
meines Erachtens insbesondere auf drei Schwer- 
punkte beziehen muß. 

Erstens stehen uns bisher keine Unterlagen über 
das Ausmaß der geschilderten Fehlentwicklungen 
zur Verfügung, Wir müssen fragen, ob es sich bei 
diesen Entwicklungen nur um Erscheinungen wäh- 
rend des Baubooms am Anfang der 70er Jahre han- 
delt, einer Zeit, in der wir einen ausgesprochenen 
Verkäufermarkt hatten, oder ob sich jetzt, wo der 
Käufer auf dem Wohnungseigentumsmarkt wesent- 
lich wählerischer geworden ist, diese Tendenz mög- 
licherweise fortsetzt, es sich also tatsächlich um eine 
dauerhafte Fehlentwicklung handelt. 

Der zweite Schwerpunkt der Prüfung wird sich 
mit der Größe der Wohnanlagen befassen. Wir 
werden zu fragen haben, ob es richtig ist, wenn 
der Enwurf die zukünftige Größe der Wohnungsei- 
gentumsanlagen auf maximal 100 Wohnungen gene- 
rell beschränkt. Wir werden dabei zu prüfen haben, 
ob das im Hinblick auf den Eigentümer des Grund- 
stücks, im Hinblick auf das Eigentum des Bauträgers 
mit Art. 14 des Grundgesetzes vereinbar ist. Was 
machen wir in Fällen, in denen ein rechtskräftiger 
Bebauungsplan vorhanden ist, der größere Bebau- 
ungsmöglichkeiten vorsieht, als sie nunmehr nach 
dem Entwurf des Wohnungseigentumsgesetzes zu- 
gelassen würden? 

Der dritte Schwerpunkt muß meines Erachtens in 
der Abwägung der Frage liegen, inwieweit wir 
zwingende Vorschriften für die Aufstellung der Ge- 
meinschaftsordnung schaffen wollen. Wir treffen 
damit nämlich auch die kleinen Wohnungseigen- 
tümergemeinschaften, in denen die Gemeinschafts- 
ordnung tatsächlich konkret ausgehandelt und ver- 
einbart wird. Wir werden zu fragen haben, wie weit 
wir in diesen Fällen in das Prinzip der Vertragsfrei- 
heit, die in diesem Gesetz vorgesehen ist, eingrei- 
fen wollen. 


Meine Damen und Herren, diese Hinweise mögen (Q 
für die erste Lesung genügen. 

Ich komme damit zum Schluß, habe jedoch ab- 
schließend noch eine Bitte, die sich an die Bundes- 
regierung richtet. Die Bundesregierung hat zu die- 
sem Gesetzentwurf Stellung genommen und in die- 
ser Stellungnahme angekündigt, daß auch von ihr 
zu diesem Komplex eventuell noch ein Gesetzent- 
wurf kommen werde. Das bleibt ihr natürlich frei- 
gestellt. Aber ich frage: Wäre es nicht rationeller, 
sie würde ihre Weisheit bei der Beratung dieses 
Gesetzentwurfs mit einbringen? Wenn sie das nicht 
selber tun will, steht ihr ja immer der Weg über 
die Koalitionsfraktionen frei. Dieser Weg ist auch 
nicht unüblich, wie jetzt gerade das Gesetz über 
die elterliche Sorge zeigt. Ich rege das nur an, weil 
ich meine, man sollte nicht immer nur auf den 
Bundesrat schimpfen und über ihn herziehen, wenn 
man selber die Möglichkeit hat, sich kooperativ an 
einer Beratxmg zu beteiligen, diese Möglichkeit je- 
doch nicht nutzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen; Das Wort 
hat der Abgeordnete Schwenk. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bundesrat hat mit seiner 
Gesetzesvorlage eine Diskussionsgrundlage für die 
Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes gelie- 
fert, die zwar Beachtung, aber — das hat Herr Kol- 
lege Helmrich in mehreren Punkten schon aufgezeigt p) 
— auch kritische Distanz verdient. In diesem Sinne 
ist der Entwurf auch von der interessierten Öffent- 
lichkeit aufgenommen worden und hat zu ersten 
Meinungsäußerungen geführt. 

Nun ist nicht zu bestreiten, daß das geltende 
Wohnungseigentumsgesetz von 1951 in einigen 
Punkten Unbeweglichkeit bei der Neugestaltung der 
jeweiligen Nutzung des Sondereigentums, der Ver- 
äußerung und des Erwerbs zur Folge gehabt hat. 

Es ist auch nicht zu bestreiten, daß die häufig 
vom Bauträger vorgegebenen Vereinbarungen über 
das Verhältnis der Sondereigentümer untereinander 
im Laufe der Zeit zu Änderungswünschen führen 
und von den Eigentümern wegen der vom Gesetz 
geforderten Einstimmigkeit nur sehr schwer ge- 
ändert werden können. Nur, Herr Kollege Helmrich, 
es ist eine verkürzte Sichtweise, das auf die Jahre 
des Baubooms und auf große Wohnungseinheiten 
zurückzuführen zu wollen. Wir wissen, daß in be- 
stimmten Jahren sehr große Gebäude errichtet 
worden sind. Aber das, was Sie gesagt haben, kann 
sich ebenso auf kleinere Wohnungseinheiten, klei- 
nere Wohngebäude, beziehen. Denn wenn der Bau- 
träger eine Einheit behält, kann er auch bei klei- 
neren Wohnungen mit dieser einen Einheit jegliche 
Neufassung torpedieren, indem er einfach nicht 
zustimmt. Das ist bei großen Einheiten genau das- 
selbe wie bei kleinen. Deshalb ist es wenig sinn- 
voll, darauf abzuheben und zu sagen: Seitdem große 
Einheiten gebaut werden, läuft alles schief; früher 
war alles prima. Wie Sie nämlich wissen — das Ge- 
setzt stammt aus dem Jahr 1951 — , sind diese Vor- 
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lA) Schriften, deren Auswirkungen von Ihnen kritisiert 
worden sind, sehr alt 

(Erhard [Bad Schwalbadi] [CDU/CSU]: Na, 
sehr alt?) 

— Seit 1951 ist ja doch schon eine ganz schöne Zeit 
vergangen. 

(Dr. Penner [SPD]: Herr Erhard sieht sein 
Lebensalter! — Erhard [Bad Schwalbach] 
[CDU/CSU]: Wenn bei Grundeigentum 30 
Jahre schon eine besondere Lebensdauer 
sein sollen, wo sind wir dann?) 

— Na, wenn Sie davon äusgehen, müßten wir natür- 
lich mit dem Römischen Recht anfangen. Aber ge- 
messen an der Zeit des Aufbaus dieser Bundesrepu- 
blik, ist seit 1951 schon eine ganze Menge Zeit ver- 
gangen, Herr Erhard. Da haben wir doch neuere 
Gesetze. Wir wollen uns darüber jedoch jetzt nicht 
streiten. Ich werde noch einmal darauf zurückkom- 
men. 

Diese Dinge darauf zu verkürzen, daß man sagt, 
es gehe hier nur um große Wohnungseinheiten, und 
bei den kleineren laufe, da sie überschaubarer seien, 
alles gut, dabei könne man mit Vereinbarungen bes- 
ser arbeiten als bei größeren, ist nicht richtig. Da- 
für haben wir nun einmal die Sperrminorität. Wenn 
Einstimmigkeit gefordert ist, nützt das nichts. Des- 
wegen werden wir uns genau überlegen müssen, 
inwieweit hier ein Mehrheitsstiromrecht einzuführen 
ist. Dahinter steht dann aber auch die Frage — das 
muß in der Tat sehr sorgfältig geprüft werden — , 
inwieweit durch Mehrheitsentscheidungen tatsäch- 
' ^ lieh Eingriffe in Eigentumsrechte erfolgen, die der 
einzelne dann nicht hinnehmen könnte^ Dabei spielt 
dann Art. 14 eine Rolle. Aber auch das wird wie- 
derum nicht allein von der Größe des Bauwerks be- 
stimmt. 

Wir haben es hier mit einem sehr sensiblen Be- 
reich zu tun, an den nur mit großer Vorsicht Ande- 
rungswünsche herangetragen werden. Es handelt sich 
bei der Teilhabe an Wohnungseigentum sowohl um 
Sondereigentum an Grundstücks- und Gebäudetei- 
len als auch um Miteigentum an Grundstücks- und 
Gebäudeteilen und um die Zugehörigkeit zu einem 
Personen und Bewirtschaftsungsverband der Ge- 
meinschaft. Mehr oder weniger mitbetroffen sind je- 
weils Dritte, insbesondere Kreditgeber. Bei sehr vie- 
len Wohnungseigentümern handelt es sich zudem 
um Mitbürger, deren privater Lebensbereich von der 
Gestaltung ihres Eigentumsrechts überhaupt und im 
Bezug zum Nachbarn und zum Ganzen entscheidend 
bestimmt wird und von jeder Veränderung grund- 
legend berührt werden kann. Dieser Satz gilt ein- 
heitlich für alle Größen von Eigentumswohnungen. 

Es ist bei genauer Beobachtung zu sehen, daß jede 
Änderung an einer Ecke des Wohnungseigentums- 
gesetzes an einer anderen Ecke Erschütterungen ver- 
schiedensten Grades hervorrufen kann und im Zwei- 
fallsfall hervorrufen wird. Das bedeutet aber nun 
keinesfalls, daß nicht eine genaue Überprüfung vor- 
nehmlich der Gemeinschafts- und Verwaltungsein- 
richtungen des Wohnungseigentumsgesetzes stattzu- 
finden hat. Nicht der einzelne hier oder dort aus den 
unterschiedlichsten Gründen aufgetretene Mißstand, 


sondern die Auswertung der gesamten Erfahrungen (Q 
muß Grundlage für die Beratung sein. Häuser wer- 
den auf lange Zeit gebaut, das Leben bringt Verän- 
derungen mit sich, und diese Veränderungen müssen 
zum Wohle aller aufgefangen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
gordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab- 
geordneten Jahn? 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Ja, bitte. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schwenk, da Sie die Behandlung der wichtigsten 
Frage des Gesetzentwurfes nicht an den Anfang 
Ihrer Ausführungen gestellt haben, habe ich die 
Frage an Sie: Teilen Sie die Auffassung des Bundes- 
rates, daß die Wahrnehmung der einzelnen Eigen- 
tümerinteressen durch Gruppenvertreter die Woh- 
nungseigentümer in einem ihrer wichtigsten Rechte, 
nämlich im Stimmrecht, erheblich einschränken und 
damit ihre Rechtsstellung als Eigentümer aushöhlen 
würde? 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Kollege, über 
diese Frage werden wir im Ausschuß genauestens 
beraten müssen, inwieweit hier eine Aushöhlung 
von Eigentum eintreten könnte. Wir müssen den- 
noch überlegen, inwieweit hier eine Mehrheitsent- 
scheidung möglich ist, denn eine Gefährdung von Ei- 
gentumsrechten liegt auch darin, daß die Verwer- 
tung des Eigentums durch eine Minorität erschwert P) 
werden kann. Das ist genau die andere Ecke, die er- 
zittern kann, wenn wir an der einen Ecke zu rütteln 
anfangen. Da möchte ich jetzt nicht vorgreifen; wir 
müssen das eben in der Ausschußsitzung beraten.« 
Dieser Gesetzentwurf ist ein Versuchsballon, der 
hochgelassen wurde. Wir müssen die Dinge im Bun- 
destag beraten. Es wäre verfrüht, jetzt bereits Ein- 
zelurteile zu fällen. 

Ich möchte noch auf etwas anderes zurückkom- 
men. Herr Kollege Helmrich hat auf eine Auswir- 
kung der sozialen Marktwirtschaft hingewiesen. Wir 
sollten dabei nicht vergessen, daß Wohnungseigen- 
tum in starkem Maße staatlich gefördert worden ist, 
und das war gut so; denn das Wohnungseigentum 
hat sich als eine Wohnform für die breiten Schichten 
unserer Bevölkerung bewährt. Vielen ist die Mög- 
lichkeit gegeben worden, Eigentum zu erwerben und 
damit das Wohl ihrer Familie abzustützen. Wir kön- 
nen für die Zeit des Bestehens einer sozialliberalen 
Regierung eine sehr große Steigerung der Zahl der 
Wohnungseigentumseinheiten feststellen, wobei 
wir darüber hinaus darauf hinweisen dürfen, daß es 
auch eine Wohnform für Wochenend- und Ferien- 
domizil geworden ist. 

Die weitere Förderung erfolgt durch die Erweite- 
rung des § 7 b Einkommensteuergesetz, die in der 
Bundestagsberatung ist und die zu einer stärkeren 
Mobilität in der Verfügbarkeit von Wohnungseigen- 
tum führen kann. 

An dem, was ich gesagt habe, läßt sich auch er- 
messen, daß jede Neufassung dieses Gesetzes er- 
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heblidies Gewicht hat. Aber bereits der erste Vor- 
schlag des Bundesrates stößt auf Bedenken. Der Ver- 
such, Großvorhaben des Eigentumswohnungsbaus 
durch eine zahlenmäßige Begrenzung auf 100 Mit- 
eigentumsanteile zurückzuschneiden, wie der Gärt- 
ner das in diesen Frühlingstagen mit der Schere an 
der Heckte tut, dürfte kaum auf breite Mehrheit 
rechnen können, 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Die 

Hecken werden im Frühjahr nicht beschnit- 
ten!) 

— Ich habe das kürzlich erst gesehen, auch hier in 
Bonn. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Das 
geschieht im Herbst!) 

— Teils, teils, Herr Erhard; aber darüber wollen wir 
jetzt nicht diskutieren. 

Mißhelligkeiten bei der Nutzung der einzelnen 
Wohneinheit, die nicht auszuschließen sind, können 
in der Größe der Anlage liegen, ebensogut in der 
Bauweise des Objekts, in der vorgegebenen Tei- 
lungsvereinbarung, in der Art und Qualität der Ver- 
waltung oder im Verhalten eines einzelnen Eigen- 
tümers. Das gilt sowohl für große wie für kleine 
Bauvorhaben. Hier sollte das Wohnungseigentums- 
gesetz nicht die Aufgaben des Bauplanungsrechts 
übernehmen. Das sollten wir dem Bauplanungsrecht 
überlassen und nicht an dieser Stelle versuchen, die 
Gestaltung zu übernehmen. Das gilt um so mehr, als 
bei der Vielgestaltigkeit der Bauformen, Anlagen 
und Zusatzanlagen der einzelnen Miteigentumsan- 
teile schwer unterschieden werden kann, was denn 
nun eigentlich zur Wohneinheit zu zählen ist und 
was nicht. 

Zu einer Veränderung unserer Lebensgewohnhei- 
ten, die auf die Handhabung des Wohnungseigen- 
tums durchschlägt, gehört die wachsende und insbe- 
sondere aus arbeitsmarktpolitischen Gründen er- 
wünschte Mobilität. Damit hat sich das hohe Haus 
heute ja auch schon wiederholt befaßt. Mobilität und 
Mobilitätsbereitschaft ist, wie wir alle wissen, von 
der Bindung an Immobilienbesitz stark beeinflußt. 
So sehr das Wohnungseigentum zur Absicherung 
der Familie des Eigentümers beiträgt, darf es nicht 
Bremse für einen Wohnortwechsel sein. Da kommen 
wir eben darauf, daß wir das Zustimmungserforder- 
nis auch bei Aufgabe einer Wohnungseinheit ändern 
müssen, damit es nicht alles erschweren kann. 

Andere Überlegungen stehen noch in den An- 
fängen. Dabei werden wir — Herr Kollege Jahn hat 
das ja eben durch seine Zwischenfrage vorweg- 
genommen — überprüfen müssen, wieweit Stimm- 
recht zugestanden werden kann. Diese Frage ist 
sehr sensibel. Ich sagte es eben schon. 

Schön und begrüßenswert in diesem Entwurf ist, 
daß der finanzielle Schutz der Miteigentümer und 
späteren Erwerber verstärkt wird durch die Pflicht 
zur Ansammlung einer Instandsetzungsrücklager 
Ankopplung der gemeinschaftlichen Gelder an ein 
Wohnungseigentum und die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts für die Ansprüche auf die Verwen- 
dung dieser Gelder. 


Wir bejahen die Zielsetzung, Wohnungseigen- (Q 
tümer davor zu schützen, daß ihre Rechte in der 
Praxis durch rechtsgeschäftliche Bestimmung in 
sachwidriger Weise beschränkt werden und daß die 
Entschließungsfreiheit der Wohnungseigentümer im 
Rahmen der Gemeinschaft gestärkt werden soll. 

Von der Bundesregierung erwarten wir, daß sie 
über die Stellungnahme des Bundesrates hinaus ihre 
eigenen Vorschläge präzisiert und dem Hause vor- 
legt. Wir werden dann in ein intensives Gespräch 
mit den an der Wohnungswirtschaft Beteiligten ein- 
treten. Ich nehme an, daß wir dann auch ein zufrie- 
denstellendes Ergebnis erzielen werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Das Wort 
hat der Abgeordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Sehr verehrte 
Frau Kollegin Matthäus — sie ist die einzige Dame 
noch zu dieser späten Abendstunde hier im Hause — 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Und 
hinter Ihnen!) 

— Können Sie mir noch einmal verzeihen, Frau Kol- 
legin? 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Herr 
Kollege, da macht man leicht Fehlschüsse. 

Gattermann (FDP): Das Peinliche, Herr Präsident, 
ist, daß man im Hinterkopf keine Augen hat. Aber 
sicherlich wäre es nützlich, insofern gewisse Vor- 
bereitungen zu treffen, wenn man noch dort unten 
sitzt. Ich bitte nochmals um Nachsicht, Frau Kolle- 
gin. 

Meine Damen und meine Herren, am 31. Januar 
1951 ist in der 151. Sitzung des 1. Deutschen Bundes- 
tages das Wohnungseigentumsgesetz in zweiter und 
dritter Lesung beraten und beschlossen worden. Da- 
bei hat der Berichterstatter, der Unionsabgeordnete 
Dr. Brönner, lebhaften Beifall des gesamten Hauses 
erhalten, und zwar, als er den Schluß seiner Rede 
ankündigte. Er kommentierte dies damals mit den 
Worten: 

Ich habe schon lange den Eindruck bekommen, 
daß Ihnen diese Darlegungen ziemlich lang- 
weilig erscheinen. 

Nun, meine Damen und Herren, der Rest, der hier- 
geblieben ist, wird das Thema sicherlich nicht als 
langweilig empfinden. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Es ist auch 
kein Rest!) 

Dennoch will ich den hierin liegenden Aufforde- 
rungsgehalt bezüglich Kürze wahrzunehmen ver- 
suchen, zumal meine beiden Vorredner wesentliches 
bereits gesagt haben. 

Lassen Sie midi nur nodi anmerken, daß der Ge- 
setzentwurf seinerzeit ein Initiativentwurf der Frak- 
tion der Freien Demokraten war. 

(Zuruf des Abg. Erhard [Bad Sdiwalbadi] 
[CDU/CSU]) 
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(A) — Das Wohnungseigentumsgesetz. Das bedeutet, 
daß wir audi heute noch nach 26 Jahren besonders 
kritisch darangehen werden, wenn dieses im Grund- 
satz bewährte Gesetz — was niemand bestreitet — 
geändert werden soll. Wir begrüßen in der Tat die 
Initiative des Bundesrates insofern, als es natürlich 
nic±it zu leugnen ist, daß auch bei einem bewährten 
Gesetz im Verlaufe der Praxis gewisse Unzuläng- 
lichkeiten sich herausstellen können, wie wir selbst- 
verständlich auch nicht bestreiten, daß relativ gute 
Regeln nicht noc±i verbesserungsfähig sein können. 

Aber, meine Damen und Herren, bevor insofern 
als unzulänglich Erkanntes geändert wird oder be- 
vor relativ Gutes verbessert wird, sollte man alle 
erkennbaren Lösungsmöglichkeiten sehr, sehr sorg- 
fältig gegeneinander abwägen, damit wirklich ge- 
währleistet ist, daß die neue Regel geeignet ist, die 
Unzulänglichkeiten zu beseitigen, daß sie besser ist 
und insbesondere nicht neue Unzulänglichkeiten 
hervorruft oder gar — und das bitte ich im Zuge der 
späteren Beratungen zu beachten — geeignet sein 
könnte, die Wohnungswirtschaft zu veranlassen, auf 
andere Rechtskonstruktionen auszuweichen. Dies 
scheint mir ein ganz wichtiger Gesichtspunkt zu sein. 

Zu den beiden Hauptthemen, die hier angespro- 
chen sind, nur ganz kurz folgendes: Die Begrenzung 
der zulässigen Zahl von Mieteigentumsanteilen auf 
100, um die Probleme, die sich in einer großen Ei- 
gentümerversammlung ergeben, zu regeln, halten 
wir vom Ansatz her für falsch; denn dieser Versuch 
einer Quantifizierung hat in der Tat keine sachlichen 
Kriterien. Diese Zahl wurde willkürlich gegriffen; je 
^ nach der Zusammensetzung einer Eigentümerge- 
meinschaft und den besonderen Regeln des Ge- 
meinschaftsverhältnisses kann die Zahl 100 schon 
viel zu hoch sein, um das Problem zu lösen, um das 
es hier geht. Genauso reicht die Begrenzung auf 100 
Mieteigentumsanteile z. B. nicht aus, wenn man in 
einer Großstadt im Zuge einer Sanierungsmaß- 
nahme eine sehr große oder übergroße Wohnungs- 
eigentumsanlage wirtschaftlich vernünftig reprivati- 
sieren will. Das heißt: Das Problem ist erkannt. Es 
liegt auf dem Tisch. So, wie vorgeschlagen, läßt es 
sich nach unserer Auffassung allerdings nicht lösen. 
Wir sind bereit, mitzudenken. Ein Patentrezept will 
ich und kann ich Ihnen nicht anbieten. Ein möglicher 
Weg ist eben in einer Frage vom Kollegen Dr. Jahn 
angeklungen. Darüber müßte man einmal nachden- 
ken. Es gibt sicherlich in einer übergroßen Anlage 
eine Menge von Problemen, die nicht die ganze 
Gemeinschaft tangieren, sondern die nur bestimmte 
Teilbereiche tangieren. Man sollte durchdenken, ob 
man da nicht mit Teileigentümerversammlungen 
oder ähnlichem arbeiten sollte. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jahn [Münster] [CDU/ 
CSU]) 

— Das alles, Herr Kollege Dr. Jahn, ist ein begin- 
nender Denkprozeß, nicht der Abschluß desselben. 

Auch der zweite Punkt, der sehr wesentlich ist, 
nämlich die Möglichkeit der Änderung von Verein- 
barungen — wie es im Gesetzentwurf heißt — , letzt- 
lich aber des Inhalts von Sondereigentum durch 
qualifizierte Mehrheitsentscheidung, ist außeror- 


dentlich schwierig zu bewerten. Wir haben da nicht ^ ^ 
nur rechtsdogmatische, wir haben auch verfassungs- 
rechtliche Bedenken. 

Wenn Sie sich einmal überlegen, daß bei der der- 
zeitigen Regelung des § 10 Abs. 2 und 3 solche 
schuldrechtlichen Regeln des Gemeinschaftsverhält- 
nisses quasi sachenrechtlichen Charakter dadurch 
bekommen können, daß sie zum Inhalt des Sonder- 
eigentums gemacht werden, und wenn Sie sich wei- 
ter überlegen, daß nach dem Gesetzentwurf die Mög- 
lichkeit gegeben ist, diese Regeln auch für schon be- 
stehende Anlagen durch qualifizierte Mehrheitsent- 
scheidungen zu ändern, dann scheint das Ganze doch 
außerordentlich problematisch zu sein. Denn in die- 
sen alten Anlagen haben die Erwerber Wohnungen 
mit einem ganz bestimmten fest umrissenen Inhalt 
des Sondereigentums erworben. Was sich für eine 
qualifizierte Mehrheit als Unzulänglichkeit erweist, 
das kann für eine gewichtige Minderheit von aus- 
schlaggebender Bedeutung sein. 

Lassen Sie mich ein einziges Beispiel bilden. Ein 
weitsichtiger und sozial verpflichteter Bauträger hat 
im Rahmen der Gemeinschaftsregeln innerhalb einer 
Teilungserklärung einen sehr großen Teil der Ge- 
meinschaftsfläche der Nutzung als Spielfläche zuge- 
wiesen. Genau dies war für einige kinderreiche Fa- 
milien kaufentscheidend. Nun findet sich in der Tat 
— sehr rasch möglicherweise — eine qualifizierte 
Mehrheit, die diese Spielplatzfläche auf das gesetz- 
liche Mindestmaß nach Baurecht oder Ortssatzung 
zurückschneidet und den Rest beispielsweise einer 
ziergärtnerischen Nutzung zuführt. Dann verzeich- 
nen wir das wirklich kuriose Ergebnis, daß die 
stark beeinträchtigten kinderreichen Miteigentümer 
nun auch noch diese Umänderung mitfinanzieren 
müssen. Kurz: Wir haben gegen diese Lösung ganz 
gewichtige dogmatische und verfassungsrechtliche 
Bedenken. 

Dies gilt auch für andere Vorschläge, die auf den 
ersten Blick ganz plausibel zu sein scheinen. Ich 
nenne als Beispiel jene Vorschrift, daß zukünftig 
die Nutzungsart nicht mehr festgelegt werden darf, 
es sei denn, aus wichtigem Grunde. Diese Wechsel- 
wirkungen zwischen Nutzungsbeschränkungen kön- 
nen gerade die besondere Qualität der ganzen 
Wohnanlage ausmachen. 

In den Ausschußberatungen wird man in der Tat 
lange und intensiv über diese Punkte nachdenken 
müssen. Wir begrüßen es deshalb, daß die Bundes- 
regierung erklärt hat, daß sie — dabei sollte man 
vornehmlich Stimmen aus der Praxis hören — in 
die Diskussion mit den beteiligten Wirtschafts- und 
Fachkreisen eintreten will. Lassen Sie mich an dieser 
Stelle anmerken; Die FDP-Fraktion — es handelt 
sich ja immerhin um ein altes FDP-Gesetz — hielte 
es für gut und richtig, wenn wenigstens ein Teil die- 
ser Gespräche in den beteiligten Fachausschüssen 
geführt werden könnte. 

Ich komme zum Schluß — aber nicht deshalb, weil 
ich einen solchen Beifall wie der Kollege Dr. Brön- 
ner im Jahre 1951 mit dieser Ankündigung provo- 
zieren möchte. Wir begrüßen die Initiative des Bun- 
desrates. In der Form, wie der Entwurf auf dem 
Tisch liegt, wird er unser Wohlwollen und unsere 
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Zustimmung nicht finden. Wir wollen nun erst ein- 
mal in die Gespräche eintreten. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
danke Ihnen, daß Sie mir zu so später Stunde doch 
noch so relativ lange zugehört haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich schließe die Aussprache. 

Der Gesetzentwurf soll dem Rechtsausschuß — 
federführend — und dem Ausschuß für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau — mitberatend — 
überwiesen werden. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 7 bis 15 unserer Tagesordnung 
auf: 

7. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu der 
Erklärung vom 23. Juli 1975 über den vor- 
läufigen Beitritt Kolumbiens zum Allgemei- 
nen Zoll- und Handelsabkommen 

— Drucksache 8/170 — 

Uberweisungsvorsdilag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

8. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 5. Juli 1974 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Arabi- 

jBj sehen Republik Ägypten über die Förderung 

und den gegenseitigen Sdiutz von Kapital- 
anlagen 

— Drucksache 8/172 — 

Uberweisungsvorsdilag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

9. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 11. Mai 1975 zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl einerseits und dem 
Staat Israel andererseits 

— Drucksache 8/175 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

10. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 4. Dezember 1973 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Spanischen Staat über Soziale Sicherheit und 
dem Ergänzungsabkommen vom 17. Dezem- 
ber 1975 

— Drucksache 8/171 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

11. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 27. Februar 1976 zwischen 


der Bundesrepublik Deutschland und dem (Q 
Königreich Schweden über Soziale Sicherheit 
— Drucksache 8/194 — 

Uberweisungsvorsdilag des Ältestenrates; 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

12. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Auslands- 
kostengesetzes (AKostG) 

— Drucksache 8/176 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Innenausschuß 

13. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Geset- 
zes zur Änderung des Gesetzes über forst- 
liches Saat- und Pflanzgut 

— Drucksache 8/174 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

14. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
eine Statistik im Güterkraftverkehr 1978 

— Drucksache 8/177 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(federführend) 

InnenausschuB 

Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

15. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu den 
Übereinkommen vom 8. November 1968 über pj 
den Straßenverkehr und über Straßenver- 
kehrszeichen, zu den Europäischen Zusatz- 
übereinkommen vom 1. Mai 1971 zu diesen 
Übereinkommen sowie zum Protokoll vom 

1. März 1973 über Straßenmarkierungen 
— Drucksache 8/178 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Das Wort hierzu wird nicht gewünscht. 

Die überweisungsvorschläge des Ältestenrates 
bitte ich der Tagesordnung zu entnehmen. Ich frage, 
ob das Haus mit den vorgeschlagenen Überweisun- 
gen einverstanden ist. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der von der Bundesregie- 
rung beschlossenen Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 4/77 
— Zollkontingente für Walzdraht und Elek- 
trobleche — 1. Halbjahr 1977) 

— Drucksachen 8/57, 8/197 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Das Wort 
wird nicht begehrt. Wer dem Vorschlag des Aus- 
schusses zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. 

— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist 
einstimmig so beschlossen. 
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CA) Ich rufe die Punkte 17 und 18 der Tagesordnung 
auf: 

17. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der von der 
Bundesregierung erlassenen 

Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 17/76 — Zweite Erhöhung 
des Zollkontingents 1976 für Bananen) 

Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 3/77 — Zollkontingent 
1977 für Bananen) 

— Drucksachen 8/7, 8/102, 8/198 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland 

18. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der von der 
Bundesregierung erlassenen 

Siebenunddreißigsten Verordnung zur Ände- 
rung der Außenwirtsdhaftsverordnung 

Zweiunddreißigsten Verordnung zur Ände- 
rung der Ausfuhrliste — Anlage AL zur 
Außenwirtsdiaftsverordnung — 

Sechsundfünfzigsten Verordnung zur Ände- 
rung der Einfuhrliste — Anlage zum Außen- 
wirtschaftsgesetz — 

Siebenundfünfzigsten Verordnung zur Ände- 
rung der Einfuhrliste — Anlage zum Außen- 
wirtschaftsgesetz — 

Adhtundfünfzigsten Verordnung zur Ände- 
ß) rung der Einfuhrliste — Anlage zum Außen- 

wirtschaftsgesetz — 

— Drucksachen 8/67, 8/68, 8/6, 8/69, 8/70 
8/199^ 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland 

Es handelt sich um Berichte, von denen das Haus, 
wenn nicht Anträge aus seiner Mitte vorliegen, 
nur Kenntnis zu nehmen braucht. 

Ich stelle fest, daß keine Anträge vorliegen. Das 
Haus hat von den Berichten auf den Drucksachen 
8/198 und 8/199 Kenntnis genommen. Ich darf ab- 
schließend dem Berichterstatter, Herrn Dr. Unland, 
noch sehr herzlich danken. 

Ich rufe die Punkte 19 bis 21 der Tagesordnung 
auf: 

19. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu den von der Bundesregie- 
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vor- 
schlägen der EG-Kommission für eine 

Mitteilung der Kommission an den Rat über 
die Verhandlungen zwischen der Gemein- 
schaft und Sao Tome und Principe bzw. Kap- 
Verde im Hinblick auf deren Beitritt zum 
AKP-EWG -Abkommen von Lomö 

Mitteilung der Kommission an den Rat über 
den Beitritt von drei früheren überseeischen 
Ländern und Gebieten (ÜLG) zum AKP/EWG- 
Abkommen von Lom4 und Vorschläge für 
verschiedene diesbezügliche Rechtsakte 


Mitteilung der Kommission an den Rat be- 
treffend die Abweichung von Artikel 1 des 
den Abkommen zwischen der EWG und den 
EFTA-Staaten als Anlage beigefügten Pro- 
tokolls Nr. 3 im Hinblick auf die Anwend- 
barkeit des Artikels 23 auf die in der dem 
genannten Protokoll als Anlage beigefügten 
Liste C genannten Waren 
— Drucksachen 7/5780, 7/5850, 7/5807, 

8/200 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

20. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu den von der Bundesregie- 
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlä- 
gen der EG-Kommission für eine(n) 

Verordnung des Rates über den Abschluß 
eines Abkommens zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Indien über den Handel mit Kokoserzeugnis- 
sen 

Verordnung des Rates über den Abschluß 
eines Abkommens zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Indien über den Handel und die Zusammen- 
arbeit im Handel mit Juteerzeugnissen 

Richtlinie des Rates zur Beseitigung der Sy- 
steme der Kostensteigerungsgarantie bei Aus- 
fuhrgeschäften mit Drittländern 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 

die zulässigen Skalen von Nennfüllmengen 
bestimmter Erzeugnisse in Fertigpackungen 

Beschluß des Rates zur Festlegung eines tech- 
nologischen Forschungsprogramms für den 
Schuhsektor 

Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung von Gemein- 
schaftszollkontingenten für bestimmte Weine 

mit Ursprungsbezeichnung der Tarifstelle ex 
22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ur- 
sprung in Marokko (1977/1978) 

— Drucksachen 7/5600, 8/44, 7/5795, 7/5711, 
7/5720, 8/74, 8/201 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

21. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 
zu dem von der Bundesregierung zur Unter- 
richtung vorgelegten Vorschlag der EG-Kom- 
mission für eine Richtlinie des Rates zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Zulassung von Wasser- 
fahrzeugen und Bordausrüstung 

— Drucksachen 7/5722, 8/203 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Peiter 

Ich frage, ob einer der Berichterstatter das Wort 
wünscht. — Das ist nicht der Fall. Ich danke den 
Berichterstattern. 
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|A) Wird das Wort zur Aussprache begehrt? — Auch 
das ist nicht der Fall. Ich frage, ob das Haus damit 
einverstanden ist, daß wir der Einfachheit halber 
gemeinsam absfimmen. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlungen auf den Drucksachen 8/200, 8/201 
und 8/203. Wer zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. Gegenprobe! — Stimmenthaltun- 
gen? — Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr von 
den Zusatzpunkten zur Tagesordnung zunächst den 
Punkt 2 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP 

Wahl der vom Bundestag zu entsendenden 
Mitglieder des Schuldenausschusses bei der 
Bundesschuldenverwaltung 

— Drucksache 8/222 — 

Auf der Drucksache 8/222 werden die Abgeordne- 
ten Dr. Althammer, Augstein und Gärtner vorge- 
schlagen. Ich frage, ob weitere Vorschläge gemacht 
werden. — Das ist nicht der Fall. 

Ich stelle fest, daß kein Antrag auf geheime Ab- 
stimmung gestellt ist. 


Wer dem Antrag auf Drucksache 8/222 zustimmt, IC) 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 3 auf: 

Beratung des Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP 

Wahl der vom Bundestag zu entsendenden 
Mitglieder des Kontrollausschusses beim 
Bundesausgleichsamt 

— Drucksache 8/223 — 

Auf der Drucksache finden Sie sowohl die von 
den Fraktionen vorgeschlagenen Mitglieder als auch 
die vorgeschlagenen Stellvertreter; ich glaube, eine 
Verlesung ist nicht notwendig. Weitere Vorschläge 
werden nicht gemacht. Wer dem gemeinsamen Vor- 
schlag der Fraktionen des Hauses zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Es ist einstimmig so be- 
schlossen. 

Meine Damen und Herren, wir stehen damit am 
Ende der Tagesordnung. Ich schließe die heutigen 
Beratungen und berufe die nächste Sitzung des Deut- 
schen Bundestages auf Mittwoch, den 20. April, 

13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.22 Uhr) 


|Bj 


P) 


Berichtigung 

18. Sitzung, Seite 1031 A: In Zeile 10 ist statt 
„1. April 1977" zu lesen: „1. Juli 1977". 

20. Sitzung, Seite I (Inhalt); linke Spalte: Hinter 

Beratung des Antrags der Fraktion der 
CDU/CSU 

Vorbereitung einer Dokumentation über die 
menschenrechtliche Lage in Deutschland und 
der Deutschen in den kommunistischen Staa- 
ten Osteuropas 

— Drucksache 8/ 152 — 
ist einzufügen: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD, FDP 

Verwirklichung der KSZE-Schlußakte und 
Wahrung der Menschenrechte 

— Drucksache 8/221 — 
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Nachtrag zu den Anlagen zum Stenographischen Bericht fO 


Anlage 2 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Sdirift- 
lidie Frage des Abgeordneten Ihr. Waigel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/168 Frage B 38): 

Weldie Abgaben, die dem Kohlepfennig, der Sdiwerbesdiädig- 
tenabgabe, der Feuerwehrabgabe, der Frisdifleisdiabgabe, der 
Altölabgabe, der Ausgleidisabgabe nadi dem Benzinbleigesetz, 
der Abgabe zur Finanzierung des Konkursausfallgeldes und der 
Filmabgabe vergleichbar sind, gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund von Bundesgesetzen, und welches Aufkom- 
men erbringen diese Sonderabgaben im einzelnen? 

Neben den in Ihrer schriftlichen Anfrage bezeich- 
neten Abgaben werden folgende vergleichbare Son- 
derabgaben, die auf Bundesgesetzen beruhen, erho- 
ben (in Klammern das Aufkommen in 1976): 

— Beiträge nach dem Absatzfondsgesetz 

(95 Millionen DM) 

— Abgabe für den Stabilitätsfonds Wein 

(11 Millionen DM) 

— Umlage nach dem Milch- und Fettgesetz 

(41 Millionen DM) 

— Förderung des Fischabsatzes 

(4 Millionen DM) 

— Umlage für die produktive Winterbauförderung 

(775 Millionen DM) 

— Beiträge der Arbeitgeber zur Durchführung der 
Insolvenzsicherung gern. Gesetz zur Verbesse- 
rung der betrieblichen Altersversorgung 

(160 Millionen DM) 

Ergänzend weise ich darauf hin, daß die in Ihrer 
Aufzählung enthaltene 

— Feuerwehrabgabe nicht auf Bundesgesetz beruht, 

— die Frischfleischabgabe im Jahr 1970 durch Bun- 
desgesetz mit der Maßgabe aufgehoben worden 
ist, daß sie bis Ende des Jahres 1976 degressiv 
ausläuft und daß 

— die Schwerbeschädigtenabgabe sowie das Kon- 
kursausfallgeld den sozialversicherungsrecht- 
lichen Beiträgen zuzurechnen sind. 

* 

Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schneider (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage Al): 

Bis wann ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetzentwurf 
zur Anpassung der untersdiiedlidien Vorschriften über die Dul- 
dungspfliciit der Mieter bei der Modernisierung von Mietwoh- 
nungen auf Grund des § 541 a BGB und des § 20 des Woh- 
nungsmodernisierungsgesetzes vorzulegen? 

Mit der , Entschließung des Bundesrates vom 
29. Juli 1976 (Bundesrats-Drucksache 507/76 — Be- 
schluß) hält die Bundesregierung die durch das 
Wohnungsmoclernisierungsgesetz in seiner von den 
gesetzgebenden Körperschaften verabschiedeten 


Fassung herbeigeführte unterschiedliche Regelung 
der Pflicht des Mieters zur Duldung von Verbesse- 
rungsmaßnahmen für Fälle einer mit Mitteln öffent- 
licher Haushalte geförderten und solche einer frei- 
finanzierten Modernisierung an sich für verbesse- 
rungsfähig. Auch der Bundesregierung erscheint da- 
her die Rückkehr zu einer für alle Modernisierungs- 
fälle einheitlichen Lösung erstrebenswert, die zu- 
gleich der wohnungspolitischen Zielsetzung, die Mo- 
dernisierung zu erleichtern, besser als § 541 a BGB 
Rechnung trägt. 

Eine solche Regelung sollte jedoch nach Auffas- 
sung der Bundesregierung nicht als Einzelmaßnahme 
angegangen werden. Dies erscheint schon — nicht 
zuletzt im Hinblick auf die Belastung der Aus- 
schüsse des Deutschen Bundestages — aus arbeits- 
ökonomischen Gründen untunlich. Dagegen spricht 
aber auch die selbst mit einer beschränkten Maß- 
nahme auf dem Gebiet des Mietrechts notwendig 
verbundene Verunsicherung und Beunruhigung wei- 
ter Kreise der sich als Vermieter öder Mieter betrof- 
fen fühlenden Bevölkerung. Die damit für das part- 
nerschaftliche Verhältnis der Mietvertragsparteien 
drohenden schädlichen Folgen dürfte der durch ein 
isoliertes Aufgreifen des Problems zu erwarten- 
de Vorteil nicht auf wiegen. 

Allerdings wird die Bundesregierung die Frage 
der Duldungspflicht des Mieters bei nächster von 
der mietrechtlichen Sachthematik her sich anbieten- 
den und geeigneten Gelegenheit gesetzgeberisch 
aufgreifen, spätestens im Zusammenhang mit dem (D) 
anläßlich der Verabschiedung des Zweiten Wohn- 
raumkündigungsschutzgesetzes vom Deutschen Bun- 
destag geforderten Mietrechtsbereinigungsgesetz. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schneider (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage A 2) : 

Von weldien Erfahrungswerten über die durdisdmittlidien 
Bau- und Mietkostensteigerungen einerseits und die Ersparnis 
des Einzel- und Gesamtenergieverbraudis andererseits durdi 
energiesparende Maßnahmen geht die Bundesregierung bei der 
Vorbereitung der Durchführungsverordnungen zum Energieein- 
sparungsgesetz aus, und inwieweit wird durch die vorgesehenen 
Energiesparungsmaßnahmen die bauliche Gestaltungsfreiheit ein- 
geschränkt? 

über Baukosten und Mieterhöhungen aufgrund 
der Entwürfe der Verordnungen nach dem Energie- 
einsparungsgesetz lassen sich keine allgemein gel- 
tenden Angaben machen. Eine Reihe von Bauarten 
und Baustoffen führen zu keinen oder nicht nen- 
nenswerten Baukostenerhöhungen, da sie bereits 
heute die vorgeschlagenen Anforderungen erfüllen. 
Im allgemeinen rechnet die Bundesregierung mit 
Erhöhungen der Gebäudekosten, die bereits in cier 
Begründung des Energieeinsparungsgesetzes mit 
rd. 2 Vo bis 4 ®/o beziffert worden sind. Der Archi- 
tekt hat es wesentlich in der Hand, durch entspre- 
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chend günstige Auswahl der Wärmeschutzmaßnah- 
men die Baukostenerhöhungen niedrig zu halten. 

Im Einzelfall ist eine Heizenergieeinsparung zwi- 
schen 25 ®/o und 35 ®/o gegenüber dem bisher übli- 
chen baulichen Wärmeschutz zu erwarten. Diese 
Einsparungen können sich insbesondere durch eine 
gute Regelungstechnik, die in der Heizungsanlagen- 
Verordnung vorgesehen ist, weiter erhöhen. 

Die Gesamtenergieeinsparung für die Bundes- 
republik wird aufgrund der Entwürfe der Verord- 
nungen bis zum Jahre 1985 in Höhe von bis zu 
150 Millionen t SKE abgeschätzt. Diese Einsparun- 
gen betreffen in erster Linie den Mineralölbereich. 
Nach dem Jahre 1985 ergeben sich kumulierend 
wegen des weiteren Zuwachses an Neubauten stär- 
ker wachsende Gesamteinsparungen. 

Der Entwurf der Wärmeschutzverordnung stellt 
nicht Anforderungen an einzelne Bauteile, sondern 
global an die gesamte Gebäudehüllfläche. Damit 
hat der Architekt Gestaltungsmöglichkeiten und die 
freie Wahl der Baustoffe. 


Anlage 5 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Kiedile (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Fragen A 34 und 35) : 

Trifft es zu, daß im Haushaltsjahr 1976 von den in der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ zur Verfügung stehenden Kassenmitteln ein er- 
heblicher Teil von den Ländern nicht ausgegeben werden konnte? 

Wie hodi ist der Gesamtausgabenrest, und wie hoch sind die 
Ausgabenreste in den einzelnen Bundesländern? 


Zu Frage A 34: 

Im Jahre 1976 standen für die Gemeinschafts- 
aufgabe Kassenmittel in Höhe von 1 326 Millionen 
DM zur Verfügung, davon waren 1 210 Millionen 
DM für den Rahmenplan 1976 in Kapitel 10 03 veran- 
schlagt. Weitere 116 Millionen DM konnten zur Dek- 
kung von Ausgaberesten aus dem Jahre 1975 durch 
Einsparungen im Einzelplan 10 bereitgestellt wer- 
den. Die Ist- Ausgaben beliefen sich auf 1 271 Millio- 
nen DM, so daß ein Betrag von 55 Millionen DM 
nicht .ausgegeben wurde. Dies entspricht einem re- 
lativen Anteil von 4,1 ®/o. In Anbetracht der Tat- 
sache, daß die Mittel zur Deckung von Ausgabe- 
resten erst im letzten Quartal 1976 bereitgestellt 
werden konnten, kann nicht davon gesprochen wer- 
den, daß ein erheblicher Teil nicht ausgegeben 
wurde. 

Zu Frage A 35: 

Die Länder haben als Ausgabereste, die in das 
Haushaltsjahr 1977 übertragen werden sollen, einen 
Betrag von 47,132 Millionen DM angemeldet. 

Die Ausgabereste der einzelnen Länder betragen: 
Hamburg 0,482 Millionen DM 

Niedersachsen 7,455 Millionen DM 


Nordrhein-Westfalen 

Hessen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 


17,126 Millionen DM 
9,485 Millionen DM 
6,609 Millionen DM 
2,447 Millionen DM 
3,093 Millionen DM 
0,224 Millionen DM 
0,209 Millionen DM. 


Für den Differenzbetrag (47,132 Millionen DM 
zu 55,0 Millionen DM) in Höhe von 7,928 Millionen 
DM ist die Zahlungsverpflichtung entfallen. 


Anlage 6 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Zywietz (FDP) Druck- 
sache 8/206 Fragen A 36 und 37) : 

Hält die Bundesregierung es für richtig, bevor auf euro- 
päischer oder darüber hinausgehend internationaler Ebene Kon- 
ventionen zur Eindämmung von Tankerunfällen erarbeitet wer- 
den, auf nationaler Ebene die Sicherheitsvorschriften für den 
Bau und Betrieb von Tankschiffen zu erhöhen, und welche Maß- 
nahmen hält die Bundesregierung gegebenenfalls für erforderlich? 

Welche Vorsorge ist derzeit getroffen, und welche Maßnahmen 
hält die Bundesregierung für erforderlich, um ira Fall von Tan- 
kerunfällen mit erheblicher Ölverschmutzungsgefahr schnell und 
wirkungsvoll derartige Gefahrenherde eindämmen oder besei- 
tigen zu können? 


Zu Frage A 36: 

Die Bundesregierung hält es nicht für richtig, er- 
höhte nationale Sicherheitsvorschriften für den Bau 
und Betrieb von Tankschiffen zu erlassen. In Über- 
einstimmung mit der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 2. Juli 1976 (Entschließungsantrag 
der Fraktionen der SPD, FDP — BT-Drucksache 
7/5537) setzt sich die Bundesregierung auf der Drit- 
ten Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen da- 
für ein, daß für Schiffe aller Flaggen in der inter- 
nationalen Fahrt nur internationale Vorschriften zur 
Anwendung kommen. Die Auswertung von Tanker- 
unfällen im In- und Ausland über eine Reihe von 
Jahren hat ergeben, daß in nahezu allen Fällen 
nicht Mängel der Bau- und Sicherheitsvorschriften im 
schiffstechnischen, nautischen oder betrieblichen Be- 
reich für solche Unfälle ursächlich waren, sondern 
ihre unzulängliche Beachtung. 

Für Schiffe unter der Bundesflagge ist die Über- 
wachung und regelmäßige Kontrolle dieser Vor- 
schriften gewährleistet. Andererseits ist die Bun- 
desregierung im Rahmen der Zwischenstaatlichen 
Beratenden Seeschiffahrts-Organisation (IMCO) 
ständig darum bemüht, daß die bestehenden inter- 
nationalen Schiffssicherheitsbestimmungen und die 
Spezialvorschriften für Tanker weiter entwickelt und 
zügig in Kraft gesetzt werden. In Fällen, in denen 
die Übernahme von Verbesserungen international 
beschlossener Standards dringend erschien, hat die 
Bundesregierung den oft langwierigen Prozeß des 
völkerrechtlichen Inkraftretens von Übereinkommen 
nicht abgewartet, sondern die frühere nationale An- 
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(A) Wendung beschlossen, sie wird dieses Verfahren er- 
forderlichenfalls auch künftig anwenden. 


Zu Frage A 37: 

Uber die Bekämpfung von Olunfällen wurde am 
23. Mai 1975 ein Verwaltimgsabkommen zwischen 
dem Bund und den. Küstenländern abgeschlossen, das 
die Organisation und Kostentragung von Vorsorge- 
und Bekämpfungsmaßnahmen als gemeinsame Auf- 
gabe regelt. 

Die Maßnahmen zur Ölbekämpfung befinden sich 
in allen Ländern noch in der Entwicklung. Z. Z. 
stehen folgende technische Möglichkeiten zur Ver- 
fügung: 

1. Leichterung eines havarierten Tankers 

2. Abschöpfung von ausgelaufenem öl 

3. Auflösung von öllachen durch Dispergatoren 

Zu 1.: Der gemeinsame Ölunfallausschuß See/ 
Küste untersucht unter Auswertung von amerikani- 
schen Erfahrungen diese Möglichkeit. Geprüft wird 
der Aufbau eines Leichterungssystems (Vorhaltung 
von Tank- und Tankschiffskapazität) gemeinsam mit 
den Nachbarstaaten. 

Zu 2.: Die Abschöpfung von öl, nach der Leichte- 
rung das wirksamste Mittel, steht noch am Anfang 
der Entwicklung. Abschöpfgeräte sind nur bei einem 
Seegang bis Stärke 3 einsetzbar. Ein erstes selbst- 
fahrendes Abschöpfgerät mittlerer Größe soll 1978 
01} zur Verfügung stehen. 

Zu 3.: Die Ölbekämpfung mit Chemikalien ist die 
am weitesten entwickelte Methode, die allerdings 
die öl Verschmutzung nicht unmittelbar beseitigt. Die 
Chemikalien bewirken, daß die öllachen ihren Zu- 
sammenhalt verlieren und durch Wind und Strö- 
mung auseinandergetrieben werden. Seit 1976 wer- 
den an der deutschen Küste nach und nach mehrere 
Bundesfahrzeuge mit einem Sprühsystem zum Auf- 
bringen des Chemikals ausgerüstet. Zur Lagerung 
der Dispergatoren läuft ein Beschaffungsprogramm 
von Kunststofftanks, die einsatzbereit in 5 Nordsee- 
und 2 Ostseehäfen lagern und im Einsatzfalle kom- 
plett an Bord übernommen werden. 


Anlage 7 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Sick (CDU/CSU) (Druck' 
Sache 8/206 Fragen A 38 und 39): 

Treffen Pressemeldungen zu, wonadi in D-Zügen der Deut- 
schen Bundesbahn ein Pädcchen Zigaretten, welches handelsüb- 
lidi 2,75 DM kostet, nach angeblich amtlich sanktionierter Preis- 
liste 3,45 DM kostet? 

Wenn dies zutrifft, wer hat es und mit welcher Begründung 
veranlaßt? 


Angebliche Pressemeldungen, wonach in den D- 
Zügen der Deutschen Bundesbahn ein Päckchen, das 


handelsüblich 2,75 DM kostet, nach sogenannter 
sanktionierter Preisliste 3,45 DM kosten soll, treffen 
nicht zu. 


Anlage 8 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 
8/206 Frage A 40): 

Sieht die Bundesregierung Möglidikeiten, die in Bayern, Ham- 
burg und Niedersachsen verwendete Schilderkombination Tempo 
80 „bei Nässe“ abzuschaffen? 


Nein. Die Anordnung von Verkehrszeichen ist 
eine ausschließliche Angelegenheit der Straßenver- 
kehrsbehörden der Länder. 


Anlage 9 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Hanz (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/206 Fragen A 42 und 43) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die weitere Unterhaltung 
der Lotsenstationen am Mittelrhein durdi private Lotsen infolge 
der verschlechterten Einkommenslage gefährdet ist, und wenn 
ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß trotz geringerer (Di 
Inanspruchnahme der Lotsen im Interesse der yerkehrssicherheit 
der Rheinschiffahrt — vor allem beim Transport gefährlicher 
Güter — ein weiterer Abbau des Lotsendienstes nidit möglich 
ist? 


Zu Frage A 42: 

Ja, dies ist der Bundesregierung bekannt. 

Zu Frage A 43: 

Seit Dezember 1976 ist die gesamte Mittelrhein- 
strecke auf mirndestens 80 m nutzbarer Fahrwasser- 
breite ausgebaut. Mit fortschreitendem^ Ausbau bis 
auf 120 m wird die Sicherheit noch weiter erhöht 
werden. Die Nachfrage nach Lotsenhilfe wird dann 
zwangsläufig geringer sein. Im übrigen schreiben 
die Fahrregeln auf der schmalen Strecke die strikte 
Rechtsfahrt, auf der weiter ausgebauten Gebirgs- 
strecke die Begegnung Backbord an Backbord vor. 


Anlage 10 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Verhülsdonk (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 44 und 45): 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß bei einem Wegfall 
der privaten Lotsendienste der Bund mit eigenen Lotsen ein- 
springen muß, und wenn ja, wie veranschlagt sie dabei die an- 
fallenden Kosten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die weitere Existenz der pri- 
vaten Lotsendienste im gebotenen Umfang durch geeignete Hil- 
fen zu sichern? 
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Zu Frage A 44: 

Der fortsdireitende Ausbau der Gebirgsstrecke 
des Rheins zwisdien Bingen und St. Goar wird vor- 
aussiditlidi in absehbarer Zeit den Lotsendienst ent- 
behrlidi madien. Sdion jetzt nimmt die Schiffahrt 
die Lotsenhilfe nur nodi verhältnismäßig selten in 
Anspruch. Daher der Einkommensrückgang bei den 
Lotsen, obwohl sich deren Zahl innerhalb der letzten 
fünf Jahre um die Hälfte verringert hat. 

Zu Frage A 45: 

Da die Lotsendienste entbehrlich wurden, sieht die 
Bundesregierung leider keine Möglichkeit, die Exi- 
stenz der Lotsendienste zu sichern. 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Bötsch (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage A 49) : 

Bis wann kann damit gerechnet werden, daß die Standorte 
der nach der Neuordnung der Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
verbleibenden 31 Wasser- und Schiffahrtsämter in der Bundes- 
republik Deutschland bekanntgegeben werden? 

Die Präsidenten der Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen sind beauftragt worden, bis Mitte 1977 Vor- 
schläge für die Neugliederung der Ämter einschließ- 
lieh der Aufsichtsbezirke und Bauhöfe vorzulegen. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/206 Fragen A 50 und 51): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Auflassungen bzw. 
Umstellungen von Schienenstrecken der Deutschen Bundesbahn 
und die im Zusammenhang damit erfolgende Verkehrsbedienung 
durch Omnibusse vorwiegend im ländlichen Raum die Fahrgebüh- 
ren im Straßenverkehr der Omnibusse anheben oder dabei teils 
auch der Seniorenpaß nicht in Anspruch genommen werden kann 
und damit die Bevölkerung des ländlichen Raums erneut benach- 
teiligt wird? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um solche Teue- 
rungen von der ländlichen Bevölkerung abzuwenden und den 
Gleichheitsgrundsatz auch in den Gebühren wiederherzustellen? 

In allen Fällen, in denen anstelle von Schienen- 
fahrzeugen Straßenomnibusse verwendet werden, 
handelt es sich um eine Umstellung des Verkehrs. 
Damit ist in der Regel ein qualitativ besseres An- 
gebot durch vermehrte Fahrten und zusätzliche 
Haltestellen verbunden. 

Die Tarif-Disparität zwischen Bus und Schiene 
wird in einem weiteren Schritt bei der zum 1. Mai 
1977 vorgesehenen Tariferhöhung im Regeltarif und 
für Schülerfahrscheine vermindert mit dem Ziel, die 
Parität zwischen Schienenpersonentarif und Bahn- 
bustarif schrittweise wiederherzustellen. 


Die Deutsche Bundesbahn prüft gegenwärtig, un- 
ter welchen finanziellen Voraussetzungen das „Son- 
derangebot Senioren-Paß'- auch auf den gesamten 
Bahnbusverkehr ausgedehnt werden kann. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretär Wrede auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Wiefel (SPD) (Drucksache 
8/206 Fragen A 52 und 53): 

Trifft es zu, daß bei den von der Deutschen Bundesbahn ge- 
planten Streckenstillegungen auch die Strecke von Opladen nach 
Remscheid-Lennep (Fahrplanstrecke 411) betroffen wird? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine gut funk- 
tionierende S-Bahnverbindung vom Ruhrgebiet über Düsseldorf 
in den Ballungsraum Köln unbedingt notwendig ist, und wann 
kann mit dem weiteren Ausbau der S-Bahn von Langenfeld über 
Leverkusen nach Köln gerechnet werden? 

Zu Frage A 52: 

Nach dem DB-Konzept zählt die Strecke nicht zum 
betriebswirtschaftlichen optimalen Netz; vor Ab- 
schluß der gesamtwirtschaftlichen Netzermittlungen 
kann im übrigen keine Aussage über Stillegung oder 
Beibehaltung der Strecke gemacht werden. 

Zu Frage A 53: 

Die Planungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
sehen u. a. die Verlängerung der S-Bahn von Lan- 
genfeld über Leverkusen nach Köln vor. Vorausset- (D) 
zung ist eine ausgewogene Aufgabenteilung Schiene/ 
Straße. 

In der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes 
1976 — 1980 sind für die Maßnahme keine Mittel ein- 
geplant. 


Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Dollinger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage A 54) : 

Welche Planungen und welche Aufträge oder Absprachen mit 
der Industrie hat der Bundespostminister im Hinblick auf die 
erheblichen Vorlaufzeiten bei Planung und Aufbau der tech- 
nischen Einrichtungen für den Zeittakt und die Nahverkehrs- 
bereiche getroffen, um, sobald die Versuchsergebnisse vorlie- 
gen, spätestens nach Ablauf eines Jahrs im Bundesgebiet die 
Nahbereiche einzuführen? 

Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost 
hat die Einführung des Nahdienstes 1971 beschlos- 
sen. Die Einführung sollte, vom 1. Januar 1975 an 
gerechnet, spätestens in 10 Jahren beendet sein. Die 
Deutsche Bundespost hat daher ab 1974 Investitio- 
nen zur Aufnahme des durch die Schaffung von 
Nahbereichen zu erwartenden zusätzlichen Fern- 
sprechverkehrs vorgenommen. 

Die technischen Einrichtungen für die Einführung 
der Ortszeitzählung sind fertig entwickelt. Es sind 
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JA) 

' ' keine Lieferungen oder Lieferabsprachen mit der 
Industrie über die Maßnahmen in den 6 Probebe- 
triebsbereichen hinaus erfolgt. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 55 und 56): 

Weldie Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem 
Antwortschreiben des Bundespostministers vom 7. Januar 1977 
auf das Schreiben der Ministerpräsidenten der Länder zum wei- 
teren Ausbau des tet^nischen Kommunikationssystems und ins- 
besondere zur Argumentation über die von der Kommission für 
den Ausbau tedinisdier Kommimikationssysteme vorgeschlage- 
nen Pilotprojekte? 

Weldie Konsequenzen ergeben sich nach Meinung der Bun- 
desregierung für die Auseinandersetzung um die neue Tele- 
kommunikationstechnik des Bildsdiirmtextes und darüber hinaus 
für den Begriff des Rundfunks aus der Feststellung des Bun- 
despostministers, daß nadi dem Fernsehurteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts der sendete dinische Bereich des Rundfunks zum 
Post- und Fernmeldewesen gehört und mithin die »Zuständigkeit 
für das Errichten und Betreiben von Rundfunkversorgungsnetzen 
und damit die politische Verantwortung hierfür bei der Deutschen 
Bundespost“ liegt? 

Zu Frage A 55: 

Die Bundesregierung stimmt den Schlußfolgerun- 
gen zu, die der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen in seinem Schreiben vom 7. Januar 
1977 den Ministerpräsidenten der Länder hinsicht- 
lich der von der Kommission für den Ausbau des 
technischen Kommunikationssystems vorgeschlage- 
nen Pilotprojekte mitgeteilt hat: 

1. Die Länder haben bisher keine Entscheidung über 
zusätzliche Rundfunkprogramme in Pilotprojek- 
ten sowie über die Organisation des Rundfunk- 
programmbereichs in Pilotprojekten getroffen. 
Nur in Kenntnis derartiger Entscheidungen kann 
die Bundesregierung jedoch die Netzplanung für 
die erste Ausbaustufe, d. h. ohne Rückkanaldien- 
ste, vorantreiben. 

2. Im Interesse einer Kostensenkung für den Netz- 
ausbau von Pilotprojekten ist die Deutsche Bun- 
despost in Übereinstimmung mit § 1 des Fern- 
meldeanlagengesetzes zur Errichtung und zum 
Betrieb der Pilotprojekte prädestiniert. Für die 
Deutsche Bundespost sprechen die bereits vor- 
handene Fernmeldeinfrastruktur, die mitbenutzt 
werden kann, und die unbestrittene Netzneutra- 
lität. 

Die Bundesregierung bewertet es positiv, daß der 
federführende Chef der Staatskanzlei des Landes 
Rheinland-Pfalz in seinem Schreiben vom 3. März 
1977 angegeben hat, die unterschiedlichen Meinun- 
gen zu gegebener Zeit zum Gegenstand gemeinsamer 
Erörterungen zwischen Bund und Ländern zu machen. 

Zu Frage A 56: 

Die Feststellung in dem zitierten Antwortschreiben 
vom 7. Februar 1977, daß die politische Verantwor- 
tung für das Errichten und Betreiben von Rundfunk- 
versorgungsnetzen bei der Deutschen Bundes- 
post liegt, ist eine Interpretation des Fernsehurteils 


des Bundesverfassungsgerichts und bezieht sich nach 
dem Gesamtzusammenhang des Schreibens nur auf 
die z. Z. vorhandene Rundfunkversorgung. Aller- 
dings würde etwa für Kabelfernseh-Pilotprojekte 
nichts griindsätzlich anderes gelten. Auswirkungen 
auf den Rundfunkbegriff, wie er von den Ländern 
in den Staätsverträgen zur Regelung des Rundfunk- 
gebührenwesens formuliert worden ist, ergeben 
sich durch diese Feststellungen nach Ansicht der 
Bundesregierung nicht. 

Die Bundesregierung hält die neue Telekommuni- 
kationsform Bildschirmtext nicht für Rundfunk, wäh- 
rend die Länder sie dem Rundfunkbegriff zuordnen. 

Die Deutsche Bundespost beabsichtigt, Bildschirm- 
text als neuen Fernmeldedienst der, Post einzufüh- 
ren. Wegen des Prinzips der Trennung von Netz- 
und Nutzungsbereich darf sie jedoch Textinhalte 
nicht selbst gestalten oder auswählen. Die Mei- 
nungsbildung der Bundesregierung zum Nutzungs- 
bereich von Bildschirmtext ist noch nicht abge- 
schlossen. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Baron von Wrangel 
(CDÜ/CSU) (Drucksache 8/206 Frage A 71): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Äußerung von Staats- 
minister Wischnewski gegenüber dem Leiter der Ständigen fö) 
Vertretung der DDR, Kohl, der im Zusammenhang mit der Ver- 
weigerung der Einreise für Deutsche aus der Bundesrepublik 
Deutschland in die DDR, das Verhalten der DDR »als Belastrmg 
des Verhältnisses zwischen den beiden deutschen Staaten* be- 
zeichnet hat, und welche Konsequenzen wird sie aus dieser 
Beurteilung ziehen? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung von 
Staatsminister Wischnewski, wonach die jüngsten 
Einreiseverweigerungen eine Belastung des Verhält- 
nisses zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR darstellen. Aufgrund dieser Beurteilung der 
Lage hat auch der Leiter der Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland, Staatssekretär 
Gaus, gegen die zahlreichen Einreiseverweigerungen 
der jüngsten Zeit bei der DDR-Regierung protestiert. 

Im übrigen gehen Bundesregierung und Berliner 
Senat sorgfältig jedem Fall von Einreise Verweige- 
rung nach; jeder einzelne Fall wird, sofern der Be- 
troffene dies wünscht, gegenüber der DDR-Regierung 
angesprochen. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd- 
liche Frage der Abgeordneten Frau Krone-Appuhn 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage A 73)- 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der DDR, daß Bür- 
ger, die legal in den Westen übersiedeln, zuvor in der DDR 
»Unruhe gestiftet und sich gegen den Staat erklärt* hätten und 
Anträge auf Familienzusammenführung eine »strafbare Hand- 
lung* sind, und was gedenkt die Bundesregierung im Falle der 
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Verneinung zu tun, um Einreiseverweigerungen für Westberli- 
ner, die unter diesem Vorwand erfolgen, zu verhindern? 

Ihre Frage zielt offenbar auf Pressemitteilüngen 
über den Inhalt der Beauftragtengespräche zwi- 
schen Vertretern des Berliner Senats und der DDR- 
Regierung. Am 15. März 1977 hat ein weiteres Be- 
auftragtengespräch stattgefunden; außerdem sind 
die Einreiseverweigerungen in der Zwischenzeit 
von unserer Ständigen Vertretung in Ost-Berlin 
gegenüber dem Ministerium für Auswärtige Ange- 
legenheiten der DDR zur Sprache gebracht worden. 
Aufgrund dieser Gespräche auf beiden Arbeitsebe- 
nen ergibt sich folgendes Bild: 

Das Ministerium für Auswärtige Angelegenhei- 
ten der DDR hat gegenüber unserer Ständigen Ver- 
tretung erklärt, daß Zurückweisungen ausschließ- 
lich in dem persönlichen Verhalten der Einreise- 
willigen begründet lägen. Die Tatsache, daß jemand 
übersiedlungswillige Angehörige in der DDR habe 
oder selber legal aus der DDR übergesiedelt sei, 
stelle für sich allein keinen Umstand dar, der als 
solcher bereits einen Grund für die Verweigerung 
der Einreise sein könnte. 

In den Beauftragtengesprächen hat die DDR er- 
klärt, daß die Haftentlassenen gegen die Gesetze 
der DDR verstoßen hätten und ihnen daher aufgrund 
der „Kohrt-Erklärung" die Einreise nicht gestattet 
werden könne. Auch den übrigen Fällen von Ein- 
reiseverweigerungen lägen nach dem Recht der 
DDR strafbare Handlungen der Reisewilligen zu- 
grunde, nämlich u. a. versuchte Abwerbungen. 

Die DDR hat jedoch nicht erklärt, daß generell 
niemand mehr in die DDR einreisen dürfe, dessen 
in der DDR wohnhafter Angehöriger oder Verlobte 
die Genehmigung zur Übersiedlung beantragt hät- 
ten oder die selber mit Genehmigung der DDR- 
Behörden übergesiedelt seien. 

Im übrigen vertritt die Bundesregierung die Auf- 
fassung, daß die Übersiedlung aus einem Staat in 
den anderen oder der Antrag auf Genehmigung 
einer solchen Übersiedlung weder eine strafbare 
Handlung noch ein Verhalten darstellt, das gegen 
den Staat gerichtet ist, aus dem die Ausreise be- 
gehrt wird. Ferner weise ich darauf hin, daß Bun- 
desregierung und Senat gegen die Einreiseverwei- 
gerungen von Westdeutschen und Westberlinern 
protestiert haben. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Weber (Köln) 
(SPD) (Drucksache 8/206 Frage A 76): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Begrenzung von 
Werbegeschenken auf 50 DM in § 4 Abs. 5 EStG nach der Er- 
höhung zahlreicher Kostenfaktoren die Werbeartikel-Hersteller 
im Jahr 1977 und in folgenden Jahren vor große wirtschaftliche 
Probleme stellt, und ist die Bundesregierung bereit, eine An- 
passung der Wertgrenze von 50 DM an die wirtschaftliche Ent- 
wicklung vorzunehmen? 


Die Wertgrenze für Werbegeschenke nach § 4 
Abs. 5 EStG ist bei den Beratungen zur Steuer- 
reform im Jahre 1974 eingehend erörtert worden. 
Nachdem in der Regierungsvorlage zunächst eine 
Wertgrenze von nur 10 DM für das einzelne Ge- 
schenk vorgesehen war, ist die Wertgrenze im 
Verlauf der parlamentarischen Beratung auf 50 DM 
je Empfänger und Wirtschaftsjahr festgelegt wor- 
den. 

Die steuerpolitischen Gründe für eine niedrige 
Wertgrenze bestehen fort, auch wenn gewisse Ko- 
stensteigerungen inzwischen eingetreten sind. Die 
Bundesregierung sieht daher keinen Anlaß, von der 
Wertgrenze von 50 DM abzugehen. 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage A 77): 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, was 
eine Rückgängigmachung der durch die Dritte Konjunkturver- 
ordnung vom 7. Juni 1973 angeordneten Aussetzung der erhöh- 
ten Absetzungen nach § 7 b EStG an Steuerausfällen nach sich 
ziehen würde? 

Statistische Angaben über die während der Gel- 
tung der 3. Konjunkturverordnung in der Zeit vom 
9. 5. — 31. 12. 1973 gestellten Bauanträge liegen 
nicht vor. Statistisch erfaßt werden nur die Bauge- 
nehmigungen. Auf dieser Grundlage könnte eine IDl 
grobe Schätzung der Zahl der Bauherren, die keine 
Vergünstigung nach § 7 b EStG beanspruchen konn- 
ten, durchgeführt werden. 

Unterstellt man danach, daß rd. 96 000 Bauherren 
die Steuervergünstigung nach § 7 b EStG nicht in 
Anspruch nehmen konnten, ergeben sich (ohne 
Eigentumswohnungen) Steuermindereinnahmen in 
einer Größenordnung von etwa 170 Mill. DM jähr- 
lich. 

Da für die während der Aussetzung des § 7 b EStG 
entgegen der 3. Kon junkturver Ordnung errichteten 
Wohngebäude von 1977 ab bis 1981 noch eine Ab- 
schreibungsmöglichkeit von 5 Jahren bestehen wür- 
de, ergäbe sich bei einer Rückgängigmachung der 
genannten Maßnahme ein Gesamtsteue rausfall von 
schätzungsweise etwa 800 — 900 Mill. DM. 


Anlage 20 

Antwort . 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Conradi (SPD) (Druck- 
sache 8/206 Frage A 78) : 

Welche Hindernisse stehen einer zügigeren Auszahlung der 
Rentenerhöhungen nach dem Bundesentsdiädigungsgesetz durch 
eine automatische Anpassung, dieser Renten entsprechend den 
Besoldungserhöhungen nach dem Bundesbesoldungserhöhungs- 
gesetz anstelle des bisherigen Verfahrens, bei dem diese Ren- 
ten nach einer gesondert zu erlassenden Rechtsverordnung in 
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(A) zeitraubender und personalaufwendiger Arbeit einzeln umge- 

stellt werden müssen, entgegen? 

Eine Möglidikeit, entsprechend Ihrer Anregung 
die nach dem Bundes entschädigungsgesetz gezahlten 
Renten automatisch zu erhöhen, sehe ich nicht. 

Wie Ihnen Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Haehser schon mit Schreiben vom 19. Oktober 1976 
mitgeteilt hat, sind die nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz gezahlten Renten mit den Dienst- und 
Versorgungsibezügen der Bundesbeamten gekoppelt 
und werden dann erhöht, wenn die Beamtenbezüge 
angehoben werden. Es gibt jedoch keine unmittel- 
bare Renten dynamik wie bei den Rentenerhöhungen 
in der gesetzlichen Rentenversicherung. Vielmehr 
muß auf Grund gesetzlicher Vorschrift die jeweilige 
Erhöhung der Dienstbezüge der Bundesbeamten auf 
das afidersartige System des Bundesentschädigungs- 
gesetzes bezogen und entsprechend umgerechnet 
werden. Sodann sind die sich daraus ergebenden 
Erhöhungswerte in Rechtsverordnungen der Bundes- 
regierung festzulegen. 

Die Verzögerungen beim Erlaß der entsprechen- 
den Rentenerhöhungsverordnungen beruhen nur zu 
einem geringen Teil auf der Berechnung der neuen 
Rententabellen durch das Bundesministerium der 
Finanzen. Sie ergeben sich in erster Linie aus dem 
langwierigen Verfahren zur Anhörung der Verbände 
der Verfolgten. Diese fordern lange Erklärungsfri- 
sten und legen regelmäßig sehr umfangreiche Ände- 
rung«- und Ergänzungs wünsche zu den Verord- 
nungsentwürfen vor. Diese Wünsche erfordern meist 
zeitraubende Prüfungen, insbesondere wegen der 
Verflechtung mit anderen Rechtsgebieten. 

Das Bundesministerium der Finanzen und die Län- 
der, denen die Durchführung des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes obliegt, bemühen sich, alle Maßnah- 
men zu treffen, um die Rentenerhöhungsbeträge be- 
schleunigt auszuzahlen. So haben die Länder ln den 
letzten Jahren im Einvernehmen mit dem Bundes- 
ministerium der Finanzen mit diesen Auszahlungen 
bereits zu einem Zeitpunkt begonnen, in dem die Ent- 
würfe der Rentenerhöhungsverordnung vom Bun- 
deskabinett gerade beschlossen vraren. Noch weiter 
können die Zahlungen nicht vorgezogen werden, da 
das Angleichungsverfahren durdi den Geset^eber 
zwingend vorgeschrieben worden ist. 


Anlage 21 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Straßmeir (CDU/CSU] 
(Drucksache 8/206 Frage A 79) : 

Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, nachdem die DDR 
erneut in ungerechtfertigter Weise Straßenbenutzungsgebühren 
für die nach Ost-Berlin einreisenden Kraftfahrzeuge beansprucht, 
im Wechsel verkehr einreisende DDR-Lkw der Besteuerung zu 
unterwerfen? 

Die Einbeziehung der DDR-Fahrzeuge in die Kraft- 
fahrzeugbesteuerung ist im Rahmen einer von einer 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe vorbereiteten größeren 


Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes zu ent- 
scheiden. Die Vorschläge der Arbeitsgruppe müssen 
sowohl von der Konferenz der Länderfinanzminister 
als auch vom Bundeskabinett gebilligt werden. Ich 
bitte daher um Verständnis, daß ich diesen Ent- 
scheidungen nicht vorgreifen kann. 


Anlage 22 

Antwort 

des Pari. Staatssekreträs Offergeld auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Graf Huyn (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage A 80) : 

Ist die Bundesfinanzverwaltung bereit, sich im Benehmen mit 
den übrigen beteiligten Behörden mit Nachdruck für eine Ver- 
besserung und Beschleunigung der Lkw-Abfertigung am Auto- 
bahnzollamt Kiefersfelden einzusetzen und die hierfür gegebe- 
nenfalls notwendigen baulichen Maßnahmen zu treffen? 

Die Bundesfinanzverwaltung hat beim Greiizüber- 
gang Kiefersfelden-Autobahn durch organisatorische 
Maßnahmen, insbesondere durch eine enge Zusam- 
menarbeit mit den übrigen beteiligten Behörden, so- 
wie durch eine entsprechende personelle Besetzung 
eine möglichst reibungslose Abfertigung der ein- 
und ausfahrenden Lkw ermöglicht. Sie plant dar- 
über hinaus bauliche Maßnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrsführung vor und innerhalb der Abfer- 
tigungsanlage; mit diesen baulichen Maßnahmen soll 
im Jahr 1977 begonnen werden. 

Bei der Ausfahrt von Lkw kommt es insbesondere (D) 
dann zu Schwierigkeiten, wenn die zur Weiterfahrt 
nach Italien für deutsche Lkw erforderlichen Trans- 
portgenehmigungen erschöpft sind oder in Öster- 
reich Fahrverbote für Lkw, z. B. an Feiertagen, be- 
stehen. Die Bundesregierung hat in Verhandlungen 
mit Italien inzwischen eine angemessene Erhöhung 
der Transportgenehmigungen erreicht; dies dürfte 
in nächster Zeit zu einer Entlastung führen. 

Im übrigen ist die Abfertigungsanlage bei Kiefers- 
felden grundsätzlich ausreichend, um. das derzeitige 
Verkehrsaufkommen zu bewältigen. Auf Ausnahme- 
situationen, z. B. auf Verkehrsbehinderungen im 
Ausland durch Naturkatastrophen, Streiks oder 
Fahrverbote, kann die Größe der Abfertigungsan- 
lagen von Grenzübergängen nicht ausgelegt wer- 
den. 


Anlage 23 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage A 81); 

Wo im neuen Finanzbericht 1977 hat die Bundesregierung ihre 
Zusage erfüllt, welche sie anläßlich der Verabschiedung der so- 
genannten Steuerreform gegeben hat (113. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 10. Juli 1974, Stenographischer Bericht Seite 
7643) : «Die Bundesregierung wird im Rahmen des Finanzberichts 
über die Auswirkungen der wirtschaftlichen Entwicklung auf die 
Ausgaben und die Steuereinnahmen der öffentlichen Haushalte 
berichten und darlegen, ob und gegebenenfalls welche Folgerun- 
gen sie daraus zieht.”? 
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'A) Bei Ihrer Frage gehen Sie offenbar von dem Er- 
gebnis des 1. Vermittlungsverfahrens zum Einkom- 
mensteuerreformgesetz aus. In diesem Verfahren 
hatte die Bundesregierung auf den Antrag des Bun- 
desrates, jährlich im September einen Tarifbericht 
zu erstatten, die Absicht, im Rahmen des Finanz- 
berichts entsprechend zu berichten. 

Wie Sie sich erinnern werden, hatte der Bundes- 
rat seinerzeit dem Ergebnis des 1. Vermittlungs Ver- 
fahrens nicht zugestimmt und damit ein 2. Vermitt- 
lungsverfahren erforderlich gemacht. Als dessen Er- 
gebnis wurde schließlich u. a. der § 56 EStG ange- 
nommen, der mit folgendem Wortlaut die vorhin 
erwähnte Erklärung der Bundesregierung überholt 
hat: 

Mit Wirkung ab 1. Januar 1978 soll ein Ein- 
kommensteuertarif mit durchgehendem Pro- 
gressionsverlauf in Kraft gesetzt werden; über 
die dazu bestehenden Möglichkeiten wird die 
Bundesregierung zum 1, Januar 1977 dem Deut- 
schen Bundestag einen Bericht vorlegen. 

Dieser Bericht ist von der Bundesregierung am 
27. Januar 1977 vorgelegt worden (BT-Drucksache 
8/62). 

Eine knappe Aussage zu der Sie interessierenden 
Frage finden Sie im übrigen in den Finanzberichten 
1976 und 1977. Die Bundesregierung hat z. B. im 
Finanzbericht 1977, S. 41, dargelegt, „daß die Lohn- 
steuerelastizität nach Steuerreform sowohl für 1976 
als auch für 1977 noch unter der vor der Steuer- 
reform für 1974 liegt. Dies gilt auch für die Lohn- 
Steuerquote". 


Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
Drucksache 8/206 Fragen A 82 und 83) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meinung von Bundes- 
forsdiungsminister Hans Matthöfer: „Die Frage, ob wir Kern- 
energie brauchen, ob wir bereit sind, die damit verbundenen 
Risiken zu tragen, läßt sich nur beantworten, wenn man weiß, 
welches Wachstum ohne Kernenergie möglich ist und wie dann 
die Energieversorgungsstruktur aussieht“ (SPD-Pressedienst vom 
16. Dezember 1976) im Zusammenhang mit der von der Bundes- 
regierung für möglich gehaltenen Entwicklung des Elektrizitäts- 
bedarfs in der Bundesrepublik Deutsdiland bis 1990, und welches 
sind die entscheidenden Annahmen, die dieser Bedarfsprognose 
der Bundesrepublik zugrunde liegen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meinung von Bundes- 
forschungsminister Hans Matthöfer: „Weder rotes Licht für 
den Bau und die Entwicklung von Kernkraftwerken noch ein 
bedingungsloses Ja, sondern alle Anstrengungen für rationellere 
und sparsamere Energieausnutzung" (Bulletin vom 6. Februar 
1976) im Zusammenhang mit den Möglichkeiten der Energie- 
ersparnis, insbesondere der Elektrizitätsersparnis, und in wel- 
chem Umfange hat die Bundesregierung diese Einsparungsmög- 
lichkeiten bei der Prognose des Energie- bzw, Elektrizitätsver- 
brauchs berücksichtigt, und ist im einzelnen eine Rückkoppe- 
lung mit politischen Maßnahmen zur Verstärkung der Energie- 
ersparnis vorhanden? 

Zu Frage A 82: 

Die Bundesregierung erwartet bis 1985 und auch 
bis 1990 eine Abflachung der Stromzuw^hsraten. 
In der für die Bundesregierung erstellten Basispro- 
gnose der wirtschaftswissenschaftlichen Institute 
(Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung Berlin, 


Energiev/irtschaftliches Institut an der Universität (C) 
Köln, Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt- 
schaftsforschung Essen) wird der Stromzuwachs bis 
1985 auf 6,2 ®/o p. a. geschätzt. Die Bundesregierung 
wird ihre Stromzuwachsprognose einschließlich der 
zugrunde liegenden Annahmen in der Zweiten Fort- 
schreibung des Energieprogramms dem Parlament 
vorlegen. 

Zu Frage A 83: 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage zur rationellen und sparsa- 
men Energierverwendung (Drucksache 7/3595) aus- 
geführt, daß die Energieeinsparung geeignet ist, das 
Spannungsverhältnis zwischen energiewirtschaftli- 
chen Notwendigkeiten und den Erfordernissen des 
Umweltschutzes zu verringern. Dies gilt auch im 
Hinblick auf den Einsatz der Kernenergie. 

Die Bundesregierung wird die quantitativen Aus- 
wirkungen der wirtschaftlich realisierbaren Einspar- 
möglichkeiten auf den Energieverbrauch im Rahmen 
der beabsichtigten Zweiten Fortschreibung des Ener- 
gieprogramms voll berücksichtigen. Hierbei werden 
auch die gesetzlichen und sonstigen Maßnahmen 
zur Energieeinsparung einbezogen. 


Anlage 25 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen P) 
Fragen des Abgeordneten Benz (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/206 Fragen A 84 und 85) : 

Was sind die Gründe dafür, daß in einem Beitrag des Bun- 
desforsdiungsministers zum TTiema Kernenergie (SPD-Presse- 
dienst vom 16. Dezember 1976) mit dem Thema »Ayie wollen 
wir in Zukunft leben?“ keine einzige sadilidie Aussage, son- 
dern nur Fragen angeführt werden, und gedenkt die Bundes- 
regierung im Hinblick auf diese Fragen des Bundesforsdiungs- 
ministers zu klären, welchen Einfluß insbesondere die Annahme 
über die Wachstumsrate des Sozialprodukts auf die Schätzung 
des Elektrizitätsbedarfs hat, und gibt es eine eindeutige Be- 
ziehung zwischen Wachstumsraten des Sozialprodukts und der 
Elektrizitätswachstumsrate? 

Wie entwickelt sich nach Ansicht der Bundesregierung im 
Hinblick auf die Fragen von Bundesforschungsminister Matthöfer 
in dem Beitrag „Wie wollen wir in Zukunft leben?“ (SPD-Presse- 
dienst vom 16. Dezember 1976) der Elektrizitätsbedarf in den 
Jahren bis 1990 bei den von der Bundesregierung bisher ange- 
nommenen Zuwachsraten für die Wachstumsrate des Sozialpro- 
dukts, die auch bei den Rechnungen im Bereich der Rentenver- 
sicherung zugrunde gelegt wird und gegebenenfalls um bis zu 
50 Prozent nach oben und unten unterschritten werden kann? 

Zu Frage A 84: 

Die Verfügbarkeit von Energie und insbesondere 
von elektrischem Strom ist eine Grundvorausset- 
zung für wirtschaftliche Aktivität. Insoweit besteht 
ein enger Zusammenhang zwischen Sozialprodukt 
und Energie- bzw. Strombedarf. Die vorhandenen 
Beziehungen sind jedoch ihrer Natur nach nicht starr. 
Veränderungen können sich insbesondere durch Ein- 
wirkungen des technologischen Fortschritts, durch 
Änderung der Preisrelationen durch auftretende Sät- 
tigungstendenzen und vor allem durch Maßnahmen 
zu einer rationellen Energieverwendung ergeben. 

Das Verhältnis zwischen den Wachtumsraten von 
Primärenergieverbrauch und Bruttosozialprodukt 
betrug in den Jahren zwischen 1960 und 1973 
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(A) rund 1, das Verhältnis zwischen Zuwachs von 
Stromverbrauch und Bruttosozialprodukt ca. 1,63. 
Für die Zukunft erwartet die Bundesregierung, daß 
sich diese Relationen im Sinne eines abnehmenden 
spezifischen Energiebedarfs fortentwickeln werden. 

Die Bundesregierung wird den Zusammenhang 
zwischen Sozialprodukt und Elektrizitätsbedarf in 
der Zweiten Fortschreibung des Energieprogramms 
darlegen. 

Zu Frage A 85: 

Die Bundesregierung hält im Rahmen ihrer Per- 
spektivprognose bis 1985 ein gesamtwirtschaftliches 
Wachstum von 4 ®/o p. a. für notwendig und auch 
für realisierbar. Dieselben Wachtumsannahmen lie- 
gen der für die Zweite Fortschreibung des Energie- 
programms der Bundesregierung erstellten Basis- 
prognose der wirtschaftswissenschaftlichen Institute 
(Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung Berlin, 
Energiewirtschaftliches Institut an der Universität 
Köln, Rheinisch-westfälisches Institut für Wirt- 
schaftsforschung Essen) zugrunde. Auf Fragen des 
künftigen Elektrizitätsbedarfs wird die Bundesregie- 
rung in der Zweiten Fortschreibung des Energie- 
programms sowie bei der Beantwortung der Großen 
Anfrage der Fraktion CDU/CSU des Deutschen Bun- 
destages Nr. 8/156 eingehen. 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Riesenhuber (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 86 und 87) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meinung von Bundes- 
forsdiungsminister Matthöfer (Bulletin vom 12. April 1975); „Die 
Bundesregierung hat sidi daher das Ziel gesetzt, die Kernener- 
gieerzeugung von vier Millionen Tonnen SKE im Jahre 1973 auf 
40 Millionen Tonnen SKE im Jahre 1980 zu verzehnfachen. Für 
das Jahr 1985 ist eine weitere Verdoppelung auf 81 Millionen 
Tonnen SKE angestrebt“, im Zusammenhang mit ihren Progno- 


sen über die Kernkraftwerkskapazität in MW 

— 1973 Energieprogramm 45 000 

— 1974 Fortschreibung des Energieprogramms 40 000 

— 30. November 1976 Bundesminister Friderichs 38 000 

— 4. Februar 1977 im Bundestag 20 600 


und welche Verläßlichkeit mißt sie derartigen Aussagen zu? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meinung von Bundes- 
forschungsminister Matthöfer: „Das Energieprogramm der Bun- 
desregierung, das den Zeitraum bis 1985 erfaßt, baut im Bereich 
der Kernenergie nahezu ausschließlich auf den Leichtwasser- 
reaktor* '{Bulletin vom 15. Marz 1975, S. 367), und welche Vor- 
stellungen hat die Bundesregierung über die Deckung des vor- 
aussichtlichen Elektrizitätsbedarfs der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch eine entsprechende Kraftwerkskapazität, und wie 
hoch sollte diese im einzelnen sein? 

Zu Frage A 86: 

Die Bundesregierung hält, wie sie in der Regie- 
rungserklärung am 16. Dezember 1976 erklärt hat, 
den Ausbau der Kernenergie für unverzichtbar. Da- 
bei ist ihr Beitrag auf den zur Deckung des vorher- 
sehbaren Strombedarfs notwendigen Umfang zu be- 
schränken. Die Bundesregierung hat als erforder- 
liche Ausbauziele für die Kernenergie im Energie- 
programm 1973 eine Zahl von 40 000 MW und in der 
Ersten Fortschreibung des Energieprogramms 1974 


eine Zahl von 45 000 MW genannt. Auf 20 600 MW ^ ^ 
ist die erforderliche Kernkraftwerkskapazität hin- 
gegen von der Bundesregierung niemals beziffert 
worden, auch nicht — wie auf S. 561 des Steno- 
graphischen Berichts über die 12. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 4. Februar 1977, nachlesbar 
ist. 

Richtig ist, daß sich durch die unerwartet scharfe 
Rezession der Jahre 1974/75 der Anstieg des Ener- 
gieverbrauchs ermäßigt hat. Damit sinkt auch die 
vorhersehbare notwendige Stromerzeugungskapazi- 
tät aus Kernenergie. Die Bundesregierung wird in 
der Zweiten Fortschreibung des Energieprogramms 
konkrete Angaben machen, die dieser Entwicklung 
Rechnung tragen. 

Zu Frage A 87: 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß dem 
Ausbau der Kernenergie auch künftig eine wesent- 
liche Rolle bei der Verringerung der Abhängigkeit 
von importiertem öl zukommt. Im Zusammenhang 
mit der Zweiten Fortschreibung des Energiepro- 
gramms prüft die Bundesregierung derzeit die Frage 
der Deckung des voraussichtlichen Elektrizitätsbe- 
darfes der Bundesrepublik Deutschland durch ent- 
sprechende Kraftwerkskapazitäten. Dabei steht in 
der Tat für den Ausbau der Kernkraftwerkskapazitä- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland bis 1985 
praktisch nur der Leichtwasserreaktor zur Verfü- 
gung. Im übrigen wird Ihre Frage in der Großen 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU des Deutschen 
Bundestages Drucksache 8/156 „Energiebedarf und (D) 
friedliche Nutzung der Kernenergie" gestellt, auf 
deren Beantwortung verwiesen werden darf. 


Anlage 27 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Fragen A 88 und 89) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meinung von Staats- 
sekretär Dr. Hauff: „Insbesondere ist bislang unter den vor- 
gesdilagenen neuen Energiequellen keine edite Alternative zur 
Kernenergie zu sehen* (Bulletin vom 26. Februar 1974, S. 263), 
im Zusammenhang mit ihrem Energieprogramm, und wie gedenkt 
die Bundesregierung den Elektrizitätsbedarf der Bundesrepublik 
Deutschland sicherzustellen, wenn sie durch ihre Maßnahmen 
mit dazu beiträgt, daß nur noch die im Bau befindliche Kern- 
kraftwerkskapazität fertiggestellt wird, so daß 18 000 anstelle 
der zuletzt noch angenommenen 38 000 MW errichtet werden, und 
wie gedenkt sie diese Versorgungslücke bei Kraftwerken zu 
schließen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ansicht von Bundes- 
forschungsminister Matthöfer: „An der steigenden Nutzung der 
Kernenergie kommen wir nicht vorbei" (Flensburger Tageblatt 
vom 22. November 1976), und in welchem Umfange kann durch 
den Bau von Kohlekraftwerken die voraussichtliche Kraftwerks- 
lücke in den achtziger Jahren geschlossen werden, und welche 
Anforderungen ergeben sich hieraus auf die Genehmigung von 
Kohlekraftwerken? 

Zu Frage A 88: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß bis 
1985 neue Energiequellen wie Sonne, Wind, Geo- 
thermik u. a. voraussichtlich keinen wesentlichen 
Beitrag insbesondere zur Stromerzeugung werden 
leisten können. In der langfristigen Entwicklung 
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(A) sind jedoch die Chancen alternativer Energiequellen 
wesentlich optimistischer zu beurteilen. Deshalb 
fördert die Bundesregierung in ihren Forschungs- 
programmen auch die Entwicklung neuer, nicht- 
nuklearer Energiegewinnungstechnologien nachhal- 
tig. Diese Politik ist bereits in der Ersten Fort- 
schreibung des Energieprogramms der Bundesregie- 
rung vom Herbst 1974 dar gelegt und begründet wor- 
den. Zu Fragen alternativer Primärenergiequellen 
hat die Bundesregierung im übrigen zuletzt am 
4. Juni 1976 bei der Beantwortung der Kleinen An- 
frage der Fraktionen der SPD und FDP ausführlich 
Stellung genommen (Bundestagsdrucksache 7/5313). 

Im Gegensatz zu der in Ihrer Frage enthaltenen 
Annahme sind alle Maßnahmen der Bundesregie- 
rung bei voller Beachtung der Sicherheitserforder- 
nisse auf einen stetigen und zügigen Ausbau der 
Kernenergie und insbesondere darauf gerichtet, das 
Entstehen einer Stromversorgungslücke durch nicht 
ausreichende Kraftwerkskapazitäten zu vermeiden. 

Zu Frage A 89: 

Die Bundesregierung teilt die Ansicht von Bun- 
desminister Matthöfer, daß wir an einer steigenden 
Nutzung der Kernenergie nicht vorbeikommen. 
Gleichzeitig sieht die Bundesregierung aber auch 
die Bedeutung der Kohlekraftwerke für die Deckung 
des künftigen Energiebedarfes. Für die Genehmi- 
gung von Kohle- und Kernkraftwerken gilt gleicher- 
maßen, daß neben den Belangen der Stromversor- 
gung auch die des Umweltschutzes zu berücksichti- 
CB) gen sind. Aus den bisher vorliegenden Vorausschät- 
zungen über den Bedarf an Kraftwerkskohle ergibt 
sich aus heutiger Sicht keine Notwendigkeit, die 
Förderkapazität des deutschen Steinkohlenberg- 
baues zu erhöhen. 

Im übrigen werden diese Fragen in der Zweiten 
Fortschreibung des Energieprogramms behandelt 
bzw. bei der Beantwortung der Großen Anfragen 
der Fraktionen des Deutschen Bundestages beant- 
wortet werden. 


Anlage 28 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 90 und 91): 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung insbesondere 
über den Beitrag von Kohlekraftwerken zur Elektrizitätsversor- 
gung bis 1990, und welche Kraftwerkskapazität ist hierzu im 
einzelnen in den einzelnen Jahren erforderlidi, und wie beur- 
teilt sie in diesem Zusammenhang die Meinung des Parlamenta- 
risdien Staatssekretärs Dr. Hauff (Bulletin vom 28, Februar 1974, 
S. 265): „Mit Kohle oder öl beheizte Kraftwerke stoßen in be- 
träditlidiem Umfange Schadstoffe aus . . ., bei Berücksichtigung 
der Häufung von Kraftwerken sowie der Existenz anderer Schad- 
stoffemittenten die zulässigen Grenzwerte in Ballungsgebieten 
bereits erhebliäi überschritten werden"? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meinung von Staats- 
sekretär Dr. Hauff (Bulletin vom 28. Februar 1974, S, 262): „Wir 
brauchen Energie in ausreichender Menge, mit möglichst großer 
Versorgungssicherheit, so umweltfreundlich wie möglich und so 
preisgünstig wie möglich" im Zusammenhang mit dem Bau von 
Kohlekraftwerken in der Bundesrepublik Deutschland, und was 
will sie unternehmen, um deren Einsatz zu sichern? 


Zu Frage A 90: 

Die Veränderungen auf dem Energiesektor haben 
die Bundesregierung veranlaßt, die Zweite Fort- 
schreibung des Energieprogramms in Angriff zu 
nehmen. In diesem Zusammenhang werden auch 
die von Ihnen angesprochenen Fragen über den 
zur Elektrizitätsversorgung erforderlichen künftigen 
Beitrag von Kohlekraftwerken behandelt werden. 
Daneben werden diese Fragen auch bei Beantwort* 
tung der Großen Anfragen der Fraktionen des Deut- 
schen Bundestages abgehandelt. 

Zu dem von Ihnen angeführten Zitat des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff ist zu sa- 
gen, daß für Umweltbelastung und potentielle Ge- 
fährdung des Menschen maßgebend sind 

— die Struktur und die Mengen der Energieerzeu- 
gung und des -Verbrauchs, 

— die damit verbundenen Schadstoffemissionen 
sowie 

— das Ausmaß der technischen Vorkehrungen ge- 
gen schädliche Umwelteinwirkungen. 

Ob ein Kohlekraftwerk an einem vorgesehenen 
Standort gebaut werden kann, hängt daher sowohl 
von den — technisch weitgehend beherrschbaren — 
Emissionen des Kraftwerks selbst als auch von der 
etwaigen Vorbelastung des Einzugsbereichs des 
Kraftwerkes aus sonstigen Emissionsquellen ab. 

Zu Frage A 91 : 

Auch diese Aussage des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dr. Hauff deckt sich mit den Vor- 
stellungen der Bundesregierung, über den Bau 
weiterer Kohlekraftwerke und die Sicherung ihrer 
Beschäftigung wird sich die Bundesregierung in der 
Zweiten Fortschreibung des Energieprogramms 
äußern. Im übrigen wird auch diese Frage in den 
Großen Anfragen der Fraktionen angesprochen, so 
daß auf die hierzu ergehende Antwort verwiesen 
werden darf. 


Aoilage 29 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Probst (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Fragen 92 und 93) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meinung von Bundes- 
forsdiungsminister Matthöfer: „Ohne die Kernenergie wäre die 
Wirtschaft gefährdet" (Südwestpresse vom 22. November 1976) 
im Zusammenhang mit dem mangelnden Bau von Kraftwerken 
in der Bundesrepublik Deutschland, und mit der Tatsache, daß 
durch die neueren Verschiebungen beim Genehmigungsverfahren 
sowohl Arbeitsplätze bei den Kraftwerksherstellern,, den Elek- 
trizitätsversorgungsunternehmen als auch bei den Industrie- 
zweigen, die auf die Benutzung von Strom angewiesen sind, 
gefährdet sind? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meinung von Staats- 
sekretär Dr. Hauff (Bulletin vom 28. Februar 1974) „Die Erstel- 
lung der gesamten zusätzlichen Kraftwerkskapazität auf Kohle- 
basis erscheint mir unmöglich", im Zusammenhang mit ihrem 
Energieprogramm, und wieviel neue Kohlekraftwerke sind bisher 
beantragt, bei wieviel ist die Errichtung verzögert? 

Zu Frage A 92: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung von Bun- 
desminister Matthöfer, „ohne die Kernenergie wäre 
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die Wirtsdiaft gefährdet". Ein längerer Baustopp 
beim weiteren Ausbau der Kraftwerke durdi wesent- 
liche Verzögerungen bei der Standortbestimmung 
und bei der Durchführung der Genehmigungsverfah- 
ren würde Arbeitsplätze sowohl bei den Kraftwerks- 
herstellem und ihrer IComponenten-Zuliefererindu- 
strie als auch in der Industrie gefährden, die auf die 
Benutzung von elektrischer Energie angewiesen ist. 

Zu Frage A 93: 

Neben rd. 1 800 MW Steinkoniekraftwerken, die 
in der Bundesrepublik Deutschland im Bau sind, lie- 
gen derzeit für rd. 4 000 MW (einschl. Voerde) Stein- 
kohlekraftwerksleistung Investitionsbeschlüsse vor. 

Von den 4 000 MW sind rd. 1 700 MW aufgrund 
von Gerichtsbeschlüssen, die mit Umweltbeeinträch- 
tigungen begründet sind, in ihrem weiteren Fort- 
schritt verzögert. 

Zu der Frage, ob und inwieweit Kernenergie durch 
Kohlekraftwerke ersetzt werden könnte, hat sich die 
Bundesregierung mehrfach, zuletzt in Beantwortung 
der mündlichen Anfragen der Abgeordneten Harald 
B. Schäfer, SPD-Fraktion, in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages vom 9./10. Februar und der 
schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Ludwig Ger- 
stein für die Fragestunde am 2./3. Februar 1977 ge- 
äußert. Sie wird bei Beantwortung der Großen An- 
fragen der Fraktionen auch zu diesem Thema Aus- 
sagen machen. 

(B) 

Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Wolfram (Recklinghau- 
sen) (SPD) (Drucksache 8/206 Fragen A 94 und 95): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß ln Zeiten 
einer sich verstärkt abzeichnenden Energielücke im deutschen 
Steinkohlenbergbau im Jahr 1977 an zehn Arbeitstagen nicht 
gefördert wird und die Bergleute Kurzarbeit hinnehmen müssen, 
und welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung im Rah- 
men der Aktualisierung ihres Energieprogramms zu ziehen, da- 
mit mittelfristig sichergestellt wird, daß die sicherste, heimi- 
sche Energiequelle einen ständig höheren Versorgungsbeitrag 
leisten kann? 

Wie will die Bundesregierung weiterhin sicherstellen, daß die 
Bergleute mit Vollbeschäftigung rechnen können und neue Ar- 
beitsplätze im Bergbau geschaffen werden? 

Die soeben von der Ruhrkohle AG beschlossene 
Kurzarbeit kann keinesfalls unter dem Aspekt einer 
längerfristig eintretenden Lücke in der Gesamt- 
energiebereitstellung gewertet werden, sondern muß 
unter dem Gesichtspunkt notwendiger Anpassung 
dieses Wirtschaftszweiges an die derzeitige kon- 
junkturelle Lage im Bereich der Stahlindustrie ge- 
sehen werden. 

Die deutsche und europäische Stahlindustrie 
nimmt ca. 50®/o der deutschen Steinkohlenproduk- 
tion ab. Absatzeinbußen bei der Stahlindustrie schla- 
gen daher unmittelbar imd imvermeidlich auf den 
Steinkohlenbergbau durch. Die weltweit rückläufige 
Beschäftigung in der Stahlindustrie führte bereits in 
den Jahren 1975 und 1976 zu erheblichen Absatz- 


schwierigkeiten für den Steinkohlenbergbau, die 
sich auch in das Jahr 1977 hinein fortsetzen. Der 
Minderabsatz an Kohle für die Stahlindustrie wird 
für 1977 mit ca. 8 Mio. t veranschlagt. Der Bergbau 
hat bereits jetzt Haldenbestände von über 18 Mio. t 
ohne die ca. 10 Mio. t nationale Kohlenreserve. Einer* 
weiteren Aufhaidung sind daher sehr enge Grenzen 
gezogen. Die Unternehmen des Steinkohlenbergbaus 
müssen in dieser Lage wie andere Unternehmen 
auch ihre Produktion temporär zurücknehmen. Da- 
bei läßt sich auch Kurzarbeit nicht vermeiden. 

Die Bundesregierung hat bereits in der 1. Fort- 
schreibung ihres Energieprogramms die Notwendig- 
keit betont, die in unserem Lande vorhandenen 
Steinkohlenreserven für die Energieversorgung der 
Bundesrepublik Deutschland optimal zu nutzen. Sie 
stützt ihre Kohlepolitik durch eine Vielzahl finan- 
zieller Maßnahmen ab und geht davon aus, daß bei 
einem künftig wieder erreichten ausgeglichenen 
Verhältnis zwischen Produktion und Absatz die 
Vollbeschäftigung der z. Z. im Steinkohlenbergbau 
tätigen Bergleute und eines entsprechenden berg- 
männischen Nachwuchses gesichert ist. Die Bundes- 
regienmg wird noch in dieser Woche die Leitlinien 
für die Zweite Fortschreibimg des Energiepro- 
gramms vorlegen, in der auch zur künftigen Rolle 
der Steinkohle im Rahmen der Energieversorgung 
aus heutiger Sicht im einzelnen Stellung genommen 
werden wird. 


Anlage 31 P) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Gerstein (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Fragen A 96 und 97) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um eine 
schnellere Genehmigung von Kohlekraftwerken zu gewährlei- 
sten, und welche Vorstellungen hat sie hinsichtlich der Ände- 
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Tatsache, 
daß sowohl die Umweltbeeinflussung als auch der spezifische 
Kohleverbrauch bei den älteren Kohlekraftwerken höher ist als 
bei den neuen, aber neue Kohlekraftwerke nidit genehmigt und 
gebaut werden, weil der Gesetzgeber nicht eile entsprechenden 
Vorkehrungen trifft? 

Zu Frage A 96: 

Durch die am 1. März 1977 in Kraft getretene 
Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes wird das Verfahren zur 
Genehmigung von Kohlekraftwerken vereinfacht 
und beschleunigt. Die Bundesregierung wird über- 
dies — in enger Fühlungnahme mit der Landesregie- 
rung von Nordrhein-Westfalen — prüfen, durch 
welche gesetzgeberischen oder sonstigen geeigneten 
Maßnahmen die Unsicherheit beseitigt werden kann, 
die wegen der geltenden Umweltgesetze im Hinblick 
auf die Errichtung und Erweiterung von Kohlekraft- 
werken in Verdichtungsgebieten entstehen kann. 

Dies soll weder zu einer Verschärfung der gegen- 
wärtig nach der Technischen Anleitung zur Reinhal- 
tung der Luft geltenden Anforderungen noch zu 
einer Verschlechterung des Immissionsschutzes füh- 
ren. 
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Zu Frage A 97: 

Umweltfreundlidikeit und spezifischer Kohlever- 
brauch sind für den Neubau von Kohlekraftwerken 
nicht allein maßgebend. Das Ausmaß, in dem vor- 
handene Kapazitäten ersetzt werden, und der zeit- 
liche Rahmen der Ersatzinvestitionen wird entschei- 
dend durch energie- und betriebswirtschaftliche 
Aspekte, z. B. die Entwicklung der Stromnachfrage, 
die Art und Zusammensetzung der Kapazität, das 
Verhältnis zu anderen Energieträgern, bestimmt. 

Zur Zeit geht es weniger darum, alte Kapazitäten 
aus Gründen des Umweltschutzes stillzulegen und 
durch moderne Anlagen zu ersetzen, sondern darum, 
zusätzliche Kapazitäten auf Steinkohlebasis zu schaf- 
fen, um die weiterhin ansteigende Nachfrage nach 
Elektrizität auch künftig zu decken. Dieser Aspekt 
wird auch durch die bekannten Schwierigkeiten im 
Nuklearbereich deutlich. 


Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hubrig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Fragen A 98 und 99) : 

In welchem Umfang berücksichtigt die Bundesregierung die 
regionale Struktur der Elektrizitätsversorgung bei der Berech- 
nung der notwendigen Kernkraftwerkskapazität, und wie ge- 
clenkt sie sicherzustellen, daß in den revierfernen Bundesländern 
das Elektrizitätspreisniveau sich in Zukunft nicht noch stärker 
von den Elektrizitätspreisen in Nordrhein-Westfalen unterschei- 
(B) det? 

Welche Auswirkungen hat die stark unterschiedliche Entwick- 
lung des Elektrizitätspreises in den einzelnen Bundesländern 
auf die Ansiedlung neuer Industriezweige? 

Zu Frage A 98: 

Bei ihren Überlegungen über den künftigen Elek- 
trizitätsbedarf und seine Deckung geht die Bundes- 
regierung zunächst von Prognosen und Zielvorstel- 
lungen aus, die auf das Bundesgebiet als Ganzes 
bezogen sind. Die konkrete Kraftwerksplanung ob- 
liegt den jeweils in den einzelnen Ländern tätigen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen nach Maßgabe 
ihrer eigenen Nachfrage vor ausschauen und der 
ihnen obliegenden Versorgungspflicht. Sie unterste- 
hen dabei der Energieaufsicht der Landesbehörden. 
Die Bundesregierung nimmt daher keinen Einfluß 
darauf, ob im Einzelfall ein Kernkraftwerk oder ein 
konventionelles Kraftwerk errichtet wird. Bei den 
im Energieprogramm und seiner jeweiligen Aktuali- 
sierung genannten Zahlen für Kernenergie sind je- 
doch die regionalen Planungen und Kraftwerksstruk- 
turen global berücksichtigt. 

Die Fragen der regionalen Struktur der Elektrizi- 
tätsversorgung und das Problem regionaler Strom- 
preisdisparitäten werden u. a. im Arbeitskreis „Re- 
gionale Aspekte der Energiemarktentwicklung" zwi- 
schen Bund und Ländern diskutiert. Der Arbeitskreis 
arbeitet derzeit an einer Analyse der wichtigsten 
regionalen .Disparitäten auf dem Energiesektor. Die 
Strompreise nehmen hierbei eine zentrale Stellung 
ein. 


Die Bundesregierung wird das Problem der regio- 
nalen Strompreisdisparitäten auch in der zweiten 
Fortschreibung ihres Energieprogramms ansprechen. 

Zu Frage A 99: 

Bei der Ansiedlung neuer Industriezweige spielt 
auch der Preis für den vom Unternehmen benötigten 
Strom eine wichtige Rolle, Maßgebend für die Stand- 
ortwahl sind aber auch verschiedene andere Fakto- 
ren, wie z. B. das verfügbare Arbeitskräftepotential, 
die vorhandene Infrastruktur, aber auch Restriktio- 
nen aus ökologischen Gesichtspunkten. 

Bei Betrieben, die aus technischen oder betriebs- 
wirtschaftlichen Gründen sehr stromintensiv sind, 
oder bei Unternehmen, die in besonders hartem 
Wettbewerb stehen, kann der Strompreis für die 
Standortwahl sogar entscheidend sein. Der Bundes- 
regierung sind jedoch keine Fälle bekannt, bei denen 
die Ansiedlung von Industriebetrieben ausschließ- 
lich aufgrund von zu hohen Strompreisen gescheitert 
ist. Die Bundesregierung wird sich jedoch weiter 
darum bemühen, durch einen Abbau der vorhande- 
nen Strompreisdisparitäten die Wettbewerbsfähig- 
keit insbesondere der stromintensiven Wirtschafts- 
zweige zu verbessern. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Berger (Berlin) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 100 
und 101): 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, welche Preise 
die Sowjetunion der DDR für Rohstofflieferungen z. B. für die 
Energieträger Erdgas und Schweröl oder für Zellstoff beredinet, 
und weldie Preise die DDR für ihre in die Sowjetunion gelie- 
ferten Fertigwaren wie Schmiede- und Pressenausrüstungen, 
Krananlagen, Dieselantriebe, Landmasdiinen und Eisenbahnma- 
terial erzielt, ausgedrüdct in Dollar oder in den währung^neutra- 
len, international vergleidibaren Indexzahlen der Fadiarbeiter- 
stundenlöhne? 

Kann die Bundesregierung entsprechend ihren eigenen Er- 
kenntnissen die von Botschafter Abrassimow am 11. März auf 
einer Pressekonferenz in Ost-Berlin geäußerte Meinung bestäti- 
gen, die dahin geht, daß die »Vorzüge der sozialistischen inter- 
nationalen Arbeitsteilung“ auf einer — vom sowjetischen Stand- 
punkt aus betrachtet — »uneigennützigen Grundlage" beruhen 
und dem Handel der DDR mit der Sowjetunion größere Vorteile 
bringen als die Handelsbeziehungen mit westlichen Handelspart- 
nern? 

Zu Frage A 100: 

Der Bundesregierung liegen keine exakten Er- 
kenntnisse darüber vor, welche Preise die Sowjet- 
union und die DDR untereinander vereinbart haben. 

Aus Veröffentlichungen des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (DIW) ist aber bekannt, 
daß in den Jahren 1973/74 die RGW-Mitgliedstaaten 
von den allgemeinen Preissteigerungen auf den 
Weltrohstoffmärkten nur wenig betroffen wurden, 
da die Außenhandelspreise im RGW-Bereich fest- 
geschrieben waren. Anfang 1975 wurde allerdings 
eine jährliche Preisneufestsetzung innerhalb des 
RGW beschlossen. Die Sowjetunion soll infolgedes- 
sen 1975 die Preise für Energielieferungen in die 
übrigen RGW-Länder, also einschließlich DDR, um 
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” durchschnittlich 90 Vo heraufgesetzt haben. Diese 
Rohstoffpreissteigerungen konnten teilweise durch 
Preiserhöhungen bei den eigenen Exportgütern aus- 
geglichen werden. Durdhschnittlidi sollen die 
übrigen RGW-Staaten gegenüber der Sowjetunion 
ihre Exportpreise in 1975 um 15— 20 ®/o erhöht ha- 
ben. 

Zu Frage A 101: 

ich möchte diese Äußerung nicht bewerten, 

Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd- 
lichen Fragen des Abgeordneten KroU-Schiater 
(GDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 102 
unci 103): 

Trifft e* zu. dafi «Is Folg« des von der BQiid«sregieruiig er- 
arbeiteten Entwurfs einet Kr«iüt«nyettiffaerungt>Kottend&nip< 
fungsgesetw die rund 1 200 konlesiionellen und fietgemeiimat- 
zigen Krankenhkueer in der Bundetr^ubUk i>eutscAland/ die 
etwa 37 ProMnt des Bettenf^ern der Oevölkerung decken, in 
ihrer rechtuaien und wirtsdiaitUdien Situation zusätzlich ge* 
schwifcht werden und die griente EigenbeteUigung zu einer Be- 
triebseinitellung dieser kronkenhkttser ftihren wird, und ist 
die Bundesregiäuitg gegebenenfalls hereit, den Entwurf entspre« 
diend zu Sndecal: 

Hat die Bundesrcgieruttg geprüft, ob die Auferlegung einer 
S^bstkostentragungspflicht einen VerstdB gegen Artiket 14 
Grundgesetz und gegen die yerfnssungsrechtlichen Garantien 
kirchlichen Efgentums bedeutet und welche Folgerungen zieht 
sie gegebenenlidls hieraus? 

Eine Eigenbeteiligving der Krankenhausträger an 
^ den Investitionsko^n ist von d^ Bundesregierung 
in d^ Entwurf ^nes Krankenversidierungs-Kpstea- 
d&npfun<(^esetzns vorgesdilag^ worden, um die 
Krankenhau^ä^er bei der Vornahme von Neu* und 
Er^tzinvestitionen ku erhöhten Wirtsdiaftlir^eits- 
Überlegungen zu veranlassen. Sie hält den aiidr in 
ändert Bereidien öflentltdier Förderung geltmiden 
Gedanken der Eigenbeteiligüng euch iin Kranken- 
hausbereich-für ein geeignetes Mittel, das Ziel einer 
sparsamen Mittelverwendung zu erreichen. . 

Die Bundesregierung t^t de^äalh die in Ihrer 
Frage zum A^u^tück gebrachten Befürchtungen 
nicht. 

2^u Eurer' zweiten Frage bemerke ich, daß die 
Bundesregierung auch die Vereinbarkeit dm' vpr- 
gesehenen Vorschriften mit der Eigentumsgarantie 
des Artikels 14 des Gnmdgesetzm gm>rüft hat. Sie 
ist der Auffassung, daß die Regelungen nicht gegen 
die Verfassung verstoßen. 

Anlage 35 

Antwort ' 

des Pari Staatssekretärs Buschfort auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. 'Weber (Köln) 
(SPD) (Drucksache 8/206 Frage A 104): 

Ist 0er BuAüesregienmg bakoaitt« doB nach den Merkblatt zum 
Ausweis lOr BChwetbeschhdigte nur solche Schwerbescfaftdigte den 
Ausweis erhalten, die • infolge der Xörperbebindbrung erheblich 
gehbehindert find*, whhrend durch Ü 39 des Bundessozialhilfe- 
gesetzes die »geistig oder seelisch wesentlich“ Behinderten den 
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Körperbehinderten gleicbgostelU Wörden, und ist die Bundes- (Q 
regierung bereit, darenf hijizuwirken, deS des Merkblatt zum 
Ausweis für Schwetbeschidlgte der heuen Regetung in } 39 c|es 
Bundessozialhilfegesetzes engepsAt wird? V 

Das Merkblatt zum Schwerbeschädigtenausweis 
geht von der derzeitigen Rechtslage des Gesetzes 
über die unentgelUi^e Beförderung von Kriegs- 
und Wehrdienstbeschä^gten sovdh 'Von anderen Be- 
hinderten im Nahverkehr vom 27. Ah9b^t 1965 aus. 

Dabei ist für che Abgrensxmg des Petsönenkreises 
der Körperbebindeite^i die Anspruch auf unentgelt- 
liche Beförderung haben, n^ch allgemeiner Auffas- 
sung, die von der. Rechtsprechung bestätigt worden 
ist, § 39 Absatz I Nr. 1 Bundmsozialhilfegesetz in 
der Fassung vom 18. September 19|^ heranzuziehen 
und nicht in der von Ihnen genmmten neuen Fas- 
sung. 

Der Personenkreis der Frelfahrtberecfatigtea ist 
also nicht entsprechend dieser neumi Regeltmg des 
Bundessozialhilfegesetzes erweitert worden. 

Der Grund hierfür ist, daß schon bei der Ände- 
rung des BundessozialhiUegesetzes eine umfassende 
Neuregelung des Gesetzes über die unentgeltliche 
Beförderung vorbereitet wuidö. ' 

Diesen Gesetzehtwtirf hat jdie Bündeszegierung 
auch im November 1974 beschlössen. De der Bundes- 
rat ihm aus finanzieltea Erwägui^en nicht zustimm- 
te, wurd^ er barlamentariscfa nicht weiter behandelt. 

Die Bundesregierung wird das Ihema der rment- 
geltlichen Beförderung Schwerbehinderter im öffent- 
lichen Personenverkehr ln dimer legislaturpertode (p) 
aberemehtaufgreifmi. ~ , 

Im übrigen möchte ich cMrauf binweisen, daß es 
außer dem von Ihnen angesprocfaenen Schwerbe- 
schädigtenausweis, der unter andeiem zur Freifahrt 
berechtigt, audi noch eine Reibe ahdererv Ausweise 
für Schwerbehinderte gibt, die als Grundlage unter- 
schiefliicher Vergünstigungmi dienen. 


Anlage 36 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die M&xd- 
liche Frage des Abgeördnetmi> Dr« SchMberger (SPI^ 
(Drucksache 8/206 Frage A 105): 

Wrtäie SddüSfolgenmsm (Mtf tft« B<milMregi«ra»g am dam 
Urteil des Eoropkisdieii Geridildioft“ in Sadken Defirenne X Sa- 
bena vom 8. April 1976, wonftdi dör^ in Ardkel U8 öni EWC- 
Vertrags aulgestellte Grundsolz der Gloidibeit des Arbeltsönt- 
gelts fflinnlidier und wetbUdmi: Atbelftieliitter sü den Grund- 
lagen der Gemeinsdieft gekört und tid| die Betroffenen dormif 
vor den innerstaatlichen Oexiditen bmlen können, ohne dofi 
dieser Schutz den vorherigen Brlod von innersteatUdien Durdi- 
fOhrungsbestimmungen oder soldmn der Gemeinsdiaf t voreus- 
■ . setzte?. 

Das von Ihnen angeführte Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs bringt für die Bundesrepublik Deutsch- 
land keine neue Rechtslage, 

ln dem Urteil wird festgestellt, daß der in Artikel 
119 des EWG-Vertrags äufgestellte Grundsatz das 
gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei glei- 
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eher Arbeit in den Mitgliedstaaten unmittelbar gel- 
tendes Recht ist. In der Reditsordruung der Bundes- 
republik Deutschland ist dieser Grundsatz bereits 
verwirklicht. Das Benachteiligungsverbot der weib- 
lichen Arbeitnehmer folgt aus Artikel 3 des Grund- 
gesetzes und § 75 des Betriebsverfassungsgesetzes. 
In der Praxis des Arbeitslabens ist durch die Ein- 
klagbarkeit Vorsorge dafür getroffen, daß die strikte 
Anwendung dieses Grundsatzes gerichtlich nachge- 
prüft und gegebenenfalls durchgesetzt werden kann. 

In diesem Zusammenhang i^iöchte ich noch darauf 
hinweisen, daß der Grundsatz der Lohngleichheit 
auch in den Tarifverträgen verwirklicht ist. Mei- 
nungsverschiedenheiten bestehen zwischen einigen 
Tarifvertragsparteien nur darüber, ob die in einer 
Reihe von Tarifverträgen enthaltenen unteren Lohn- 
gruppen zu einer versteckten Diskriminierung der 
Frauen bei gleichwertiger Arbeit führen. Die Bun- 
desregierung hat bereits mehrere Untersuchungen 
durchführen lassen und dem Deutschen Bundestag 
über die Ergebnisse berichtet (Bundestags-T^ruck- 
sachen V/3782, VI/ 1702, 7/90, 7/3267). Auf Grund der 
letzten dem Deutschen Bundestag vorliegenden Un- 
tersuchungsergebnisse der Professoren Rohmert und 
Rutenfranz haben sich die Vertreterder Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerseite inzwischen bereit erklärt, für 
die Umsetzung der Untersuchungsergebnisse in die 
Tarifpraxis nach Möglichkeit zu sorgen. 


® Anlage 37 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Gärtner (FDP) 
(Drucksache 8/206 Frage A 108): 

Treffen Pre»iemeldungen zu, nach denen der von den Streit- 
krÄften der Vereinigten Staaten von Amerika durchgeführte be- 
wertende Vergleich der Panzer Leopard II und der entsprechen“ 
d*n amerikanischen Entwicklung XM 1 zu einem negativen Er- 
gebnis für das von der Bundesrepublik Deutschland entwickelte 
Waffensystem geführt hatT 

Die Pressemeldungen treffen nicht zu; denn die 
vergleichende Bewertung XMl/Leopard 2 hat auf 
Wunsch der US-Seite noch nicht stattgefunden. Die 
Presseverlautbarungen beruhen auf einer US-inter- 
nen, einseitigen Bewertung, die durch eine Nach- 
lässigkeit in den USA an die Presse gelangte. Die 
Kriterien und Gewichtung der einzelnen Punkte 
sind bei dem dazu verwendeten Bewertungsverfah- 
ren der deutschen Seite nicht bekanntgegeben wor- 
den. Ebenso erfolgte die Auswahl der zu bewer- 
tenden Fhinkte einseitig durch die US-Army. Die 
US-Seite hat sich inzwischen für diesen Vorfall bei 
Minister Leber anläßlich seines jüngsten USA-Be- 
suches in der vergangenen Woche entschuldigt. 

Als Ergebnis der Erprobung des Leopard 2 in den 
USA kann vielmehr festgestellt werden, daß der 
deutsche Panzer eine mindestens gleichwertige — 
in wesentlichen Bereichen wie der Treffleistung und 
der Beweglichkeit sogar überlegene — Bewertung 
erzielt hat. 


Anlage 38 tQ 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 109 und 110): 

Inwieweit sind die in den Lärm Schutzzonen I für militärische 
Flugplätze gelegenen Ortschaften, aufweislich der den jeweili- 
gen Verordnungen beigefügten Lagekarten, beut© noch bewohnt 
bzw. noch vorhanden? 

In welchem Umfang wurden bisher von den Betroffenen 
Mittel für Lärmschutzmaßnahmen in Anspruch genommen, und 
welche Mittel stehen noch für das Jahr 1977 bereit? 

Zu Frage A 109: 

Bisher wurden Lärmschutzbereiche für 16 mili- 
tärische Flugplätze festgesetzt. Vor etwa 10 Jah- 
ren wurden 3 Gemeinden aus Flugsicherheitsgrün- 
den umgesiedelt (darunter Oberbolheim). Alle sonst 
in den Lärmschutzzonen 1 für militärische Flug- 
plätze gelegenen Ortschaften sind heute noch vor- 
handen und bewohnt. 

Zu Frage A HO: 

Erst im letzten Quartal 1976 wurden die ersten 
3 Anträge bei den dafür zuständigen Landratsämtern 
bzw. den Bezirksregierungen eingereicht. Die für 
1976 bereitgestellten Haushaltsmittel für die Er- 
stattung von Lärmschutzmaßnahmen wurden noch 
nicht in Anspruch genommen. Für 1977 sind in der 
Erwartung einer vermehrten Antragstellung 2 Mil- 
lionen DM in Ansatz gebracht. 


Anlage 39 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Höpflnger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 111 und 
112 ): 

Welche Gründe veranlassen das Bimdesverteidlgungsminisle- 
rium, im Widerspruch zum Grundsatz der helmatnahen Ausbil- 
dungsmöglichkelt, immer häufiger Wehrpflichtige aus dem Raum 
Bayern zur Ausbildung nach Hessen und in das Saarland zu 
beordern? 

Ist bei rwlngender Notwendigkeit dieser Einberufungspraiit 
Gewißheit gegeben, daß familiäre und soziale Härten Berüdesidh- 
tlgung finden und ln diesen Fällen heimatnahe Stationierung 
ermöglicht wird? 

Im Wehrbereich VI waren bis Ende vergangenen 
Jahres das Aufkommen an Wehrpflichtigen und der 
Personalbedarf der dort stationierten . Truppenein- 
heiten einigermaßen ausgeglichen; zu einigen Ein- 
berufungstermxnen bestand sogar ein geringes Fehl 
an verfügbaren Wehrpflichtigen. Seit dem Einbe- 
rufungstermin Januar 1977 hat sich dies geändert. 
Das Aufkommen im Wehrbereich übersteigt den Be- 
darf um mehr als 10 v, H. Dieser Überhang mußte in 
den im Norden angrenzenden Wehrbereich IV, der 
die Länder Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland 
umfaßt einberufen werden. Eine Einberufung in den 
westlich gelegenen Wehrbereich V wair nicht mög- 
lich, weil dort ebenfalls ein Überhang an Wehr- 
pflichtigen vorhanden war. 
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Die Wehrpflichtigen haben hinreichend Gelegen- 
heit, bestimmte Standortwünsche anzumelden. Hier- 
über werden sie bei der Musterung belehrt. Gleich- 
zeitig werden sie darauf hingewiesen, daß solche 
Wünsche nur im Rahmen der Eignung, der vorhan- 
denen Steilen und der berechtigten Belange anderer 
Wehrpflichtiger berücksichtigt werden können. Je 
früher Standortwünsche vorgetragen werden, um so 
mehr Aussicht besteht auf entsprechende Verwen- 
dung. Familiäre und soziale Härten werden dabei 
von den Wehrersatzbehörden in angemessener 
Weise berücksichtigt. Treten nach Diensteintritt 
Umstände ein, die eine heimatnahe Verwendung an- 
gezeigt erscheinen lassen, hat der Soldat die Mög- 
lichkeit, seine Versetzung zu beantragen. 


Anlage 40 

Antwort 

des Pari Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage A 113): 

Aus weldien Gründen hat der Chef des Militärischen Ab- 
schirmdienstes dem Verteidigungsausschuß eine Darstellung zu 
der Affäre um die Bespitzelung von Piloten der Luftwaffe ge- 
geben, die in wesentlichen Punkten der in einem von ihm ab- 
gezeichneten Protokoll einer MAD-Chefbesprechung widerspricht? 

Am 22. November 1976 fand im Amt für Sicherheit 
der Bundeswehr eine sogenannte Chef-Besprechung 
statt. Hierüber wurde durch einen Bediensteten des 
Amtes, der aushilfsweise eingesetzt war, ein Proto- 
koll gefertigt. 

Unter Punkt 4. dieses Protokolls ist u. a. vermerkt: 
Ich zitiere: 

Amtschef-Gespräch mit Inspekteur der Luftwaffe 

Amtschef folgte der Einladung zu einem vertrauli- 
chen Gespräch im kleinen Kreise. 

a) Inspekteur der Luftwaffe bereitet die Einstel- 
lung der Piloten zur abschlägigen Entscheidung 
über die Erhöhung der Sonderzulage nicht nur 
Sorgen, sondern er sieht darin eine Gefähr- 
dungssituation und demzufolge die Zuständig- 
keit des Militärischen Abschirmdienstes. 
Amtschef begegnet der Aussage mit der Staats- 
sekretär-Entscheidung, daß der MAD nur auf- 
grund eines konkreten Auftrages tätig werden 
kann. 

Zweifellos handelt es sich bei dieser Proble- 
matik um eine Angelegenheit, die in den Dis- 
ziplinarbereich fällt. 

Diese Erläuterungen des Amtschefs sind nicht kor- 
rekt wiedergegeben. Anhand von Notizen des Lei- 
ters der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des MAD 
und eigenen Notizen des Amtschefs ergibt sich, daß 
der Gesprächsverlauf beim Inspekteur der Luft- 
waffe am 16. November 1976 wie folgt war: 

Inspekteur der Luftwaffe bereitet die Einstel- 
lung zur abschlägigen Entscheidung über die 
Erhöhung der Sonderzulagen Sorgen, die jedoch 
den MAD nicht berühren. 


Eine mögliche Gefährdungssituation im Sinne (Q 
des MAD könnte durch Außenstehende eintre- 
ten, die zerstörerische Ziele verfolgen. 

Amtschef erläuterte einige solcher Möglichkei- 
ten für sicherheitsgefährdende Kräfte von au- 
ßen. - 

Es bestand Übereinstimmung, daß der MAD nur 
auf Antrag der Luftwaffenführung bei Staats- 
sekretär Fingerhut tätig wird; auftragswidrige 
Hilfen für Disziplinarvorgesetzte sind ausge- 
schlossen. 

Wegen der am 23. November 1976 beginnenden 
mehrtägigen Konferenz der Führungskräfte des MAD 
unterblieb eine genaue Kontrolle des Protokolls. Zwi- 
schenzeitlich hatte der Amtschef einen förmlichen 
Berichtigungsvermerk niedergelegt. Die Erläuterun- 
gen von Brigadegeneral Scherer vor dem Verteidi- 
gungsausschuß beruhen auf seinen Handaufzeich- 
nungen über das Gespräch vom 16. November 1976 
und entsprachen damit dem tatsächlichen Verlauf. 

Es trifft deshalb nicht zu, daß der Chef des Mili- 
tärischen Abschirmdienstes im Verteidigungsaus- 
schuß am 9. und 11. Februar 1977 eine dem tatsäch- 
lichen Geschehnisablauf widersprechende Darstel- 
lung gegeben habe. 


Anlage 41 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeorineten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage 
A114): 

In weldier Form und aus weldiem Anlaß hat der Chef des 
Militärisdien Abschirmdienstes bei ihm Untergebenen um Er- 
gebenheitsbekundungen nadigesudit, und weldien Erfolg hatte 
das Unternehmen? 

Der Amtschef des Amtes für Sicherheit der Bun- 
wehr hat am 10. Februar 1977 ein Fernschreiben an 
das Führungspersonal des Militärischen Abschirm- 
dienstes gerichtet. In diesem Fernschreiben wird un- 
ter Hinweis auf die am nächsten Tag stattfindende 
weitere Sitzung des Verteidigungsausschusses dar- 
auf hingewiesen, daß seit Monaten durch Preisgabe 
vertraulicher Dienstgeheimnisse versucht wird, den 
MAD ins Zwielicht zu bringen. Dadurch drohe die 
unter großen Mühen aller Mitarbeiter aufgebaute 
Vertrauensbasis des Militärischen Abschirmdienstes 
abzubröckeln. 

Als jüngsten Versuch dieser Art führt der Amts- 
chef den in der Öffentlichkeit erhobenen Vorwurf 
der angeblichen Bespitzelungen von Piloten durch 
den Militärischen Abschirmdienst an. 

Der Amtschef ging bei der Herausgabe des Fern- 
schreibens von der Überlegung aus, daß er zu An- 
griffen gegen seine Person nicht für sich selbst spre- 
chen könne und wolle. Seine Absicht war, dem Per- 
sonal des Dienstes Gelegenheit zur Äußerung über 
seine Tätigkeit als Chef des Dienstes zu geben. 
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(AJ Er hoffe damit, für die 2. Sitzung des Verteidi- 
gungsaussdiusses Klarheit zu gewinnen, ob Ver- 
trauen zur Führung des Dienstes noch vorhanden 
war oder nicht. Die erbetenen Stellungnahmen soll- 
ten auf rein freiwilliger Grundlage abgegeben wer- 
den. Damit war* klargestellt, daß es sich bei diesem 
Unternehmen nicht um das Einfordern dienstlicher 
Meldungen handelt, sondern um eine persönliche 
Maßnahme des Brigadegenerals Scherer. 

Zum Ergebnis dieses Unternehmens ist festzustel- 
len: 

Ein Mitarbeiter äußerte Zustimmung zu dem Vor- 
wurf angeblich parteipolitisch beeinflußter Personal- 
führung. Etwa ein Drittel gab keine Erklärungen ab. 

Die Mehrheit brachte zum Ausdruck, daß die Pres- 
se-Veröffentlichungen keinen Vertrauensverlust ge- 
genüber dem Chef des Dienstes bewirkt hätten. 


Anlage 42 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Gansei (SPD) 
(Drucksache 8/206 Frage 115): 

Wieweit ist die Einsatzbereitsdiaft der Bundesmarine von der 
Bereitstellung privatwirtschaftlicher Kapazitäten für Material- 
erhaltung und -Instandsetzung abhängig, und weldie Konse- 
quenzen ergeben sich für Planvorgabe, Auftragsvergabe und Ar- 
beitsverteilung zwischen Bundesmarine und privaten Unter- 
nehmen? 

Die Materialerhaltungsstufen 1 und 2 werden im 
gesamten Bereich der Bundeswehr von der Truppe 
durchgeführt. 

Für die Durchführung von Arbeiten der Material- 
erhaltungsstufen 3 bis 5 in den Gewerken Schiff- 
bau, Schiffsmaschinenbau und Schiffselektrotechnik 
stützt sich die Bundesmarine weitgehend auf privat- 
wirtschaftliche Kapazitäten, 

Arbeiten der Materialerhaltungsstufen 3 bis 5 für 
Schiffswaffen- und Schiffsoperationsanlagen erfolgen 
in Einrichtungen des Rüstungsbereichs: den Arsenal- 
betrieben Wilhelmshaven und Kiel. Weil deren Kapa- 
zitäten jedoch nur etwa ein Drittel des Bedarfs ab- 
decken, müssen auch auf diesem Sektor privatwirt- 
schaftliche Leistungen im großen Umfang in An- 
spruch genommen werden. 

Die Marine ist also zur Erhaltung ihrer Einsatzbe- 
reitschaft ganz wesentlich auf die Bereitstellung 
privatwirtschaftlicher Kapazitäten angewiesen. 

Infolgedessen ist die Schiffbauindustrie durch In- 
standsetzungsrahmenverträge zur Bereitstellung ent- 
sprechender Instandsetzungskapazitäten verpflichtet 
worden. Um sie in die Lage zu versetzen, die Mate- 
rialerhaltungsvorhaben der Marine umfangs- und 
termingerecht einplanen zu können, wird ihr der 
Jahreserhaltungsplan auszugsweise jeweils im Vor- 
jahr zur Verfügung gestellt. 


Anlage 43 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage der Abgeordneten Frau Simonis^ 
(SPD) (Drucksache 8/206 Frage A 117): 

Weldie Vorsdiläge wird die Bundesregierung zur Deckung der 
sogenannten Reparaturlücke in Hohe von 270 Millionen DM ma- 
(iien, um die für die Einsatzbereitsdiaft der Bundesmarine erfor- 
derlichen Reparaturen in diesem Haushaltsjahr vornehmen zu 
können? 

Es trifft nicht zu, daß in diesem Haushaltsjahr eine 
Reparaturlücke von 270 Millionen DM besteht. Nach 
dem Haushaltsentwurf 1977 stehen für die Material- 
erhaltung der Schiffe und Boote 435,5 Millionen DM 
zur Verfügung; das bedeutet eine Steigerung von 
65,5 Millionen DM gegenüber den Istausgaben 1976. 
Die Istausgaben 1976 enthalten allerdings eine üpl. 
Ausgabe von 30 Millionen DM. 

Wie ich schon in der Antwort auf die Frage des 
Herrn Abgeordneten Jungmann dargelegt habe, be- 
steht für den Zeitraum des 10. Finanzplanes 1976 bis 
1980 ein überhöhter Verpflichtungsstand von 190 
Millionen DM, Ob und inwieweit ein Mehrbedarf 
begründet ist, wird bei der Aufstellung des nächst- 
jährigen Finanzplanes geprüft. 


Anlage 44 


Antwort 


ÜD) 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Enders 
(SPD) (Drucksache 8/206 Fragen A 118 und 119): 

Sollte nach Ansicht der Bundesregierung dem Wunsch der 
Wehrpflichtigen nach Einberufung in einen heimatnahen Stand- 
ort entsprochen werden? 

Wie gedenkt die Bundesregierung, die Härten für die Wehr- 
pflichtigen zu mindern, die nach der Einberufung in einen hei- 
matfernen Standort erhöhte Zeit- und Kostenaufwendungen für 
die Heimfahrten zu tragen haben? 


Zu Frage A 118: 

Die Bundesregierung hält es für wünschenswert, 
wenn ein möglichst hoher Anteil an Wehrpflichtigen 
heimatnah einberufen wird. Es ist dies einer der 
Grundsätze, von denen die Wehrersatzbehörden bei 
der Einplanung zum Grundwehrdienst ausgehen. Die 
Möglichkeiten hierzu sind jedoch eingeschränkt 
durch die Notwendigkeit, das regionale Wehrpflich- 
tigen- Aufkommen möglichst gleichmäßig auszu- 
schöpfen, Da Aufkommen und Personalbedarf in 
keinem Wehrbereich deckungsgleich sind, ist ein 
Ausgleich unter den Wehrbereichen mit der Folge 
auch heimatfernerer Verwendung unvermeidbar. 
Hiervon besonders betroffen sind die Wehrpflichti- 
gen aus den Ballungsgebieten des Wehrbereichs III. 

Zu Frage A 119: 

Soldaten, die aufgrund der Wehrpflicht Grund- 
wehrdienst leisten, erhalten monatlich eine Freifahrt 
auf der Deutschen Bundesbahn in der 2. Kl, zwischen 
Standort und Wohnort. Bei unzureichender Eisen- 
bahnverbindung werden die Kosten der Benutzung 
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sonstiger öffentlicher Verkehrsmittel erstattet. Für 
weitere beliebige Fahrten auf allen inländischen 
Eisenbahnen ist nur der halbe Fahrpreis zu zahlen. 
Die Freifahrten auf der Deutschen Bundesbahn wer- 
den von den Grundwehrdienstleistenden nur zu rd. 
40 V. H. in Anspruch genommen. 

Im übrigen richtet die Truppe bei fehlender öffent- 
licher Verkehrsverbindung für Wochenendurlauber 
Sammeltransporte zum Bahnhof ein. Außerdem sind 
die Einheitsführer gehalten, durch Dienstbefreiung 
den Grundwehrdienstleistenden zu helfen, bei Fami- 
lienheimfahrten den Zuganschluß zu erreichen. 


Anlage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Hansen (SPD) 
(Drucksache 8/206 Frage A 120): 

Trifft es zu — wie in der Pressemeldung der Rheinischen Post 
vom 16. März 1977 behauptet — , daß eine Ablösung der Flug- 
lotsen der Royal Air Force durch Bundeswehrsoldaten geplant 
ist und dies erhebliche Nachteile für die Flugsicherheit bedeu- 
ten würde, und wie gedenkt die Bundesregierung, gegebenen- 
falls solche Nachteile zu mindern? 

In der von Ihnen zitierten Pressemeldung wird in 
unzulässiger Weise eine Verbindung hergestellt 
zwischen der Sicherheit im Luftraum und dem Ein- 
satz von Fluglotsen der Bundeswehr. 

|BJ 

Es entspricht den Tatsachen, daß beabsichtigt ist, 
Flugleiter der Bundeswehr in der Regionalstelle 
Düsseldorf zum Einsatz zu bringen. Dies geht zu- 
rück auf den Auftrag des Bundeskanzlers von 1973 
und die Planung der Bundesregierung, das soge- 
nannte „Bremer Modell" in den 4 Zentralen Bre- 
men, Düsseldorf, Frankfurt und München zu ver- 
wirklichen. Nachdem der Einsatz militärischen Flug- 
sicherungspersonals in der Zentrale München ab Juli 
1976 am Widerstand der zivilen Lotsen scheiterte, 
haben sich Verkehrsminister und Verteidigungs- 
minister am l.Mai 1977 darauf geeinigt, zunächst das 
in Düsseldorf tätige Flugsicherungspersonal der 
Royal Air Force durch Personal der Bundeswehr zu 
ersetzen. Diese Maßnahme erfolgt im Einverneh- 
men mit der Royal Air Force Germany, deren Be- 
triebsverfahren durch die Bundeswehr-Kontrolleiter 
unverändert weitergeführt werden. 

Es ist daher nicht ersichtlich, wie aus dieser Tat- 
sache geschlossen werden kann, daß der Luftraum 
um Düsseldorf bei Einsatz von englischem Flug- 
sicherungspersonal sicher und das Betriebsklima mit 
englischen Soldaten gut sei, bei Einsatz von Bun- 
deswehrpersonal jedoch schwerwiegende Nachteile 
eintreten würden. Es ist weiterhin abwegeg, der Be- 
völkerung einzureden, der Einsatz der Bundeswehr- 
lotsen würde verhindern, daß Maßnahmen zur Lärm- 
entlastung der Anlieger verwirklicht werden könn- 
ten. 

Die Pressemeldung greift — in gleicher Weise 
wie bei Fragen der Fastzusammenstöße — die Ar- 
gumente der zivilen Fluglotsen auf, die bekannter- 


maßen Sicherheitsbedenken gegen eine Integration 
des zivilen und deutschen militärischen Flugsiche- 
rungspersonals erheben. 

Die Bundesregierung sieht in dem gemeinsamen 
Betrieb von Flugsicherungszentralen nur Vorteile 
und hat keinen Anlaß, aufgrund der Bedenken der 
Fluglotsen die Planungen für Düsseldorf zu verän- 
dern. 


Anlage 46 

Antwort ' 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage der Abgeordneten Frau Krone- 
Appuhn (CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage A 121): 

Hält die Bundesregierung es für einen Beitrag zur Waffenstan- 
dardisierung innerhalb der Nato, wenn künftig Vi der Panzer 
in den USA und in der Bundesrepublik Deutschland mit unter- 
schiedlichen Kanonen und Motoren ausgerüstet werden, und hält 
die Bundesregierung an der 1974 getroffenen Vereinbarung fest, 
daß nach einem Wettbewerb zwischen amerikanischen und deut- 
schen Panzern der überlegenere Panzer von beiden Verbündeten 
übernommen wird? 

In einem Memorandum of Understanding (MoU) 
waren im Dezember 1974 das United States Departe- 
ment of the Army und das Bundesministerium der 
Verteidigung u. a. übereingekommen: 

a) Im Rahmen der nationalen Forderungen für die 

nächste Kampfpanzer-Generation, also für den 
Leopard 2 und den XM 1, ein Höchstmaß an Stan- 
dardisierung zu erreichen. W 

b) Die US-Seite bekräftigt ihre Absicht, einen vom 
BMVg entsprechend den US-Forderungen form- 
geänderten Leopard 2 zu erproben und eine ver- 
gleichbare Bewertung beider Panzer durchzu- 
führen. 

Eine gegenseitige Verpflichtung des jeweils ande- 
ren Partners, abhängig vom Ausgang der Bewer- 
tung, den anderen Panzer zu übernehmen, bestand 
und besteht nicht. Vielmehr sind die Bemühungen 
darauf ausgerichtet, möglichst viele Komponenten 
einheitlich zu haben. Gemäß den Vereinbarungen 
sollte die Entscheidung über die gemeinsame 
Hauptwaffe im Januar 1977 erfolgen. — Da die Ent- 
scheidung anhand vorhandener Waffen gefällt wer- 
den soll, kommt als einziger Kandidat die deutsche 
Kanone im Kahber 120 mm mit glattem Rohr in 
Frage. — Wegen des Wechsels in der Administra- 
tion konnte die US-Seite diesen Termin nicht einhal- 
ten und wird sich erst im Dezember dieses Jahres 
über die Wahl einer 120 mm Kanone entscheiden. 

Wir hoffen fest, daß die USA sich unserer Entschei- 
dung anschließen werden. 

Auch für die Auswahl der Turbine des XM 1 
durch Deutschland ist noch kein Zeitverzug einge- 
treten; denn es ist vereinbart, daß wir Fertigung 
und Einbau erst dann übernehmen, wenn die Se- 
rienreife gegeben ist und die Einbauuntersuchun- 
gen einschließlich der Untersuchung der System- 
verträglichkeit der Turbine mit dem Leopard 2 posi- 
tav abgeschlossen sein werden. Eine Turbine für 
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(A) diese Untersudiungen wird das Bundesverteidi- 
gungsministerium im Sommer dieses Jahres er- 
halten. 


Anlage 47 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd- 
lidie Frage des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) 
(CDU/CSU) (Drudcsadie 8/206 Frage A 122): 

Welche Vorbereitungen hat die Bundesregierung getroffen, da- 
mit dem Deutschen Bundestag der Bericht über die Auswirkun- 
gen des Wohnraumkündigungssdiutzgesetzes rechtzeitig vorge- 
legt wird? 

Zur Vorbereitung des von der Bundesregierung 
dem Deutschen Bundestag 1979 zu erstattenden Be- 
richts hat der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau nach Abstimmung mit 
den beteiligten Bundesministerien zwei empirische 
Untersuchungen in Auftrag gegeben. Inhalt der Auf- 
träge sind neben bestimmten Vorermittlungen eine 
umfassende Befragung von Vermietern und Mietern, 
die Aufschluß über die praktischen Auswirkungen 
der Einzelaspekte des Zweiten Wohnraumkündi- 
gungsschutzgesetzes geben sollen. Die Untersuchun- 
gen sind zeitlich so angelegt, daß sie rechtzeitig 
für die Verwertung in dem Bericht abgeschlossen 
werden. 

Neben den angeführten Untersuchungen ist be- 
absichtigt, bei ausgewählten, für die Verhältnisse 
in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt reprä- 
sentativen Gerichten eine Auswertung mietprozes- 
sualer Akten vornehmen zu lassen. Der Fragebogen 
für eine solche Aktenanalyse wird zur Zeit im Bun- 
desministerium der Justiz erarbeitet. Im Hinblick 
auf die zeitliche Verzögerung, mit der mit Rechts- 
streitigkeiten aufgrund der am 1. Januar 1975 einge- 
tretenen neuen Rechtslage gerechnet werden konn- 
te, sowie mit Rücksicht auf die Dauer von Rechts- 
streitigkeiten soll die Auswertung soweit als mög- 
lich an das Ende der nach der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vorgesehenen vierjährigen 
Beobachtungsphase gerückt werden. Die für eine 
solche Auswertung erforderlichen Mittel sind im 
Haushaltsentwurf 1977 für das Bundesministerium 
der Justiz eingeplant. 

Die Bundesregierung beobachtet im übrigen 
selbstverständlich die Rechtsprechung zum Zweiten 
Wohnraumkündigungsschutzgesetz anhand der ver- 
öffentlichten Gerichtsentscheidungen sowie die ein- 
schlägigen Veröffentlichungen zu dem Fragenkreis 
in der Fachliteratur. 


Anlage 48 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd- 
lichen Fragen des Abgeordneten Gerladi (Obern- 


au) (CDU/CSU) (Drudcsadie 8/206 Fragen A 125 und 
126): 

Bei welchen Staatsanwaltschaften sind Ermittlungsverfahren 
wegen der Offenbarung und Veröffentlichung geheimer Vor- 
gänge im Fall »Traube“ anhängig? 


Zu Frage A 125: 

Wegen der Offenbarung und Veröffentlichung ge- 
heimer Vorgänge im Zusammenhang mit Aktionen 
der Sicherheitsbehörden gegen Herrn Dr. Traube 
sind mehrere Ermittlungsverfahren bei der zustän- 
digen Staatsanwaltschaft in Bonn anhängig, über 
weitere, bei anderen Staatsanwaltschaften anhän- 
gige Ermittlungsverfahren ist der Bundesregierung 
nichts bekannt. 

Zu Frage A 126: 

Hinsichtlich des von Ihnen angesprochenen Kom- 
plexes laufen Ermittlungsverfahren bei der Staats- 
anwaltschaft Bonn. Sie werden Verständnis dafür 
haben, daß sich die Bundesregierung im Hinblick 
auf diese laufenden Verfahren auch einer Stellung- 
nahme zur strafrechtlichen Bewertung der Sachver- 
halte, die Gegenstand dieser laufenden Verfahren 
sind, zu enthalten hat. 


Anlage 49 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Graf Stauffenberg 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage A 128): 

Trifft es zu, daß Bundesjustizminister Vogel dem polnischen 
Justizminister Bafia bei dessen Besuch in der Bundesrepublik 
Deutschland sein Verständnis für die polnische Forderung aus- 
gedrückt hat, die deutsche Gesetzgebung müsse den internatio- 
nalen Verträgen in der Weise »angepaßt“ werden, daß man die 
»Fiktion“ des Fortbestandes des Deutschen Reiches in den Gren- 
zen von 1937 und damit die Auffassung aufgeben müsse, die 
Gebiete jenseits von Oder und Neiße seien im rechtlichen Sinne 
kein Ausland und die dort wohnenden Deutschen nach wie vor 
deutsche Staatsangehörige, und welche Auffassung vertritt die 
Bundesregierung hinsichtlich des polnischen Verlangens und des 
Verhaltens von Bundesminister Vogel? 

Nach dem allein maßgeblichen Text der gemein- 
samen Erklärimg der beiden Minister vom 11. Fe- 
bruar 1977 (Bulletin S. 133 f.) hat der Bundesminister 
der Justiz gegenüber dem polnischen Verlangen nach 
Anpassung von Rechtsetzung und Rechtspraxis dar- 
auf hingewiesen, „daß die Bundesrepublik dabei an 
ihre Verfassung und die Gesamtheit ihrer vertrag- 
lichen Verpflichtungen gebunden sei". Wenn trotz- 
dem der polnische Justizminister in einem Interview 
mit der polnischen Wochenzeitugg „Polityka" vom 
5. März 1977 auf ein „gewisses Verständnis" im 
Sinne Ihrer Frage glaubte schließeil zu können, s6 
ist dies einseitig. Die vom Bundesminister der Justiz 
abgegebenen Erklärungen wahren den Rechtsstand- 
punkt der Bundesrepublik Deutschland in vollem 
Umfang. 


Welche Straftatbestände könnten nach Auffassung der Bundes- 
regierung durch die Offenbarung und Veröffentlichung von Vor- 
gängen im Fall »Traube“ erfüllt sein? 


I 
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(A) Anlage 50 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd- 
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Karwatzki 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 129 und 
130): 

wird — und wenn ja, wann — die Bundesregierung ihren Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Reform des Strafverfahrensredits vom 
6. September 1974 (Drucksadie 7/2526) dem 8. Deutschen Bundes- 
tag zur Beratung und Beschlußfassung vorlegen? 

Wenn ja, wird dies in der ursprünglichen Form (Drucksache 
7/2526) erfolgen, oder wie wird der Vorschlag aussehen? 

Die Fragen beziehen sich auf den von der Bundes- 
regierung im April 1974 beschlossenen Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Reform des Strafverfahrens- 
rechts. Die in diesem Entwurf enthaltenen Gesetzes- 
vorschläge sind mit Ausnahme von zwei Punkten im 
Gesetz zur Ergänzung des Ersten Gesetzes zur Re- 
form des Strafverfahrensrechts aufgegangen, das am 
1. Januar 1975 in Kraft getreten ist. Bei den im Ge- 
setzgebungsverfahren anhängig gebliebenen Punk- 
ten handelt es sich um Vorschläge für die Einführung 
eines Zeugnisverweigerungsrechts für Sozialarbeiter 
sowie für eine Regelung über die Auswahl des 
Pflichtverteidigers durch den Beschuldigten. Diese 
Vorschläge sind bei den Beratungen des Gesetzent- 
wurfs im Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages 
wegen der Vordringlichkeit anderer Regelungen, die 
Anfang 1975 in Kraft treten sollten, zurückgestellt 
und bis zum Ende der 7. Legislaturperiode nicht 
mehr aufgegriffen worden. Die Bundesregierung hat 
über die Frage einer Wiedereinbringung noch nicht 
(Bj entschieden. 


Anlage 51 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr, Hammans (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage A 132) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die Food 
and Drug Administration ein Verbot des künstlichen Süßstoffs 
Sacharin für die USA angekündigt hat, und wird die Bundesre- 
gierung ebenfalls ein Verbot in die Wege leiten? 

Die Food and Drug Administration (FDA) hatte in 
einer Ankündigung von Anfang März bekanntge- 
geben, daß aufgrund von kanadischen Versuchen mit 
Sacharin bei Ratten beabsichtigt sei, in den USA den 
Süßstoff Sacharin im Juli 1977 zu verbieten. Inner- 
halb von 30 Tagen nach dieser ersten Veröffentli- 
chung soll nach dem FDA-Verfahren die entspre- 
chende offizielle Bekanntmachung der Verbots-Ab- 
sicht veröffentlicht und danach eine 60 Tage-Frist für 
die Anhörung der interessierten Kreise eingeräumt 
werden. Bis dahin dürfen in den USA weiterhin 
Sacharin und mit Sacharin versetzte Lebensmittel im 
Verkehr bleiben und in den Verkehr gebracht wer- 
den. Die FDA hat ausdrücklich betont, daß insoweit 
keine Gefahr für die menschliche Gesundheit be- 
stünde, einen Nachweis, daß beim Menschen durch 
Sacharin, das seit 80 Jahren als Süßstoff benutzt 
wird, Tumore erzeugt würden, gäbe es nicht. 


Das vorgesehene Verbot beruht auf Tierversu- ^ 
chen, bei denen durch die Verabreichung von Futter 
mit hohen Dosen Sacharin über eine lange Zeit hin- 
weg bei Ratten Tumore in der Blase erzeugt worden 
sein sollen. Nach Angabe der FDA vom 9. März 
1977 war die Sachahnmenge so groß, daß im Ver- 
gleich dazu ein Mensch täglich 800 Haschen eines 
Diätgetränks von 0,35 1 lebenslang trinken müßte, 
um die gleiche Menge Sacharin wie die Versuchs- 
tiere aufzunehmen. 

Die FDA stützt ihr Verbot auf die sogenannte De- 
laney-Klausel, nach der ein Lebensmittelzusatzstoff 
auf jeden Fall dann zu verbieten ist, wenn er irgend- 
wie durch welche Bedingungen auch immer eine 
krebserregende Wirkung bei Mensch oder Tier 
zeigt. 

In der Bundesrepublik ist Sacharin, nachdem 
schon 1970 im Zusammenhang mit dem Süßstoff 
Cyclamat einmal der Verdacht einer krebserregen- 
den Wirkung bei Tierversuchen aufgetaucht war, in 
jahrelangen Untersuchungen im Bundesgesundheits- 
amt und im Krebsforschungszentrum Heidelberg ge- 
prüft worden, ohne daß sich Anhaltspunkte für eine 
Krebserregung gezeigt hätten. 

Nach Bekanntwerden der amerikanischen Veröf- 
fentlichung hat das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit umgehend die Beschaffung 
der Versuchsunterlagen bzw. des entsprechenden 
Protokolls in die Wege geleitet. Wenn das zuge- 
sagte Material vorliegt, wird es eingehend vom Bun- 
desgesundheitsamt und vom Krebsforschungszen- 
trum geprüft werden, um festzustellen, ob die Ergeb- P) 
nisse eine Einschränkung des Zusatzes von Sacharin 
zu Lebensmitteln oder ein Verbot des Stoffes er- 
fordern können. 


Anlage 52 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Scheffler (SPD) (Druck- 
sache 8/206 Fragen A 133 und 134) : 

Weldie positiven Veränderungen in inhaltlicher und organi- 
satorischer Gestaltung sowie zahlenmäßiger Teilnahme an den 
Bundesjugendspielen haben sich nach der Erkenntnis der Bundes- 
regierung seit der öffentlichen Anhörung des Sportausschusses 
und des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit des 
Deutschen Bundestages am 3. Dezember 1970 ergeben? 

Ist die Bundesregierung bereit, weitere Initiativen mit dem 
Ziel zu entwickeln, die Bundes jugendspiele in verstärktem Maß 
zu einem durchgängigen und sportlich vielfältigen System zui 
Entwicklung und Entfaltung sportlicher Interessen und Neigun- 
gen der Schüler auszugestalten, und in welcher Form kann dies 
nach Auffassung der Bundesregierung gegebenenfalls geschehen? 

Zu Frage A 1 33 : 

Die von Ihnen zitierte Anhörung hat seinerzeit 
Anstoß zu einer neuen Entwicklungsphase der Bun- 
desjugendspiele gegeben. Die Übungen wurden stär- 
ker auf den durchschnittlich begabten Jugendlichen 
ausgerichtet, die Erfolgschancen und die damit zu- 
sammenhängende Motivation der Teilnehmer er- 
höht. Die Programmteile wurden stärker differen- 
ziert, Alternativangebote gemacht, neue Übungen 
einbezogen. Ferner wurde das Wahlprinzip weiter 
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entwickelt und der Wertungsprozeß durch neue 
leidit zu handhabende Tabellen objektiviert. 

Inzwischen sind auch die Acht- und Neunjährigen 
am Wettkampf beteiligt. Für die Einbeziehung der 
noch Jüngeren , laufen Erprobungen. Gleichzeitig 
wurde die Teilnahme der Behinderten an den Spie- 
len ermöglicht. 

Darüber hinaus hat der Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit der Ständigen Kon- 
ferenz der Kultusminister der Länder vorgeschlagen, 
mit dem Deutschen Sportbund eine Vereinbarung 
über die Koordinierung der jugendsportlichen Ver- 
anstaltungen zu treffen. Dieses Konzept ist im we- 
sentlichen heute realisiert. 

Die Teilnehmerzahlen sind bei allen Unterschie- 
den in den einzelnen Ländern seit 1970 mit über 
4 Millionen insgesamt gesehen konstant geblieben. 

Zu Frage A 134: 

Ohne die ständige Fortentwicklung und Anpas- 
sung der Bundesjugendspiele an die jeweils neue- 
sten Erkenntnisse des Sports im allgemeinen und des 
Schulsports im besonderen würden sich die hohen 
Teilnehmerzahlen dieser größten Jugendsportveran- 
staltung nicht halten lassen. 

In der Sitzung des Kuratoriums für die Bundes- 
jugendspiele im vorigen Jahre ist ein Ad-hoc-Aus- 
schuß berufen worden, in dem der Bund mit den 
Ländern, den kommunalen Spitzenverbänden und 
dem Deutschen Sportbund die Grundkonzeption und 
B) Organisationsstruktur der Bundes jugendspiele neu 
durchdenkt. 

Insbesondere soll eine noch engere Kooperation 
mit der Kultusministerkonferenz erzielt werden. 

Ich hoffe, daß die strukturellen und inhaltlichen 
Ergebnisse dieser Arbeit so ausfallen werden, daß 
die Fortentwicklung der Bundesjugendspiele lang- 
fristig sichergestellt ist. Dies ist um so mehr erfor- 
derlich, weil die Bundesjugendspiele weit überwie- 
gend in den Schulen durchgeführt werden. Deshalb 
ist die Mitarbeit der Länder unentbehrlich und die 
Bundeskompetenz insoweit wesentlich einge- 
schränkt. 


Anlage 53 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Fiebig (SPD) (Drucksache 
8/206 Fragen A 135 und 136): 

Weldie konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung zur 
Vorbereitung der neuen Arzneimittelprüfriditlinie ergriffen, um 
festzustellen, welche bisherigen Prüfvorschriften für die vorklini- 
sche und klinische Untersuchung von Arzneimitteln in ihrer Aus- 
sagefähigkeit durch einwandfreie statistische Untersuchungen 
mit Präzisierung ihrer Erfolgswahrscheinlichkeiten und Ver- 
trauensgrenzen unbestritten belegt und als ethisch und rechtlich 
unbedenklich ausgewiesen sind, so daß durch Aussonderung der 
unbewiesenen Methoden die Arzneimittelentwidclungskosten im 
Interesse der Kostendämpfung verringert werden können? 

Für welche Methoden zur vorklinischen und klinischen Prü- 
fung von Arzneimitteln gedenkt die Bundesregierung noch weite- 
re Auskünfte hinsichtlich ihrer Aussagefähigkeit einzuholen, 
und welche Methoden haben sich als unbestritten und unein- 
geschränkt anerkannt erwiesen? 


Zu Frage A 135: 

Der Entwurf einer Arzneimittelprüfrichtlinie, die 
als Verwaltungs Vorschrift gemäß § 26 Arzneimittel- 
gesetz 1976 nach Anhörung von Sachverständigen 
erlassen wird, befindet sich zur Zeit in Vorbereitung. 

Grundlage für die Vorbereitung ist die Richtlinie 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
20. Mai 1975 zur Angleichung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
analytischen, toxikologisch-pharmakologischen und 
ärztlichen oder klinischen Vorschriften und Nach- 
weise über Versuche mit Arzneispezialitäten, die zu 
transformieren die Bundesrepublik Deutschland ver- 
pflichtet ist. Diese Richtlinie wird im wesentlichen — 
mit Ausnahme der Analytik — bereits durch die 
vom Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit am 11. Juni 1971 im Bundesanzeiger Nr. 113 
bekanntgemachte Richtlinie über die Prüfung von 
Arzneimitteln bei der Registrierung neuer Arznei- 
stoffe angewandt. 

Die Anforderungen der Richtlinie sind allgemei- 
ner Natur und müssen für das einzelne Arzneimittel 
durch den für die Prüfung Verantwortlichen konkre- 
tisiert werden. Nach den bisherigen Erfahrungen des 
Bundesgesundheitsamtes bei der Bewertung der ge- 
mäß der Richtlinie von 1971 vorgelegten Untersu- 
chungsergebnisse erscheint es z. Z. weder notwen- 
dig noch zweckmäßig, konkrete Maßnahmen zu er- 
greifen. 

Zur Frage A 136: 

Im Rahmen der Vorbereitungen zu der nach § 26 
zu erlassenden Arzneimittelprüf richtlinie werden je- 
doch selbstverständlich audi die Fragen nach der 
Aussagefähigkeit der Methoden geprüft und insbe- 
sondere auch Gegenstand der vorgeschriebenen 
Sachverständigenanhörungen sein. 


Anlage 54 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Marsdiall (SPD) (Druck- 
sache 8/206 Frage A 137): 

Sind der Bundesregierung wissenschaftliche Erkenntnisse über 
die schädlichen Auswirkungen von Schlafmitteln in bezug auf 
Störungen des normalen Schlafrhythmus und in bezug auf zwang- 
hafte Dauereinnahme durch Entzug von Tiefschlaf bekannt, und 
welche Maßnahmen wird sie ergreifen, um die Verbraucher vor 
der Verwendung solcher Schlafmittel zu schützen? 

Die heute gebräuchlichen Arzneimittel zur Be- 
handlung von Schlafstörungen bewirken in der Re- 
gel eine Änderung des physiologischen Schlafrhyth- 
mus, insbesondere eine Unterdrückung der soge- 
nannten Tief- oder Rem-Schlafphase. Es ist gegen- 
wärtig noch ungeklärt, welche Bedeutung dieser 
Eingriff für die Körperfunktionen und das psychische 
Verhalten hat. Es ist bekannt, jedoch nicht unbe- 
stritten, daß Zusammenhänge zwischen Unterdrük- 
kung des Rem-Schlafes und der Ausbildung einer 
Schlafmittelabhängigkeit bestehen. 
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Der überwiegende Teil der Schlafmittel unterliegt 
der Verschreibungspflicht, d. h., die Dauer der An- 
wendung wird vom behandelnden Arzt unter Be- 
rücksichtigung von Nutzen-Risiko-Abschätzung be- 
stimmt. 

Bei den nicht der Verschreibungspflicht unterste- 
henden Schlafmitteln vom Typ der bromierten 
Harnstoffverbindungen schreibt die aufgrund des 
§ 38 a des Arzneimittelgesetzes erlassene Rechts- 
verordnung vom 14. November 1973 vor, daß sie 
nur mit dem Hinweis in den Verkehr gebracht wer- 
den dürfen, nicht längere Zeit oder in höheren Do- 
sen ohne ärztlichen Rat angewendet zu werden. 

Aus Gründen des vorbeugenden Gesundheits- 
schutzes ist in dem Gesetz zur Neuordnung des Arz- 
neimittelrechts, das am 1. Januar 1978 in Kraft tritt, 
die Ermächtigung zur Unterstellung unter die Ver- 
schreibungspflicht erweitert worden. Danach kön- 
nen Arzneimittel auch dann der Verschreibungs- 
pflicht unterstellt werden, wenn sie häufig in er- 
heblichem Umfange nicht bestimmungsgemäß ge- 
braucht werden und dadurch die Gesundheit unmit- 
telbar oder mittelbar gefährdet werden kann. Dies 
trifft für die genannten Arzneimittel zu. Es kann 
damit gerechnet werden, daß die von mir eben ge- 
nannten bromierten Harnstoffverbindungen nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes nur noch auf ärztliche 
Verschreibung abgegeben werden dürfen. 


Anlage 55 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Bölling auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Nordlohne (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage A 142): 

Wie hoch waren die Personalkosten für die im Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 2. März 1977 (2 BvE 1/76) genannten 
Faltblätter, und wie viele Bedienstete des Bundes sind wie 
lange mit diesen Faltblättern befaßt gewesen? 

Bereits in der Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 17. März 1977 habe ich auf eine ähnliche Frage 
des Herrn Abgeordneten Gerlach dargelegt, daß sich 
die Ausgaben für das Personal, das bei einzelnen 
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt wor- 
den ist, nicht feststellen lassen. Ich wiederhole daher, 
daß diese Kosten im Verhältnis zu den Herstel- 
lungs- und Streukosten unerheblich gewesen sein 
dürften. 

Zunächst muß gesagt werden, daß in aller Regel 
mit der Gestaltung und Produktion von Broschüren, 
Faltblättern oder Anzeigen Agenturen beauftragt 
werden, bei denen dann der größte Teil der Arbeit 
liegt. Die Bediensteten des Presse- und Informa- 
tionsamtes der Bundesregierung oder der Referate 
für Öffentlichkeitsarbeit in den Ministerien befas- 
sen sich bei solchen Maßnahmen der Öffentlich- 
keitsarbeit hauptsächlich mit der Konzeption, der 
Korrektur der von den Agenturen gemachten Vor- 
schläge, der Abstimmung mit zu beteiligenden Stel- 
len sowie der Überwachung und haushaltsmäßigen 
Abwicklung der Produktion. 


Bereits diese Aufzählung zeigt, daß mit jedem (Q 
einzelnen Projekt eine ganze Reihe von Beamten 
und Angestellten auf verschiedenen Ebenen in Be- 
rührung kommt bis hin zur politischen Leitung des 
jeweiligen Hauses, die letztverantwortlich über das 
Projekt zu entscheiden hat. ' 


Anlage 56 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Bölling auf die Münd- 
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Tübler (CDU/ 
CDU) (Drucksache 8/206 Fragen A 143 und 144): 

Wie hoch war die Auflage und die Leserzahl des unter V. 2. a) 
aa) der Gründe des Urteils vom 2. März 1977 (2 BvE 1/76) ge- 
dannten Faltblattes des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung („Leistung verdient Vertrauen. Eine Bilanz nach 
sieben Jahren sozialliberaler Regierung“)? 

Wie hoch war die Auflage und die Leserzahl der unter V. 2. a) 
bb) der Gründe des Urteils vom 2. März 1977 (2 BvE 1/76) aufge- 
führten Publikationen „Arbeitsbericht '76“ des Bundespresseamts 
und „Unsere soziale Sicherung' des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung? 

1. Das Faltblatt „Leistung verdient Vertrauen. 
Eine Bilanz nach sieben Jahren sozial-liberaler Re- 
gierung" hatte eine Auflage von 491 250 Exempla- 
ren. Die Zahl der Leser läßt sich nicht ermitteln. 

2. Die Broschüre „Arbeitsbericht 77" hatte eine 
Auflage von 485 760 Exemplaren. Die Broschüre 
„Unsere soziale Sicherung" des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung erschien in einer Auflage 
von 2,1 Millionen Exemplaren. Bei beiden Bro- 
schüren ist die Leserzahl ebenfalls nicht feststellbar. 


Anlage 57 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Mündlichen Fra- 
gen des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen A 145 und 146): 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, auch im Hinblick 
auf die jüngste Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Informationspolitik der Bundesregierung, die Informationen 
der Bundesregierung für Arbeitnehmer „aus Bonn* durch das 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung auch künftig 
über die allgemeinen Informationen hinaus herauszugeben und 
aus Steuermitteln zu finanzieren, oder ist es nicht vielmehr 
eine Aufgabe der autonomen Gruppen der Gesellsdiaft — und 
in diesem Falle hauptsächlich der (Gewerkschaften — , die Arbeit- 
nehmer über ihre Belange in Politik und Gesetzgebung zu in- 
formieren, wie dies au<h dem Selbstverständnis freier Verbände 
entspricht? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts insbesondere hin- 
sichtlidi der laufenden Publikationen des Presse- und Informa- 
tionsamts der Bundesregierung zu ziehen, soweit diese gezielt 
bestimmte Personengruppen ansprechen und unbestreitbar nach 
Inhalt und Aufmachung vielfach mehr der Selbstdarstellung der 
Politik der sozialliberalen Regierung als der sachlichen Infor- 
mation dienten? 

1. Die Bundesregierung hält es auch nach dem Ur- 
teil des Bundesverfassungsgerichts nicht nur für ver- 
tretbar, sondern auch für notwendig, den Informa- 
tionsdienst für Arbeitnehmer „aus Bonn" herauszu- 
geben. 
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Das Presse* und Informationsamt ist der Auffas- 
sung, daß dieser Dienst ein geeignetes Mittel ist, 
sachbezogene Informationen an die Arbeitnehmer 
heranzu tragen. Wenn dieser Dienst dabei das Ver- 
ständnis für notwendige, auch für unpopuläre Maß- 
nahmen der Sozial- und Wirtschaftspolitik zu wek- 
ken sucht und über den Inhalt von Gesetzen und 
die aus ihnen erwachsenden Rechte und Pflichten 
aufklärt, so entspricht das genau dem, was das Bun- 
desverfassungsgericht (S. 27 — 29) nicht nur als zu- 
lässige, sondern expressis verbis als notwendig 
Aufgabe der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit be- 
schrieben hat. 

Der Dienst wird nicht über die Gewerkschaften 
vertrieben. Er wird vielmehr in erster Linie an ein- 
zelne Betriebs- und Personalräte verschickt; nicht 
damit sie ihn weiter verteilen, wozu die Auflage 
von ca. 40 000 Stück auch kaum ausreichen würde, 
sondern um diese Personen, die in den Betrieben 
unmittelbar mit Arbeitnehmerfragen befaßt sind, mit 
den notwendigen Informationen aus der Sicht der 
Bundesregierung zu versorgen. Die Bundesregierung 
ist nicht der Ansicht, daß es ausschließlich Aufgabe 
der sogenannten autonomen Gruppen der Gesell- 
schaft ist, ihre Mitglieder über die sie betreffenden 
Belange in Politik und Gesellschaft zu informieren. 
Auch ein Verfassungsorgan, wie die Bundesregie- 
rung, hat das Recht und die Pflicht, die Bevölkerung 
aus ihrer Sicht über ihre Politik und die von ihr 
getroffenen Maßnahmen zu unterrichten. Dies hat 
das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich bestätigt. 

2. Ich gehe davon aus, daß mit „laufenden Publi- 
kationen" Periodika gemeint sind und nicht Broschü- 
ren, die in Abständen neu aufgelegt werden. Neb^ 
den Informationen für Arbeitnehmer „aus Bojtn" 
gibt das Presse- und Informationsamt der BupÜes- 
regierung ein paar weitere Informationsdienste 
heraus, die jedoch in wesentlich geringerer Auf- 
lagenhöhe erscheinen. So die beiden wöchentlichen 
Periodika „Sozialpolitische Rundschau" mit einer 
Auflage von 3 000 Exemplaren und „Aktuelle Bei- 
träge zur Wirtschafts- und Finanzpolitik" mit einer 
Auflage von 1 500 Exemplaren, die jedoch nicht 
bestimmte Personengruppen ansprechen, sondern im 
wesentlichen an die für Sozial- und Wirtschaftspoli- 
tik zuständigen Redakttpnen von Zeitungen, Zeit- 
schriften, Rundfunk und Fernsehen verschickt wer- 
den. Außerdem erscheint noch in einer Auflage von 
500 Stück der monatliche Dienst „Informationen für 
Werkredakteure", deren begrenzter Bezieherkreis 
schon aus dem Titel zu erkennen ist. 

Nach Auffassung der Bundesregierung dienen 
diese Informationsdienste der sachlichen Unterrich- 
tung und nicht der Selbstdarstellung der Politik der 
Bundesregierung, es sei denn, man wollte die Infor- 
mation über politische Maßnahmen und die Erläute- 
rung von Zusammenhängen aus der Sicht der Bun- 
desregierung a priori als parteilich gefärbte Selbst- 
darstellung qualifizieren. Es ist deshalb nicht zu 
sehen, wie hier restriktive Konsequenzen aus dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts gezogen wer- 
den sollten. 


Anlage 58 tQ 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Becher (Pullach) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage A 151): 

Welche Folgerungen zieht oder hat die Bundesregierung aus 
der Überprüfung der Angaben gezogen, die der ehemalige Kor- 
respondent des CETEKA, Svetozar Simko, über die Spionage- 
und Sabotagetätigkeit von 17 Angehörigen der tschechoslowaki- 
schen Botschaft in Bonn machte? 

Wie ich bereits zu den von Ihnen und Herrn Kol- 
legen Gerlach für die Fragestunde am 3. März 1977 
gestellten und von mir schriftlich beantworteten 
Fiagen ausgeführt habe — ich beziehe mich auf die 
Anlagen 36 und 53 des Stenographischen Berichts 
über die 16. Sitzung — , wird derzeit sehr sorgfältig 
geprüft, welche Folgerungen aus den Angaben des 
ehemaligen Korrespondenten der tschechoslowaki- 
schen Nachrichtenagentur CTK, Simko, zu ziehen 
sind. 

Ich kann nur noch einmal wiederholen, daß die 
zuständigen Behörden Hinweisen auf Aktivitäten 
tschechoslowakischer oder anderer Nachrichten- 
dienste in der Bundesrepublik Deutschland mit allen 
zu Gebote stehenden Mitteln nachgehen. Sollte hier- 
bei festgestellt werden, daß Mitarbeiter amtlicher 
Vertretungen anderer Länder mit ihrem Status nicht 
zu vereinbarenden Tätigkeiten nachgehen, wird die 
Bundesregienmg, dessen dürfen Sie sicher sein, in 
der gleichen Weise reagieren, wie es auch frühere 
Bundesregierungen für angemessen und zweckmäßig 
gehcdten haben. 


Anlage 59 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Coppik (SPD) 
(Drucksache 8/206 Frage A 160): 

Wie ist der derzeitige Stand der Bemühungen der Bundesre- 
gierung, eine endgültige Klärung der Schicksale der in Argen- 
tinien vermißten deutschen Staatsangehörigen Peter Falk, Maxi- 
me Ricardo Wettengel und Klaus Zieschank durch die argenti- 
nischen Behörden zu erwirken, und welche Schritte wird die 
Bundesregierung gegebenenfalls zur endgültigen Klärung der 
Vermißtenschicksale einleiten? 

Das Schicksal der deutschen Staatsangehörigen 
Dieter Falk, Max Wettengel und Klaus Zieschank 
ist nach wie vor noch unaufgeklärt. Die Botschaft 
in Buenos Aires wird wegen dieser Fälle regelmä- 
ßig im argentinischen Außenministerium vorstellig. 

Obwohl Herr Wettengel und Herr Zieschank ne- 
ben der deutschen auch die argentinische Staats- 
angehörigkeit haben, hat die argentinische Regie- 
nmg der Botschaft nicht das Recht bestritten, sich 
um die Fälle Wettengel und Zieschank zu kümmern. 
Dies ist als Zeidien guten Willens zu werten. 

Die Bundesregierung gibt sich allerdings mit der 
von den argentinischen Behörden immer wiederhol- 
ten Auskunft, wonach diesen der Verbleib der Her- 
ren Wettengel und Zieschank ebenso wie der Ver- 
bleib Herrn Falks unbekannt ist, nicht zufrieden. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. März 1977 


1387' 


(A) Die argentinische Regierung hat jedoch ebenfalls 
immer wieder zugesichert, daß die Nachforschungen 
nach den drei Vermißten weitergehen. 

Welches die nächsten Schritte der Bundesregie- 
rung in dieser Angelegenheit sein werden, möchte 
ich hier nicht gern öffentlich ankündigen, da solche 
Ankündigungen erfahrungsgemäß die Wirksanikeit 
der fraglichen Schritte beeinträchtigen. Ich bitte Sie 
vielmehr, sich insoweit mit einer ergänzenden 
schriftlichen Stellungnahme, die Ihnen in Kürze zu- 
geht, zufriedenzugeben. 


Anlage 60 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Hansen (SPD) (Druck- 
sache 8/206 Frage A 165) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die im ,stern" Nr. 13 vom 
17. März 1977 geschilderten Vorgänge in der „Colonia Dignidad* 
in Chile und das Verhalten der deutschen Botschaft? 

Die Bundesregierung bittet um Verständnis dafür, 
daß auf diese Frage heute keine endgültige Antwort 
erteilt werden kann. 

Die Bundesregierung hatte Hinweise über gewisse 
Zustände und hatte deswegen den Botschafter ge- 
beten, sich um Aufklärung zu bemühen. 

Die erneut — wie es scheint — nicht unbegründet 
gegen die „Colonia Dignidad" in Chile erhobenen 
Vorwürfe sind jedoch so schwerwiegend, daß eine 
eingehende Untersuchung imbedingt erforderlich ist. 

Bei der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
konnte eine abschließende Stellungnahme noch 
nicht vorgelegt werden. Die erneut eingeleitete 
Prüfung wird aber intensiv fortgeführt. 

über das Ergebnis wird die Bimdesregierung so 
bald wie möglich berichten. 

* 

Anlage 61 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Sdiriftlidien Fra- 
gen des Abgeordneten Gerladi (Obernau) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 6 und 7) : 

Wie hoch war die Gesamtauflage und die Leserzahl der Ta- 
geszeitungen und Zeitschriften, in denen die Bundesregierung 
die unter V. 1. der Gründe des Urteils des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 2. März 1977 (2 BvE 1/76) als verfassungswidrig 
festgestellten Anzeigen veröffentlichen ließ? 

Wie hoch war die Leserzahl der Tageszeitungen, denen in 
7,5 Millionen Exemplaren das unter V. 2. a) aa) der Gründe 
des Urteils des Bundesverfassungsgericht vom 2. März 1977 
(2 BvE 1/76) genannte Faltblatt beigelegt wurde? 

Zu Frage B 6; 

Die Gesamtauflage der Tageszeitungen, in denen 
die Bundesregierung im Frühsommer 1976 Anzeigen 
über ihre Arbeit und Ziele veröffentlichte, variierte 
— je nach Anzeigeninhalt und materieller Ausstat- 


tung der beteiligten Ressorts — zwischen 2,7 und 
12,5 Millionen Exemplaren. 

Die Auflage der „Bunten Illustrierten", in der das 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
ebenfalls im Frühsommer 1976 Anzeigen brachte, 
betrug rund 1,8 Millionen Exemplare; die des »Spie- 
gel* knapp 1 Million Exemplare. 

Die Auflagen der Funk- und Fernseh-Zeitschriften 
in denen das Presse- und Informationsamt der Bim- 
desregierung anläßlich der Anhebung der Renten 
zum 1. Juli 1976 fünf Anzeigen schaltete, betrugen 
1 1 Millionen Exemplare. 

Die Leserzahl der genannten Medien kann auf 
Grund der in der Wirtschaft gebräuchlichen Analy- 
sen nur grob angegeben werden: Demzufolge betrug 
die Leserzahl der Tageszeitungen, in denen die Bun- 
desregierung Anzeigen veröffentlichte, zwischen 
rund 6 Millionen und 30 Millionen; die der „Bunten 
Illustrierten" liegt bei 5, die des „Spiegel" bei 4,7 
Millionen und die der Funk- und Fernseh-Zeitschrif- 
ten bei 30 Millionen. 

Nach den in der Vergangenheit durch das Presse- 
und Informationsamt durchgeführten demoskopi- 
schen Erfolgskontroll-Messungen haben gut ein Vier- 
tel der Leser dieser Medien Anzeigen der Bundes- 
regierung gesehen. 

Zu Frage 7: 

Die Leserzahl der Tageszeitungen, als deren Bei- pj 
läge das Faltblatt des Auswärtigen Amtes „Gemein- 
sam für weltweite Partnerschaft" vertrieben worden 
ist, kann nur geschätzt werden. Bei der Streuung des 
Faltblattes ging man von einem Erfahrungswert von 
2,7 als Multiplikator je Zeitungsexemplar aus; das 
ergäbe bei einer Gesamtauflage von 7,5 Millionen 
ca. 20 Millionen Leser. 


Anlage 62 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen (SPD) (Drucksache 8/206 Frage B 8): 

Inwieweit sind an die Stelle von Benifskonsulaten Honorarkon- 
sulate getreten, bei denen Beamte des Auswärtigen Amtes kon- 
sularische Tätigkeiten ausüben, und ist vorgesehen, länderweise 
zu prüfen, in welchem Umfang diese Maßnahmen erweitert wer- 
den können? 

Den Erfordernissen der Personaleinsparung fol- 
gend und im Einklang mit der Empfehlung der Re- 
formkommission für den Auswärtigen Dienst über- 
prüft das Auswärtige Amt seit einigen Jahren, wel- 
che Konsulate geschlossen werden können. Starker 
Arbeitsanfall und große Entfernung der nächsten 
berufskonsularischen Vertretung verbieten jedoch 
meist einen so radikalen Abbau. 

Wenn eine Schließung arbeitsmäßig und politisch 
möglich ist, bieten sich drei Ersatzkonstruktionen 
an: Konsularische Außenstelle, HonorarkonsuT mit 
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Bediensteten des Auswärtigen Amts und Honorar- 
konsul ohne Bedienstete des Auswärtigen Amts. 

Die Zuteilung von Bediensteten des Auswärtigen 
Amts zu Honorarkonsuln ist, wie die Erfahrung 
zeigt, arbeitsreditlidi und psychologisch nicht unpro- 
blematisch. Diese Lösung wurde deshalb bisher nur 
dann gewählt, wenn der Arbeitsanfall für einen Ho- 
norarkonsul mit nur selbst angestelltem Personal zu 
groß, wegen der repräsentativen Aufgaben oder aus 
optisch/politischen Gründen aber eine Außenstelle 
nicht ausreichend war. Die bisherigen Fälle sind: 

Bregenz, Klagenfurt und Linz in Österreich, 
Maastricht in den Niederlanden, 

Malaga in Spanien und 
Perth in Australien. 

Es wird weiterhin geprüft, ob andere Berufskon- 
sulate durch Honorarkonkuln oder Außenstellen er- 
setzt werden können. Andererseits gibt es aber Orte, 
an denen der Arbeitsanfall bei der Betreuung der 
Deutschen im Ausland so gestiegen ist, daß er von 
einem Honorarkonsul nicht mehr bewältigt werden 
kann und den Einsatz mehrerer voll tätiger Bedien- 
steter erfordert. Auf diese Weise sah sich das Aus- 
wärtige Amt gezwungen, in den letzten zwei Jahren 
neue Außenstellen in Santa Cruz de Tenerife, Las 
Palma de Gran Canaria und in Miami/USA einzu- 
richten. 


CBJ 

Anlage 63 


Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Picard (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 9, 10 und 11): 

Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, daß die Tätig- 
keit eines für diesen Zweck beurlaubten deutschen Lehrers an 
einer deutschen Schule im Ausland nach den geltenden Renten- 
versicherungsgesetzen als .Beschäftigung im Ausland” angese- 
hen und deshalb für die Dauer der Tätigkeit an einer deutschen 
Auslandsschule eine Nachversicherung nicht vorgenommen wird, 
sofern der betreffende Lehrer aus dem Beamtenverhältnis aus- 
scheidet, da eine .Beschäftigung im Ausland nicht der Versiche- 
rungspflicht in der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung 
unterliegt”, und wenn nein, welche Folgerungen zieht sie dar- 
aus? 

Sieht die Bundesregierung die in Frage 9 bezeichnete Be- 
stimmung nicht als eine der zu beseitigenden Benachteiligungen 
deutscher Lehrer an deutschen Auslandsschulen gegenüber z. B. 
Beamten des auswärtigen Dienstes, wie sie auch bei der Ver- 
weigerung des Wahlrechts für deutsche Lehrer im Ausland zum 
Ausdruck kommt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um Deut- 
schen, die an deutschen Schulen oder deutschen kulturellen Ein- 
richtungen im Ausland arbeiten, die rechtliche Gleichstellung 
mit den Angehörigen des auswärtigen Dienstes und deutschen 
Mitarbeitern bei internationalen oder europäischen Institutionen 
zu gewähren, und welche Gründe standen dem bisher entgegen? 


Zu Frage B: 9: 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich 
die Anfrage auf die in der Auslandskulturarbeit täti- 
gen Personen bezieht, die von inländischen Institu- 
tionen in das Ausland vermittelt oder entsandt wer- 
den und deren Tätigkeit durch Zuwendungen gern. 
§ 44 BHO aus dem Kulturhaushalt des Einzelplans 05 
finanziell gefördert wird. Es handelt sich hierbei um 


fQ 

a) Lehrer, die von der Zentralstelle für das Aus- 
landsschulwesen an Schulen im Ausland vermit- 
telt werden, 

b) wissenschaftliche Lehrkräfte, die der Deutsche 
Akademische Austauschdienst (DAAD) an Hoch- 
schulen im Ausland vermittelt, 

c) Angestellte des Goethe-Instituts, die es an seine 
Zweigstellen im Ausland entsendet, 

d) Angestellte des Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienstes (DAAD), die dieser an seine 
Außenstellen im Ausland entsendet. 

Eine rechtliche Gleichstellung mit den Angehöri- 
gen des auswärtigen Dienstes und den deutschen 
Mitarbeitern bei internationalen oder europäischen 
Institutionen kommt für die in c) und d) genannten 
Angestellten schon deshalb nicht in Betracht, weil 
Goethe-Institut und DAAD Vereine privaten Rechts 
sind. Im Einklang mit dem Bericht der Enquete-Kom- 
mission für auswärtige Kulturpolitik des Deutschen 
Bundestages beabsichtigt die Bundesregierung nicht, 
diesen Rechtszustand zu ändern. Das gilt auch für 
die in b) genannten wissenschaftlichen Lehrkräfte, 
die vom privatrechtlichen DAAD vermittelt werden 
und in ein Dienstverhältnis mit der ausländischen 
Hochschule treten. 

Eine rechtliche Gleistellung mit den Angehörigen 
des auswärtigen Dienstes etc. ist auch für die von 
der Zentralstelle für das Auslandsschulwesen ver- 
mittelten Lehrer nicht möglich. Hierzu hat die Bun- 
desregierung bereits am 9. Mai 1974 auf die Frage 
des Abgeordneten Kaffka geantwortet. Die Grund- <P) 
läge für die Vermittlung der Auslandslehrer ist in 
der „Vereinbarung über die rechtliche Behandlung 
der Auslandslehrer" gemäß Beschluß der Kultus- 
ministerkonferenz vom 4. Februar 1965 (GMBl. 1965, 
Seite 72) gegeben. Die Auslandslehrer sind danach 
aus dem inländischen Schuldienst unter Fortfall ihrer 
Dienstbezüge beurlaubte Landesbeamte, die von der 
Zentralstelle für das Auslandsschulwesen an eine 
Auslandsschule vermittelt sind. Sie schließen einen 
Dienstvertrag mit dem ausländischen Schulträger, 
und zwar zu den in seinem Bereich geltenden Bedin- 
gungen. 

Da die von den Schulträgern im Ausland gezahl- 
ten Vergütungen jedoch der Tatsache, daß die Leh- 
rer aus der Bundesrepublik dorthin vermittelt sind,* 
nicht oder nicht ausreichend Rechnung tragen, hat 
sich der Bund bereit erklärt, ihnen durch die Zentral- 
stelle Ausgleichszulagen zu gewähren, die ihnen 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage im 
Gastland und der innerdeutschen Besoldüngsverhält- 
nisse eine ihrer Aufgabe entsprechende finanzielle 
Stellung gewährleisten sollen. Hierbei handelt es 
sich um Zuwendungen, die ihnen unmittelbar aus 
dem Kulturhaushalt des Auswärtigen Amts nach 
§44 BHO gezahlt werden. 

Mit der Vermittlung durch die Zentralstelle er- 
werben die Auslandslehrer somit die Rechtsstellung 
der Empfänger von Zuwendungen. 

Da die Lehrer also im Dienst ausländischer Schul- 
träger stehen und Empfänger von Bundeszuwendun- 
gen sind, können sie rechtlich nicht den Beamten 
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(A) des Auswärtigen Dienstes oder den Angehörigen 
internationaler oder europäischer Institutionen 
gleichgestellt werden. 

Ungeachtet dessen bemüht sich das Auswärtige 
Amt laufend, im Rahmen des Kulturhaushalts die 
Zuwendimgen so zu gestalten, daß alle vier Per- 
sonengruppen einerseits im Vergleich zu den Bun- 
desbeamten finanziell angemessen ausgestattet und 
andererseits hinsichtlich ihres laufenden Einkom- 
mens im Ausland trotz ihres unters|chiedlichen 
Status gleichbehandelt werden. Letzteres ist jetzt 
dadurch erreicht worden, daß ab 1. Januar 1977 
der Tarifvertrag für die Angestellten des Goethe- 
Instituts, sinngemäß angewandt auf die Angestell- 
ten des DAAD, und die entsprechenden Richtlinien 
für die Auslandslehrer und für die wissenschaft- 
lichen Lehrkräfte Auslandsbezüge in Höhe der ge- 
setzlichen Auslandsbesoldung bzw. der tariflichen 
Auslandsvergütung nach BAT garantieren. Wenn 
nicht in rechtlicher, so ist doch in tatsächlicher 
Hinsicht hier die Gleichbehandlung herbeigeführt 
worden. 

Im Ergebnis kann festgestellt werden, daß die in 
Ihrer Frage 1 erwähnten Personengruppen, gemes- 
sen an den von ihnen erwarteten Leistungen einer- 
seits und an d^ Lage vergleichbarer Gruppen in der 
Bundesrepublik Deutschland andererseits, so groß- 
zügig ausgestattet sind, daß weitergehende Er- 
wartungen sachlich ungerechtfertigt wären. 

Zu Frage BIO: 

(B) 

Es ist nicht ohne weiteres ersichtlich, welche Be- 
stimmungen Sie, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
hier im Auge hatten. Von einer Verweigerung des 
Wahlrechts für Lehrer im Ausland oder andere 
Personen durch die Bundesregierung kann jeden- 
falls keine Rede sein. Der gegenwärtige Rechtszu- 
stand in dieser Hinsicht beruht vielmehr auf dem 
Bundeswahlgesetz. 

Die bisherigen Bemühungen der Bundesregierung, 
für diese Gruppen, die nicht im Wahlgebiet woh- 
nen und nicht unter § 12 des Bundeswahlgesetzes 
fallen, eine Ausweitung des Wahlrechts zum Deut- 
schen Bundestag zu erreichen, haben keinen Erfolg 
gehabt, weil die Mehrheit des Parlaments dies aus 
wohlerwogenen Gründen nicht will. Laut Bundes- 
tagsdrucksache 7/2063 hat dementsprechend der 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages in seiner 
Sitzung am 7. Mai 1974 vielmehr beschlossen, das 
Wahlrecht nicht auf weitere, nicht im Bundesgebiet 
wohnende Deutsche auszudehnen. Speziell für den 
Fall der Auslandslehrer hat daher in der 237. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 5. Mai 1976 
(Drucksache 7/5094 Frage A 13) der Parlamenta- 
rische Staatssekretär Dr. Schmude darauf hingewie- 
sen, daß von dem Erfordernis der Seßhaftigkeit im 
Wahlgebiet nach § 12 Abs. 1 Bundeswahlgesetz nur 
die Angehörigen des öffentlichen Dienstes ausge- 
nommen sind, die auf Anordnung ihres Dienstherrn 
ihren Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland genommen haben, und daß zu diesem 
Personenkreis die deutschen Lehrer an Auslands- 
schulen nicht gehören. Dasselbe gilt für die Aus- 


landsangestellten des Goethe-Instituts und des (C) 
DAAD sowie für die vom DAAD an Auslandshoch- 
schulen vermittelten wissenschaftlichen Lehrkräfte. 

Zu Frage Bll: 

Die Bundesregierung hält es nicht für gerecht- 
fertigt, daß die Zeit der Tätigkeit eines Lehrers an 
einer deutschen Schule im Ausland, sofern der be- 
treffende Lehrer aus seinem deutschen Beamten- 
verhältnis ausscheidet, in der Rentenversicherung 
nicht nachversichert werden kann. Nach langjähri- 
gen Bemühungen zur Beseitigung dieses Zustandes 
war im Bericht der Bundesregierung zu Fragen der 
Rentenversicherung vom 31. August 1970 (Renten- 
versicherungsbericht) — Drucksache VI/1126 — 
unter Ziffer E. 1 c auf Seite 43 eine diesbezügliche 
Änderung des Rentenversicherungsgesetzes ange- 
regt worden. Das Rentenreformgesetz vom 16. Ok- 
tober 1972 hat die Fragen dann leider doch nicht 
geregelt. Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat sogar letzthin mit Schreiben vom 
12. Januar 1977 die Kultusminister (Senatoren) der 
Länder ausdrücklich auf die rentenversicherungs- 
rechtlichen Folgen hingewiesen, die Auslandslehrer 
im Falle ihres Ausscheidens aus dem Beamtenver- 
hältnis zu gewärtigen haben. Obwohl danach nicht 
mit einer baldigen Gesetzesinitiative zu rechnen 
ist, bemüht sich das Auswärtige Amt weiterhin um 
eine Regelung für die allerdings geringe Zahl der- 
artiger Fälle. 


Anlage 64 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brüdier auf die 
Sdiriftlidie Frage des Abgeordneten Dr. Hupka 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 12) : 

In welcher Weise hat die Bundesregierung die den Deutschen 
durch kommunistische Regierungen vorenthaltenen Menschen- 
rechte während der Sitzungswochen der Menschenrechtskom- 
mission der Vereinten Nationen in Genf zur Sprache gebracht? 

Auf der 33. Tagung der VN-Menschenrechtskom- 
mission in Genf vom 7. Februar bis zum 11. März 
1977 standen in erster Linie die Fragen einer stär- 
keren Berücksichtigung der wirtschaftlichen und so- 
zialen Belange der Entwicklungsländer im Vorder- 
grund, die hierin eine elementare Voraussetzung für 
einen wirksamen Menschenrechtsschutz in ihrem Be- 
reich sehen. Ein weiterer wesentlichen Teil der Ta- 
gung war den vertraulichen Diskussionen über 
akute und schwerwiegende Verletzungen der Men- 
schenrechte in bestimmten Regionen der Dritten 
Welt gewidmet. 

Darüber hinaus gelang es jedoch erstmalig, im 
Rahmen der allgemeinen Diskussion über Men- 
schenrechtsverletzungen in allen Teilen der Welt 
aufgrund einer amerikanischen Initiative auch die 
Lage der Bürgerrechtler in der Sowjetunion anzuspre- 
chen. Eine Vertiefung der Diskussion hierüber schei- 
terte allerdings an dem ^entschiedenen Widerstand 
der Ostblockländer, die sich auf den Grundsatz der 




1390* Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. März 1977 


(^) Nichteinmischung beriefen, und an dem Bemühen 
der über die Mehrheit verfügenden Länder der Drit- 
ten Welt, die eine Wiederbelebung der Ost-West- 
Auseinandersetzung in den VN-Gremien als Ablen- 
kung von ihren eigenen dringenden wirtschaftlichen, 
sozialen und humanitären Belangen betrachten und 
ablehnen. Immerhin unterstützten einige gemäßigte 
Länder der Dritten Welt jedoch den westlichen 
Standpunkt, daß sich kein VN-Mitgliedstaat ange- 
sichts langdauernder und schwerer Menschenrechts- 
verletzungen in seinem eigenen Land auf den 
Grundsatz der Nichteinmischung berufen könne. In 
diesem durch die Mehrheits Verhältnisse abgestedc- 
ten Rahmen hat die Delegation der Bundesrepu- 
blik Deutschland mit aller Entschiedenheit den von 
der Bundesregierung wiederholt bekräftigten Stand- 
punkt vertreten, Schutz und Förderung der Men- 
schenrechte dürften nicht auf einige wenige Regio- 
nen der Welt beschränkt werden; Menschenrechts- 
verletzungen müßten vielmehr von der VN-Men- 
schenrechtskommission in allen Teilen der Welt 
überprüft werden. Wir würden es daher begrüßen, 
wenn gerade diejenigen Länder, die so oft ihre 
große Besorgnis über die Entwicklung der Men- 
schenrechte in Chile, Südafrika und in anderen Tei- 
len der Welt ausgesprochen hätten, eine ähnlich ver- 
antwortungsbewußte Haltung gegenüber der men- 
schenrechtlichen Situation in ihrem eigenen Bereich 
zeigen würden. 

An anderer Stelle, bei der Erörterung des Themas 
„Selbstbestimmungsrecht für Völker unter kolo- 
(Pj nialer und rassistischer Herrschaft“ hat unsere De- 
legation hervorgehoben, das Selbstbestimmungs- 
recht müsse auch für Mitteleuropa und für das 
deutsche Volk gelten. Der DDR-Beobachter er- 
widerte hierauf in Ausübung des Antwortrechts, 
sein Land habe sich „für immer" für den Sozialis- 
mus entschieden. 

Wenn auch eine eingehendere Diskussion der 
menschenrechtlichen Lage in den Ostblock-Ländern 
auf der diesjährigen Tagung der VN-Menschen- 
rechtskommission unter den gegebenen Umständen 
nicht erreicht werden konnte, ist doch bemerkens- 
wert, daß eine — wenn auch überwiegend proze- 
durale — Diskussion über Menschenrechtsverletzun- 
gen in der Sowjetunion überhaupt zustande kam. 
Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt diese 
Entwicklung. Sie wird sich weiterhin im Rahmen 
ihrer .Möglichkeiten und unter Beachtung der jewei- 
ligen bilateralen Interessen mit dem gebotenen 
Nachdruck weltweit für den Schutz und die Förde- 
rung der Menschenrechte — insbesondere, soweit 
Deutsche betroffen sind — einsetzen. 


Anlage 65 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Czaja 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 15): 


Trifft es zu, daß in früheren Jahren die Volksrepublik Polen (C) 
400 000 deutsche Aussiedler ausreisen ließ, ohne damals die ihnen 
nach dem freiheitlichen deutschen innerstaatlichen Recht zuste- 
hende Zuerkennung des Vertriebenenstatus zu beanstanden? 

Die polnische Seite hat schon in früheren Jahren 
darauf hingewiesen, daß sie als problematisch an- 
sieht, daß Personen, die aufgrund eines Ausreise- 
antrages in die Bundesrepublik Deutschland über- 
siedeln, als Vertriebene behandelt werden. 

Soweit die polnische Seite diese Frage in Regie- 
rungsgesprächen angesprochen hat, ist ihr seitens 
der Bundesregierung erläutert worden, daß die Aus- 
siedler mit den Vertriebenen rechtlich gleichgestellt 
werden, damit sie in den Genuß der mit dieser 
Rechtsstellung verbundenen Vorteile gelangen. 


Anlage 66 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Marx 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 16): 

Welche kulturellen Beziehungen gibt es gegenwärtig zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Ostblockstaaten (UdSSR, 

Polen, CSSR, Ungarn, Rumänien und Bulgarien)? 

Die kulturellen Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Staaten UdSSR, Po- 
len, CSSR, Ungarn, Rumänien und Bulgarien sind 
vielfältig. Grundlage der kulturellen Beziehungen (D) 
zu diesen Ländern sind Kulturabkommen und Ver- 
einbarungen zwischen Wiasenschaftsinstitutionen 
beider Seiten. Kulturabkommen wurden bisher ab- 
geschlossen mit: UdSSR, Rumänien, Bulgarien, Po- 
len. Das Abkommen mit Polen ist noch nicht in 
Kraft getreten. Ein Abkommen mit Ungarn ist para- 
phiert. 

Kulturelle Beziehungen gibt es mit allen Ländern 
in folgenden Bereichen: Wissenschaft, Gastspiele 
und Ausstellungen, Medien, Sprachförderung, ge- 
sellschaftliche Gruppen. Im Schulbereich gibt es da- 
gegen nur mit einigen wenigen Ländern eine Zu- 
sammenarbeit. Die Beziehungen im Wissenschafts- 
bereich erstrecken sich auf lang- und kurzfristigen 
Stipendienaustausch, Professorenaustausch, Ferien- 
kursstipendien, Universitätspartnerschaften, Studen- 
tenkontakte u. a. Im Gastspielbereich werden En- 
sembles, Solisten, Gastregisseure, Gastdirigenten 
u. a. ausgetauscht. Im Ausstellungssektor erstreckt 
sich der Austausch auf Kunst- und auf Informations- 
ausstellungen. Im Medienbereich ist das Buch bei 
unseren Maßnahmen am stärksten beteiligt. Die 
Kontakte im Bereich gesellschaftlicher Gruppen um- 
fassen vor allem die Zusammenarbeit zwischen Er- 
wachsenenbildungs- und Berufsbildungsinstitutio- 
nen. Im Bereich Sprachförderung ist das Goethe- 
Institut mit einem umfangreichen Stipendienangebot 
für Deutschkurse tätig. Nur langsam laufen die Kon- 
takte auf dem Gebiet des Jugendaustausches an. Um- 
fangreicher ist der Austausch auf dem Gebiet des 
Sports. 
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Die kulturellen Beziehungen mit den genannten 
Staaten erstrecken sich, wie ich oben dargelegt 
habe, auf den gesamten Bereich unserer kulturellen 
Aktivitäten. 


Anlage 67 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 17): 

Welche Alternativen zur Errichtung einer Kernenergieaufbe- 
reitungsanlage und Atommülldeponie außerhalb der Bundesre- 
publik Deutschland hat die Bundesregierung bisher geprüft, und 
welche Möglichkeiten in dieser Hinsicht zieht sie noch in Be- 
tracht? 

Die Bundesregierung verfolgt alle ihr zugäng- 
lichen Informationen über ausländische und inter- 
nationale Pläne zur Einrichtung von Wiederauf- 
arbeitungs- und Atomabfallanlagen unter dem Ge- 
sichtspunkt, inwieweit sie zur Entsorgung deutscher 
Kernkraftwerke ggf. beitragen können. Dabei hat 
sich die Aufmerksamkeit der Bundesregierung in 
Anbetracht der engen Zusammenarbeit im Bereich 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie naturge- 
mäß auf das westliche Ausland, insbesondere auf die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und 
auf Nordamerika, sowie auf die internationalen 
Kernenergieorganisationen konzentriert. 

Die zum Teil in intensiven Gesprächen und Be- 
suchen am Ort betriebenen Erkundungen und Prü- 
fungen der Bundesregierung haben ergeben, daß auf 
absehbare Zeit kein Land willens oder in der Lage 
wäre, eine längerfristige oder gar definitive Lage- 
rung von radioaktiven Abfällen hoher Aktivität zu 
übernehmen, die bei der Bestrahlung von Kern- 
brennstoff in deutschen Kernkraftwerken anfallen. 
Insbesondere haben die USA, aber auch Frankreich, 
Großbritannien, die anderen EG-Staaten, andere 
westeuropäische Länder oder Kanada noch kein 
Konzept entwickelt, das dem deutschen Konzept an- 
nähernd vergleichbar wäre und Aussichten auf Ver- 
wirklichung innerhalb der überschaubaren Zukunft 
böte. Auch aufgrund der die meisten Staaten erfas- 
sende Kernenergiediskussion wäre kein Land bereit, 
zusätzlich zu den Abfallmengen, die in eigenen 
Kernkraftwerken entstehen, noch eine langfristige 
(über die Lebensdauer der Kernkraftwerke ge- 
sicherte) Garantie für die endgültige Lagerung aus 
dem Ausland stammender hochaktiver Abfälle zu 
übernehmen. 

Hinsichtlich der Wiederaufarbeitung bestrahlten 
Kernbrennstoffs der in deutschen Kernkraftwerken 
üblichen Art ist zur Zeit nur eine größere Anlage in 
Betrieb, die für den zivilen Bereich Wiederaufarbei- 
tungsdienst zu übernehmen in der Lage und auch 
bereit ist, nämlich die französische Anlage in Cap 
de la Hague. Eine kleinere Anlage in Japan steht 
kurz vor der Inbetriebnahme, eine weitere Anlage 
in Großbritannien soll in einigen Jahren fertigge- 
stellt werden. Im übrigen bestehen nur einige klei- 
nere Prototyp- oder Pilotanlagen der Art, wie sie 


auch die Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe dar- 
stellt und die für eine Entsorgung von nur etwa 
tausend Megawatt Kernkraftwerksleistung ausrei- 
chen und daher für eine internationale Betrachtung 
ausscheiden. In den USA ist die Inbetriebnahme der 
zum größten Teil fertiggestellten Wiederaufarbei- 
tungsanlagen größeren Zuschnitts durch die von der 
neuen Administration eingeleitete Überprüfung der 
Wirtschaftlichkeit der Wiederaufarbeitung unter 
amerikanischen Bedingungen, d. h. insbesondere un- 
ter dem Eindruck großer Bestände und Reserven 
von frischen Brennstoffen (zum Teil unter Nutzung 
der für das US-Kernwaffenprogramm geschaffenen 
Kapazitäten) auf längere Sicht in Frage gestellt, die 
Schaffung neuer Kapazitäten, die von der Menge 
auch für die Entsorgung nichtamerikanischer Kern- 
kraftwerke in Betracht kämen, vorerst sogar ausge- 
schlossen. Insgesamt ist also weiterhin ein großer 
Engpaß bei der Bereitstellung von Wiederaufarbei- 
tungskapazitäten vorhanden. Dies gilt in noch stär- 
kerem Maße für die Endlagermöglichkeiten; in USA 
z. B. werden Pilotanlagen nicht vor Mitte der 80er 
Jahre zur Verfügung stehen. 

Die multilateralen Überlegungen über die Schaf- 
fung internationaler, ggf. regionaler Brennstoff- 
kreislaufzentren, wie sie insbesondere in der welt- 
weiten Internationalen Atomenergie-Organisation 
angestellt werden, sind noch in einem frühen Sta- 
dium und lassen — auch angesichts der auf der 
Hand liegenden Probleme wie etwa lange Transport- 
wege für gefährliches Material, physischer Schutz 
von Anlagen in internationaler Verantwortung, mul- 
tilaterale Finanzierung und nicht zuletzt Standort- 
versuche — noch keine Aussagen über ihre Ver- 
wirklichungschance oder erst recht keine über einen 
möglichen Zeitpunkt ihrer Inbetriebnahme zu. Die 
Bundesregierung beteiligt isich jedoch aktiv an die- 
sen Überlegungen und Untersuchungen. 

Unter diesen Umständen müssen sich die Anstren- 
gungen der Bundesregierung im Zusammenwirken 
mit der interessierten deutschen Energiewirtschaft 
und Kernenergieindustrie darauf konzentrieren, bis 
zur Schaffung einer eigenen deutschen Entsorgungs- 
anlage zu Vereinbarungen mit bereits bestehenden 
(Cap de la Hague) und in den nächsten Jahren in 
Betrieb gehenden Entsorgungseinrichtungen zu we- 
nigstens vorübergehender Bereitstellung ausländi- 
scher Wiederaufarbeitungsdienste und in diesem Zu- 
sammenhang ausländischer Zwischenlagerkapazitä- 
ten für hochaktive Abfälle zu gelangen. Dabei steht 
die Weiterentwicklung der bereits vor Jahren zwi- 
schen deutschen, britischen und französischen Un- 
ternehmen begonnenen Zusammenarbeit im Rahmen 
der United Reprocessors GmbH im Vordergrund, die 
auf den Grundsätzen der gleichberechtigten und 
gleichverpflichtenden Partnerschaft und Gegensei- 
tigkeit beruht, überhaupt ist davon auszugehen, daß 
eine auch nur vorübergehende Entlastung bei Eng- 
pässen in der Entsorgung deutscher Kernkraftwerke 
durch Rückgriff auf technisch, wirtschaftlich und 
politisch beschränkte ausländische Kapazitäten nur 
dadurch erreicht werden kann, daß per Saldo ein 
Ausgleich durch deutsche Mithilfe bei der Deckung 
des Entsorgungsbedarfs der betreffenden anderen 
Staaten in Aussicht gestellt wird. 
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(^) Anlage 68 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 18): 

Weshalb hat die Bundesregierung für die Eintragung von Ge- 
burtsorten in Pässe, die für Reisen in die Volksrepublik Polen 
benötigt werden, in ihrem Runderlaß (BMI vom 22. 12. 76 — 22. 1 — 
125. 308 — 29) nicht beachtet, daß der Abtretungstag für Ost-Ober- 
schlesien nicht der 11. November 1918 (Inkrafttreten des Waffen- 
stillstands), sondern der 12. Juli 1922 (Abtretungstag) war, und 
ist sie zu einer Änderung des oben genannten Runderlasses be- 
reit? 

Die in dem erwähnten Rundschreiben meines 
Hauses getroffenen Regelungen beruhen auf einer 
Absprache zwischen dem Auswärtigen Amt und dem 
polnischen Außenministerium. Dabei sind beide Sei- 
ten davon ausgegangen, daß die deutsche oder pol- 
nische Schreibweise von Geburtsorten in den vom 
Versailler Vertrag betroffenen Gebieten an nur 
einen Stichtag — 11. November 1918 — geknüpft 
werden sollte. Die Beurteilung der Frage, welche 
Schreibweise anzuwenden ist, im Zusammenhang 
mit dem jeweiligen tatsächlichen Datum des Ge- 
bietsübergangs würde zu Schwierigkeiten führen. Ich 
bitte deshalb um Verständnis, daß eine Ergänzung 
des Rundschreibens im Sinne Ihrer Frage, insbe- 
sondere zur Vermeidung von Härten für die betrof- 
fenen Bürger, aber auch im Interesse der Praktika- 
bilität der Regelung und der Arbeitserleichterung 
für die deutschen Paßbehörden nicht beabsichtigt 
ist. 

(B) 

Anlage 69 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Vogel (Ennepetal) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 19 und 20): 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob Informationen 
zutreffen, daß die Vereinigungskirche (Mun-Sekte) die Verlei- 
hung der Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts bean- 
tragt habe, und das Ergebnis ihrer Prüfung mitzuteilen? 

Falls die Informationen zutreffen, ist die Bundesregierung be- 
reit, alle ihr zur Verfügung stehenden Unterlagen und Kennt- 
nisse über die Vereinigungskirche, die für die Beurteilung des 
Antrags von Bedeutung sein können, der für die etwaige Ver- 
leihung zuständigen Behörde mitzuteilen? 

Zu Frage B 19: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die „Verei- 
nigungskirche" am 11. Februar 1976 einen Antrag 
auf Verleihung des Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts an den Hessischen Kultusmini- 
ster gerichtet hat. Dieser hat im Juli 1976 den An- 
trag abgelehnt. 

Aufgrund Ihrer Anfrage ist bei den Bundesländern 
Rückfrage gehalten worden, ob die „Vereinigungs- 
kirche" inzwischen einen erneuten Antrag gestellt 
hat. Nach dem Ergebnis der bisher eingegangenen 
Antworten liegt ein solcher neuer Antrag nicht vor. 
Für den Fall, daß mir noch etwas Gegenteiliges mit- 
geteilt wird, werde ich Sie gerne darüber unterrich- 
ten. 


Zu Frage B 20: 

Für den Fall, daß die „Vereinigungskirche" erneut 
einen Antrag auf Verleihung der Rechte einer Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts gestellt haben soll- 
te, werde ich den Ländern vorschlagen, daß die zu- 
ständigen Bundes- und Landesdienststellen vor einer 
Entscheidung über einen derartigen Antrag ihre 
neuesten Erkenntnisse über die „Vereinigungskir- 
die" austausdien. 


Anlage 70 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Sdiriftlidien 
Fragen des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Fragen B 21 und 22): 

Wie beurteilt die Bundesregierung Behauptungen aus Krei- 
sen deutscher Umweltschützer, daß die Sicherheitsvorschriften 
für den Bau von Kernkraftwerken in Frankreich weniger streng 
seien als in der Bundesrepublik Deutschland, und daß sich aus 
dieser unterschiedlichen Strenge der Sicherheitsbedingungen Ge- 
fahren für die deutsche Bevölkerung im Grenzgebiet zu Frank- 
reich ergeben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von Umweltschutzgrup- 
pen in Frankreich umgekehrt behauptet wird, daß sich Gefahren 
für die französische Bevölkerung aus der Tatsache ergeben, daß 
die deutschen Sicherheitsbestimmungen weniger streng gefaßt 
sind als die französischen, und kann man diesen Dissens dahin 
gehend erklären, daß bei unterschiedlicher Ausgestaltung der 
französischen und deutschen Sicherheitsbestimmungen im einzel- 
nen der Grad der Sicherheit von Kernkraftwerken in beiden 
Ländern etwa gleich hoch zu veranschlagen ist, oder bestehen 
im Endergebnis wesentliche qualitative und quantitative Unter- 
schiede? 

Zu Frage B 21: 

Die Bundesregierung hat aus ihrer Zusammenar- 
beit mit den Behörden Frankreichs Kenntnis von 
den französischen Sicherheitsanforderungen und den 
entsprechenden Sicherheitsauslegungen französi- 
scher Kernkraftwerke. Dies bezieht sich insbeson- 
dere auf die grenznahe französische Anlage Fessen- 
heim. Der TÜV Stuttgart hat gemeinsam mit dem 
TÜV Baden soeben eine Untersuchung abgeschlos- 
sen, in welcher ein sicherheitstechnischer Vergleich 
der französischen Anlage Fessenheim mit dem deut- 
schen Kernkraftwerk Neckarwestheim vorgenom- 
men wurde. Diese Untersuchung war auch Gegen- 
stand von Beratungen in der Deutsch-französisdien 
Kommission für Fragen der Sicherheit kerntechni- 
scher Einrichtungen und des Strahlenschutzes 
(DFK). Hierbei zeigte sich, daß die an beide Anla- 
gen gestellten sicherheitstechnischen Anforderun- 
gen, wenn auch im Detail unterschiedlich, so doch 
im wesentlichen durchaus vergleichbar sind, die zu 
ihrer Erfüllung gewählten Wege und technischen 
Einzellösungen sich jedoch voneinander unterschei- 
den. Dies erschwert eine Bewertung von einzelnen 
Sicherheitsmaßnahmen. Für die verglichenen An- 
lagen kann jedoch unter Berücksichtigung der Viel- 
zahl von Maßnahmen im technischen, organisato- 
rischen und nicht zuletzt im Bereich der Qualitätsge- 
währleistung und Kontrolle zusammenfassend fest- 
gestellt werden, daß bei beiden der Schutz der Be- 
völkerung vor Gefahren gewährleistet ist. Dieser 
Schutz beruht auf vorbeugenden Schutzmaßnahmen, 
die das Auftreten schwerer Stprfälle unwahrschein- 
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(A) lieh machen sowie andererseits auf zuverlässigen 
und redundanten Sidierheits- und Schutzsystemen. 

Gefahren für die deutsche Bevölkerung im Grenz- 
gebiet durch den Betrieb der französischen Anlage 

können somit verneint werden. 

Zu Frage B 22: 

Derartige Behauptungen französischer Umwelt- 
schutzgruppen sind der Bundesregierung nicht be- 
kannt. Sie würden auch nicht zutreffend sein. 


Anlage 71 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 23) : 

Hält es die Bundesregierung für sadilidi vertretbar und mit dem 
Gleidibehandlungsgrundsatz für vereinbar, daß Beamte ver- 
sdiiedener Besoldungsgruppen, z. B. der Besoldungsgruppe A 5, 
die nadi dem 30. November 1973 in den Ruhestand traten, bei 
sonst gleidien reditlidien Voraussetzungen (Ernennungszeitpunkt, 
Beförderungszeitpunkt, Dienstalter) eine geringere Pension er- 
halten als Kollegen, die vor dem 30. November 1973 (u. U. sogar 
vorzeitig) in den Ruhestand traten, und wie beabsiditigt die 
Bundesregierung, diese Sdilediterstellung auszugleidien? 

Versorgungsempfänger, deren Versorgungsfall bis 
zum 30. November 1973 eingetreten ist, erhalten un- 
ter bestimmten Voraussetzungen einen Erhöhungs- 
zuschlag von 10 V. H. bzw. 6 v. H. zu dem den Ver- 
sorgungsbezügen zugrunde liegenden Grundgehalt. 
Die vorgenannten Erhöhungszuschläge stellen einen 
finanziellen Ausgleich dafür dar, daß diese Versor- 
gungsempfänger als aktive Beamte nicht mehr an 
den Verbesserungen der Beförderungsverhältnisse 
teilnehmen konnten, die sich insbesondere durch 
Änderungen des Steilenschlüssels oberhalb des er- 
sten Beförderungsamtes der jeweiligen Laufbahn- 
gruppe und durch Schaffung von neuen Spitzenäm- 
terr. ergeben hatten. 

Versorgungsempfänger, deren Versorgungsfall 
nach dem 30. November 1973 eingetreten ist, erhal- 
ten keinen Erhöhungszuschlag, weil allgemein die 
Gründe für die Gewährung eines solchen Erhöhungs- 
zuschlages weggefailen sind. Es ist davon auszu- 
gehen, daß die nach dem 30. November 1973 in den 
Ruhestand getretenen Beamten während ihrer akti- 
ven Dienstzeit unmittelbar durch Beförderung an 
den Verbesserungen der Beförderungsverhältnisse 
teilgenommen haben oder teilnehmen konnten und 
daher nach Sinn und Zweck der Regelung von den 
Erhöhungszuschiägen auszuschiießen sind. 

Diese Stichtagsregelung kann dazu führen, daß 
sonst vergleichbare Versorgungsempfänger unter- 
schiedlich hohe Versorgungsbezüge erhalten. Die 
Bundesregierung ist aber der Auffassung, daß die 
Stichtagsregelung über die Gewährung von Erhö- 
hungszuschlägen sachorientiert und damit sachlich 
gerechtfertigt ist. Denn sie mußte sicherstellen, daß 
Versorgungsempfänger, die bereits als aktive Be- 
amte an den Verbesserungen der Beförderungsver- 
hältnisse teilhatten, nicht auch noch einen Erhö- 
hungszuschlag erhalten. 


Die Regelimg verletzt auch nicht Grundrechte CQ 
oder grundrechtsgleiche Rechte der Versorgungs- 
empfänger. Die Bundesregierung verkennt nicht, daß 
Stichtagsregelungen in Einzelfällen zu gewissen 
Härten führen können. Wenn jedoch eine Stichtags- 
regelung aus sachlichen Gründen erforderlich ist, 
müssen solche Härten in Kauf genommen werden. 
Diese Auffassung vertritt auch das Bundesverfas- 
sungsgericht. Es hat durch Beschluß vom 3. Januar 
1977 in einem einschlägigen Fall die Verfassungsbe- 
schwerde eines Versorgungsempfängers nicht zur 
Entscheidung angenommen, weil sie keine hinrei- 
chende Aussicht auf Erfolg habe. 

Aus diesen Gründen beabsichtigt die Bundesregie- 
rung nicht, dem Gesetzgeber eine Änderung der 
genannten Regelung vorzuschlagen. 


Anlage 72 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/206 Frage B 24) : 

Wie viele Tote und Verletzte gab es in Ausübung des Dra- 
dienflugsports in den letzten Jahren, und welche gesetzlidien 
oder anderen Maßnahmen hält die Bundesregierung für notwen- 
dig, um weitere Unfälle bei dieser Flugsportart möglichst ein- 
zusdiränken? 

Der Betrieb von Hängegleitern (Drachenfliegern) 
hat in der Bundesrepublik Deutschland seit 1974 
9 Tote und 24 Verletzte gefordert. Der Bundes- P) 
minister für Verkehr beabsichtigt seine Richtlinien 
für den Betrieb von Hängegleitern vom 27. Februar 
1975 zu verschärfen und eine Betriebserlaubnis- 
pflicht für Hängegleiter durch Ergänzung der Luft- 
verkehrs-Ordnung vorzuschreiben. 


Anlage 73 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 25) : 

Gehört nach Auffassung der Bundesregierung zu den Kontroll- 
aufgaben der Datenschutzbeauftragten und -aufsichtsbehörden 
die Benachrichtigung der Betroffenen, wenn Verstöße gegen das 
Bundesdatenschutzgesetz ohne deren Wissen aufgedeckt werden, 
um gegebenenfalls eine Strafverfolgung durch die Betroffenen zu 
erraöglichenV 

Wie Ihnen Herr Kollege von Schoeler auf Ihre 
Mündliche Frage A 60 für die Fragestunden am 
16./17. März 1977 bereits mitgeteilt hat, obliegt die 
Strafverfolgung bei aufgedeckten Verstößen gegen 
das Bundesdatenschutzgesetz (Antragsdelikte nach 
§ 41 Abs. 3) ausschließlich den dafür zuständigen 
Strafverfolgungsbehörden. Dabei wird der Staats- 
anwalt in der Regel erst tätig, wenn ein ordnungs- 
gemäßer Strafantrag vorliegt} hält er eine Strafver- 
folgung im Öffentlichen Interesse für geboten und 
ist die Straftat oder das Antragserfordernis dem An- 
tragsberechtigten offenbar noch unbekannt, so kann 
es angebracht sein, ihn von der Tat zu unterrichten 
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und anzufragen, ob ein Strafantrag gestellt wird 
{Nr. 6 Abs. 1, 2 der Richtlinien für das Strafverfah- 
ren und das Bußgeldverfahren vom 1. Januar 1977 — 
BAnz 1976, Nr. 245). Zur Unterrichtung des Antrags- 
berechtigten gesetzlich verpflichtet ist der Staatsan- 
walt nur in dem Falle, daß bereits ein Haftbefehl er- 
lassen worden ist und ein Strafantrag noch nicht vor- 
liegt (§ 130 StPO). 

Für den Bundesdatenschutzbeauftragten und die 
Datenschutz-Aufsichtsbehörden ist im Bundesdaten- 
schutzgesetz eine Verpflichtung zur entsprechenden 
Unterrichtung des antragsberechtigten Betroffenen 
weder generell noch in bestimmten Einzelfällen vor- 
gesehen. Man wird aber auch für diese öffentlichen 
Stellen im Interesse der Erfüllung ihres gesetzlichen 
Auftrages zur Kontrolle der Ausführung des Daten- 
schutzrechts die Befugnis zur Unterrichtung des an- 
tragsberechtigten Betroffenen in solchen Fällen an- 
nehmen können, in denen in besonders schwerwie- 
gender Weise gegen Datenschutzvorschriften ver- 
stoßen wurde oder die Durchführung des Strafver- 
fahrens das letzte Mittel ist, um einen Verstoß gegen 
Datenschutz vor Schriften zu beenden oder einen 
rechtswidrigen Zustand oder dessen Folgen zu be- 
seitigen. Diese Ausführungen gelten in gleicher 
Weise für den betrieblichen Datenschutzbeauftrag- 
ten; auch hier wird trotz gewisser zwischen ihm und 
der datenverarbeitenden Stelle bestehender Treu- 
pflichten in begrenzten Ausnahmefällen auf die 
Unterrichtung des antragsberechtigten Betroffenen 
nicht verzichtet werden können. 

Anlage 74 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Marx (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 26) : 

Wieviel Atomkraftwerke sind in der Sowjetunion, der Volks- 
republik Polen, der CSSR und der DDR bereits in Betrieb, in 
Bau, in fortgesdirittener Planung? 

In der Sowjetunion sind 24 Kernkraftwerke 
(5 216 MW) in Betrieb, 28 Kernkraftwerke (26 380 
MW) im Bau oder in Planung. 

In der Deutschen Demokratischen Republik wer- 
den 3 Kernkraftwerke (879 MW) betrieben; 10 Kern- 
kraftwerke (4 400 MW) werden gebaut oder geplant. 

Die CSSR betreibt 1 Kernkraftwerk (110 MW); ge- 
baut werden derzeit weitere 4 Kernkraftwerke 
(1 870 MW). 

In Polen ist 1 Kernkraftwerk (408 MW) geplant 

Diese Zahlen sind den Angaben im Jahrbuch für 
Atomwirtschaft und Unterlagen der Internationalen 
Atomenergie-Organisation entnommen. Wieweit 
die Kernkraftwerke in der Sowjetunion und der 
Deutschen Demokratischen Republik erst geplant 
oder bereits im Bau sind, läßt sich aufgrund dieser 
Unterlagen nicht beantworten. 

Im übrigen wird auf die Antwort des Herrn Pari. 
Staatssekretärs Dr. Hauff auf die Frage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Ahrens in der 17. BT-Sitzung vom 
16. März 1977, S. 957 verwiesen. 


Anlage 75 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schneider 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 27 und 28): 

Ist die Bundesregierung bereit, und wenn ja, was hat sie bis- 
her unternommen, um die Redhtsvorsdiriften des öffentlidien 
Dienstleistungsbereichs zumindest im Verantwortungsbereich des 
Bundes an das Gesetz zur Regelung des Rechts der allgemeinen 
Geschäftsbedingungen anzupassen? 

Welche Vorschriften des öffentlichen Dienstleistungsbereichs 
kommen nach Ansicht der Bundesregierung im einzelnen für 
eine derartige Anpassung in Betracht, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, diese Anpassung auch außerhalb 
ihres unmittelbaren Verantwortungsbereichs bei Ländern, Ge- 
meinden und sonstigen öffentlichen Unternehmungen herbeizu- 
führen? 

Zu Frage B 27 : 

Die Bundesregierung hält es für geboten und ist 
in ihrem Verantwortungsbereich bereit, die Rechts- 
vorschriften des öffentlichen Dienstleistungsbereichs 
an die Gerechtigkeitsmaßstäbe anzupassen, die den 
rechtspolitischen Anstoß zur Regelung des Rechts 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen gegeben 
haben. Dies bedeutet, daß der Grundsatz von Treu 
und Glauben unter Berücksichtigung der im öffent- 
lichen Dienstleistungsbereich gegebenen Besonder- 
heiten wie z. B. Anschluß- und Benutzungszwang, 
Tarifgebundenheit und jederzeitige Leistungsbereit- 
schaft, auch im Rahmen der durch Gesetz oder Ver- 
ordnung geregelten Leistungs- oder Versorgungs- 
verhältnisse zu verwirklichen ist. Der Bundesmini- 
ster der Justiz hat deshalb anläßlich der Verkün- 
dung des AGB-Gesetzes am 15. Dezember 1976 die (D) 
einzelnen Bundesminister sowie die Präsidenten des 
Deutschen Städtetages, des Deutschen Landkreista- 
ges sowie des Deutschen Städte- und Gemeindebun- 
des schriftlich und unter Hinweis auf die jeweils in 
Betracht kommenden Bestimmungen aufgefordert, 
sich in ihren Geschäftsbereichen für eine baldige 
Angleichung der für öffentliche Leistungen an den 
Bürger maßgeblichen Bedingungen an die Maßstäbe 
des AGB-Gesetzes einzusetzen. Die Initiative des 
Bundesministers der Justiz, der in keiner der be- 
treffenden Angelegenheiten selbst federführend ist, 
hat dazu geführt, daß die zuständigen Stellen in eine 
Überprüfung der in Betracht kommenden Vorschirf- 
ten eingetreten sind. 

So bereitet der Bundesminister für Wirtschaft 
schon seit einiger Zeit in Zusammenarbeit mij Ver- 
tretern der Verbraucher und der Energieversor- 
gungswirtschaft eine Verordnung vor, durch die die 
Allgemeinen Versorgungsbedingungen für Strom 
und Gas den heutigen technischen und rechtlichen 
Gegebenheiten und insbesondere auch den Erfor- 
dernissen eines angemessenen Verbraucherschutzes 
angepaßt werden sollen. Ferner ist beabsichtigt, 
eine sich an die Maßstäbe des AGB-Gesetzes anleh- 
nende Regelung der Allgemeinen Versorgungsbe- 
dingungen für Fernwärme und Wasser ebenfalls im 
Verordnungswege innerhalb der durch das AGB- 
Gesetz gesetzten Dreijahresfrist (§ 28 Abs. 3) fol- 
gen zu lassen. 

Der Bundesminister des Innern hat die Arbeits- 
gemeinschaft der Innenministerien der Bundeslän- 
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der gebeten, die Anpassung der Mustersatzungen 
für die Gemeinden an die Maßstäbe des AGB-Ge- 
setzes als Beratungspunkt für die nächste Sitzung 
des Arbeitskreises III „Kommunale Angelegenhei- 
ten" vorzumerken. 

Zu Frage B 28: 

Einer Überprüfung in bezug auf ihre Vereinbar- 
keit mit den Grundsätzen von Treu und Glauben 
bedürfen die schon erwähnten Allgemeinen Versor- 
gungsbedingungen für Strom und Gas, die Bedin- 
gungen für die Versorgung mit Wasser, die Be- 
nutzungsbedingungen in den verschiedenen Dienst- 
leistungsbereichen der Bundespost und die Beför- 
derungsbedingungen der Eisenbahnen und sonsti- 
gen Linienverkehre (Straßenbahnen, Obus und 
Kraftfahrzeuge im Linienverkehr). Auf der Eb^e 
der kommunalen Satzungen kommen für eine Über- 
prüfung z. B. Satzungen für die Entwässerung sowie 
Friedhofssatzungen in Betracht. Darüber hinaus 
werden die zuständigen Ressorts des Bundes und 
der Länder zu prüfen haben, ob weitere Benutzungs- 
und Leistungsbedingungen der öffentlichen Hände 
bzw. die zugrundeliegenden Rechtsvorschriften An- 
laß für eine Harmonisierung mit den Grundsätzen 
des AGB-Gesetzes geben. 

In meiner Antwort zu Ihrer vorangehenden Frage 
habe ich bereits auf die Initiativen des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft und des Bundesministers des 
Innern hingewiesen. Auch der Deutsche Landkreis- 
tag hat dem Bundesminister der Justiz zugesagt, die 
Bestrebungen zur Angleichung der kommunalen Be- 
(B) nutzungs- und Anschlußbedingungen an die Maß- 
stäbe des AGB-Gesetzes zu unterstützen. Ich darf 
ferner auf die oben genannten Schreiben des Bun- 
desministers der Justiz an die Präsidenten des Deut- 
schen Städtetages, des Deutschen Landkreistages 
sowie des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 
Bezug nehmen, mit denen die Bundesregierung 
außerhalb ihres unmittelbaren Verantwortungsbe- 
reichs auf eine Angleichung der öffentlich-rechtli- 
chen AGB an die Grundsätze des AGB-Gesetzes hin- 
zuwirken versucht. 


Anlage 76 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 29) ; 

Kann die Bundesregierung die Aussage vom Generalbundes- 
anwalt Buback im Zusammenhang mit dem neuesten Spionage* 
fall bestätigen, daß bald »der Punkt erreidit sein* . könne, »wo 
unsere Handlungsfähigkeit gelähmt ist*, nachdem »in einer so 
guten Lage wohl selten ein Geheimdienst* wie der Ost-Berlins 
gewesen sei, und ist die Bundesregierung bejahendenfalls be- 
reit, die notwendigen Gegenmaßnahmen zu ergreifen, zumal 
auch SED-Chef Honedcer erklärt hat, daß «die DDR weit bessere 
Agenten als die Bundesrepublik* habe? 

Der Generalbundesanwalt hat mir zwar auf An- 
frage bestätigt, daß er sinngemäß gegenüber der 
Presse die in Ihrer Anfrage angesprochene Äuße- 
rung getan habe. Er hat mir jedoch gleichzeitig mit- 
geteilt, er sei der Meinung, daß mit der in den Jah- 


ren 1974 bis 1977 gelungenen Enttarnung von Agen- (Q 
ten, mit der Verfeinerung der Abwehrmethoden und 
der von den zuständigen Behörden mit Nachdruck 
betriebenen Strafverfolgung und Strafvollstreckung 
eine Entwicklung eingeleitet sei, die diese Sorgen 
nicht aktuell werden lassen würde. Dieser Meinung 
des Generalbundesanwalts schließt sich die Bundes- 
regierung an. 


Anlage 77 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Bedier (Pullach) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 30): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von arabischer Seite 
deutschen Firmen aufgezwungenen Israel-Boykotterklärungen un- 
geachtet der Mißbilligung durch die Bundesregierung und unge- 
achtet der §§ 4, 40 Abs. 2 des Beurkundungsgesetzes, § 14 
Abs. 2 der Bundesnotarordnung in ständiger Praxis von deut- 
schen Notaren beglaubigt und von deutschen Gerichtspräsiden- 
ten überbeglaubigt werden, so daß diese Behörden laufend Ein- 
nahmen aus dem Israel-Boykott erzielen, und wenn ja, ist die 
Bundesregierung bereit, auf eine gemeinsame Aktion der Lan- 
desjustizverwaltungen hinzuwirken, mittels derer die genannten 
Behörden auf die Bedenken gegen diese Praxis hingewiesen 
werden? 

Die Erklärungen, die arabische Abnehmer von 
deutschen Firmen verlangen und deren Ablehnung 
die Bundesregierung bereits in der Antwort vom 
4. Februar 1977 auf Ihre schriftliche Frage (Steno- 
Bericht S. 560 B) deutlich gemacht hat, müssen der 
Rechtslage im internationalen Urkundsverkehr ent- 
sprechend durch die zuständige Auslandsvertretung 
oder eine andere Behörde des arabischen Landes, in 
dem die Urkunde vorgelegt werden soll, legalisiert 
werden. Zur Vorbereitung der Legalisation bedarf 
die notariell beglaubigte Urkunde in der Regel einer 
Zwischenbeglaubigung durch den zuständigen Prä- 
sidenten des Landgerichts. 

Durch die Beglaubigung der Unterschrift über- 
nimmt der Notar oder der Präsident des Landge- 
richts keine Verantwortung für den Inhalt der Ur- 
kunde. Die Urkundstätigkeit darf nur aus den in 
§ 4 des Beurkundungsgesetzes zugelassenen Versa- 
gungsgründen abgelehnt werden. Der zu dieser Vor- 
schrift vorliegenden Literatur und Rechtsprechung 
lassen sich keine Anhaltspunkte dafür entnehmen, 
daß dem Notar oder einer anderen Urkundsperson 
die Pflicht auferlegt wäre, die Beglaubigung der Un- 
terschrift unter eine der in Rede stehenden Erklä- 
rungen zu verweigern. In diesem Zusammenhang ist 
auch zu bemerken, daß — wie bereits in der ange- 
führten Antwort auf Ihre Anfrage und in der Ant- 
wort von Staatssekretär Dr. Rohwedder auf eine An- 
frage des Abgeordneten Zoglmann (BT-Drucksache 
7/5868 S. 11) dargelegt — kein gesetzliches Verbot 
besteht, eine derartige Erklärung abzugeben. Ob 
einer Firma, die sich der Forderung ihres Abnehmers 
beugt, subjektive Unredlichkeit vorgeworfen werden 
kann, wird sich kaum allgemein beantworten las- 
sen. Im Streitfall steht die Entscheidung auch den 
unabhängigen Gerichten zu, die von den Beteiligten 
angerufen werden können. 

Im übrigen ist der Bundesregierung nicht bekannt, 
wie häufig die Beglaubigung derartiger Erklärungen 
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^ ^ verlangt wird. Jedodi kann nicht davon gesprochen 
werden, daß die Notare und Behörden laufend Ein- 
nahmen aus dem Israel-Boykott erzielen, zumal die 
Gebühr sowohl für die notarielle Beglaubigung wie 
für die Zwischenbeglaubigung durch den Präsiden- 
ten des Landgerichts nur ein Viertel der vollen Ge- 
bühr, höchstens jedoch 250 DM (§ 45 Kostenordnung; 
Anlage 1 Buchst, a, bb der Justizverwaltungskosten- 
ordnung) beträgt. 

Da die Notare und die Präsidenten der Landge- 
richte, die mit der Beglaubigung der in Frage ste- 
henden Erklärungen befaßt werden können, im Zu- 
ständigkeitsbereich der Länder tätig sind, werde ich 
Ihre Anfrage und meine Antwort den Landesjustiz- 
verwaltungen zur Kenntnis bringen. 

Anlage 78 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Wüster (SPD) (Druck- 
sache 8/206 Frage B 31): 

Sieht die Buiidesregierung in der Errichtung von Zentralen 
Meldestellen für Kindesmißhandlungen eine Möglichkeit zur 
Überwindung des derzeit herrschenden Zuständigkeitswirrwarrs 
bei Meldungen über Kindesmißhandlungen, und ist sie gegebe- 
nenfalls bereit, solche Initiativen zu unterstützen oder selbst an- 
zuregen? 

Die Tatsache, daß je nach Sachlage verschiedene 
Stellen zur Entgegennahme von Meldungen über 
Kindesmißhandlungen zuständig sein können (Poli- 
zei, Staatsanwaltschaft, Amtsgericht, Vormund- 
Schaftsrichter, Jugendamt), bedeutet nach meiner 
Ansicht nicht, daß man von einem „Wirrwarr" spre- 
chen müßte. Denn die Zuständigkeiten der Behörden 
und Gerichte sind nach sachlichen Gesichtspunkten 
sinnvoll abgegrenzt. Ich verstehe Ihre Frage des- 
halb nicht dahin, daß diese Zuständigkeiten zugun- 
sten zentraler Meldestellen beseitigt oder einge- 
schränkt werden sollten. 

Wenn Ihre Anregung auf eine Koordinierung des 
Schutzes gefährdeter Kinder und eine Verbesserung 
der gegenseitigen Unterrichtung abzielt, so teile ich 
ihre Auffassung, daß derartige Möglichkeiten ge- 
prüft werden sollten. Für das Strafverfahren ist eine 
Verpflichtung zur Unterrichtung des Jugendamtes 
und des Vormundschaftsrichters für bestimmte Fälle 
bereits in Nummer 36 der Anordnung über Mittei- 
lungen in Strafsachen vorgesehen. Ich bin gern be- 
reit, die von Ihnen aufgeworfene Frage mit den 
zuständigen Bundesressorts zu erörtern. Falls Sie 
mich Ihre Vorstellungen über Organisation und Auf- 
gabenbereich zentraler Meldestellen wissen lassen 
würden, könnten diese in die Erörterungen einbe- 
zogen werden. 

Anlage 79 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schmöle (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 'Frage B 32) : 


Ist die Bundesregierung tatsächlich der ihr zugeschriebenen (C) 
Ansicht, daß das »öffentliche Programm für Zukunftsinvestitionen* 
auf seiten der Gemeinden aus Kreditmarktmitteln finanziert 
werden solle, und was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
tun, daß durch eine solche Finanzierungspolitik die teilweise 
schon bedenkliche Verschuldung der Städte und Gemeinden wei- 
ter erhöht wird, und wie will die Bundesregierung die Gemein- 
den an diesem Programm beteiligen, die keine ausreichende 
Neuverschuldung mehr vornehmen können? 

Die Wiedergewinnung und Sicherung eines hohen 
Beschäftigungsstandes, das dafür notwendige Wirt- 
schaftswachstum und der verstärkt spürbare Struk- 
turwandel erfordern in den nächsten Jahren nicht 
nur deutlich höhere private Investitionen, sondern 
auch besondere Anstrengungen zur Modernisierung 
der öffentlichen Infrastruktur und zur Verbesserung 
der Umweltbedingungen. Die Bundesregierung be- 
reitet daher ein mehrjähriges öffentliches Investi- 
tionsprogramm zur Wachstums- und umweltpoliti- 
schen Vorsorge („Programm für Zukunftsinvestitio- 
nen") vor. Für die Finanzierung dieses Programms 
stellt der Bund 8,2 Milliarden DM zur Verfügung; 
die Länder sollen sich mit 3,4 Milliarden DM und die 
Gemeinden mit 2,1 Milliarden DM beteiligen. Ins- 
gesamt sind damit 13,7 Milliarden DM für zusätz- 
liche öffentliche Investitionen vorgesehen. Die zur 
Durchführung des Programms notwendigen Mittel 
wird sich der Bund auf dem Kapitalmarkt beschaf- 
fen; die Bundesregierung erwartet, daß Länder und 
Gemeinden die auf sie entfallenden zusätzlichen 
Investitionsausgaben mittragen und im Ergebnis 
ebenfalls aus Krediten finanzieren. 

Die sparsame Haushaltsführung der Gemeinden 
im vergangenen Jahr führte bei einer Zuwachsrate 
der Ausgaben von rund 5 v. H. und der Einnahmen 
von rund 12 v.H. — darunter Steuern + 12,5 v.H. — (D) 
zu einer Verringerung der Nettokreditaufnahme von 
6,8 Milliarden DM in 1975 auf rund 5,5 Milliarden 
DM in 1976. Die Bundesregierung geht deshalb da- 
von aus, daß die Gemeinden in der Lage sein wer- 
den, ihren Beitrag zum Programm zu leisten. 

Wenn es in Einzelfällen überschuldete Gemeinden 
geben sollte, die sich am Programm nicht beteiligen 
können, so wäre es der Bundesregierung nicht mög- 
lich, eine Beteiligung zu gewährleisten. Nach dem 
Grundgesetz ist es Aufgabe der Länder, eine aus- 
reichende Finanzausstattung ihrer Gemeinden sicher- 
zustellen. Bei den Programmen nach Art. 104 a 
Abs. 4 GG berücksichtigen die Länder durch eine 
entsprechende Gestaltung der Zuschüsse die unter- 
schiedliche Finanzkraft der Gemeinden. 

Im übrigen enthält der Programmteil „Wasser- 
wirtschaftliche Zukunftsvorsorge", auf den rund die 
Hälfte der vorgesehenen zusätzlichen, anteilig mit 
eigenen Mitteln zu finanzierenden Investitionsaus- 
gaben der Gemeinden entfällt, fast ausschließlich 
Maßnahmen, deren Refinanzierung über Gebühren 
und Beiträge erfolgt. 

Auch der zweite wesentliche Teil des gemein- 
samen Programms („Verbesserung der Wohnum- 
welt"), in dem der Bund rund 1 Milliarde DM zur 
Erfüllung kommunaler Aufgaben zur Verfügung zu 
stellen beabsichtigt, sieht für die Kommunen über- 
wiegend die günstigen Zuschußquoten nach dem 
Städtebauförderungsgesetz — die Gemeinden er- 
halten Zuweisungen von zwei Dritteln der Kosten 
von Bund und Ländern — als Finanzhilfen vor. 
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Anlage 80 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Sdirift- 
lidie Frage des Abgeordneten Dr. Kreile (CDU/ 
CSU) (Dnidcsadie 8/206 Frage B 33) : 


Sind die Gründe, die die Bundesregierung 1973 für die Strei- 
chung des Abzugs von Schuldzinsen als Sonderausgaben an- 
geführt hat, nämlich „der angestrebte konjunkturelle Effekt" 
einer «Dämpfung der Nachfragesteigerung" nach ihrer Auffas- 
sung auch heute noch gegeben, und welche Maßnahmen wird 
die Bundesregierung, falls sie dies verneint, Vorschlägen? 


Die Bundesregierung beabsiditigt nidit, den Ab- 
zug von Sdiuldzinsen als Sonderausgaben wieder 
einzuführen. 




Für die Streidiung des Sdiuldzinsenabzugs durdi 
das Steueränderungsgesetz 1973 waren nidit nur 
konjunkturpolitisdie, sondern audi steuerpolitisdie 
Gründe maßgebend. Die Bundesregierung hielt es in 
Übereinstimmung mit dem Gutaditen der Steuer- 
reformkommission aus dem Jahre 1971 nicht mehr 
für gerechtfertigt, Schuldzinsen aus Verbindlichkei- 
ten, die zum Bereich der privaten Lebensführung 
oder zur einkommensteuerrechtlich nicht relevanten 
Vermögenssphäre gehören — z. B. Kredite zur An- 
schaffung von privaten Vermögensgegenständen 
oder zur Finanzierung von Spielschulden — , zum 
Abzug zuzulassen. Darüber hinaus sollte ausge- 
schlossen werden, daß der Sonderausgabenabzug 
von Schuldzinsen in bestimmten Fällen zu Vertrags- 
gestaltungen mit unangemessenen Steuervorteilen 
ausgenutzt wurde. 

Soweit Schuldzinsen mit Verbindlichkeiten in Zu- 
sammenhang stehen, die dem Grunde nach eine 
außergewöhnliche Belastung darstellen, wie z. B. 
Schulden zur Finanzierung von Krankheitskosten, 
können die Schuldzinsen als außergewöhnliche Be- 
lastung berücksichtigt werden. 


Anlage 81 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Waigel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 34): 


Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung die Kosten, 
die den Betrieben in der Bundesrepublik Deutschland durch die 
Einbehaltung und Abführung der Lohnsteuer, Kirchensteuer und 
der Sozialabgaben entstehen? 


Der Bundesregierung liegen keine Daten für eine 
einigermaßen verläßliche Schätzung der Kosten vor, 
die den Betrieben in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch die Einbehaltung und Abführung der 
Lohnsteuer, der Kirchensteuer und der Sozialabga- 
ben entstehen. Diese Kosten gehen aber in der Regel 
in die Kalkulation ein. Sie sind bei der Gewinn- 
ermittlung als Betriebsausgaben abziehbar und min- 
dern damit die ertragsteuerliche Belastung. 


Anlage 82 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Waigel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 35) : 

Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung die Kosten, 

die den Betrieben ln der Bundesrepublik Deutschland durch 
statistische Erhebungen für staatliche Stellen entstehen? 

Die Bundesregierung hat keine Schätzungen über 
die Kosten durchgeführt, die den Betrieben und 
sonstigen Personen oder Institutionen bei der Be- 
antwortung der durch Gesetz oder Verordnung aus- 
gelösten Bundesstatistiken entstehen. 

Zu dem angesprochenen Fragenbereich hat sich 
die Bundesregierung eingehend in der 223. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 18. Februar 1976 
(vgl. Stenographischer Bericht, S. 15526*, Anlage 5) 
geäußert. Die dort wiedergegebenen Ausführungen 
treffen in vollem Umfang auch auf die aus der 
Durchführung von Bundesstatistiken entstehenden 
Kosten bei Betrieben zu. 


Anlage 83 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Hauck (SPD) (Druck- 
sache 8/206 Fragen B 36 und 37) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche Grenzspedi- 
tionen, die als Hauptverpflichtete im Rahmen des Zollgutver- 
sands beim grenzüberschreitenden Warenverkehr in der Euro- 
päischen Gemeinschaft (EG) tätig sind, oder deutsche Abgangs- 
zollstellen keine oder nur eine ungenügende Amtshilfe von 
den Bestimmungszollstellen aus Frankreich, Großbritannien und 
Italien bei Nachforschungen nach dem Verbleib des Zollguts 
wegen Ausbleibens des Rücksdbieins erhalten, und was kann die 
Bundesregierung tun, um bei Beschwerden sicherzustellen, daß 
die in der EG verbindlich geregelte Amtshilfe von den Mit- 
gliedern eingehalten wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, an sie herangetragenen Ein- 
zelfällen nachzugehen und im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
zu helfen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, deiß sich für 
Speditionsfirmen, die als Hauptverpflichtete im Rah- 
men des gemeinschaftlichen Versandverfahrens tä- 
tig werden, im Einzelfall Schwierigkeiten ergeben 
können, wenn das Versandverfahren wegen Aus- 
bleibens der Empfangsbestätigimg der Bestimmungs- 
zollstelle (des sog. Rückscheins) nicht abgeschlossen 
werden kann. Um die Klärung solcher Fälle zu er- 
leichtern, hat der Versandausschuß der EG bereits 
1972 ein Suchverfahren festgelegt, das beim Ausblei- 
ben des Rückscheins anzuwenden ist. Zeitliche Ver- 
zögerungen bei der Erledigung der Suchverfahren 
lassen sich jedoch nicht immer vermeiden, weil zur 
Klärung des Sachverhalts oft umfangreiche Ermitt- 
lungen erforderlich werden. 

In der Vergangenheit aufgetretene Schwierigkei- 
ten bei Versand verfahren insbesondere nach Frank- 
reich, Großbritannien und Italien sind im Versand- 
ausschuß der EG mit dem Ergebnis erörtert worden, 
daß die Zahl der offenstehenden Fälle sehr zurück- 
gegangen ist. Hierzu dürfte auch beigetragen haben, 
daß die Hauptverpflichteten mehr als früher von der 
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Möglichkeit Gebrauch machen, sich von der Bestim- 
mungszollstelle eine sog. Eingangsbescheinigung 
ausstellen zu lassen, für die ein besonderer Vor- 
druck besteht. Um dieses Verfahren noch weiter zu 
verbessern, soll der Vordruck künftig in die Ver- 
sandanmeldung eingedruckt und damit sichergestellt 
werden, daß jeder Warenführer eine Eingangsbe- 
scheinigung der Bestimmungszollstelle erhalten 
kann. Offenstehende Versandverfahren, die auf das 
Ausbleiben des Rückscheins zurückzuführen sind, 
können hierdurch wesentlich schneller geklärt wer- 
den. 

Das Bundesfinanzministerium ist Schwierigkeiten 
bei der Abwicklung des gemeinschaftlichen Ver- 
sandverfahrens in begründeten Fällen nachgegan- 
gen. Es wird sich auch weiter dafür einsetzen, daß 
die Versand verfahren zügig abgewickelt werden. 


Anlage 84 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schwerer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 38) : 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Durdiführung des von 
ihr angekündigten mittelfristigen Investitionsprogramms die 
kleinen und mittleren Unternehmen und audi die stniktursdiwa- 
dien und konjunkturell benachteiligten Gebiete bevorzugt zu 
berücksichtigen, um damit etwas an sektoralen und regionalen 
Schwachstellen zu verbessern? 

Die Bundesregierung hält nach wie vor an dem 
Ziel der Errichtung der Wirtschafts- und Währungs- 
union in der Europäischen Gemeinschaft fest; sie 
IB) unterstützt deshalb alle zweckdienlichen stabilitäts- 
orientierten Maßnahmen, die auf dieses Ziel ge- 
richtet sind. Die seit Jahren anhaltenden Divergen- 
zen in der wirtschaftlichen Entwicklung der Mit- 
gliedstaaten lassen es jedoch zweifelhaft erscheinen, 
ob die Wirtschafts- und Währungsunion so schnell 
vollendet werden kann, wie ursprünglich geplant. 

Diese unbefriedigende Lage in der Gemeinschaft 
hat Bundesminister Dr. Apel in Hamburg angespro- 
chen, als er darauf hinwies, daß Fortschritte auf dem 
Weg zur Wirtschafts- und Währungsunion eine 
deutliche Annäherung der wirtschafts-, finanz- und 
gesellschaftspolitischen Grunddaten erfordern. 

Die Bundesregierung mißt verstärkten Konsul- 
tationen zur engeren Koordinierung der Politik in 
diesen Bereichen besondere Bedeutung bei. Sie ist 
der Auffassung, daß in dem vom Rat am 14. März 
einstimmig gebilligten Vierten Programm für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik konkrete Ansatz- 
punkte für einen besseren Zusammenhalt in der 
Gemeinschaft enthalten sind. 


Anlage 85 

Antwort 

des Pari. Statssekretärs Haehser auf die Sdiriftlidie 
Frage des Abgeordneten Dr. Sdiwörer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 39) : 

Ist die Bundesregierung nidit ebenfalls der Meinung, wie sie 
im Programm zur mittelfristigen Wirtschaftspolitik von der Eu- 
ropäischen Kommission vertreten und vom Europäischen Parla- 
ment unterstützt wird, daß alles getan werden muß, um die 


Wirtschafts- und Währungsunion voranzubringen, weil sonst (C) 
die Bemühungen um Vollbeschäftigung und Stabilität in der 
Europäischen Gemeinschaft nicht zu verwirklichen sind? 

Bereits in der Regierungserklärung vom 16. De- 
zember 1976 hat der Bundeskanzler angekündigt, 
daß die Maßnahmen im Zuge des mehrjährigen 
öffentlichen Investitionsprogramms zur wachstums- 
und umweltpolitischen Vorsorge („Programm für 
Zukunftsinvestitionen") insbesondere auch in struk- 
turschwachen Gebieten durchgeführt werden. Dies 
findet seinen Ausdruck in den Projektvorschlägen 
der Bundesressorts, die dem Kabinett am 23. März 
1977 zur Entscheidung vorgelegt worden sind. 

Die Verbessenmg „sektoraler Schwachstellen" ist 
ebenfalls erklärtes Ziel der Bundesregierung, die in 
ihrem Jahreswirtschaftsbericht 1977 ausführte, daß 
von dem Programm unmittelbare zusätzliche Be- 
schäftigungswirkungen vor allem in der Bauwirt- 
schaft erwartet werden. Nach Zusammenstellung der 
Ressortvorschläge entfallen von der primären Auf- 
tragsentwicklung 1977 in Höhe von etwa 3,5 Milliar- 
den DM auf den Hochbau und den eigentlichen 
Tiefbau je rund ein Drittel, 15 v. H. gehen in den 
Tiefbaubereich, der hinsichtlich seiner Arbeitsplatz- 
struktur dem Hochbau nahesteht. 

Von der Durchführung des „Programms für Zu- 
kunftsinvestitionen" sind nicht nur unmittelbar zu- 
sätzliche Beschäftigungswirkungen — vor allem in 
der Bauwirtschaft — zu erwarten, sondern es wer- 
den davon auch multiplikative Einkommens- und 
Nachfragewirkungen auf die gesamte Wirtschaft, 
und damit auch auf kleine und mittlere Unterneh- 
men, ausgehen. Durch das Programm werden dar- 
über hinaus die Rahmenbedingungen für die mittel- 
fristigen Erwartungen aller Unternehmen verbes- 
sert und ihre Dispositionen hinsichtlich ihrer eige- 
nen Investitionen erleichtert. Dadurch werden die 
Voraussetzungen für eine anhaltende Wirtschafts- 
expansion nadihaltig gestärkt. 

Da es sich im übrigen bei dem Programm um ein 
mehrjähriges Investitionsprogramm zur Verbesse- 
rung der öffentlichen Infrastruktur handelt, werden 
private Investitionen nur dann gefördert, wenn die 
betreffenden Projekte eindeutig im öffentlichen In- 
teresse liegen (z. B. Ausbau der Fernwärme durch 
Versorgungsunternehmen). Das Programm ist kein 
Konjunkturprogramm mit gezieltem Einsatz in kon- 
junkturell benachteiligten Gebieten. 


Anlage 86 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Voss (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 40 und 41): 

Wie hoch ist, bezogen auf das Bruttosozialprodukt 1977, der 
Staatsverbrauch auf allen öffentlichen Ebenen insgesamt und 
aufgeteilt auf diese Ebenen? 

Wie hoch ist der Staatsverbrauch in der vorstehenden Unter- 
teilung absolut und prozentual im Verhältnis zum Umsatzsteuer- 
aufkommen (einschließlich Einfuhrumsatzsteuer) mit Umsatz- 
steuer belastet, und Velche Mehrbelastung ergibt sich für die 
öffentlichen Ebenen, wenn der Umsatzsteuersatz von 11 auf 13 
V. H. bzw. von 5,5 auf 6,5 v. H. erhöht wird? 
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Zu Frage B 40: 

Der Staatsverbrauch, bezogen auf das Brutto- 
sozialprodukt, beträgt nach der Jahresprojektion 
der Bundesregierung in 1977 etwa 20 V 2 ®/o. Eine ge- 
naue Aufteilung auf die einzelnen Ebenen liegt 
nicht vor, weil bei Voraussdhätzungen mangels aus- 
reichender Daten keine solche Aufteilung vorge- 
nommen werden kann. 

Für das Jahr 1976 betrug nach ersten vorläufigen 
Ergebnissen des Statistischen Bundesamtes der 
Staatsverbrauch bezogen auf das Bruttosozialpro- 
dukt für die einzelnen Ebenen (in Vo) : 


Bund 

4,5 

Länder 

6,5 

Gemeinden 

3,4 

Gebietskörperschaften 

14,3 

Sozialversicherung 

6,4 

Staat insgesamt 

20,7 


Zu Frage B 41 : 

Von den Ausgaben der Gebietskörperschaften sind 
nur Sach- und Investitionsausgaben mit der Umsatz- 
steuer belastet, wobei bestimmte Sach- und Inve- 
stitionsausgaben ermäßigt besteuert (z. B. Bundes- 
wehrverpflegung) bzw. steuerfrei (z. B. Grundstücks- 
käufe) sind. Der Staatsverbrauch schließt auch Löhne 
und Gehälter ein und ist insoweit für die Umsatz- 
(®) Steuerbelastung der öffentlichen Hand nicht rele- 
vant. Für 1978 — das Jahr der geplanten Umsatz- 
steuererhöhung — werden die Sach- und Investi- 
tionsausgaben aller Gebietskörperschaften schät- 
zungsweise mit knapp lOVo Umsatzsteuer belastet 
sein. 

Vom gesamten Umsatzsteueraufkommen werden 
etwa 15®/o von den Gebietskörperschaften erbracht. 
Das entspricht im Jahre 1978 bei einer Erhöhung 
der Umsatzsteuersätze von 11 ®/o auf 13®/o bzw. 
5,5 ®/o auf 6,5 ®/o Mehrbelastungen der Gebietskör- 
perschaften in einer Größenordnung von 1,8 bis 
2 Milliarden DM. Eine Aufgliederung dieser Mehr- 
belastungen ist zur Zeit, wie bereits gesagt, auf 
Grund unzureichender statistischer Daten nicht 
möglich. 


Anlage 87 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 42) : 

Treffen die von Presse und Fernsehen im Rahmen der Dis- 
kussionen um die Kernenergie getroffenen Feststellungen zu, 
daß die Uranvorräte schneller verbraucht sind als das Erdöl, und 
wenn ja, welches verbindliche Zahlenmaterial liegt der Bundes- 
regierung darüber vor? 

Der Bundesregierung liegen über die Vorräte der 
beiden Rohstoffe die folgenden Daten vor: 


1. Uranvorräte der westlichen Welt mit Gewin- 
nungskosten bis 30 US $ / Ib U 3 O 8 (nach Erhebungen 
der OECD vom Dezember 1975): 

Sichere Vorräte 1,8 Millionen t U 

wahrscheinliche Vorräte in 

bestimmten Lagerstätten 1,7 Millionen t U 

vermutete Vorräte in 

bestimmten Regionen ca. 6 Millionen t U 

Uranbedarf der westlichen Welt kumuliert: 
bis 1993: ca. 1,7 — 1,9 Millionen t U 

bis 2000: ca. 3,6 — 3,8 Millionen t U 

bis 2025: ca. 10 Millionen t U 

(Der hierbei weltweit zugrunde gelegte Kernkraft- 
werksausbau wird sich voraussichtlich nicht so 
schnell durchführen lassen.) 

Unter der Voraussetzung, daß die Reserven dem 
Bedarf entsprechend abgebaut werden können, wer- 
den bis 1993 die sicheren Uranvorräte, bis 2000 die 
wahrscheinlichen und bis 2025 die z. Z. vermuteten 
Vorräte ausreichen. 

Diese Rechnungen basieren auf den mit den heu- 
tigen Technologien wirtschaftlich ausbeutbaren Vor- 
räten. Es ist zu vermuten, daß mit fortschreitender 
Entwicklung der Gewinnungstechnologie auch Arm- 
erze und in beschränktem Umfang das im Meer- 
wasser enthaltene Uran zur Deckung des Bedarfs 
beitragen können. 

2. Erdöl Vorräte der Welt: 

nachgewiesene und technisch- (D) 

wirtschaftlich gewinnbare 

Vorräte ca. 100 Milliarden t 

vermutete Vorräte in 

bestimmten Regionen ca. 190 Milliarden t 

Erdölförderung weltweit in 

1976: 2,85 Milliarden t 

Rein rechnerisch ergibt sich daraus bei gleichblei- 
bendem Bedarf bzw. gleichbleibender Förderung 
eine Lebensdauer von 35 Jahren für die nachgewie- 
senen Reserven und von etwa 100 Jahren bei Ein- 
beziehung der noch vermuteten Vorräte. 

Erheblich geringere Lebensdauern ergeben sich 
unter der Annahme von Fördersteigerungen: 


nachgewiesene Reserven 

jährlicher Förderzuwachs 
2v.H. 4v.H. 6 v.H. 

Erdöl 

26 

21 18 Jahre 

Gesamtreserven Erdöl 
(nachgewiesene -f 
vermutete) 

55 

40 33 Jahre 


3. Unter den angenommenen Verbrauchsentwick- 
lungen werden also die heute bekannten und die in 
bestimmten Regionen vermuteten, wirtschaftlich 
nutzbaren Uranvorräte der westlichen Welt bis zum 
Jahr 2025 und die weltweiten Erdölvorräte je nach 
jährlichem Verbrauchszuwachs bei 2 v. H. bis 2030, 
bei 4 V. H, bis 2020 und bei 6 v. H. bis 2010 ausrei- 
chen. 
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(A) Anlage 88 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Gerstein (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 43 und 44): 

Auf Grund welcher Erkenntnisse kommt die Bundesregierung 
zu der Schlußfolgerung (meine Anfrage, Teil B, Nr. 74 Druck- 
sache 8/129, Antwort am 2. Marz 1977), daß »auch der Bau von 
zusätzlichen Leitungen, insbesondere nach Süden, wie er für 
einen Stromtransport bei einer Leitungskonzentration im Ruhr- 
gebiet erforderlich wäre, bereits heute auf Schwierigkeiten un- 
ter anderem aus Gründen des Landschaftsschutzes stößt”, und 
was ist zu unternehmen, um gegebenenfalls die Hindernisse, 
die vorhanden sind, zu beseitigen? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über den Ein- 
satz von Steinkohlenkraftwerken im süddeutschen Raum, und ist 
es wirtschaftlich nicht sinnvoller, Strom anstelle von Kohle in 
den süddeutschen Raum zu transportieren? 

Zu Frage B 43: 

Die Probleme für die Trassierung einer Hoch- 
spannungsleitung liegen im wesentlichen darin, 
daß eine Vielzahl von Gemeinden, Wald- und 
Grundstückseigentümern sowie Naturschützern bei 
einem Planfeststellungsverfahren für ein solches 
Projekt angesprochen sind. Die Schwierigkeiten 
und Hindernisse sind in erster Linie in unserem 
eng besiedelten Raum begründet. Aufgrund der 
gegebenen Verwaltungszuständigkeit hat die Bun- 
desregierung keinen Einfluß auf eine Abkürzung 
insbesondere der Planfeststellungsverfahren. 

Als Beispiel für die Schwierigkeiten beim Bau 
einer 380-kV-Trasse wird von der Elektrizitätswirt- 
sdiaft das Projekt Großkrotzenburg-Urberadi ange- 
® führt. Die Bemühungen für dieses Projekt laufen 
seit 1970 und es konnte trotz mehrfach seitens der 
Elektrizitätswirtschaft angebotener Alternativtras- 
sen bis heute keine endgültige Planfeststellung er- 
zielt werden. Diese Leitung hätte für die Elektrizi- 
tätswirtschaft insofern Bedeutung, als damit der 
Engpaß der Nord-Süd-Trassen im Frankfurter Raum 
gemildert wird. Die Störung am 13. April 1976, der- 
zufolge aufgrund einer Verquickung mehrerer ande- 
rer ungünstiger Umstände weite Teile Süddeutsch- 
lands bis zu 2 Stunden spannungslos waren, hätte 
nach Ansicht der Fachleute diese Folge nicht ge- 
habt, wenn zu dieser Zeit die obengenannte Leitung 
in Betrieb gewesen wäre. 

Zu Frage B 44: 

In Gesprächen mit den süddeutschen Elektrizi- 
tätsversorgungsunternehmen bemüht sich die Bun- 
desregierung seit Jahren, diese zu einem höheren 
Einsatz von Steinkohle in ihren Kraftwerken zu 
bewegen. Sie hat nicht zuletzt mit der Novellierung 
des Dritten Verstromungsgesetzes die hierfür erfor- 
derlichen Voraussetzungen geschaffen. Angesichts 
der bekannten Schwierigkeiten beim Kernkraft- 
werksbau ist sie ferner der Auffassung, daß ein 
höherer Steinkohleneinsatz durch den Zubau wei- 
terer Steinkohlenkraftwerke in diesem Raum trotz 
der damit auch verbundenen Schwierigkeiten not- 
wendig ist. Verstärkter Stromtransport aus den Re- 
vieren ist aufgrund der oben dargelegten Engpässe 
in der Leitungskapazität und auch im Hinblick auf 
die damit verbundenen Kosten nur begrenzt möglich. 


Anlage 89 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Rühe (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/206 Frage B 45) : 

Was unternimmt die Bundesregierung gegen Dumpingprakti- 
ken der Sowjetunion, die den bestehenden Seeverkehr zwisdien 
Hamburg und Marokko, der durch die Oldenburg-Portugiesische 
Dampfschiff-Reederei und die marokkanische Schiffahrtsge- 
sellschaft durchgeführt wird, gefährden? 

Die Bundesregierung untersucht z. Z. die Aus- 
wirkungen der Teilnahme östlicher Staatsreedereien 
am Seeverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Drittländern sowie Maßnahmen 
zum Schutz der deutschen SeeverkehÖlü^ressen. 
Der neue sowjetische Liniendienst zwis^eit deut- 
schen und marokkanischen Häfen gehört zu diesem 
Problemkreis. 

Es ist beabsichtigt, in Verhandlungen mit den 
sowjetischen Stellen den Drittlandverkehr (Cross- 
Trade) auf eine beiderseitig befriedigende Grund- 
lage zu stellen. 


Anlage 90 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Hubrig (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 46 und 47) : 

In welchem Umfang wurde die Wärmeschutzverordnung zum lp\ 
Energieeinsparungsgesetz mit Verbänden und betroffenen Fir- 
men vor endgültiger Abfassung besprochen, und wie erklärt 
es sich dann, daß beim Einsatz fugendichter Fenster für die Hei- 
zung ein Raumleistungsverhältnis von 4 cbm pro kW vorge- 
schrieben ist und dies die Aufstellung von dezentralen Hei- 
zungssystemen entscheidend behindert? 

In welchem Umfang wird durch die Wärmeschutzverordnung 
insbesondere in § 1 der Einsatz von Gasheizungssystemen in Zu- 
kunft verhindert, weil durch die vorgeschriebenen fugendichten 
Fenster die notwendige Luftmenge nicht mehr für die Gashei- 
zung zur Verfügung steht? 

Zu Frage B 46: 

Bis zur endgültigen Fassung des Entwurfs der 
Wärmeschutz- Verordnung haben die federführen- 
den Ressorts BMWi und BMBau den Text mehr als 
ein Jahr lang mit Vertretern aus Wissenschaft, Ver- 
waltung, Technik und den betroffenen Wirtschafts- 
verbänden — darunter auch der DVGW, die 
FIGAWA, dem BGW und der VdZ — beraten. Ne- 
ben einer großen Anzahl bilateraler schriftlicher 
imd persönlicher Kontakte haben zwei offizielle 
Anhörungen der Fachverbände stattgefunden. Bei 
der letzten Anhörung am 28. Februar 1977/1. März 
1977 hat nochmals eine intensive Diskussion auch 
der von Ihnen angesprochenen Frage stattgefunden. 

Das Ergebnis dieser Erörterung hat die endgültige 
Formulierung der Wärmeschutz- Verordnung ent- 
scheidend beeinflußt. 

Danach enthält die Wärmeschutz- Verordnung kei- 
ne zahlenmäßigen Festlegungen oder sonstige exakte 
Limitierungen des Raumleistungsverhältnisses oder 
des Luftwechsels und bringt nunmehr im Wort- 
laut zum Ausdruck, daß „zur Gewährleistung einer 
aus Gründen der Hygiene und Beheizung erforder- 
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tA) liehen Lufterneuerung . . . bestimmte Lüftungsein- 
richtungen zulässig sind“. 

Das von Ihnen angenommene Raumleistungsver- 
hältnis von 4 m® pro kW ist nicht vorgeschrieben. 

Zu Frage B 47: 

Wie bereits aus der Antwort zu § 1 ersichtlich, 
stehen auch die vorgeschlagenen Vorschriften über 
fugendichte Fenster dem Einbau und dem Betrieb 
dezentraler Gasheizungssysteme nicht entgegen. 
Die Wärmeschutz-Verordnung stellt sicher, daß 
Lüftungseinrichtungen zugelassen sind, die eine 
u. a. für die Beheizung erforderliche Luftemeuenmg 
gewährleisten. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß bei der 
Begrenzung der Fugendurchlässigkeit der Fenster 
in der Wärme schütz- Verordnung lediglich der Stand 
der Technik im Fensterbau festgeschrieben worden 
ist, wie er in DIN 18055, Blatt 2, Ausgabe August 
1973, niedergelegt ist. Die auf dem Gebiet des Fen- 
sterbaus vorhandenen überwachungsgemeinschai- 
ten haben ihre Gütebedingungen auf die o. g. Norm 
abgestimmt. 


Anlage 91 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Bl (Drucksadle 8/206 Frage B 48) : 

Wird die Bundesregierung angesichts der sich inuner mehr 
ausbreitenden Tollwut in Landkreisen, die an die CSSR gren- 
zen, darauf hinwirken, daß in der CSSR, aus der diese Seuche 
durch erkrankte Tiere offenbar eingeschleppt wird, die erfor- 
derlichen Gegenmaßnahmen ergriffen werden? 

Die Bekämpfung der Tollwut ist ein internationa- 
les Problem, gleichwohl ist sie von den betroffenen 
Staaten in eigener Verantwortlichkeit durchzufüh- 
ren. Das schließt selbstverständlich inter- und supra- 
nationale Kontakte nicht aus, im Gegenteil, solche 
Kontakte werden in größerem Rahmen gefördert 
und von der Bundesrepublik Deutschland insbeson- 
dere durch intensive Mitarbeit in einschlägigen in- 
ternationalen Gremien gepflegt. So hat sich insbe- 
sondere das Internationale Tierseuchenamt in Paris 
wiederholt mit Fragen der Tollwutbekämpfung be- 
faßt, zuletzt in der Konferenz der Regionalkommis- 
sion für Europa, die im September 1971 in Prag statt- 
gefunden hat, und anläßlich der 44. Generalver- 
sammlung im Mai 1976 in Paris. 

Die Tollwut in der Bundesrepublik Deutschland 
wie auch in der Tschechoslowakei tritt in erster 
Linie bei Wildtieren auf und wird insbesondere vom 
Fuchs verbreitet; die Haustiertollwut spielt bei der 
Verbreitung der Seuche eine untergeordnete Rolle. 
Was die Verbreitung der Tollwut in beiden Ländern 
anbelangt, darf ich Ihnen folgende Darstellung ge- 
ben: 

1. In der Bundesrepublik Deutschland sind 1975 = 
5 718 Tiere und 1976 — 8 634 Tiere als mit Tollwut 
befallen festgestellt worden; die Zunahme der Toll- 
wut beträgt von 1975 zu 1976 = 51 Vo. 


2. Es grenzen 12 Kreise an die CSSR an, in denen 
1975 = 158 und 1976 = 184 Tollwutfälle (Zahl der 
Tiere) festgestellt wurden; das entspricht einer Stei- 
gerung der Tollwut in diesen 12 Kreisen von nur 
16,5 Vo. 

3. ln der CSSR sind nach den hier verfügbaren 
Unterlagen 1975 = 360 Neuausbrüche (Zahl der 
Tiere) und 1976 = 433 Neuausbrüche registriert 
worden, was einer Zunahme von etwa 20®/o ent- 
spricht. 

Die hier aufgezeigten Relationen geben m. E. kei- 
nen Hinweis dafür, daß das Tollwutgeschehen in 
den Gebieten entlang der Grenze zur CSSR durch 
Einsdileppungen aus der CSSR gravierend beeinflußt 
wird. Ich möchte vielmehr annehmen, daß die ab- 
solute Zunahme der Tollwutfälle in der Bundesrepu- 
blik Deutschland wie in den genannten Grenzkrei- 
sen auf die in den Jahren 1975 und 1976 nicht mehr 
so konsequent durchgeführte Bekämpfung der Toll- 
wut beim Fuchs zurückzuführen ist. Mit dem In- 
kraftsetzen der neuen Tollwutbekämpfungsvorsdirif- 
ten (Verordnung vom 11. März 1977 — BGBl. I 
S. 444) am 19. März 1977 wird nunmehr wieder eine 
verstärkte Tollwutbekämpfung durch geeignete 
Maßnahmen zur Verminderung der Fuchspopulation 
möglich sein. 

Die Einfuhr von Tieren, mit denen die Tollwut 
eingeschleppt werden könnte, wird selbstverständ- 
lich kontrolliert. So müssen Hunde und Hauskatzen, 
die aus der CSSR in die Bundesrepublik Deutschland 
eingeführt werden, nach entsprechender amtstier- 
ärztlicher Untersuchung von Gesundheitsbescheini- (D) 
gungen oder Impfnachweisen begleitet sein. Wie je- 
doch bereits dargelegt, ist eine Verschleppung der 
Tollwut durch Hunde und Hauskatzen im internatio- 
nalen Verkehr zahlenmäßig von ausgesprochen ge- 
ringer Bedeutung. 

Es ist natürlich nicht auszuschließen, daß Wild- 
tiere, insbesondere Füchse, über die gemeinsame 
Grenze mit der CSSR wechseln und daß sich unter 
diesen Tieren auch tollwutinfizierte befinden, die 
die Seuche von der einen Seite der Grenze zur an- 
deren tragen können. Dies aber kann nur durch ver- 
stärkte Bekämpfungsmaßnahmen auf beiden Seiten 
der Grenze vermindert werden, von deren Notwen- 
digkeit auch der Veterinärdienst der CSSR, wie ich 
aus häufigen Kontakten mit diesem weiß, überzeugt 
ist. Ich werde auch im Rahmen künftiger internatio- 
naler Begegnungen auf das Problem der Tollwut- 
bekämpfung insbesondere in Grenzgebieten immer 
wieder hinweisen. 


Anlage 92 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Druck- 
sache 8/206 Frage B 49) : 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ln den letzten 
zwei Jahren ergriffen, um eine wirksamere Kontrolle der Importe 
für Obst und Gemüse gemäß den Bestimmungen des Lebens- 
mittelredits sicherzustellen? 
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Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat seit Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Gesamtreform des Lebensmittelrechts Verbindung 
mit den für die Durchführung des Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetzes zuständigen obersten 
Landesbehörden aufgenommen, um Material für 
eine auf § 49 des Lebensmittel- und Bedarfsgegen- 
ständegesetzes (LMBG) gestützte Verordnung zur 
Verbesserung der Überwachung eingeführter Le- 
bensmittel, aber auch anderer dem LMBG unterfal- 
lender Erzeugnisse, zu sammeln. Hierbei hat sich 
gezeigt, daß die Kontrolle von Obst- und Gemüse- 
importen nach den Erfahrungen der obersten Lan- 
desbehörden wirksam durchgeführt wird. Dies ist 
u. a. darauf zurückzuführen, daß auf Anregung des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit der Bundesminister der Finanzen eine 
Dienstanweisung erlassen hat, wonach die zoll- 
rechtlichen Einlaßstellen unverzüglich jede Abfer- 
tigung größerer Importe von Obst unid Gemüse den 
zuständigen Behörden der Lebensmittelüberwa- 
chung unter Angabe des Absenders und Empfängers 
sowie der Art und Menge der Waren mitzuteilen 
haben. Dies ermöglicht den Lebensmittelüberwa- 
chungsbehörden die rasche Untersuchung der leicht 
verderblichen Waren, bevor diese in den Verkehr 
gebracht werden. 

Davon abgesehen hat das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesuildheit in mehreren Fäl- 
len, in denen der Verdacht bestand, daß Obst und 
Gemüse, das nicht den deutschen lebensmittelrecht- 
lichen Vorschriften entsprach, in größeren Mengen 
eingeführt würde, die obersten Landesbehörden 
hiervon unterrichtet und gebeten, die betreffenden 
Lebensmittel in verstärktem Maße zu kontrollieren. 

Darüber hinaus sind in einigen Fällen die zustän- 
digen Behörden der Exportländer von den Bean- 
standungsfällen unterrichtet worden mit der Bitte, 
darauf hinzuwirken, daß die deutschen lebensmittel- 
rechtlichen Vorschriften künftig beachtet werden. 

Außerdem hat das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit in einem Gespräch mit dem 
Zentralverband des deutschen Früchte-Import- und 
Großhandels e. V. Möglichkeiten aufgezeigt, wie 
von seiten der Importeure die Einhaltung der Be- 
stimmungen des Lebensmittelrechts besser gewähr- 
leistet werden kann. Dieses Gespräch hat nicht zu- 
letzt zu dem Aufbau privater Untersuchungsringe 
geführt, d. h., die hierfür zusammengeschlossenen 
Importeure haben gemeinsam Möglichkeiten ge- 
schaffen, die von ihnen in die Bundesrepublik 
Deutschland verbrachten Lebensmittel regelmäßig 
untersuchen zu lassen. 


Anlage 93 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Kiechle (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 50 und 51): 

Sieht die Bundesregierung Möglidikeiten, die obligatorisdie 
Intervention von Backweizen auch zukünftig anzuwenden, und 
welche vorbereitenden Arbeiten hat sie hierzu gegebenenfalls 
in die Wege geleitet? 


Welche exakten Kriterien müssen, sofern die fakultative In- (Q 
tervention von Backweizen eintritt, geschaffen werden, nach de- 
nen sich alle am Markt Beteiligten richten können vor allem im 
Hinblick auf Preise und Termine? 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß der 
Preis für Backweizen auch im Rahmen des im vori- 
gen Jahr vom Ministerrat beschlossenen Referenz- 
preissystems durch möglichst wirkungsvolle Maß- 
nahmen gestützt wird. Sie hat deshalb in Brüssel 
vorgeschlagen, daß 

— während der ersten drei Monate des Wirt- 
schaftsjahres und 

— am Ende des Wirtschaftsjahres, falls sich Über- 
schüsse zeigen, 

die Preisstützung ähnlich der bisherigen obligato- 
rischen Intervention durchgeführt wird. Die hier- 
für zuständige EG-Kommission hat neuerdings ihre 
Bereitschaft erkennen lassen, Maßnahmen im Sinne 
des Vorschlages der Bundesregierung zu treffen. 

Nach der im Vorjahr beschlossenen Marktrege- 
lung sind die Marktpreise für Backweizen im Hin- 
blick auf den Referenzpreis zu stützen. Als Refe- 
renzqualität hat die EG-Kommission für das Wirt- 
schaftsjahr 1977/78 eine Mindestqualität vorgese- 
hen, für die der auch in der Bundesrepublik bereits 
angewandte Teigtest maßgeblich ist. 


Anlage 94 


des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 52) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Praxis die Ridit- 
linien des Bundesarbeitsministers zur Gewährung vJn besonde- 
ren Leistungen zur Förderung der Mobilität vom 10. November 
1976 beruflidi nicht qualifizierten Jugendlichen — hier vor allem 
den Schulabgängern — nur selten zugute kommen, da dieser 
Personenkreis mit Ausnahme des § 5 Abs. 1 Nr. 1 a. a. O. die 
Leistungsvoraussetzungen nicht erfüllen kann, und was ge- 
denkt sie zu tun, den Schulabgängern den Start ins Berufsleben 
zu erleichtern? 

Die Richtlinien zur Gewährung von besonderen 
Leistungen zur Förderung der Mobilität an Arbeits- 
lose vom 10. November 1976 sollen die Wiederein- 
gliederung seit längerer Zeit arbeitslos gemeldetei 
Arbeitsuchender in das Berufsleben fördern; sie stel- 
len deswegen nicht besonders auf die berufliche 
Lage von jugendlichen Arbeitsuchenden und Schul- 
abgängern ab, obwohl auch dieser Personenkreis 
Leistungen nach den Richtlinien erhalten kann, 
wenn er ihre Voraussetzungen erfüllt. 

Der Start der Schulabgänger in das Berufsleben 
wird vor allem durch die Gewährung von Berufs- 
ausbildungsbeihilfen an Teilnehmer berufs vorbe- 
reitender Maßnahmen und an Auszubildende in 
einer betrieblichen Berufsausbildung aufgrund von 
§ 40 Arbeitsförderungsgesetz und der dazu ergan- 
genen Anordnung des Verwaltungsrates der Bun- 
desanstalt für Arbeit über die individuelle Förde- 
rung der beruflichen Ausbildung erleichtert. Der 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit hat am 
16. Dezember 1976 eine Änderung dieser Anord- 
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(A) nung beschlossen und mit Wirkung zum 1. April 
1977 die Bedarfsätze sowie die Freibeträge vom 
Einkommen der Eltern erhöht. Der Ausbildungsstel- 
lensituation wurde dabei durch eine überdurch- 
schnittliche Erhöhung des Freibetrags, der bei einer 
Unterbringung außerhalb des Elternhauses zusätz- 
lich gewährt wird, Rechnung getragen. Der Bedarf 
für den Lebensunterhalt von Auszubildenden, die in 
einem Wohnheim oder Internat oder beim Ausbil- 
denden untergebracht sind, wird außerdem durch 
einen Zuschlag von 100 DM für sonstige Bedürf- 
nisse überdurchschnittlich erhöht (bisher 50 DM 
Taschengeld). Damit soll es den Jugendlichen und 
ihren Eltern erleichtert werden, sich — falls not- 
wendig — für eine Ausbildung außerhalb ihres 
Wohnorts zu entscheiden. 


Anlage 95 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 53) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß § 6 Abs. 1 des Sdiwer- 
behindertengesetzes — nadi dieser Vorsdirift zählen als Ar- 
beitsplätze u. a. alle Stellen, auf denen Auszubildende und andere 
zu ihrer beruflichen Bildung Eingestellte beschäftigt werden — 
ausbildungsfähigen Betrieben, insbesondere aber solchen des 
Handwerks, die durch eine Einstellung von Auszubildenden be- 
schäftigungspflichtig gern. § 4 würden, keinen Anreiz gibt, zu- 
sätzliche Ausbildungsplätze zu schaffen, und ist sie bereit, im 
Interesse der zahlreichen ausbildungsplatzsuchenden Jugendli- 
chen dazu beizutragen, die Zahl der Ausbildungsplätze zu er- 
höhen, indem sie § 6 Abs. 1 entsprechend ändert? 

Das Schwerbehindertengesetz vom 29. April 1974 
hat die Arbeitgeber in § 4 in Verbindung mit § 6 
Abs. 1 nicht nur zur Beschäftigung Schwerbehin- 
derter auf Arbeitsplätzen, sondern auch zur Bereit- 
stellung von Ausbildungsplätzen für schwerbehin- 
derte Jugendliche verpflichtet. 

Diese Regelung ist, obwohl sie nach eingehender 
Erörterung im Gesetzgebungsverfahren schließlich 
mit Zustimmung aller im Deutschen Bundestag ver- 
tretenen Parteien und aller Bundesländer zustande 
gekommen ist, nach Inkrafttreten des Gesetzes im- 
mer wieder in Frage gestellt worden. Die Bundes- 
regierung hat dazu mehrfach gegenüber dem Deut- 
schen Bundestag Stellung genommen, ausführlich in 
der Antwort vom 26. Juli 1976 auf eine Kleine An- 
frage vom 1. Juli 1976 (Drucksache 7/5625). 

Der darin eingenommene Standpunkt gilt unver- 
ändert. Die gesetzliche Regelung erscheint nach wie 
vor dringend notwendig, um schwerbehinderten 
Jugendlichen einen Ausbildungsplatz zu verschaf- 
fen, zumal ihre Zahl sich in den nächsten Jahren ent- 
sprechend der stark anwachsenden Zahl von Schul- 
abgängern, die in die Berufsausbildung eingeglie- 
dert werden müssen, noch vergrößern wird. 

Dies gilt um so mehr nach den bisherigen Er- 
fahrungen mit dem „Sonderprogramm von Bund und 
Ländern zur verstärkten Bereitstellung von Arbeits- 
und Ausbildungsplätzen für Schwerbehinderte". Ob- 
wohl dieses Programm sich im allgemeinen sehr gut 
bewährt, konnten mit seiner Hilfe nur 171 auszubil- 


dende schwerbehinderte Jugendliche (= 8,6 ®/o) auf 
einen Ausbildungsplatz vermittelt werden. Dies ist 
um so überraschender, als Arbeitgeber, die Ausbil- 
dungsplätze für junge Schwerbehinderte zur Ver- 
fügung stellen, mit der Zahlung eines Betrages von 
15 000 DM aus diesem Programm in besonderer 
Weise imterstützt werden. 


Anlage 96 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 54) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Gewährung von Un- 
terhaltsgeld gern. § 44 Abs. 2 a des Arbeitsförderungsgesetzes 
in Höhe von 58 v. H. des um die gesetzlichen Abzüge, die bei 
Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen, verminderten Arbeitsent- 
gelts im Sinne des § 112 in vielen Fällen nicht ausreicht, einen 
angemessenen Lebensunterhalt zu bestreiten und daher eine 
große Anzahl fortbildungswilliger Arbeitnehmer, die die Vor- 
aussetzungen des § 44 Abs. 2 nicht erfüllt, von einer zweckmä- 
ßigen und notwendigen beruflichen Fortbildung Abstand nimmt, 
zumal das Unterhaltsgeld in nicht wenigen Einzelfällen nicht 
einmal die Sätze der So^alhilfe erreicht, und wenn ja, wird sie 
den § 44 Abs. 2 a ändern und damit die berufliche Fortbildung 
•rlelchtem? 

Die von Ihnen genannte Regelung betrifft vor al- 
lem Bildungsmaßnahmen, die dem beruflichen Auf- 
stieg dienen und deshalb in der Regel zu einem hö- 
heren Arbeitseinkommen des Teilnehmers führen. 

Eine angemessene Eigenbeteiligung an den Kosten 
erschien deshalb vertretbar. Das Unterhaltsgeld pj 
nach § 44 Abs. 2 a des Arbeitsförderungsgesetzes 
reicht in den meisten Fällen aus, um den angemes- 
senen Lebensunterhalt des Antragstellers für eine 
begrenzte Zeit sicherzustellen ebenso wie die Ar- 
beitslosenhilfe, die mit ebenfalls 58 v. H. des Netto- 
arbeitsentgelts nicht höher liegt. 

Daß die Weiterbildungsbereitschaft von Arbeit- 
nehmern, deren Teilnahme an einer Bildungsmaß- 
nahme nicht die Voraussetzungen des § 44 Abs. 2 
des Arbeitsförderungsgesetzes für den höheren För- 
derungssatz von 80 V. H. erfüllt, nachgelassen hat, 
liegt nicht zuletzt daran, daß viele Arbeitnehmer zur 
Zeit nicht bereit sind, ihren Arbeitsplatz — wenn 
auch nur vorübergehend — aufzugeben, um an einer 
Bildungsmaßnahme teilzunehmen. Auch ist darauf 
hinzuweisen, daß sidi die Vermittlungsaussiditen 
in den hier in Betracht kommenden Aufstiegsberu- 
fen in den letzten Monaten zum Teil erheblich ver- 
schlechtert haben. 

Daß das Unterhaltsgeld nach § 44 Abs. 2 a des 
Arbeitsförderungsgesetzes in einzelnen Fällen unter 
denen der Sozialhilfe liegen kann, beruht darauf, 
daß die genannten Sozialleistungen unterschiedli- 
chen Prinzipien folgen. Im Unterschied zur Sozial- 
hilfe, die sich an dem individuellen Bedarf orientiert, 
bemißt sich das Unterhai tsgeld ebenso wie alle an- 
deren Lohnersatzleistungen nach dem zuletzt ver- 
dienten oder erzielbaren Arbeitsentgelt. Ein Ver- 
gleich der beiden Leistungen ist daher nur bedingt 
möglich. Im übrigen kann die Sozialhilfe in diesen 
Fällen immer zum Ausgleich herangezogen werden, 
so daß den Betroffenen kein Nachteil entsteht. 
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(A) Eine erhebliche Verbesserung der Situation der 
Bezieher von Unterhaltsgeld nach § 44 Abs. 2 a des 
Arbeitsförderungsgesetzes wird sich jedoch in näch- 
ster Zeit aus einer zu erwartenden Änderung der 
Anordnung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt 
für Arbeit über die individuelle Förderung der be- 
ruflichen Fortbildung und Umschulung ergeben. Auf 
Anregung der Bundesregierung beabsichtigt der 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit, den 
Höchstbetrag der erstattungsfähigen Lehrgangsge- 
bühren von 2,20 DM je Teilnehmer und Unterrichts- 
stunde auf 3,00 DM anzuheben. Der Verwaltungsrat 
wird einen entsprechenden Beschluß voraussichtlich 
in seiner nächsten Sitzung fassen. Ich nehme an, daß 
diese wichtige Änderung zum 1. Juli 1977 in Kraft 
treten kann. 


Anlage 97 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 55): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß § 46 Abs. 1 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes die Zeitsoldaten benachteiligt, da diese 
nicht innerhalb der letzten drei Jahre vor Beginn der Maßnahme 
minciestens zwei Jahre lang eine die Beitragspflicht begründencie 
Beschäftigung ausgeübt haben und auch nach § 46 Abs, 2 kein 
Unterhaltsgeld beziehen können, und war diese Benachteiligung 
gegebenenfalls beabsichtigt, und welche Begründung hatte die 
Bundesregierung dafür? 

Es trifft zu, daß seit der Änderung des Arbeits- 
förderungsgesetzes durch das am 1. Januar 1976 in 
Kraft getretene Haushaltsstrukturgesetz Leistungen 
zur Förderung der beruflichen Förderung und Um- 
schulung grundsätzlich Zeitsoldaten nicht mehr ge- 
währt werden können, da diese in den letzten drei 
Jahren vor Beginn der Bildungsmaßnahme nicht 
mindestens zwei Jahre lang eine die Beitragspflicht 
zur Bundesanstalt für Arbeit begründende Beschäf- 
tigung ausgeübt haben (§ 46 Abs, 1 des Arbeitsför- 
derungsgesetzes) . 

Anders als für Grundwehrdienstleistende, die vor 
ihrer Einberufung Arbeitnehmer waren, werden für 
Soldaten auf Zeit während der Dienstzeit keine Bei- 
träge zur Bundesanstalt für Arbeit entrichtet. Ehe- 
maligen Soldaten auf Zeit, die unmittelbar nach Be- 
endigung ihres Wehrdienstes oder kurz danach in 
eine Bildungsmaßnahme eintreten, können jedoch 
Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz ge- 
währt werden, wenn sie wegen Veränderung ihrer 
persönlichen Verhältnisse oder aus sonstigen Grün- 
den gezwungen sind, eine Arbeitnehmertätigkeit 
aufzunehmen — dies wird bei der Entlassung aus 
dem Wehrdienst generell unterstellt werden kön- 
nen — und ohne die Teilnahme an einer Bildungs- 
maßnahme keinen Arbeitsplatz finden (§ 46 Abs. 2 
des Arbeitsförderungsgesetzes). 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob die soziale 
Sicherung der Soldaten auf Zeit, die infolge der 
Kürze ihrer Dienstzeit keinen oder keinen ausrei- 
chenden Anspruch auf Berufsförderung nach dem 


Soldatenversorgungsgesetz erwerben, durch Einbe- 
Ziehung in die Beitragspflicht nach dem Arbeitsför- 
derungsgesetz verbessert werden kann. Sie würden 
dann Anspruch auf alle beitragsabhängigen Leistun- 
gen nach dem Arbeitsförderungsgesetz und damit 
auch auf die in diesem Gesetz vorgesehenen Lei- 
stungen zur Förderung der beruflichen Bildung er- 
halten. 


Anlage 98 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun- 
schweig) (CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage 
B56): 

Weldie Zusammenarbeit besteht zwischen Institutionen der 
Bundesregierung und der Europäischen Stiftung zur Verbesse- 
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen? 

Die Europäische Stiftung zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen wurde durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1365/75 des Rates vom 26. Mai 
1975 (ABI. der EG Nr. L 139/1 vom 30. Mai 1975) 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften er- 
richtet und übt ihre Tätigkeit im Rahmen des Ge- 
meinschaftsrechts aus. Sie ist mit eigener Rechts- 
persönlichkeit ausgestattet. Die Bundesregierung 
hat einen Vertreter, Herrn Professor Fitting, Abtei- 
limgsleiter der Abteilung Arbeitsrecht und Arbeits- 
schutz im Bundesministerium für Arbeit und Sozial- (Dl 
Ordnung, in den Verwaltungsrat, dem Leitungsorgan 
der Stiftung, entsandt. Mitglieder des Verwaltungs- 
rates sind je 9 Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten, der Arbeitgeberverbände und der 
Arbeitnehmerorganisationen, sowie 3 Vertreter der 
Kommission. 

Durch die Repräsentanz der Bundesregierung und 
der Tarifparteien im Leitungsorgan der Stiftung 
sind im institutionellen Bereich gute Voraussetzun- 
gen für eine fruchtbare Zusammenarbeit der Stif- 
tung mit Institutionen des Bundes und anderer 
öffentlicher Einrichtungen und den betroffenen Or- 
ganisationen und Verbänden geschaffen. Damit 
wird der Stiftung ihre Aufgabe erleichtert, „so eng 
wie möglich mit den spezialisierten Instituten, Stif- 
tungen und Stellen", in den Mitgliedstaaten zusam- 
menzuarbeiten. Dabei obliegt der Stiftung insbe- ' 
sondere, „die Kommunikation zwischen Universi- 
täten, Forschungsinstituten, Behörden und Organi- 
sationen des Wirtschafts- und Soziallebens zu er- 
leichtern" (vgl. Artikel 3 der Stiftungsverordnung). 

Mit welchen Institutionen des Bundes und ande- 
rer Einrichtungen in der Bundesrepublik die Stif- 
timg im konkreten Fall Zusammenarbeiten wird, ist 
zur Zeit noch nicht abzusehen. Die Stiftung hat die 
Phase ihrer Einrichtung (Bestellung der Organe, 
Ausstattung mit Personal und sächlichen Mitteln 
usw.) noch nicht abgeschlossen. Sie kann erst im 
Laufe dieses Jahres ihre eigentliche Tätigkeit auf- 
nehmen. Der Verwaltungsrat der Stiftung ist dabei, 
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(A) das Jahresprogramm für 1977 und das Vier-Jahres- 
Programm zu verabschieden. Für 1977 plant der 
Verwaltungsrat folgende Schwerpunkte zu setzen: 
Schichtarbeit, Bedeutimg der Arbeitsablauforgani- 
sation, Vergleich der Uberwachungspraxis in den 
EG-Ländem sowie (möglicherweise) Auswirkungen 
der Informatik auf die Arbeitsbedingungen. 

Die Bundesregierung erwartet imd wird sich da- 
für einsetzen, daß die Verwirklichung der Arbeits- 
programme zu einer engen Zusammenarbeit der 
betroffenen Institutionen und Einrichtungen in der 
Bundesrepublik Deutschland führen wird. 


Anlage 99 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Sdirift- 
lidie Frage des Abgeordneten Hasinger (CDU/ 
CSU) (Drudcsadie 8/206 Frage B 57) : 

Hat ein Sdiwerbesdi&dlgter, der nadi ( 176 c der Reidisver- 
sicfaerungsordnung der gesetzlidien Krankenversidierung bei- 
tritt und zum Zeitpunkt des Beitritts zwar arbeitsunfähig ist. 
aber in einem Arbeitsverhältnis steht, Anspruch auf Kranken- 
geld nach dem Wegfall der Gehaltsfortzahlung durch den Ar- 
beitgeber, und wenn nein, wird die Bundesregierung entspre- 
chende Konsequenzen ziehen? 

Grundsätzlich hat jeder in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung Versicherte Anspruch auf Kranken- 
geld, auch der Schwerbehinderte, der nach § 176 c 
Reichsversicherungsordnung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung als freiwilliges Mitglied beigetre- 
ten ist. Die Satzung der betreffenden Krankenkasse 
kann jedoch für freiwillig Versicherte den An- 
spruch auf Krankengeld ausschließen. Von dieser 
Möglichkeit machen die Krankenkassen im allge- 
meinen jedoch nür in solchen Fällen Gebrauch, in 
denen bei Krankheit ein Verdienstausfall nicht ein- 
tritt. Ob dies in dem von Ihnen angesprochenen 
Fall erfolgt ist, könnte nur durch Rückfrage bei der 
Krankenkasse geklärt werden, der ein solcher 
Schwerbehinderten anjgehört. 


Anlage 100 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Pfeiler (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 58) : 

Hat dia Bundesregierung die Absidit, ihren Gesetzentvrurf 
über die Sozialversidiemng der selbständigen Künstler und 
Publizisten ^ünstlersozlalversi^erungsgesetz — KSVG) in der 
8. Legislaturperiode im Deutsdien Bundestag einzubringen, 
und bis wann ist gegebenenfalls mit der Einbringung zu rech- 
nen? 

Es wird zur Zeit geprüft, ob der Gesetzentwurf 
dem Deutschen Bundestag imverändert vorgelegt 
werden kann oder ob >er noch überarbeitet werden 
muß. Zum Zeitpunkt der Einbringung kaim ich der- 
zeit noch keine genauen Angaben machen. 


Anlage 101 (Q 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 

Frage des Abgeordneten Regenspurger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 59) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Forderung der Industrie- 
und Handelskammer Coburg nach Einführung eines anerkannten 
Ausbildungsberufs als »Näherin in der Polstermöbelindustrie* 
zu unterstützen und das in ihrem Zuständigkeitsbereich dafür 
Notwendige zu tun, um damit zum Abbau der Jugendarbeits* 
losigkeit beizutragen und ausbildungswilligen Jugendlichen eine 
praktische Berufsausbildung zu ermöglichen? 

Die Forderung der Industrie- und Handelskammer 
Coburg nach Anerkennung eines neuen Ausbil- 
dungsberufes „Näherin in der Polstermöbelindu- 
strie" ist sowohl dem nach § 25 Berufsbildimgsgesetz 
zuständigen Bundesminister für Wirtschaft als auch 
den für die Beantragung zuständigen Spitzenorga- 
nisationen der Wirtschaft, dem Deutschen Industrie- 
und Handelstag und dem Kuratorium der Deutschen 
Wirtschaft für Berufsbildung, bisher nicht bekannt. 
Deshalb kann zur Zeit noch keine Aussage über die 
Notwendigkeit eines neuen Ausbildimgsberufes ge- 
macht werden. 

Die Anerkennung eines Ausbildungsberufes setzt 
nach dem Berufsbildungsgesetz u. a. voraus, daß 

1. eine breit angelegte berufliche Grundbildxmg 
möglich ist sowie 

2. die für eine cjualifizierte berufliche Tätigkeit not- 

wendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse 
in einem geordneten Ausbildungsgang vermittelt 
werden können. pj 

Der frühere Bundesausschuß für Berufsbildung hat 
in seiner Sitzimg am 25. Oktober 1975 die anliegen- 
den Kriterien für die Anerkennung und Aufhebimg 
von Ausbildungsberufen beschlossen. Diese Krite- 
rien werden bei der Prüfimg von Anträgen auf An- 
erkennung von neuen Ausbildimgsberufen zugrunde 
gelegt. 

Die Bundesregierimg unterstützt alle Bemühungen 
um die Neuordnung von Ausbildimgsberufen. So ist 
eine größere Anzahl von neuen Ausbildungsordnun- 
gen im Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft bereits erlassen worden. Weitere 
Ausbildimgsordnungen befinden sich in Vorberei- 
tung und in der Abstimmung mit den Rahmenlehr- 
plänen der Kultusminister der Länder. 

Bei dieser Neuordnung der Berufsausbildung wer- 
den nach Möglichkeit die Ausbildungsmöglichkeiten 
und die Ausbildungsbereitschaft der Ausbildungs- 
betriebe sowie das Ausbildungsplatzangebot für die 
ausbildungswilligen Jugendlichen berücksichtigt. 

Empfehlung betr. Kriterien und Verfahren für die 
Anerkennung und Aufhebung von Ausbildimgs- 
berufen 

I. Präambel 

Gemäß § 25 BBiG werden Ausbildungsberufe 
durch Rechtsverordnung der zuständigen Fachmini- 
ster im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft staatlich anerkaimt bzw. 
Anerkennungen aufgehoben sowie für die Ausbil- 
dungsberufe Ausbildungsordnungen erlassen. 
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Das Bundesinstitut für Berufsbildungsforsdiung 
hat im Rahmen seiner Aufgabe Inhalte und Ziele 
der Berufsbildung zu ermitteln, materielle Grund- 
lagen für die Anerkennung und Aufhebung von 
Ausbildungsberufen und den Erlaß von Ausbil- 
dungsordnungen zu schaffen, Vorarbeiten in dieser 
Hinsicht von Antragstellern sind zu prüfen und zu 
berücksichtigen. 

Anträge auf Anerkennung oder Aufhebung von 
Ausbildungsberufen können bei den zuständigen 
Bundesministerien stellen: 

Bundesausschuß für Berufsbildung, 
unternehmerische oder gewerkschaftliche Fachorga- 
nisationen sowie deren jeweilige Zusammen- 
schlüsse, 

zuständige Stellen gemäß BBiG sowie deren Dach- 
organisationen. 

Bei der Anerkennung bzw. Aufhebung eines Aus- 
bildungsberufes sind bildungspolitische, Wirtschafts- 
und arbeitsmarktpolitische sowie berufspädago- 
gische Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Um dem 
Antragsteller entsprechende Überlegungen zu er- 
möglichen,, sollen die im folgenden festgelegten Kri- 
terien von der Bundesregierung veröffentlicht wer- 
den. 

II. Kriterien 

Kriterien für die Anerkennung und die Beibehal- 
tung anerkannter Ausbildungsberufe sind: 

— Hinreichender Bedarf an entsprechenden Quali- 
fikationen, der zeitlich unbegrenzt und einzel- 
betriebsunabhängig ist 

— Ausbildung für qualifizierte, eigenverantwort- 
liche Tätigkeiten auf einem möglichst breiten Ge- 
biet 

— Anlage auf dauerhafte, vom Lebensalter unab- 
hängige berufliche Tätigkeit 

— Breit angelegte berufliche Grundbildung 

— Möglichkeit eines geordneten Ausbildungsgan- 
ges 

— Ausreichende Abgrenzung von anderen Ausbil- 
dungsberufen 

— Operationalisierbarkeit der Ausbildungsziele 

— Ausbildungsdauer zwischen zwei und drei Jah- 
ren 

— Grundlage für Fortbildung und beruflichen Auf- 
stieg 

— Erwerb von Befähigung zum selbständigen Den- 
ken und Handeln bei der Anwendung von Fertig- 
keiten und Kenntnissen 

III. Verfahren 

Bei der Prüfung von Anträgen und der Vorberei- 
tung von Initiativen der zuständigen Bundesmini- 
sterien zur Anerkennung bzw. Aufhebung von Aus- 
bildungsberufen sind rechtzeitig die Spitzenorga- 
nisationen der Unternehmer und der Gewerkschaften 
und das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 
einzuschalten. Dies gilt entsprechend für den Erlaß 
von Ausbilduhgsordnungen. 


Zeigen sich bei der Prüfung besondere Probleme, 
für deren Lösung der Kriterienkatalog nicht aus- 
reicht, ist der Bundesausschuß für Berufsbildung 
von den zuständigen Bundesministerien zu hören. 

Die Prüfung, ob neue Ordnungsmaßnahmen not- 
wendig sind, sollte spätestens ein Jahr nach An- 
tragstellung abgeschlossen sein. 


Anlage 102 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. SchwÖrer 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 60 und 61): 

Ist es angesichts der Tatsache, daß für die akademische Aus- 
bildung jährlich riesige Beträge von der öffentlichen Hand zur 
Verfügung gestellt werden, um für einen kostenlosen Ausbil- 
dunqsbetrieb zu sorgen, mit der Gleichbebandlung der Bürger 
zu vereinbaren, daß die Kosten der Lehrlingsausbildung voll vom 
Betrieb getragen werden müssen, und wäre es nicht gerecht, 
wenn wenigstens ein Teil der Kosten den Ausbildungsbetrieben 
ersetzt wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine große Zahl von 
mittelständischen Betrieben bei der Einführung der Berufsaus- 
bildungsabgabe aus Kostengründen die Lehrlingsausbildung auf- 
geben müssen, weil die Kosten der Ausbildung plus Ausbil- 
dungsabgabe weit höher liegen als die Unterstützung aus dem 
Berufsausbildungsabgabefonds ? 

Zu Frage B 60: 

Die Art der Finanzierung der Kosten der beruf- 
lichen Ausbildung wurde sowohl bei den Beratun- 
gen der Neufassung des Berufsbildungsgesetzes als 
auch bei der Vorbereitung des Ausbildungsplatzför- 
derungsgesetzes eingehend diskutiert. Die Bundes- 
regierung und die Bundestagsfraktionen haben da- 
bei den Standpunkt vertreten, daß die betriebliche 
Berufsausbildung im Rahmen des dualen Systems 
eine von den Unternehmen wahrgenommene Auf- 
gabe ist, deren Kosten von der Wirtschaft zu tragen 
sind. Dementsprechend ist die Berufsausbildungs- 
finanzierung im Ausbildungsplatzförderungsgesetz 
als Umlagefinanzierung konzipiert. Darüber hinaus 
werden laufend erhebliche Haushaltsmittel bereit- 
gestellt, um die Berufsausbildung zu fördern. 

Zur Erweiterung des Netzes überbetrieblicher 
Ausbildungseinrichtungen, die der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft bis zu 80 v. H. der 
förderungsfähigen Investitionsausgaben fördert, 
wurden bisher 350 Millionen DM für ca. 19 000 Aus- 
bildungsplätze bereitgestellt. 

Für den Ausbau der beruflichen Schulen in den 
Jahren 1976 — 1979 werden aufgrund einer Verwal- 
tungsvereinbarung mit den Ländern von der Bun- 
desregierung Finanzzuweisungen in Höhe von 
400 Millionen DM zur Verfügung gestellt. 

Auch in dem vor der Verabschiedung stehenden 
Strukturprogramm wird die Bundesregierung einen 
Anteil für die Finanzierung der beruflichen Bildung 
vorsehen. 

Zu Frage B 61: 

Die in dieser Frage zum Ausdruck gebrachte Auf- 
fassung wird von der Bundesregierung nicht geteilt. 
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Das Ausbildungsplatzförderungsgesetz enthält 
eine Umlagefinanzierung, die die Masse der Aus- 
bildungsbetriebe nicht zusätzlich belastet, sondern 
von ihren Ausbildungskosten teilweise entlastet. 

Die vorgesehene Freibetragsregelung begünstigt 
insbesondere die kleinen und mittleren Ausbiß 
dungsbetriebe. 

Aus statistischen Angaben des Deutschen Indu- 
strie- und Handelstages ergibt sich z. B., daß etwa 
2/3 aller kleinen und mittleren Ausbildungsbetriebe 
von der Abgabe völlig freigestellt werden. Im Hand- 
werksbereich und im Bereich der freien Berufe wird 
dieser Prozentsatz sogar noch höher sein. Die Bela- 
stung des einzelnen Betriebes hängt entscheidend 
von seiner Ausbildungsintensität ab. Hierbei ist 
auch zu berücksichtigen, daß die Berufsausbildungs- 
abgabe als Betriebsausgabe von der Steuerbemes- 
sungsgrundlage abgesetzt werden kann und daß die 
finanziellen Hilfen nach dem Ausbildungsplatzför- 
derungsgesetz steuerfrei gewährt werden sollen. 


Anlage 103 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/206 Frage B 62): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendigkeit von 
Gesetzen über den Beruf des Rettungssanitäters sowie über den 
Krankentransport, und wann ist bei positiver Beurteilung mit 
der Vorlage neuer Entwürfe zu redinen? 

Zur Frage der Notwendigkeit eines Gesetzes über 
den Beruf des Rettungssanitäters verweise ich auf 
die Antwort der Bundesregierung in der Frage- 
stunde vom 3. Februar 1977 (Protokoll des Deutschen 
Bundestages vom 3. Februar 1977, Seite 519) auf die 
Frage des Abgeordneten Brandt (Grolsheim). Wann 
die Bundesregierung erneut den Entwurf eines Ret- 
tungssanitätergesetzes vorlegen wird, hängt daher 
u. a. davon ab, ob die Möglichkeit besteht, bundes- 
einheitliche Ausbildungsregelungen zu verwirkli- 
chen. 

Der Entwurf eines Gesetzes über die Beförderung 
von Personen mit Krankenkraftwagen wurde bisher 
nicht eingebracht, weil die Kostenauswirkungen 
eines solchen Gesetzes auf die Bundesländer nicht 
hinreichend bekannt sind. Wegen der Neuorganisa- 
tion des Rettungswesens in den Bundesländern auf 
Grund der neuen Landesrettungsgesetze lassen sich 
Kostenerhebungen z. Z. nicht überall zuverlässig 
durchführen. 


Ainlage 104 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Zeitei (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 63): 

Welche Möglidikeiten sieht die Bundesregierung, um die För- 
denmgsmöglidikeiten von Existenzgründungen für Interessierte 
besser darzustellen? 


Zur Finanzierung von Existenzgründungen des un- lO 
ternehmerischen Nachwuchses aus Handel, Hand- 
werk, Kleingewerbe sowie Gaststätten- und Beher- 
bergungsgewerbe stellt die Bundesregierung im Rah- 
men des ERP-Existenzgründungsprogramms langfri- 
stige und zinsgünstige Darlehen zur Verfügung. Um 
den besonderen Bedürfnissen der ^istenzgründer 
Rechnung zu tragen, wird der sonst bei öffentlichen 
Fördermaßnahmen übliche Finanzierungsanteil weit 
überschritten: Mit ERP-Darlehen können hier die 
Investitionskosten bis zu 50 ®/o übernommen werden; 
darüber hinaus kann der Existenzgründer ergänzen- 
de Darlehen der Lastenausgleichsbank erhalten. Bei 
Absicherungssehwierigkeiten besteht die Möglich- 
keit, die Bürgschaft einer Kreditgarantiegemein- 
schaft in Anspruch zu nehmen. 

Diese günstigen Finanzierungsmöglichkeiten ha- 
ben zu einer überaus starken Nachfrage geführt. Von 
1970 bis 1976 konnten nahezu 16 000 Gründungsvor- 
haben gefördert werden, davon allein in den Jahren 
1975 und 1976 rund 7 200. In den ersten 2 V 2 Monaten 
des laufenden Jahres sind bereits rund 1 100 Zusa- 
gen erteilt worden. 

Die Entwicklung verdeutlicht den hohen Bekannt- 
heitsgrad der Fördermöglichkeiten. Die Bundesregie- 
rung ist der Ansicht, daß deren Darstellung die In- 
teressierten erreicht. Wie bisher wird auf dieses Pro- 
gramm durch 

— die Veröffentlichung der Richtlinien im Bundes- 
anzeiger 

— die jährliche Herausgabe der ERP-Broschüre so- 
wie 

— die Mittelstandsfibel 

aufmerksam gemacht. Bei Berufsverbänden und 
Kammern, denen diese Broschüren vorliegen, finden 
darüber hinaus Informationsgespräche und Vorträge 
unter Mitwirkung des BMWi und der Lastenaus- 
gleichsbank, die mit der Durchführung des Pro- 
gramms beauftragt ist, statt. 

Die Lastenausgleichsbank hat ferner in Zusam- 
menarbeit mit den Verbänden des Handwerks und 
des Handels eine besondere Broschüre für Existenz- 
gründer herausgebracht. 


Anlage 105 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius 
. (SPD) (Drucksache 8/206 Fragen B 64 und 65) : 

Kann die Bundesregierung verbindlidi mitteilen, weldie Be- 
träge aus der Heiratserstattung nach $ 83 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes für Angestellte und nach § 1304 RVO für 
Arbeiterinnen von 1954 bis zum Auslaufen der Vorschriften 
über Beitragserstattungen bei Heirat weiblicher Versicherter 
nadi dem Finanzändeningsgesetz 1967 insgesamt ausgezahlt wur- 
den? 

Ist es der Bundesregierung möglich, anhand der Beitrags- 
erstattung bei Heirat weiblicher Versicherter, Angaben über den 
Gesamtbetrag des bei den Versicherungsanstalten (BVA, LVA) 
stehengebliebenen Arbeitgeberanteils zu machen, und welche 
Höhe würde dieser Gesamtbetrag bei entsprechender Dynamisie- 
rung der Renten zum gegenwärtigen Zeitpunkt erreichen? 
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Nach Kriegsende wurden alle Vorschriften über 
Beitragserstattungen anläßlich der Eheschließung 
aufgehoben, mit Ausnahme in Rheinland-Pfalz und 
im Regierungsbezirk Südbaden. Heiratserstattungen 
wurden mit Wirkung vom 1. Januar 1957 im ge- 
samten Bundesgebiet eingeführt und ab 1. Januar 
1968 durch das Finanzänderungsgesetz wieder ge- 
strichen. 

In der Zeit vom 1. Januar 1957 bis 31. Dezember 
1967 ist ein Gesamtbetrag in Höhe von 3 132 038 698 
DM (Arbeiterrentenversicherung und Angestellten- 
versicherung) ausgezahlt worden. Hierbei handelt 
es sich um die Arbeitnehmeranteile. Die Arbeit- 
geberanteile in gleicher Höhe verblieben den Ver- 
sicherungsträgern für die Risikotragung. 

Eine Hochrechnung dieses Betrages entspricht 
nicht dem System der Beitragserstattung, die nicht 
in Bezug gesetzt werden kann zu Entwicklungen 
auf dem Sektor des Leistungsrechtes. 


Anlage 106 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Möllemann 
(FDP) (Drucksache 8/206 Fragen B 66 und 67) : 

Ist der Bundesregiening bekannt, daß das Stadtgebiet von 
Marburg trotz anders lautender Vorsdiriften wiederholt dem 
Fluglärm von tieffliegenden Düsenflugzeugen ausgesetzt ist, und 
daß darüber hinaus die Zieldarstellung für den Ausbildungs- und 
Ubungsbetrieb der Einheiten der Tannenberg-Kaserne gefährdet 
wird? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diese Verstöße 
durdi Piloten nicht nur der Luftwaffe der Bundeswehr zu unter- 
binden, um den Schutz der Marburger Bevölkerung, vor allem 
der vielen Patienten in den Universitätskliniken am Ort, vor 
unzulässiger Lärmbelästigung zu gewährleisten? 

Der Bundesregierung ist die Fluglärmsituation im 
Raum Marburg bekannt. 

Während zusammenhängende Stadtgebiete mit 
über 100 000 Einwohnern von tief fliegenden Strahl- 
flugzeugen der Bundeswehr bzw. ihrer Alliierten 
nicht überflogen werden dürfen, sehen die gelten- 
den Bestimmungen für unsere Mittelstädte (unter- 
halb der Einwohnerzahl von 100 000) ein solches 
überflugverbot nicht vor. Diese sind jedoch nach 
Möglichkeit zu umfliegen. 

Unbeabsichtigte Überflüge sind wegen der hohen 
Geschwindigkeit und der entsprechend weiten Kur- 
venradien nicht immer zu vermeiden. Das trifft ins- 
besondere dann zu, wenn aus Einsatz- bzw. Wetter- 
gründen oder aufgrund besonderer Gegegebenheiten 
vom vorgeschriebenen Kurs abgewichen werden 
muß. 

Ihre Befürchtung, tieffliegende Strahlflugzeuge 
der NATO könnten im Raum Marburg die von 
zivilen Unternehmen durchgeführten Zieldarstel- 
lungsflüge für das in Marburg stationierte Heeres- 
FlaBtl 310 gefährden, wird von der Bundesregierung 
nicht geteilt, da diese Flüge ausschließlich unter 
Sichtflugbedingungen stattfinden und mithin durch 
die Flugzeuge ausreichende Sicherheitsabstände 
eingehalten werden können. 


Alle Flugzeugführer haben bei Verstößen mit 
Bestrafung zu rechnen. Wie stichprobenartig durch- 
geführte Kontrollen zeigen, sind Verstöße jedoch 
sehr selten. Deshalb ist nicht die gelegentliche Über- 
tretung eines Verbotes, sondern vielmehr die 
Durchführung des notwendigen militärischen Flug- 
betriebes als Ursache für die beanstandete Flug- 
lärmentwicklung anzusehen. 

Der Schutz der Marburger Bevölkerung, insbe- 
sondere der vielen Patienten, ist nach Auffassung 
der Bundesregierung dadurch gewährleistet, daß 
Städte der Größenordnung Marburgs nach Möglich- 
keit zu umfliegen sind. Das bedeutet, daß sie bei 
Planung und Durchführung militärischer Tiefflüge 
auszusparen sind. Gerade aufgrund der wenigen 
Überflüge über Stadtgebiete wie Marburg kommt es 
erfahrungsgemäß zu Lärmbeschwerden der Bevöl- 
kerung, die aus der relativen Unbehelligtheit ihrer 
Wohnorte die Vermutung eines grundsätzlichen 
Überflugverbots ableitet. 


Anlage 107 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Koblitz 
(SPD) (Drucksache 8/206 Fragen B 68 und 69) : 

Bestehen die Befürditungen der Belegschaft des Heeresinstand- 
setzungswerks 800 in Jülich z^ Recht, daß seitens des Bundes- 
yerteidigungsministers die Stillegung dieses Werks betrieben 
wird, und ist sich der Bundesverteidigungsminister darüber im 
klaren, was dies für die Arbeitsmarktsituation in diesem Raum 
bedeuten würde? 

Aus welchen Gründen ist vom Bundesverteidigungsminister im 
Heeresinstandsetzungswerk 800 in Jülich ein Stopp für alle bau- 
lichen Maßnahmen einschließlich der Ausbildungsstätte verhängt 
worden, und warum werden nur solche Investitionen davon aus- 
genommen, die der Erhaltung der baulichen Substanz dienen? 

Um die Streitkräfte auch in Zukunft mit modernen, 
der Bedrohung entsprechenden Waffen und Geräten 
ausrüsten zu können, ist es erforderlich, den Inve- 
stitionsanteil am Verteidigungshaushalt mindestens 
auf der gegenwärtigen Höhe zu halten. Das ist nur 
zu erreichen durch Nutzimg aller Möglichkeiten der 
Rationalisierung im Betrieb der Bundeswehr. 

In diesem Zusammenhang ist auch das Bemühen 
um eine möglichst kosteneffektive Instandsetzung 
des Wehrmaterials zu sehen. Eine der Maßnahmen, 
die diesem Ziele dienen, kann die Zusammenlegung 
von Instandsetzungskapazitäten sein. Entscheidun- 
gen hierzu sind noch nicht gefallen. Das gilt auch 
für das Heeresinstandsetzungswerk 800 in Jülich. 

Sollte es zu Zusammenlegungen kommen, wird 
die Bundesregierung selbstverständlich, in Jülich 
oder anderswo, ihrer Pflicht zur Fürsorge gegenüber 
ihren Arbeitnehmern nachkommen. Dabei werden 
sozial absichernde Maßnahmen und Hilfen, die über 
das übliche Maß hinausgehen, dann erforderlich 
werden, wenn Regionen betroffen sind, die in ihrer 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur besonders 
schwach sind. 

Was die von Ihnen angesprochene Weisung, in 
Jülich zur Zeit nur solche baulichen Maßnahmen 
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durchzuführen, die der Erhaltung der baulichen Sub- 
stanz dienen, betrifft, darf ich darauf hinweisen, daß 
das Heeresinständsetzungswerk 800 in einer Liegen- 
schaft arbeitet, die nicht der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern dem Land Nordrhein- West- 
falen gehört und über deren Ankauf durqh den Bund 
noch nicht entschieden ist Diese Tatsadie ist von 
den zuständigen Stellen bei der Bearbeitung aller 
Fragen, die Infrastrukturinvestitionen und sonstige 
bauliche Maßnahmen in Jülich betreffen, zu berück- 
sichtigen. Die von Ihnen angesprochene Weisung 
folgt zwingend aus dieser Lage, die sie zum einen 
verhindert, daß infrastrukturelle Investitionen durch 
den Bund getätigt werden, deren Nutzen überwie- 
gend dem Vermieter zugute kommt und zum ande- 
ren sicherstellt, daß durch die Erhaltung der bau- 
lichen Substanz der Vermieter nicht geschädigt 
wird. 


Anlage 108 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Zeyer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 70 und 71): 

Wie weit ist der Grunderwerb für die Panzerteststredce des 
Heeresinstandsetzungswerks 860 St. Wendel gediehen, und bis 
wann kann mit dem Beginn der Bauarbeiten für die Teststrecke 
geredmet werden? 

Welche Mittel stehen in diesem und in den kommenden Jahren 
für den Bau der Panzerteststredce zur Verfügung, und bis wann 
ist mit der Fertigstellung zu rechnen? 

Das Bundesministerium der Verteidigung hatte die 
zuständige Oberfinanzdirektion Saarbrücken im No- 
vember 1975 mit der Sicherstellung des für den Bau 
einer Prüfstrecke für Kettenfahrzeuge beim Heeres- 
instandsetzungswerk 860 St. Wendel benötigten Ge- 
ländes beauftragt. 

Nach dem Ergebnis der von der Oberfinanzdirek- 
tion geführten Verhandlungen kann davon ausge- 
gangen werden, daß die Grundstücke, die sich im 
Eigentum der Stadt St. Wendel, der Deutschen Bun- 
desbahn und eines Industriebetriebes befinden, frei- 
händig zu erwerben sind. 

Mit den zahlreichen Eigentümern landwirtsdiaft- 
lich genutzter Grundstücke ließ sich hingegen keine 
Einigung erzielen. Die Oberfinanzdirektion war des- 
halb gehalten, bei der Enteignungsbehörde des Mini- 
steriums des Innern des Saarlandes die Einleitung 
von Enteignungsverfahren gegen die Grundstücks- 
eigentümer zu bean^agen. 

über den Verkehrswert des im Eigentum einer 
Erbengemeinschaft befindlichen, gewerblich genutz- 
ten Grundstückes Hotelanwesen „Concordia" ist vor 
kurzem ein betriebswirtschaftliches Gutachten fer- 
tiggestellt worden. Das Bundesministerium der Ver- 
teidigung ist bemüht, nach Auswertung des Gut- 
achtens im Benehmen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen sobald wie möglich über den Entschädi- 
gungsvorschlag der Oberfinanzdirektion zu ent- 


scheiden. Ob freihändiger Erwerb möglich ist oder 
ein Enteignungsverfahren beantragt werden muß, 
bleibt dem Ergebnis der mit der Erbengemeinschaft 
noch zu führenden Verhandlungen Vorbehalten. 

UiUer der Voraussetzung, c^aß alle für die Prüf- 
strecke l^ötigten Grundstücke rechtzeitig sicher- 
gesielit werden können, ist in Aussicht genommen, 

mit den Bauarbeiten noch im 4. Quartal 1977 zu be- 
ginnen. 

Für die Baumaßnahme sind 1978 und 1979 je 
2,0 Millionen DM und 1980 ein Restbetrag von 0,9 
Millionen DM eingeplant. Mit der Fertigstellung der 
Prüfstrecke ist Ende des Jahres 1979 zu rechnen. 


Anlage 109 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Hupka 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 72): 

Aus welchen Gründen wird durch die Bundesregierung einem 
wehrpflichtigen Studenten die Zurückstellung vom Wehrdienst 
dann verweigert, wenn er innerhalb der vorgesehenen Frist von 
einem halben Jahr nach dem Abitur sein Medizinstudium in 
Rumänien .aufnimmt, nachdem er von keiner Universität in der 
Bundesrepublik Deutschland die Zulassung zum Studium erhalten 
hat? 

Abiturienten, die beabsichtigen, Medizin oder 
Zahnmedizin zu studieren, sind für den Grundwehr- 
dienst erst nach ihrer Approbation vorgesehen, und ^ 
zwar in militärfachlicher Verwendung als Sanitäts- 
offizier. Allerdings muß davon ausgegangen werden 
können, daß der angehende Mediziner die Voraus- 
setzungen für eine solche Verwendung bei regel- 
mäßigem Verlauf des Studiums noch vor Vollen- 
dung des 32. Lebensjahres erfüllt. Die zeitweilige 
Nichtheranziehung kommt mithin nur dann in Be- 
tracht, wenn der spätere Einsatz als Sanitätsoffizier 
möglich ist. 

Bei Wehrpflichtigen, die ihr Medizinstudium in 
Rumänien absolvieren, ist eine spätere Verwen- 
dung als Sanitätsoffizier jedoch ausgeschlossen. 
Zwar wird eine ausländische Approbation nach § 3 
Abs. 3 Bundesärzteordnung stets dann anerkannt, 
wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes 
gewährleistet ist. Von einer dahin gehenden Ver- 
wendung bei der Bundeswehr muß aus Sicherheits- 
gründen dennoch Abstand genommen werden. Der 
hierfür erforderliche Sicherheitsbescheid kann beim 
Vorliegen auch von unverschuldeten Sicherheits- 
risiken, zu denen der längere Aufenthalt im kommu- 
nistischen Machtbereich außer im amtlichen Auftrag 
gehört, nicht erteilt werden. Diese Regelung liegt 
sowohl im Interesse der Bundeswehr als auch im 
wohlverstandenen Interesse des Betroffenen. 

Da somit ein Einsatz als Sanitätsoffizier aus- 
scheidet, kann der Wehrpflichtige nur so behandelt 
werden wie andere Abiturienten auch; diese wer- 
den in der Regel nach dem Abitur und vor Beginn 
des beabsichtigten Studiums zum Grundwehrdienst 
herangezogen. 
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Anlage 110 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Bötsch 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 73): 

Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne der ursprünglidi ge- 
gebenen Zusagen, auf die Dienststellen der amerikanisdien 
Streitkräfte dahin gehend einzuwirken, daß die An- und Ab- 
flugsdineisen der auf dem Flugplatz Giebelstadt stationierten 
Hubschrauber so gelegt werden, daß sie nicht über dicht bevöl- 
kertes Wohngebiet führen, um die Belästigung der Einwohner 
so gering wie möglich zu halten? 

Die seit kurzem auf dem Flugplatz Giebelstadt 
stationierte US-Heeresfliegereinheit befliegt diesen 
Platz mit Kampfhubschraubern, bis jetzt während 
der Tagesstunden an Werktagen nach Sichtflug- 
regeln. Hierfür und für einen später geplanten 
Instrumentenflugverkehr liegen Anträge zur Ein- 
richtung von Sicht- und Instrumentenanflugverfah- 
ren vor. Diese werden grundsätzlich vom Amt für 
Flugsicherung der Bundeswehr in enger Zusammen- 
arbeit mit der Zentralstelle der Bundesanstalt für 
Flugsicherung und der US-Army nach einem fest 
vorgeschriebenen Verfahren erarbeitet und festge- 
legt. Dabei findet die Vermeidung von Lärmbelä- 
stigungen für die umwohnende Bevölkerung be- 
sondere Berücksichtigung. 

Auch im Falle des Flugplatzes Giebelstadt wer- 
den die An- und Abflugverfahren so erarbeitet, daß 
dicht bevölkerte Wohngebiete umflogen werden, 
um die Lärmbelästigung so niedrig wie möglich zu 
halten. 


Anlage 111 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Vohrer (FDP) 
(Drucksache 8/206 Fragen B 74 und 75) : 

Warum blieb es bislang der privaten Initiative eines einzelnen 
Arztes überlassen, Arneimittelpreisvergleiche in Form des Trans- 
parenztelegramms aufzustellen, um der Ärzteschaft die Einbezie- 
hung des Kostenfaktors bei ihrer Verschreibungspraxis zu er- 
möglichen, obwohl die Bundesregierung hierfür das Bundesge- 
sundheitsamt als schlagkräftige Institution zur Verfügung hätte 
stellen können? 

Bis wann können die Empfehlungen der laut Kabinettsbeschluß 
vom Oktober 1975 einzusetzenden Transparenzkommission beim 
Bundesgesundheitsamt nach Ansicht der Bundesregierung frühe- 
stens kostendämpfende Wirkungen entfalten? 

Das Bundesgesundheitsamt konnte bei der Fülle 
der zur Zeit dort zu bewältigenden Arbeiten, insbe- 
sondere der großen Zahl von Anträgen zur Regi- 
strierung von Arzneimitteln, nicht in der Lage sein, 
das für die sachgemäße Erledigung dieser schwieri- 
gen Aufgabe erforderliche qualifizierte Personal für 
die Erstellung von Preisvergleichen freizustellen. 

Im übrigen darf ich daran erinnern, daß Bundes- 
regierung und Bundestag wegen der hohen Verant- 
wortung, die mit solchen Preisvergleichen verbun- 
den ist, die Einsetzung der Transparenz-Kommis- 
sion beschlossen haben. Die Zusammenarbeit mit 
dieser Kommission wird deshalb als eine wichtige 


Voraussetzung für die Erfüllung dieser Aufgabe 
angesehen. 

Die Transparenz-Kommission kann erst dann ihre 
Aufgabe aufnehmen, wenn die beim Bundesgesund- 
heitsamt zu errichtende Geschäftsstelle funktions- 
fähig ist. Dies setzt voraus, daß die notwendigen 
Personal- und Sachmittel haushaltsmäßig zur Ver- 
fügung stehen. Das kann voraussichtlich Mitte die- 
ses Jahres der Fall sein. Gleichwohl habe ich die 
Vorbereitung für die Berufung der Sachverstän- 
digen bereits eingeleitet. 

Die Bundesregierung wird auf eine möglichst 
schnelle Veröffentlichung der Listen hinwirken. 
Kostendämpfende Wirkungen werden wegen der 
notwendigen Verhaltensänderungen und eintreten- 
den Wettbewerbsprozesse mit Sicherheit eine ge- 
wisse Zeit brauchen. 


Anlage 112 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Sdiriftlidie 
Frage des Abgeordneten Dr. Sdimitt- Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/206 Frage B 76) : 

Gibt es im Verantwortungsbereich des Bundes eine Sammel- 
stelle, die Daten über Verkehrsverstöße ausländischer Lkw- 
Fahrer, audi wenn sie nicht verfolgt werden, festhält, weil sich 
in der Bevölkerung der Eindrude verstärkt, daß gegen auslän- 
dische Lkw-Fahrer nicht genügend vorgegangen wird? 

Eine derartige Sammelstelle gibt es nicht. Die Ver- 
wertung nicht verfolgter und ciamit in der Regel 
auch nicht aufgeklärter Verkehrsverstöße für Maß- 
nahmen gegen den Betroffenen begegnet zudem 
rechtsstaatlichen Bedenken. 

Im übrigen ergibt sich aus den vorhandenen stati- 
stischen Unterlagen nicht, daß ausländische Lkw- 
Fahrer wesentlich stärker an Straßenverkehrsun- 
fällen im Bundesgebiet beteiligt sind als inländi- 
sche Lkw-Fahrer. 


Anlage 113 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 77 und 78): 

Wird die Bundesregierung in ihr angekündigtes kreditfinan- 
ziertes Investitionsprogramm als dringende Straßenbauinvesti- 
tion den Ausbau der Bundesstraße B 66 n in Bielefeld-Hillegossen 
und des Kreuzungspunkts mit der Bundesautobahn sowie der 
Verlängerung der B 66 n als Umgehungsstraße bis zur Stadt- 
grenze aufnehmen? 

Wann ist mit einer Entscheidung über diese Baumaßnahme zu 
rechnen? 

Die B 66n im Bereich Bielefeld — Hillegossen kann 
nicht kurzfristig baureif vorbereitet werden. Damit 
erfüllt diese Maßnahme nicht die Voraussetzungen 
für eine Aufnahme in das Programm für Zukunfts- 
investitionen. 
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Anlage 114 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 79) : 

Hat die Bundesregienmg statistisdies Material darüber, in 
welchem Umfang die an vielen Unfällen beteiligen Kraftrad- 
fahrer auch die Verursacher der Unfälle sind, und ist gegebenen- 
falls daran gedacht, in der Schadenstatistik neben der Unfall- 
beteiligung künftig auch die Unfallverursachung aufzunehmen, 
und welche Konsequenzen könnte dies möglicherweise für die 
Kfz- Versicherungen haben? 

Es liegen ausführliche veröffentlichte statistische 
Angaben vor, die darüber Aufschluß geben, in wel- 
chem Umfang die an Unfällen beteiligten Kraftrad- 
fahrer auch die Verursacher der Unfälle sind. Die 
Daten werden der Verkehrsunfallanzeige entnom- 
men. Sie stehen den Kraftfahrzeugversicherungen 
ebenfalls zur Verfügung. 


Anlage 115 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Lintner (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 80) : 

Wie verteilen sich die von der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost nach Angaben der Bundesregierung in den 
Jahren 1975 und 1976 angebotenen zusätzlichen Ausbildungs- 
stellen regional auf die einzelnen Arbeitsamtsbereiche? 

Der Bundesminister für Verkehr hat im Januar 
1975 die Bundesbahn gebeten, die für den Eigen- 


bedarf nicht benötigten Ausbildungskapazitäten an- 
deren Ausbildungsträgern gegen Kostenerstattung 
zur Verfügung zu stellen. Die Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn ist dieser Anregung gefolgt 
und hat die Bundesbahndirektionen angewiesen, 
wegen der Vermittlung der 1975 vorhandenen 592 
freien Ausbildungsstellen (vgl. Anlage 1) Verbin- 
dung mit den zuständigen Arbeitsämtern aufzu- 
nehmen. 

Im September 1976 betrug die Zahl der freien 
Ausbildungsstellen 909. Sie hat sich nach dem 
Stand vom 1. Februar 1977 auf 961 erhöht. Die Ver- 
teilung dieser Stellen auf die Ausbildungsstätten 
der Deutschen Bundesbahn und die zuständigen 
Arbeitsamtsbezirke ergibt sich aus der beiliegenden 
Aufstellung (vgl. Anlage 2). 

Darüber hinaus sind im Rahmen des Sonderpro- 
gramms der Bundesregierung vom 21. Januar 1976 
500 freie Ausbildungsstellen über den Eigenbedarf 
hinaus besetzt worden. 

Die Deutsche Bundespost hat in ihren 87 Aus- 
bildungsstätten für die Berufsausbildung im Fern- 
meldehandwerk im Jahr 1975 insgesamt 1 807 Aus- 
zubildende und im Jahr 1976 insgesamt 4 696 Aus- 
zubildende eingestellt, ohne daß ein Eigenbedarf 
vorlag. Die Zahl der in den beiden Jahren bei den 
einzelnen Ausbildungsstätten eingestellten Auszu- 
bildenden geht aus der anliegenden Übersicht her- 
vor. Von den betreffenden Oberpostdirektionen 
sind die Einstellungsmöglichkeiten den zuständigen 
Arbeitsämtern mitgeteilt worden. 


Anlage 1 
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Anlage 2 


Zusammenstellung 

der freien Ausbildungsplätze bei den Bundesbahndirektionen (BD) 
Stand: 1. Februar 1977 
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Bw 

Hamm 

6 

Bw 

Oberhausen- 



Osterfeld 

6 

Bw 

Siegen 

9 

Flm 

Duisburg 

4 

Bw 

Dortmund 


Flm 

Hagen 


Flm 

Münster 


Flm 

Siegen 

83 1 

AW 

Darmstadt 

10 

AW 

Fulda 

10 

AW 

Kassel 

14 

AW 

Limburg 

10 

Bw 

Bebra 

7 

Bw 

Darmstadt 

15 

Bw 

Gießen 


Bw 

Hanau 

15 

Flm 

Fulda 


Flm 

Hanau 


Flm 

Kassel 


Flm 

Wetzlar 


Flm 

Mainz 

7 


Hessen 

Hessen 

Hessen 

Hessen 

Hessen 

Hessen 

Hessen 

Hessen 

Hessen 

Hessen 

Hessen 

Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 


, Duisburg 

Paderborn 

Hagen 

Meschede 

Bielefeld 

Gelsen- 

kirchen 

Hagen 

Hamm 

Oberhäuser 

Siegen 

Duisburg 

Dortmund 

Hagen 

Münster 

Siegen 


Darmstadt 

Fulda 

Kassel 

Limburg 

Bad Hersfeld 

Darmstadt 

Gießen 

Hanau 

Fulda 

Hanau 

Kassel 

Wetzlar 

Mainz 


AW 

Hamburg- 



Harburg 

15 

Bw 

Hamburg- 



Ohlsdorf 

15 

AW 

Neumünster 

5 

Bw 

Hamburg- 



Ohlsdorf 

5 

BD 

Hamburg 




40 1 

AW 

Bremen 

25 

Bw 

Göttingen 

5 

Bw 

Minden 

14 

Bw 

Oldenburg 

25 

Bw 

Rheine 

11 

Flm 

Braunschweig 

9 6 

Flm 

Bremen 

15 

Flm 

Göttingen 

12 

Flm 

Hannover 

11 

Flm 

Löhne 

16 

Flm 

Osnabrück 

30 

Stm 

Oldenburg 

14 


Hamburg Hamburg 
Hamburg Hamburg 


Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Hamburg 

I 47 

Bremen 

Nieder- 

sachsen 

NRW 

Nieder- 

sachsen 

NRW 

Nieder- 

sachsen 

Bremen 

Nieder- 

sachsen 

Nieder- 

sachsen 

NRW 

Nieder- 

sachsen 

Nieder- 

sachsen 


Neumünstei 

Hamburg 

Hamburg 


Bremen 

Göttingen 

Herford 

Oldenburg 

Rheine 

Braun- 

schweig 

Bremen 

Göttingen 

Hannover 

Herford 

Osnabrück 

Oldenburg 
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BD 

Ausbildungs- 

stelle 

Ma- 

sdiinen- 

sdilos- 

ser 

Elek- 

troan- 

lagen- 

instal- 

lateur 

Kfz.- 

Sdilos- 

ser 

Dre- 

her 

Bau- 

zeidi- 

ner 

Ver- 

mes- 

sungs- 

Tech- 

niker 

Elek- 

troma- 

sdiinen- 

wideler 

Holz- 

media- 

niker 

Bundes- 

land 

Arbeitsamts- 

bezirk 

1 


2 

3 

4 

5 

6 1 

7 1 

8 1 

9 1 

10 

11 

12 


Kbw 

Braunschweig 



11 






Nieder- 

Braun- 












Sachsen 

schweig 


Kbw 

Hannover 



13 






Nieder- 

sachsen 

Hannover 


Kbw 

Osnabrück 



15 






Nieder- 

sachsen 

Osnabrück 


BD 

Hannover 





8 




Nieder- 

sachsen 

Hannover 




89 

104 

39 


8 




240 


Karls- 

Bw 

Haltungen 

12 








Baden-Würt- 

Lörrach 

ruhe 











temberg 





12 








12 





1 


BD 

Ausbildungs- 

stelle 

Ma- 

sdiinen- 

sciilos- 

ser 

Elek- 

troan- 

lagen- 

instal- 

lateur 

■Kfz.- 

Sdilos- 

ser 

Dre- 

her 

Bau- 

zeidi- 

ner 

Ver- 

mes- 

sungs- 

Tedi- 

niker 

Elek- 

troma- 

sdiinen- 

widtler 

Nadi- 

ridi- 

tenge- 

räte- 

media- 

niker 

Bundes- 

land 

Arbeitsamt- 

bezirk 

1 


2 

3 1 

4 1 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

Köln 

AW 

Opladen 

5 



3 





NRW 

Leverkusen 


Flm 

Aachen 

5 

4 







NRW 

Aachen 


Bw 

Gremberg 

9 

20 







NRW 

Köln 


Bw 

Köln-Nippes 

12 

8 


1 





NRW 

Köln 


Bw 

Wuppertal 

14 








NRW 

Wuppertal 


Flm 

Köln-Eifeltor 


15 







NRW 

Köln 


Flm 

Krefeld 


10 







NRW 

Krefeld 


Flm 

Wuppertal 


15 







NRW 

Wuppertal 


Kbw 

Köln 



4 






NRW 

Köln 


BD 

Köln 






2 



NRW 

Köln 


Sigw 

Wuppertal 








10 

NRW 

Wuppertal 




45 

72 

4 

4 

1 

2 


10 

137 





1 


BD 

Ausbildungs- 

stelle 

Ma- 

sdiinen- 

sdhilos- 

ser 

Elek- 

troan- 

lagen.. 

Instal- 

lateur 

Kfz.. 

Sdilos- 

ser 

Dre- 

her 

Bau- 

zeidi- 

ner 

Ver- 

mes- 

sungs- 

Tedi- 

niker 

Elek- 

troraa- 

sdiinen- 

wickler 

Holz- 

media- 

niker 

Bundes- 

land 

Arbeitsamt- 

bezirk 

1 1 


2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1 9 

10 

11 

1 12 

Saar- 

AW 

Saarbrücken- 

5 








Saarland 

Saarbrücken 

brücken 

AW 

Burbach 

Kaiserslautern 

5 








Rheinland- 

Kaisers- 












Pfalz 

lautern 


Bw 

Trier 

9 








Rheinland- 

Pfalz 

Trier 


Bw 

St. Wendel 

5 








Saarland 

Neun- 

kirchen 


Hbm 

Saarbrücken 





5 




Saarland 

Saarbrücken 


BD 

Saarbrücken 






3 



Saarland 

Saarbrücken 




24 




5 

3 



32 


Stuttgart 

WAbt. 

Kornwestheim 

10 








Baden-Würt- 

Ludwigs- 











temberg 

burg 


Flm 

Ulm 

6 








Baden-Würt- 

temberg 

Ulm 




16 








16 


Nürnberg 

AW 

Nürnberg 

10 

15 







Bayern 

Nürnberg 

AW 

Weiden 

15 








Bayern 

Weiden 


Bw 

Hof 

10 








Bayern 

Hof 


Bw 

Nürnberg 

15 








Bayern 

Nürnberg 


Bw 

Plattling 

10 








Bayern, 

Deggendorf 


Bw 

Regensburg 

10 








Bayern 

Regensburg 


Bw 

Aschaffenburg 


10 







Bayern 

Aschaffen- 

burg 

Bamberg 


Bw 

Bamberg 


25 







Bayern 


Bw 

Würzburg 


15 







Bayern 

Würzburg 


Flm 

Regensburg 


10 







Bayern 

Regensburg 


(CI 


0 » 
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BD 

Ausbildungs- 

stelle 

Ma- 

sdiinen- 

sdilos- 

ser 

Elek- 

troan- 

lagen- 

Instal- 

lateur 

Kfz.- 

Schlos- 

ser 

Dre- 

her 

Bau- 

zeich- 

ner 

Ver- 

mes- 

sungs- 

Tedi- 

niker 

Elek- 

troma- 

schinen- 

widcler 

Holz- 

mecha- 

niker 

Bundes- 

land 

Arbeitsamts- 

bezirk 

1 1 


2 1 

1 3 1 

1 4 i 

1 5 1 

6 i 

1 7 1 

8 1 

9 1 

10 1 

11 1 

12 


Stm 

BD 

Weiden 

Nürnberg 


i f\ 



15 




Bayern 

Bayern 

Weiden 

Nürnberg 




70 1 

91 1 

1 

1 

1 15 1 

1 

1 1 

1 

1 176 


München 

Bw 

Bw 

Bw 

Bw 

Bw 

AW 

AW 

Kbw 

Freilassing 

Garmisch- 

Partenkirchen 

Kempten 

Mühldorf 

Nördlingen 

München- 

Freimann 

München- 

Neuaubing 

München 

5 

12 

2 

2 

16 

5 

3 

5 

3 




4 

5 

Bayern 

Bayern 

Bayern 

Bayern 

Bayern 

Bayern 

Bayern 

Bayern 

Traunstein 

Weilheim/ 

Ob. 

Kempten 

Pfarrkirchen 

Donauwörth 

München 

München 

München 




47 

1 5 

1 3 

1 

1 

1 

1 4 

1 5 

1 64 





1 II 1 1 1 1 1 961 
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(A) Zeichenerklärung 

Übersicht über die genehmigten Einstellungsquoten für Auszubildende 
im Fernmeldehandwerk 


(Q 


Einstellung 

70 

1975 

120 


Einstellung 

1976 


OPD 

Sa 

Von der Gesamtquote je Bezirk (Spalte b) entfallen auf die Ausbildungsstätte in 

a|b|c|d|e|f|g|h|i|j|k| 

Bin 

70 

120 

Berlin 

70 120 










Brm 

60 

160 

Bremen 
36 56 

Olden- 

burg 

12 56 

Osna- 

brück 

12 48 

j 







Dtmd 

108 

232 

Bochum 
24 48 

Dortmund 
36 72 

Hagen 

24 60 

Meschede 
12 36 

Siegen 

12 16 






Dssd 

144 

448 

FA 3 Dssd 
72 120 

FA 4 Dssd 
40 

1 

Duisburg 
12 56 

Essen 

12 72 

Krefeld 
12 40 

Mönchen- 
gladbach 
12 40 

Wupper- 

tal 

24 80 




Ffm 

192 

452 

FA 2 Ffm 
84 104 

Hanau 

12 44 

FA 

Taunus 
20 48 

Heusenst. 
16 48 

Darm- 

Stadt 

12 48 

Fulda 

12 40 

Gießen 

12 40 

Kassel 
12 48 

Wies- 
baden 
12 32 


Frb 

96 

338 

Freiburg 
16 96 

Konstanz 
16 56 

Offen- 

bürg 

16 52 

Ravens- 

burg 

16 57 

Rottweil 
32 77 






Hmb 

140 

240 

FA 2 Hmb 
64 96 

Fa 5 Hmb 
64 88 

Lübeck 

32 

Elmshorn 
12 24 







H/BS 

108 

302 

FA 3 Han 
48 126 

Uelzen 

12 26 

Hildes- 

heim 

12 26 

FA 2 Han 

Braun- 
schweig 
12 52 

Goslar 

12 24 

Göttingen 
12 48 




Klrh 

104 

324 

Heidelb. 
20 40 

Karlsruhe 
20 74 

Mann- 

heim 

20 80 

Neustadt 
28 ‘ 90 

Kaisers- 

lautern 

16 40 






Kiel 

56 

112 

Kiel 

24 24 

Eutin 

8 24 

Flens- 

burg 

12 24 

Heide 

12 40 







Kblz 

52 

170 

Koblenz 
16 50 

Mainz 

16 56 

B. Kreuz- 
nach 

8 28 

Trier 

12 36 







Kln 

120 

240 

Aachen 

12 52 

Bonn 

12 44 

Hennef 

12 24 

FA 3 
Köln 

72 88 

Düren 

12 32 






Mchn 

144 

374 

FA 2 

München 
60 192 

FAS 

München 
24 66 

Augsburg 
24 64 

Kempten 
12 20 

Traun- 

stein 

24 32 






Mstr 

108 

258 

Münster 
24 72 

Rheine 

12 48 

Bielefeld 
36 66 

Minden 

12 24 

Gelsen- 
kirchen 
24 48 






Nbg 

86 

252 

Ansbach 
10 40 

Bamberg 
10 40 

Bayreuth 
10 40 

Nürnberg 
36 92 

Würz- 

burg 

20 40 


1 




Rgsb 

44 

120 

1 

Landshut 

1 14 40 

Regens- 

burg 

20 48 

Weiden 

10 32 








Sbr 

24 

56 

Saar- 
brücken 
24 56 










Stgt 

151 

498 

Böb- 

lingen 

20 60 

FA 3 
Stuttgart 
40 98 

Schwäb. 

Hall 

10 48 

Heilbronn 
20 64 

10 

Heilbronn 
(Lsb) 60 

Göppin- 

gen 

15 42 

Ulm 

10 74 

Ulm 

(Hdh) 

10 26 

Reutlin- 

gen 

16 26 



1807 


4696 
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(A) Anlage 116 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Peiter (SPD) (Drucksache 
8/206 Frage B 81): 

Ist die Bundesregierung unter der Voraussetzung, daß das 
Land Rheinland-Pfalz sich beteiligt, bereit, ebenfalls einen Be- 
triebskostenzuschuß zur Verlängerung der Fahrzeiten der Rhein- 
fähre zwischen St. Goarshausen und St. Goar (Verbindung 
B 42 — B 9) bis zum Bau der geplanten Rheinbrücke zu über- 
nehmen? 

Wegen fehlender Zuständigkeit für die Rheinfäh- 
ren ist die Bundesregierung nicht in der Lage, einen 
Betriebskostenzuschuß für die Rheinfähre zwischen 
St. Goarshausen und St. Goar zu übernehmen. 


Anlage 117 

Antwort 

des Pari Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt- Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/206 Frage B 82): 

Ist die Bundesregierung auf Grund des Rechtsstreits um die 
Eintragung des Empfangsgebäudes des Bahnhofs Frankfurt 
(Main) -Süd in die vorläufige Denkmalliste bereit, sicherzustellen, 
daß vor Veränderungen an Bauten der Deutschen Bundesbahn die 
Beteiligung der Denkmalschutzbehörden im Sinne einer gutacht- 
lichen Stellungnahme nach den jeweiligen Landesgesetzen gege- 
ben ist? 

(B) Die Deutsche Bundesbahn wird die zuständige 
Denkmalschutzbehörde im Planfeststellungsverfah- 
ren zur Umgestaltung des Bahnhofs Frankfurt/M.- 
Süd beteiligen und die Interessen des Denkmal- 
schutzes nach Abwägung mit ihren Betriebsbelangen 
(§ 4 BbG) und in den Grenzen ihrer Wirtschaftsfüh- 
rungsgrundsätze (§ 28 BbG) berücksichtigen. 


Anlage 118 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 83 und 84): 

Sind der Bundesregierung die Schwierigkeiten bekannt, die sich 
aus dem Wochenendfahrverbot für Lastkraftwagen in der Haupt- 
ferienzeit für den Transport leicht verderblicher Güter wie zum 
Beispiel Frischobst und -gemüse vom Erzeuger zum Verbraucher 
ergeben, und ist die Bundesregierung bereit, diesen Schwierig- 
keiten durch eine Verbesserung der Regelungen über die Er- 
langung von Ausnahmegenehmigungen abzuhelfen? 

Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, die Möglichkeit 
der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen für Lastzüge und 
Sattelaufleger, wie sie für den Transport von Frischmilch gege- 
ben wird, auszudehnen auf den Transport auch anderer leicht 
verderblidier Güter wie zum Beispiel Frischobst und -gemüse? 

Die Beförderung von frischem Obst und Gemüse 
während des Lkw-Fahrverbots ist durch Lkw unter 
7,5 t zulässiges Gesamtgewicht ohne Beschränkung 
und durch einzelfahrende Lkw über 7,5 t zulässi- 
ges Gesamtgewicht mit Ausnahmegenehmigungen 
sichergestellt. 


Anlage 119 ^ ^ 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Schröder (Wilhel- 
minenhof) (CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen 
B85 und 86): 

Hat die Bundesregierung die Absicht, dem Antrag der Bundes- 
bahndirektion Hannover auf Auflösung des Bundesbahnbetriebs- 
amts Emden zu entsprechen, oder ist sie bereit, mit Rücksicht auf 
die katastrophale Arbeitsmarktlage im Raum Emden einerseits 
und im Hinblick auf das durch Industrieansiedlung und Bau des 
Dollarthafens zu erwartende stärkere Verkehrsaufkommen, die 
Erhaltung des Bundesbahnbetriebsamts Emden anzuordnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Zielvorgabe des Bundes- 
verkehrsministers zur Neuordnung der Mittelinstanz der Deut- 
schen Bundesbahn dahin gehend zu beeinflussen, daß neben den 
Aspekten des Verkehrs (notwendige Schwerpunktbildung usw.) 
auch strukturpolitische Argumente zur Entscheidung herangezo- 
gen werden, und falls ja, ist sie dann nicht mit mir der Auf- 
fassung, daß es unter Umständen richtiger ist, andere Verwal- 
tungen nach Emden zu verlegen, als das Bundesbahnbetriebsamt 
Emden dem Bundesbahnbetriebsamt Oldenburg zuzuordnen? 

Die Deutsche Bundesbahn muß mit Rücksicht auf 
ihre finanzielle Situation jede Möglichkeit zur Ra^ 
tionalisierung nutzen. Dazu gehört auch die Prü- 
fung, ob ihre innerbetriebliche Organisation noch 
den geänderten Erfordernissen des Verkehrsmarktes 
entspricht, über Reformmaßnahmen in der Organi- 
sationsebene der Betriebsämter entscheidet die 
Deutsche Bundesbahn in eigener Zuständigkeit. Eine 
Genehmigung durch den Bundesminister für Ver- 
kehr sieht das Bundesbahngesetz nicht vor. 

Zur Zeit prüft der Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn, in welcher Weise die Organisation der 
Ämter im nordwestlichen Bereich der Bundesbahn- 
direktion Hannover gestrafft und effizienter ge- (D) 
staltet werden kann. Die Deutsche Bundesbahn hat 
dazu versichert, daß dabei neben Struktur- und 
personalpolitischen Gesichtspunkten (Sozialverträg- 
lichkeit) auch die sich z. B. durch den, Bau des 
Dollarthafens abzeichnenden Veränderungen in die 
Überlegungen einbezogen werden. 


Anlage 120 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Amling (SPD) (Druck- 
sache 8/206 Frage B 87) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Frankreidi bei der 
theoretischen Führerscheinprüfung das Fach Energieersparnis 
zu den Prüfungsfädiem zählt, und ist sie gegebenenfalls bereit, 
auf Grund der dort gewonnenen Erfahrungen auch in der Bundes- 
republik Deutschland dieses Prüfungsfach einzuführen? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß in 
Frankreich das Fach „Energieersparnis" zur theore- 
tischen Führerscheinprüfung zählt. Sie wird die 
notwendigen Auskünfte einholen und dann auf 
diese Angelegenheit zurückkommen. 


Anlage 121 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Biediele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 88): 
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Ist die Bundesregierung bereit, Mittel im Rahmen des Pro- 
gramms für Zukunftsinvestitionen dafür zur Verfügung zu stel- 
len, daß die BAB A 98 als einbahniger Neubau von Singen-Nord 
bis Bietingen (Schweizer Grenze) in der Dringlichkeit 1 a zusam- 
menhängend gebaut werden kann, damit die zur Zeit noch vor- 
gesehene Lücke zwischen Singen-Nord und Hilzingen geschlossen 
wird und der verkehrspolitische Wert dieses Autobahnneubaus 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt in vollem Umfang erreicht wird? 

Die Schließung der noch voihandenen l^ücke im 

Zuge der A 98 zwischen dem Autobahnkreuz bei 
Singen und der Bundesstraße 314 bei Hilzingen ist 
der Bundesregierung gleichfalls ein besonderes An- 
liegen, Daher ist dieser Abschnitt einbahnig als 
Umgehung Singen in den Entwurf des „Programms 
für Zukunftsinvestitionen" aufgenommen worden. 
Damit kann vom Autobahnkreuz bei Singen bis zur 
schweizerischen Grenze bei Bietingen zusammen- 
hängend ein einbahniger Neubau verwirklicht und 
der angestrebte Verkehrswert zum frühestmög- 
lichen Zeitpunkt erreicht werden. 


Anlage 122 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Busdifort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Biediele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 89) : 

Sind Informationen zutreffend, daß durch Unfälle aller Art nach 
einer Untersuchung des Wirtschaftswissenschaftlers Stefan Jokl 
der Bundesrepublik Deutschland alljährlich ein volkswirtschaft- 
licher Schaden in Höhe von 50 Milliarden DM entsteht, und aus 
welchen Anteilen setzt sich dieser Gesamtschaden zusammen? 

Auf Grund von Forschungsarbeiten, die u. a. für 
den Bereich der Arbeitswelt von der dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialotdnung nachgeord- 
neten Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfall- 
forschung vergeben worden sind, haben Wissen- 
schaftler für die Bundesrepublik Deutschland für 
das Jahr 1974 einen volkswirtschaftlichen Schaden 
durch Unfälle in Höhe von etwa 50 Milliarden DM 
angegeben. Diese Gesamtsumme wird unterteilt in 

ca. 24 Milliarden DM für Berufsunfälle, 

ca. 18 Milliarden DM für Verkehrsunfälle, 

ca. 8 Milliarden DM für Heim- und Freizeitunfälle. 

Die Unfallkosten werden zusammengefaßt aus 
Unfalleinzelkosten für Personen- und Sachschäden 
sowie Betriebsausfall und Unfallgemeinkosten für 
Verwaltung, Rechtsfolge, Polizei u. ä. 

Anlage 123 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 90) : 

Welches sind die Voraussetzungen, unter denen der Bundes- 
V er kehrsminister beim Ausbau der Bundesstraße 29 im Bereich 
Remshalden zwei Anschlußstellen genehmigen könnte, und wäre 
in diesem Zusammenhang die Abstandsvergrößerung zwischen 
den West- und Mittelansdilüssen, wie sie im abgelehnten Plan- 
entwurf enthalten sind — etwa durch Wegfall der Westanschluß- 
rampen in Richtung Schwäbisch Gmünd — , ausreichend? 


Die Abstimmung der Planung für den Ausbau der (Q 
Bundesstraße 29 bzw. der A 87 bei Remshalden mit 
der Landesstraßenbauverwaltung Baden-Württrai- 
berg und den Gemeindeverwaltungen ist noch im 
Gang. Dabei zeichnet sich eine Lösung ab, die sowohl 
den Wünsäien der G^einde Remshalden gerecht 
werden .kann, außerdem aber auch einen aus Grün- 
den der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
notwendigen Anschlußstellenabstand aufweist. Der 
Wegfall der Anschlußrampen in Richtung Schwä- 
bisch Gmünd allein wäre als Basis für eine Kom- 
promißlösung nicht ausreichend. 


Anlage 124 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) 
(SPD) (Drucksache 8/206 Fragen B 91 und 92): 

Inwieweit ist die Bundesiegierung in der Lage und bereit, der 
Errichtung einer Lännschutzvorrichtung im Zuge der Bundes- 
straße 42 entlang der angrenzenden Siedlung des Stadtteils 
Neuwied-Block zuzustimmen, nachdem der Staatsminister für 
Wirtschaft und Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz die Berech- 
tigung der Aniiegerbeschwerden anerkannt hat? 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, im 
Sinne des im Bundesraumordnungsprogrammes formulierten 
Grundsatzes der „dezentralisierten Konzentration" beim Bundes- 
bahnvorstand darauf hinzuwirken, daß bei der Konzentration von 
zwei Bahnmeistereien im Bereich der Bundesbahndirektion Essen 
der bisherige Standort Betzdorf/Sieg beibehalten wird, damit die 
Bedeutung dieses zentralen Orts nicht weiter geschwächt wird? 

Zu Frage B 91 : 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage besteht kein CD) 
Anspruch der betroffenen Anlieger auf Lärmschutz- 
vorrichtungen an der B 42 im Bereich des Stadtteils 
Block der Stadt Neuwied. Der Bund ist deshalb auch 
nicht in der Lage, solchen Maßnahmen zuzustimmen. 

Zu Frage B 92; 

Im Bereich des Bundesbahnbetriebs amte s Siegen 
bestehen z. Z. sieben Bahnmeistereien. Die Deutsche 
Bundesbahn prüft derzeit im Rahmen ihrer Eigen- 
zuständigkeit unter Beteiligung der Personalvertre- 
tungen, vor allem die verwaltungsdienstlichen Teile 
dieser Bahnmeistereien auf zwei Großbahnmeiste- 
reien zu konzentrieren. 

Dabei dürfte Betzdorf/Sieg als Standort eines künf- 
tigen Baubezirks bestehen bleiben, wobei damit der 
überwiegende Anteil des Personals am Ort ver- 
bleibt. 

Mit dem in Ihrer Frage genannten Grundsatz ste- 
hen diese Maßnahmen nicht im Widerspruch, 


Anlage 125 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 93 und 94) : 
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Zu Frage B 96: 


IC) 


Bis -wann kann damit geredmet werden, daß alle Bürger, auch 
alte oder behinderte, bei Zügen der Deutschen Bundesbahn ein- 
oder aussteigen können, ohne hierzu besonders turnerisch aus- 
gebildet zu sein? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
Deutsche Bundesbahn zumindest auf den Haupt- und Umsteige- 
bahnhöfen Elevatoren für Behinderte zum Ein- und Aussteigen 
bereitstellL? 

Der von der Deutschen Bundesbahn (DB) einge- 
setzte Arbeitskreis, der die Benutzung der DB-Ein- 
richtungen durch Behinderte untersuchte, hat auch 
die verschiedensten z. T. in Erprobung befindlichen 
Einstieghilfen wie Hubwagen, schiefe Ebenen und 
Fahrtreppen überprüft. Eine universell zu verwen- 
dende Lösung, die auch mögliche Unfallgefahren 
ausschließt und keine zusätzlichen Personal- und 
Bedienungsprobleme aufwirft, konnte bislang noch 
nicht gefunden werden. Das Bundesbahnzentralamt 
Minden wertet derzeit die Erfahrungen aus, die bei 
den niederländischen Staatsbahnen (NS) mit einer 
Einstieghilfe gemacht wurden. 


Anlage 126 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Jäger (Wangen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 95 und 96) : 

Welches sind die Gründe, die die Bundesregierung veranlassen, 
mit dem Hinweis, daß die Abgeordneten nach Vorliegen kon- 
kreter Vorschläge zu den einzelnen Streckenabschnitten der 
Deutschen Bundesbahn .selbstverständlich die entsprechenden 
Informationen erhalten“ werden (Stenographischer Bericht des 
Deutschen Bundestages 8/16, Anlage 50), meiner konkreten Frage 
auszuweichen, ob die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
jvm der Fertigstellung endgültiger Entwürfe der Staatssekretärs- 
konferenz zum Streckennetz der Deutschen Bjindesbahn zum 
Schicksal der durch ihren jeweiligen Wahlkreis führenden Bahn- 
strecken angehört werden, und muß dieses Ausweichen als Ab- 
lehnung der Durchführung solcher Anhörungen verstanden wer- 
den? 

Wie kommt die Bundesregierung in ihrer Antwort auf meine 
Fragen B 122 und 123 (Drucksache 8/129) zu der Feststellung, 
daß durch den abschnittweisen Ausbau der A 96 und der A 98 
der ^Bevölkerung der von Ortsdurchfahrten betroffenen Städte 
Wangen, Leutkirch und Isny sowie der Gemeinde Aichstetten/ 
Altmannshofen keine besonderen Verkehrsgefahren drohen, an- 
gesichts der Tatsache, daß diese abschnittweise Fertigstellung 
nicht nach der Priorität vorhandener Engpässe, sondern jeweils 
im Anschluß an bereits fertiggestellte Autobahnabschnitte er- 
folgt, so daß nach der Lebenserfahrung die 1979 vorhandenen 
durchgehenden Autobahnverbindungen bis Ferthofen bzw. bis 
Weitnau einen unverhältnismäßig größeren Verkehrsstrom als 
bisher auf die B 18 bzw. B 12 leiten werden? 

Zu Frage B 95: 

Die Mitglieder des Deutschen Bundestages können 
jederzeit in Angelegenheiten der Streckenprobleme 
der Deutschen Bundesbahn Stellung nehmen. Es ist 
aber verfrüht, einzeljie Streckenprobleme erörtern 
zu wollen, solange nicht ein Vorschlag für das 
gesamtwirtsdiaftlidi notwendige Streckennetz als 
Ausgangsbasis für gezielte Diskussion vorliegt. 

In diesem Sinne sollten die Untersuchungsergeb- 
nisse abgewartet werden. Der Entwurf des vorläufi- 
gen Berichtes der Staatssekretärs-Arbeitsgruppe 
über die Ergebnisse in 7 ausgewählten Testräumen 
wird zur Zeit mit den Ländern erörtert. Der Ent- 
wurf ist auch den Mitgliedern des Bundestagsver- 
kehrsausschusses zugegangen. 


Der Bau neuer Autobahnstrecken mußte schon 
bisher fast ausnahmslos in Teilabschnitten erfolgen, 
weil dies der Planungsstand, die meist sehr zahlrei- 
chen Einsprüche im Planfeststellungsverfahren, die 
Finanzierungsmöglichkeiten und auch die Einstufung 
im Bedarfsplan nicht anders zuließen. Dabei hat es 
sich immer wieder gezeigt, daß diese Neubaustrek- 
ken erst nach Herstellung des Netzzusammenhanges 
vom Durchgangsverkehr angenommen wurden. 
Diese Erfahrung wird mit Sicherheit auch für den 
Neubau der BAB A 96 zwischen Memmingen und 
Lindau sowie der BAB A 98 zwischen Wangen und 
Kempten Gültigkeit haben. 

Hiervon unabhängig wird sich der Bundesminister 
für Verkehr darum bemühen, daß im Einvernehmen 
mit den Straßenbauverwaltungen der Länder Baden- 
Württemberg und Bayern alle Möglichkeiten zur 
Behebung örtlicher Schwierigkeiten ausgeschöpft 
werden. 


Anlage 127 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Frage B 97) : 

Ist die Bundesregierung bereit, wegen der Bahnlinie Grafen- 
wöhr — Eschenbach (Bundesbahndirektion Nürnberg) in Verhand- 
lungen mit den betroffenen Kommunen einzutreten mit dem Ziel, 
den Güterverkehr auf dieser Strecke aufrechtzuerhalten, nach- 
dem sich der Landkreis Neustadt a, d. Waldnaab und die Wirt- 
schaft des Raums bereit erklärt haben, für einen Zeitraum von 
fünf Jahren jeweils 10 000 bzw. 7 000 DM für die erforderlichen 
Reparaturen des dortigen Bahnkörpers zur Verfügung zu stellen? 

Wegen des geringen Verkehrsaufkommens (im 
werktäglichen Durchschnitt 28 t) für die 6 km lange 
Strecke hat der Bundesminister für Verkehr am 
13. Februar 1976 der dauernden Einstellung des 
Gesamtbetriebes der Teilstrecke Grafenwöhr — 
Eschenbach zugestimmt. Obwohl in Eschenbach in 
einem neu ausgewiesenen Industriegelände Firmen 
angesiedelt wurden, ist das Verkehrsaufkommen 
rückläufig. Da außerdem das Industriegebiet nach 
Aussage der Deutschen Bundesbahn (DB) abseits 
der Eisenbahn angelegt wurde (der Bau von Gleis- 
anschlüssen scheidet deshalb aus), konnte die Ab- 
lehnung des Stillegungsantrages mit der Folge von 
Ausgleichszahlungen nach § 28 a Bundesbahngesetz 
nicht in Erwägung gezogen werden. Die Bundes- 
regierung sieht sich angesichts der Bedeutungs- 
losigkeit des Verkehrs nicht in der Lage, die Wie- 
derherstellung der Bahnanlagen dieses Streckenab- 
schnittes mit zu finanzieren. 

Die Bundesregierung empfiehlt, die von den 
regionalen Stellen angebotenen Zuschüsse den 
Eisenbahnkunden zur Abdeckung der Mehrkosten 
für das Ausweichen nach dem nahegelegenen Bahn- 
hof Grafenwöhr zur Verfügung zu stellen. 
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Anlage 128 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die ScJirift- 

lidien Fragen des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksadle 8/206 Fragen B 98 und 99): 

Welche Überlegungen oder Planungen gibt es zur Zeit bei der 
Deutschen Bundesbahn für die nächsten sechs Jahre bezüglich der 
Arbeitsplätze im Raum Weiden, das heißt, wo und bis wann muß 
nach dem Abzug des Bundesbahnbetriebsamts mit weiteren Ein- 
sparungen durch Rationalisierung und Konzentration gerechnet 
werden? 

Welche Überlegungen gibt es bei der Deutschen Bundesbahn, 
um den einschneidenden Abbau von Arbeitsplätzen im Bereich 
der Bundesbahn Weiden wenigstens teilweise wieder wettzu- 
machen, das heißt, ist die Deutsche Bundesbahn bereit, Maß- 
nahmen zu treffen oder wenigstens intensive Überlegungen an- 
zustellen, um die durch Rationalisierung und Konzentration dem 
Zonenrandgebiet verlorengegangenen Arbeitsplätze wieder zu 
schaffen, wenn ja, wo und in welchem Zeitraum? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) beabsichtigt 

— zur Verbesserung ihres Wirtschaftsergebnisses 
den Verkehrs-, Betriebs- und Unterhaltungsdienst 
im gesamten Bundesgebiet künftig in sog. 
Schwerpunktdienststellen zu konzentrieren, 

— die Zahl der örtlichen Dienststellen entsprechend 
der Nachfrage nach Transportleistungen weiter 
zu reduzieren und 

— die derzeitigen Überkapazitäten im personellen 
und Anlagenbereich dem Arbeitsaufkommen 
unter Berücksichtigung der Sozialverträglichkeit 
der einzelnen Maßnahmen anzupassen. 

Für den Raum Weiden zeichnen sich nach Mittei- 
lung der DB folgende organisatorische Veränderun- 
gen ab: 

1. Im Rahmen der Neuordnung des bau technischen 
Außendienstes soll in jedem Betriebsamtsbezirk 
langfristig nur eine Zentralbahnmeisterei (Bm) und 
eine Signalmeisterei verbleiben. In jedem Falle wird 
es also zur Zusammenlegung der Bm 1 und der Brri 2 
Weiden kommen. Die Entscheidung, wo diese 
Dienststellen endgültig ihren Sitz haben werden, 
wird voraussich tlidh erst 1978 fallen. 

2. Im maschinen- und elektrotechnischen Dienst ist 
beabsichtigt, das Bahnbetriebswerk (Bw) und die 
Starkstrommeisterei Weiden in einer Dienstelle zu 
vereinigen und den derzeitigen Personalüberhang 
im Bw von rd. 175 Personen abzubauen. Der künftige 
Personalbedarf dürfte insgesamt bei etwa 300 Mit- 
arbeitern liegen. 

3. Eine Schließung des Ausbesserungswerkes 
Weiden ist von der DB nicht beabsichtigt. Der Per- 
sonalbestand im Werkstättenbereich muß aber dem 
rückläufigen Arbeitsaufkommen angepaßt werden. 
Personalüberhänge bestehen wie in allen anderen 
Werken auch in Weiden. 

Der Vorstand der DB, der über die vorgenannten 
Einzelmaßnahmen in eigener Zuständigkeit und 
unternehmerischer Verantwortung entscheiden kann 
und hierfür nicht die Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Verkehr benötigt, ist im übrigen bemüht, 
die Arbeitsplätze im Raum Weiden, soweit vertret- 
bar, zu erhalten. 


Anlage 129 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Druck- 
sache 8/206 Frage B 100): 

Welche MeAeahitteii hat die Bundeetegienrng ergriffen, um 

eine bessere Unterbringung und pädagogische Betreuung der 
Auszubildenden in der Ausbildungsstelle Gelsenkirchen-Buer der 
Deutschen Bundespost zu gewährleisten? 

Für die Unterbringung von Auszubildenden des 
Fernmeldeamtes Recklinghausen hat die Oberpost- 
direktion Münster seit 1970 Plätze im St.-Barbara- 
Heim in Gelsenkirchen-Buer angemietet, in dem es 
bisher nur 3- und 4-Bettzimmer gab. Die Ausstat- 
tung ließ — nach heutigen Maßstäben — zu wün- 
schen übrig. 

Im Oktober vorigen Jahres erklärte die Oberpost- 
direktion dem Heimträger, den Unterbringungsver- 
trag nur dann fortführen zu können, wenn die 
Unterbringungsverhältnisse verbessert würden. 

Aufgrund der vorgebrachten Beanstandungen 
wurden zum 1. Januar 1977 Verbesserungen durch- 
geführt. Den 12 Auszubildenden der Deutschen Bun- 
despost stehen jetzt sechs 2-Bettzimmer zu je 18 qm 
in einem abgeschlossenen Teil des Hauses zur Ver- 
fügung. Die Ausstattung und die Möblierung der 
Räume ist verbessert worden. Jeder Raum ist in 
eine Wohn- und eine Schlafeinheit unterteilt. Die 
Waschbecken sind mit Warmwasserspeichern aus- 
gestattet. Spiegelleuchten mit Rasierstecker und 
Trennvorhänge wurden angebracht. Die Räume 
wurden mit Teppichböden ausgelegt. (D) 

Jeder Heimbewohner, der das 18. Lebensjahr 
vollendet hat, erhält auf Wunsch einen Hausschlüs- 
sel. 

Die Deutsche Bundespost zahlt ab 1. Januar 1977 
ein höheres Nutzungsentgelt. 

Neben einem Ballspielplatz im Freien stehen den 
Heimbewohnern im St.-Barbara-Heim an Freizeit- 
räumen zur Verfügung: 

3 Fernseh- und Gemeinsdiaftsräume, 

1 Hobbyraum, 

1 Fittneß-Raum, 

1 Gesellsdiaftsraum mit Diskothek, 

1 Raum mit Tischtennisplatte und Fußballkicker. 

In den Unterbringungsverträgen hat sich das 
St.-Barbara-Heim . verpflichtet, für das leibliche, 
geistige und seelische Wohl der untergebrachten 
Heimbewohner — entsprechend den Forderungen 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes — zu sorgen. Das 
Heim untersteht — wie alle Jugendwohnheime — 
der Aufsicht des Landesjugendamtes. 


Anlage 130 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Damm (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/206 Frage B 101): 
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Weldie Kosten entstehen bzw. sind entstanden für die Vor- 
bereitung und Einriditung der Versudie mit dem Adit-Minuten- 
Takt im Telefonverkehr? 

Zur Aufnahme des durch die Schaffung der Nah- 
bereiche zu erwartenden zusätzlichen Fernsprech- 
verkehrs wurden für die Erweiterungen der techni- 
schen Einrichtungen und für die Ausrüstung der 
Ortsvermittlungsstellen in den 6 Versuchsbereichen 
ca. 10 Millionen DM aufgewendet. 


Anlage 131 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Ibrügger (SPD) 
(Drucksache 8/206 Fragen B 102 und 103): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsadie, daß z. B. im 
Land Nordrhein-Westfalen bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt den 
Bewilligungsbehörden auf Kreisebene keine Verfahrensvorschrif- 
ten für die Antragstellung und Bewilligung vorliegen, iind kann 
davon ausgegangen werden, daß wegen fehlender Antragsmög- 
lichkeiten die Durchführung von Modernisierungsmaßnahmen im 
Jahr 1977 hinausgezögert wird? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um eine 
zügige Erarbeitung von Durchführungsbestimmungen für die An- 
wendung des Wohnungsmodernisierungsgesetzes in den Ländern 
zu fördern? 

Seit 1974 fördern Bund und Länder in gemeinsa- 
men jährlichen Programmen die Modernisierung von 
Wohnungen. Durch das am 1. Januar 1977 in Kraft 
getretene Gesetz zur Förderung der Modernisierung 
von Wohnungen (Wohnungsmodernisierungsgesetz 
— WoModG) ist die Förderung auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt worden. Gemäß §§ 6 und 7 
WoModG muß das Gesetz noch um eine vom Bund 
(B) und den Ländern zu treffende Verwalt ungsver ein- 
barung ergänzt werden; über ihren Inhalt konnte 
anläßlich einer Konferenz am 4. März 1977 mit den 
für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zu- 
ständigen Ministern (Senatoren) der Länder eine 
grundsätzliche Einigung herbeigeführt werden. Mit 
einer formellen Unterzeichnung der Verwaltungs- 
vereinbarungen mit den Ländern ist für Mitte bis 
Ende April 1977 zu rechnen. 

Nach der im Grundgesetz geregelten Aufgaben- 
teilung obliegt die Förderung der Modernisierung, 
wie die Förderung des Wohnungsbaus überhaupt, 
den Ländern. Die eigentliche Bewilligungstätigkeit 
im Rahmen des Modernisierungsprogramms 1977 
kann erst beginnen, wenn die Länder auf Grund der 
oben erwähnten Verwaltungsvereinbarung — ihrer 
Durchführungskompetenz entsprechend — Durch- 
führungsrichtlinien erarbeitet haben. Schließlich 
müssen auch die haushaltsrechtlichen Voraussetzun- 
gen für die Bereitstellung der öffentlichen Mittel 
geschaffen sein. 

Soweit ich unterrichtet bin, sind die Länder mit 
der Vorbereitung der Durchführungsrichtlinien be- 
faßt. 


Anlage 132 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Leicht (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Fragen B 104 und 105): 


steht den Seminaren, die die Europa-Union Deutsdiland im (Q 
Verband der Aktion Europäisdier Föderalisten unter Gymnasia- 
sten durdigeführt und die durdi das Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen gefördert werden, ein Interesse der 
Jugend gegenüber, und wie stark werden sie besucht? 

Wie hat sich das Interesse der Jugend an deutschlandpoliti- 
schen Veranstaltungen entwickelt, und wie sehen die Perspek- 
tiven des Bundesministeriums für innerdeutsche Beziehungen für 
die Zukunft aus? 

Zu Frage B 104: 

Den Seminaren, die die Europa-Union Deutsch- 
land über ihre Landesverbände mit Gymnasiasten 
durchführt, und durch das Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen gefördert werden, steht 
ein unvermindert starkes Interesse der Jugend ge- 
genüber. Die Förderung der Seminare erfolgt im 
Rahmen der deutschlandpolitischen Aufgaben mei- 
nes Hauses und deckt einen Teilbereich der weiter- 
gefaßten bildungspolitischen Interessen und Zielset- 
zungen der Europa-Union ab. Im Jahre 1976 wurden 
von der Europa-Union insgesamt 76 deutschlandpo- 
litische Bildungsmaßnahmen mit 2 217 Teilnehmern 
durchgeführt. 

Zu Frage B 105: 

Das Interesse der Jugend an deutschlandpoli- 
tischen Veranstaltungen findet seinen Ausdruck in 
politischen Bildungsveranstaltungen, Begegnungen 
und Informationsfahrten. Das Bundesministerium 
für innerdeutsche Beziehungen fördert diese Maß- 
nahmen und unterstützt die vielfältigen Bemühun- 
gen der freien Träger zusätzlich durch geeignete 
Arbeitsmaterialien, die auch im deutschlandpoliti- 
sehen Unterricht an Schulen verwendet werden und 
eine gesteigerte Nachfrage erfahren haben. 

Im Rahmen der vom Bundesministerium für in- 
nerdeutsche Beziehungen geförderten Veranstaltun- 
gen ist ein zunehmendes Interesse der jugendlichen 
Teilnehmer an deutschlandpolitischen Fragen festzu- 
stellen, was sich u. a. in den steigenden Teilnehmer- 
zahlen ausdrückt. 


Anlage 133 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Curdt (SPD) 
(Drucksache 8/206 Fragen B 106 und 107): 

Ist die Bundesregierung bereit, mit der Regierung der DDR 
Verhandlungen mit dem Ziel der Öffnung des Grenzübergangs 
Duderstadt für den Waren- und Güterverkehr aufzunehmen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Öffnung 
des Grenzübergangs Duderstadt für den Waren- und Güterver- 
kehr zugleich auch zu einer wirtschaftlichen Stärkung des eigenen 
Grenzraums führt und die strukturellen Schwierigkeiten lindern 
hilft? 

Zu Frage B 106: 

In einem Briefwechsel zum Grundlagenvertrag 
vom 21. Dezember 1972 hat die DDR die Bundes- 
regierung darüber informiert, vier neue Grenzüber- 
gänge, nämlich Salzwedel, Worbis, Meiningen und 
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(A) Eisfeld, für den Personenverkehr zu öffnen. In Ver- 
handlungen mit der DDR über die Gestaltung des 
grenznahen Verkehrs sind Vertreter der Bundes- 
regierung wiederholt mit der Frage an die andere 
Seite herangetreten, ob die§e Übergänge nicht auch 
vom gewerblichen Güterverkehr benutzt werden 
könnten, nachdem ÜT einem Einzelfall ein Transport 
für dringend benötigte Ersatzteile über den Grenz- 
übergang Duderstadt/Worbis von den DDR-Behör- 
den gestattet worden war. 

Bisher hat die DDR keine Bereitschaft erkennen 
lassen, auf den von unserer Seite vorgebrachten 
Wunsch einzugehen. Der wichtigste Grund für die 
bisher ablehnende Haltung der DDR dürfte darin 
liegen, daß die Abfertigungsanlagen auf seiten der 
DDR nur für den Personenverkehr und nicht für den 
Güterverkehr gebaut und geeignet sind. 

In der gegenwärtigen Situation bestehen keine 
Aussichten auf Erfolg, wenn diese Frage von der 
Bundesregierung in Verhandlungen eingeführt wer- 
den würde. Die Bundesregierung wird die Angele- 
genheit jedoch erneut aufgreifen, sobald eine 
Chance für eine positive Reaktion der DDR in die- 
ser Frage erkennbar wird. 

Zu Frage B 107: 

Ja, ich teile Ihre Auffassung, daß die Öffnung 
des Grenzüberganges Duderstadt für den Waren- 
und Güterverkehr zugleich auch zu einer wirt- 
schaftlichen Stärkung im grenznahen Bereich füh- 
ren und die strukturellen Schwierigkeiten lindern 
helfen würde. 


Anlage 134 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hauff auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun- 
schweig) (CDU/CSU) (Drucksache 8/206 Fragen 
B 108, 109 und 110): 

Welche genauen Daten liegen der Bundesregierung vor, die den 
Schluß zulassen, daß nach Retortenversuchen der ERDA öl aus 
Ölschiefer auf derzeitiger Basis der derzeitigen ölpreise wirt- 
schaftlich gewonnen werden kann, nachdem die Bundesregierung 
mir in ihrer Antwort auf meine Frage über Energieversorgung 
durch Kohlehydrierung (Drucksache 8/86, Fragen 69 und 70} ant- 
wortete, daß „Flüssigprodukte aus Kohle etwa noch doppelt so 
teuer wie entsprechende Mineralölprodukte" seien? 

Welche Investitionskosten wären für den Beginn des Abbaus 
und die wirtschaftliche Verwertung von Ölsdiiefer im Raum 
Schandelah notwendig? 

Welche Umweltschutzmaßnahmen wären nach bisherigen Er- 
kenntnissen für den Abbau und die Aufbereitung der Ölschiefer- 
vorkommen im Raum Schandelah notwendig? 

Zu Frage B 108; 

Nach Angaben der US-ERDA (energy researcb and 
development administration) sowie der Firmen 
Paraho Ltd. und Union Oil of California ist eine 
wirtscbaftlicbe Scbieferölgewinnung bei einem öl- 
preis von etwa 12 Dollar pro barrel (1 barrel ent- 
spricht 159 Liter) möglich. Diese Zahlen wurden Ver- 
tretern der Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe, Hannover, bei Gesprächen mit Vertretern 


dieser Firmen und der ERDA vor Ort in den USA IQ 
Ende 1975 genannt. Die angegebenen Preise bezie- 
hen sich jedoch auf US-amerikanisches Schieferöl 
aus den untersuchten Formationen und sind nicht 
auf andere Gebiete mit abweichenden Verhältnissen 
übertragbar. 

Von den Kosten für die Herstellung flüssiger Pro- 
dukte aus Kohle kann nicht auf Kosten für die Ge- 
winnung von öl aus Ölschiefer geschlossen werden. 

Bei der Kohleverflüssigung werden erhebliche 
Mengen an Wasserstoff benötigt, dessen Herstellung 
maßgeblich in die Gestehungskosten eingeht, wäh- 
rend Ölschiefer nur einer Schwelung zum Austreiben 
der Kohlenwasserstoffe unterworfen werden muß, 
ein Prozeß, der in den Grundzügen der Kokserzeu- 
gung aus Kohle vergleichbar ist 

Zu Frage B 109: 

Die Bundesregierung fördert bei den Braunschwei- 
gischen Kohlebergwerken (BKB) ein Forschungs- 
und Entwicklungsprogramm mit dem Ziel, die bis-^ 
her nur in Umrissen bekannten Lagerstätten- und 
Vorratsdaten zu erkunden, im Labor gewonnenes 
Schieferöl auf seine Einsetzbarkeit in der petroche- 
mischen Industrie zu prüfen sowie vorhandene 
Schwelverfahren auf ihre technische und wirtschaft- 
liche Realisierbarkeit unter Einschluß von Umwelt- 
schutzaspekten zu untersuchen. Aus dem laufenden 
Programm und seinen bisherigen Ergebnissen kön- 
nen die Investitionskosten für den Beginn des Ab- 
baus und die wirtschaftliche Verwertung von Öl- 
schiefer im Raum Schandelah nicht abgeschätzt wer- P) 
den. Abschätzungen dieser Art fallen primär in den 
Bereich der Unternehmensplanung der BKB. 

Zu Frage B 110: 

Umweltschutzmaßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Ölschiefertagebau umfassen 

— den Bereich der Bergbaumaßnahmen und 

— den Bereich der Aufbereitung und Verschwelung 
zur Gewinnung von Schieferöl. 

Für Maßnahmen im Bereich des Bergbaus sind die 
bergrechtlichen Vorschriften anzuwenden, für den 
Bereich der Aufbereitung und Verschwelung sind 
neben raumordnungsrechtlichen Regelungen insbe- 
sondere die Vorschriften und Regelungen für den 
Immissionsschutz zu beachten. 

Die im einzelnen im Falle eines Abbaus zu tref- 
fenden Umweltschutzmaßnahmen hängen von der 
Entscheidung über technische Detailfragen ab, die 
erst nach Abschluß der laufenden Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten und ergänzender künftiger 
Untersuchungen getroffen werden können. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Rühe (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/206 Frage B 111): 


1422' 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. Marz 1Ö77 


Kann die Bundesregierung mitteilen, aus welchen Gründen der 
von ihr für den 1. Dezember 1976 zugesagte Bericht über eine 
gemeinsam mit den Ländern koordinierte Auswertung und Doku- 
mentation des Modellversuchsprogramms im Bildungswesen noch 
nicht vorgelegt wurde, und wann mit seinem Erscheinen gerech- 
net werden kann? 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
als Fachminister hat den gewünschten Bericht zum 
1. Dezember 1976 dem Bundesminister der Finanzen 
übersandt. Der Bundesminister der Finanzen hat mit 
Rücksicht auf die Konstituiertmg des 8. Deutschen 
Bundestages und seiner Ausschüsse von einer Wei- 
terleitung an den Haushaltsaussdiuß zunächst. Ab- 
stand genommen und eine Übersendung zum 
28. Februar 1977 geplant. Durch Belastungen infolge 
der Haushaltsberatungen 1977 hat sich die Über- 
sendung erneut verzögert; sie soll nun in Kürze 
erfolgen. Der Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft wird den Bericht gleichzeitig dem Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft übersenden. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Möller (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/206 Fragen B 112 und 113): 

Welche Lehren sind nach Ansicht der Bundesregierung aus 
amerikanischen Erfahrungen zu ziehen (vgl. General-Anzeiger 
vom 24. Februar 1977), nach denen eine lange Phase .verwissen- 
schaftlichten“ Unterridits u. a. eine steigende Zahl von Analpha- 
beten hervorgebracht hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ansicht vieler Fach- 
leute im In- und Ausland, durch die Verwissenschaftlichung des 
Unterrichts würden gerade die lernschwächeren Schüler benach- 
teiligt? 

Zu Frage B 112: 

Wegen der gegebenen Verteilung der Zuständig- 
keit war die Bundesregierung mit diesem Problem 
bisher insoweit befaßt, als sie im Rahmen der ge^ 
meinsamen Bildtmgsplanung von Bund und Ländern 
gemäß Artikel 91b im Jahre 1973 gemeinsam mit 
den Ländern dem Bildungsgesamtplan zugestimmt 
hat, dessen Ziel für den Sekundarbereich I u, a. ist, 
die „Sicherung einer allgemeinen wissenschafts- 
orientierten Grundbildung für alle" zu gewährlei- 
sten. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 


„wissenschaftsorientierte Grundbildung" keinen 
Verzicht auf das Erlernen der üblichen Kulturtech- 
niken bedeutet. 

Die Bundesregierung hat daher keinen Anlaß, Ent- 
wicklungen, wie sie im Artikel des Generalanzei- 
gers vom 24. Februar 1977 dargestellt sind, zu be- 
fürchten. Sie hielte es auch für problematisch, einen 
Zeitungsbericht über bildungspolitische Probleme 
der USA zum Gegenstand einer Betrachtung ganz 
anders gelagerter Verhältnisse in der Bundesrepu- 
blik zu machen. 

Zu Frage B 113: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die 
sogenannte „Verwissenschaftlichung des Unter- 
richts" so mißverstanden wird, daß lemschwächere 
Schüler dadurch benachteiligt werden. Sie möchte 
im übrigen darauf verzichten, auf eine Frage im 
einzelnen einzugehen, die nach Lage der Dinge 
durch die Länder zu beantworten wäre. Ich darf 
anheimstellen, eine entsprechende Frage an die 
Kultusministerkonferenz heranzutragen. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Brüdc auf die Sdiriftlidie 
Frage des Abgeordneten Dr. Sdimitt-Vodcenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/206 Frage B 114): (p) 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das von dem 
ghanaischen Gelehrten Professor Ofosu-Appiah geleitete Projekt 
einer afrikanischen Enzyklopädie im Rahmen der Entwicklungs- 
hilfe oder einer wissenschaftlichen Zusammenarbeit zu fördern? 

Der Bundesregierung liegt bisher kein Antrag vor, 
die Herausgabe einer afrikanischen Enzyklopädie 
durch den ghanaischen Wissenschaftler Professor 
Ofosu-Appiah zu fördern; auch sind Ziel, geplanter 
Inhalt und Zielgruppe dieser Veröffentlichung nicht 
bekannt. Deswegen kann nichts darüber gesagt wer- 
den, ob dieses Vorhaben gemäß der entwicklungs- 
politischen Konzeption der Bundesregierung förde- 
rungswürdig ist. Dies würde geprüft werden, falls 
die ghanaische Regierung einen offiziellen Antrag 
stellt. 



